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V^ VIRUS MinELEUROPA
Plötzlich sind die vermeintlichen Nostalgiker 
am Puls der Zeit, während die Realisten von 
gestern die Welt nicht mehr verstehen (kön­
nen). Plötzlich, das war das Jahr 1989/90, in 
dem der Kontinent Mitteleuropa wieder sicht­
bar geworden ist. Seither hat die Mitteleuropa- 
Debatte ganz neue Züge bekommen. Hatte man 
sie früher den Historikern überlassen (Was war 
Mitteleuropa?), so geht es jetzt um die vitale 
Frage: „Wie sieht die Zukunft Mitteleuropas 
aus?“ Früher galt die Mitteleuropadebatte als 
Luxus, heute ist sie eine Notwendigkeit.
Der Kern der Idee ist einfach: Selbstentfaltung 
in Freiheit. Die Gestaltung und Konkretisie­
rung dieser Idee ist schon wesentlich schwieri­
ger, wie die aufkommenden Nationalismen zei­
gen. Das mitteleuropäische Experiment kann 
nämlich nur dann als gelungen betrachtet wer­
den, wenn die Freiheit aller gegeben ist. Die 
Geschichte unseres Jahrhunderts hat gerade im 
mitteleuropäischen Raum schmerzlich spüren 
lassen, was Selbstentfaltung für nur ein Volk 
oder für nur eine Klasse oder für nur eine Welt­
anschauung bedeutet.
Die Mitteleuropadebatte ist also notwendig, zu­
mindest hilfreich. Die Zeitschrift „politicum“ 
und das „Projekt Mitteleuropa“ im Josef-Krai- 
ner-Haus wollen auch ihren Beitrag leisten. Bei 
der Redaktion zeigten sich aber bald erhebliche 
Schwierigkeiten: Eine umfassende Abhandlung 
des Themas war nicht möglich und die Struktu­
rierung des Heftes schien genauso schwierig 
wie die Strukturierung der Mitteleuropadebatte 
insgesamt. Vor allem wurde einmal mehr deut­
lich, daß unsere Debatte eigentlich vielsprachig 
geführt werden müßte, daß die Dominanz des 
Deutschen in diesem Gespräch unzulässig ist. 
Es soll nicht verschwiegen werden, daß eine 
ungarische und slowenische Zusammenfassung 
der Beiträge des Heftes geplant waren, daß wir 
uns aber als Redaktion mit diesem Vorhaben 
eindeutig überfordert hatten. Das soll nicht ent­
mutigen, sondern Schreiber und Leser motivie­
ren, diese Herausforderung der Vielsprachig­
keit anzunehmen.
Die Anordnung der Artikel dieses „politicum“ 
ist zwar nicht willkürlich, doch sie entspricht 
auch nicht einem sich durchziehenden roten 
Faden. Die unterschiedlichen Beiträge und vor 
allem die fehlenden Beiträge spiegeln den ge­
genwärtigen Stand des Gespräches über Mittel­

europa wider. Diesem Umstand versuchte auch 
der ungarische Graphiker des Heftes, Janisz 
Horvath, Rechnung zu tragen.
Nach dem Jahr 1989/90 ist das Projekt Mittel­
europa konkret geworden. Die Idee muß sich 
nun in der Praxis, in konkretem Tun bewahr­
heiten und bewähren. Mitteleuropa konkret, 
das heißt: Ungarischkurs in der Hauptschule 
Anger, slowenisch-steirische Gemeindepart­
nerschaften, die viele unbedankte Kleinarbeit 
bei der Organisation der Rumänienhilfe etc. 
Die Mitteleuropaidee läßt sich vielleicht mit ei­
nem Virus vergleichen, das freilich gutartig 
sein müßte. Über Viren weiß man nicht allzu­
viel: „A virus is a virus“, hat der Medizinno­
belpreisträger Andre Lwoff gesagt. Aber soviel 
weiß man doch: Ein Virus ist ein Kleinstlebe- 
wesen, das für sich allein nicht existieren kann.
Es befällt einen lebendigen Organismus und be­
wirkt in ihm Veränderungen. Die Aktivität ei­
nes Virus kann durchaus segensreich für den 
Organismus sein. Zum Beispiel können Viren 
krankheitserregende Bakterien vernichten. 
Ähnlich ist es mit der Mitteleuropaidee. Auch 
hier gibt es bereits größte Schwierigkeiten bei 
der Definition. „Mitteleuropa is Mitteleuropa“ 1 
könnte man sagen, ohne deswegen Nobelpreis­
träger sein zu müssen. Und es stimmt auch, 
daß die Mitteleuropaidee für sich nicht existie­
ren kann. Sie verlangt nach Vernetzung und 
Anwendung. Sie möchte Organismen wie Kul­
tur, Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und reli­
giöses Leben infizieren, um dort — oft genug 
unerkannt — positiv zu wirken. Sie kann sich 
zum Beispiel als wirksames Mittel gegen den 
Krankheitsherd Nationalismus erweisen. Und 
noch etwas ist dem Mitteleuropagedanken und 
den Viren gemeinsam: Sie können sich in ih­
rem Erscheinungsbild sehr schnell verändern. 
Das politicum-Heft „Die Zukunft Mitteleuro­
pas“ ist ein weiterer Nachweis des Virus Mit­
teleuropa. Nun ist auch die an und für sich als 
besonders resistent geltende Steiermark infi­
ziert. Es wird ihr Schaden nicht sein. Und auch 
für Mitteleuropa kann es nur gut sein, wenn 
eine Region wie die Steiermark an seiner Ge­
staltung mit wirkt, an der Realisierung der kon­
kreten Utopie Mitteleuropa.

Rembert J. Schleicher



Josef Kramer

ZUM JUBILÄUM
Als Landeshauptmann freue ich mich 

besonders, daß dieses Jubiläums- 
„politicum“ der Zukunft Mittel­
europas gewidmet ist. Denn die Perspek­

tiven des zusammenwachsenden Europas, 
in dessen Mitte wir Österreicher und 
Steirer situiert sind, zählt für uns zu den 
wichtigsten Fragen unserer Zeit.
Dieses Jubiläums-„politicum“ mit seiner 
Themenstellung und seinen Autoren ist 
auch ein besonders gutes Beispiel für den 
Anspruch, den diese Zeitschrift seit ihrer 
Gründung mit viel Erfolg zu erfüllen ver­
sucht. „politicum“ will ein offenes und 
kritisches Diskussionsforum für grund­
sätzliche Fragestellungen sein. In den bis­
her erschienenen Nummern wurden zahl­
reiche wichtige Fragen unserer Zeit in 
vielfältigen Facetten mit unorthodoxen 
und auch kontroversen Ideen beleuchtet 
und diskutiert, die viele fruchtbare Denk­
anstöße gaben. Der Blick wurde immer 
wieder über den Tellerrand der Tages­
politik und auch über den Horizont der 
Landesgrenzen hinaus gerichtet.
Darum geht es gerade jetzt angesichts der 
großartigen Veränderungen in Europa. 
Aufgrund ihrer geopolitischen Lage und 
historischen Tradition als jahrhunderte­
langes Grenzland und Residenz der ehe­
maligen Habsburgischen Ländergruppe 
Innerösterreichs am Schnittpunkt der drei 
großen europäischen Kulturkreise — des 
deutschen, des romanischen und des sla­
wischen — hat die Steiermark stets eine 
ausgeprägte Verantwortung gezeigt.
So wurde nach 1945 die aktive Nachbar­
schaftspolitik schon von meinem Vater 
initiiert, gepflegt und geprägt, durch wel­
che die negativen Konsequenzen für das 
Grenzland durch die unterschiedlichen 
gesellschaftspolitischen Systeme gemil­
dert werden konnten und beispielgebend 
das Prinzip einer offenen Grenze zwi­
schen Staaten unterschiedlicher Ideolo­
gien ermöglicht wurde.
@ So wurde die Grazer Messe bewußt 
als Südost-Messe wieder ins Leben ge­
rufen, als Tor zur Wirtschaft der süd­
osteuropäischen Länder Mitteleuropas zu 
uns und umgekehrt.
® So wurde von Hanns Koren der Tri­
gon-Gedanke, also der Zusammenarbeit 
und wechselseitig befruchtenden Kon­
frontation der Künste an diesem Schnitt­
punkt der drei großen europäischen Kul­
turkreise entwickelt.
# So arbeiteten seit langem auch die 
Universitäten im steirischen, slowenisch­
kroatischen und oberitalienischen Raum 
zusammen.
@ So war die Steiermark einer der 
Hauptinitiatoren der Arbeitsgemeinschaft 
Alpen-Adria, die am 20. November 1978 
von den österreichischen Ländern Steier­
mark, Kärnten und Oberösterreich, den 
italienischen Regionen Friaul-Julisch-Ve-

netien und Venetien sowie den jugoslawi­
schen Teilrepubliken Slowenien und 
Kroatien gegründet wurde. Salzburg und 
Bayern wurden damals bereits aktive Be­
obachter. Später kamen neue Regionen 
hinzu — vor allem die Komitate West- 
Ungams, die Lombardei, Südtirol und 
das Trentino!
War früher im Zusammenhang mit der 
Steiermark meist von Standortnachteilen 
die Rede, kann man heute immer öfter 
hören, daß unser Land eine neue Stand­
ortattraktivität gewonnen hat, die uns 
neue Verantwortung zuweist und eigent­
lich unsere klassische Rolle des alten 
Innerösterreich neuerlich zugemessen er­
hält.
Durch den Aufbrach des Ostens und Süd­
ostens Mitteleuropas ist die Steiermark 
insgesamt von einem „Blinddarm“ wie­
derum in die Mitte, sozusagen ins „Herz“ 
Europas, gerückt.
Mittelfristig hat sich unsere frühzeitige 
Initiative sehr „bezahlt“ gemacht. Poli­
tisch, kulturell und auch wirtschaftlich. 
Dies unterstreicht auch die Richtigkeit 
unserer Politik, nämlich einerseits außer­
ordentliche Kraftanstrengungen zum 
Ausgleich der Benachteiligungen durch 
die Grenz- und Randlage insbesondere in 
der Infrastruktur und in der Wissen­
schafts-, Wirtschafts- und Innovations­
politik zu setzen, und andererseits eine 
aktive regionale Außenpolitik in der Ar­
beitsgemeinschaft Alpen-Adria zu betrei­
ben.
Forcierte EG-Integration und regionale 
Außenpolitik sind dabei zwei Seiten der­
selben Medaille, die nicht gegeneinander 
ausgespielt werden dürfen.
/Für beides engagieren wir uns mit größter 
Konsequenz und Überzeugung.
Die ARGE Alpen-Adria hat in diesem eu­
ropäischen Mikrokosmos der letzten 12 
Jahre in vielem Avantgarde- und Pionier­
funktionen übernommen und viele Ent­
wicklungen des Ost-West-Verhältnisses, 
die sich erst in den letzten Jahren heraus­
bildeten, vorwegnehmen können.
Warum Mikrokosmos? Weil auf klein­
stem Raum abbildhaft die Vielfalt Euro­
pas — die Reichtümer der Geschichte, 
Natur und Kultur, die Innovationskraft, 
aber auch die Kooperation von Mit­
gliedern aller europäischen politischen 
Systeme — neutrale, blockfreie, NATO-,

COMECON-, EG- und Warschauer Pakt- 
Mitglieder — zum Tragen gebracht 
wurde.
In der ARGE Alpen-Adria arbeiteten also 
Regionen aller Systeme zusammen, lange 
bevor Europa jetzt wieder zusammenzu­
wachsen beginnt.
Vor allem die Steiermark hat sich ge­
meinsam mit Venetien für die Aufnahme 
ungarischer Komitate in die Arbeitsge­
meinschaft stark gemacht, was Mitte der 
Achtzigerjahre auch eingeleitet wurde. 
Die ARGE Alpen-Adria ist auch Aus­
druck des neu erwachenden europäischen 
Regionalismus, des Suchens des Men­
schen nach Identität und Geborgenheit, 
nach Heimat, wie es in ganz Europa in 
den Dezentralisierungsbestrebungen nicht 
nur des Westens — von Spanien über 
Frankreich und Belgien — sondern auch 
des Ostens — bis hin zum Baltikum — 
zum Ausdruck bringt.
Dazu ist die ARGE Alpen-Adria auch 
Vorreiter eines europäischen Bewußt­
seins, das sinnvollerweise nur über die 
Regionen wachsen kann.
Föderalismus und interregionale Zusam­
menarbeit müssen zentrale Bauelemente 
einer gemeinsamen europäischen Archi­
tektur sein.
In der ARGE Alpen-Adria wurde auch 
der Mitteleuropa-Gedanke kultiviert.
Es wurden von der Steiermark die Fühler 
aber nicht nur zu den Nachbarn, sondern 
auch in die- anderen Teile Europas und 
der Welt ausgestreckt.
In dem Wissen, daß die Anbindung in 
den dynamischen westeuropäischen Wirt­
schaftsraum eine Lebensnotwendigkeit 
für die Steiermark und Österreich ist, war 
unser Land immer Vorreiter in der EG- 
Politik.
Der Bogen spannt sich von den Besuchen 
des damaligen EG-Kommissionspräsi- 
denten Gaston THORN, des mehrfachen 
EG-Ratspräsidenten Jacques SANTER 
und die ständigen Kontakte mit Spitzen­
politikern aus unseren Nachbarländern 
und Deutschland — um nur einige Bei­
spiele seit Beginn der Achtzigerjahre zu 
nennen — bis zum großartigen Stainzer 
Symposium, welches auch in diesem Ju- 
biIäums-„politicum“ dokumentiert ist.
Ich freue mich auf die Zukunft Europas 
— und natürlich auch des „politicums“.



Erhard Busek

ÖSTERREICH ZWISCHEN 
EG-EUROPA UND MITTELEUROPA

Das europäische Thema hat Konjunk­
tur. Es hat bisweilen im intellek­
tuellen und politischen Diskurs der­
art Konjunktur, daß kluge Geister zu 

Recht vor einem neuen Eurozentrismus 
und einer verengten Nabelschau warnen. 
Vielleicht tut es deshalb gut, eine kleine 
Rückblende zu wagen, um dem gewählten 
Thema neue Facetten abgewinnen zu kön­
nen.
Vor einigen Jahren, als meine Freunde 
und ich „Mitteleuropa“ als zukunftsträch­
tige historische Vision zu artikulieren 
versuchten, hat man uns belächelt. Mit­
teleuropa wurde im besten Falle als histo­
rische Reminiszenz gesehen, nicht aber 
als ein Thema mit Entwicklungspotential. 
Auch die Europäische Gemeinschaft 
stand in der österreichischen Diskussion 
nicht zur Debatte. Brüssel war von Wien 
geistig genauso weit entfernt wie Prag po­
litisch. Das Land ruhte gleichsam in sich 
selbst. Es ruhte in einer zentristischen 
Selbstgefälligkeit, bisweilen gebeutelt 
durch ein politisches oder kulturelles 
Skandalen.
Aus dieser Perspektive heraus kann ich 
die aktuelle Gegenwart nur als aufregen­
des Abenteuer sehen. Das, wovon wir ge­
träumt haben, ist plötzlich quasi über 
Nacht historische Wirklichkeit geworden, 
Osteuropa ist frei, die Todesgrenzen sind 
verschwunden. Das Projekt „Mitteleuro­
pa“ steht plötzlich auf der Tagesordnung, 
ohne daß wir so recht wissen, wie uns ei­
gentlich geschieht.

Das Ende der Selbstgenügsam­
keit
Die neuen Themen der europäischen Po­
litik bleiben nicht ohne Folgen für Öster­
reich. Die Selbstgenügsamkeit mit einem 
spezifisch österreichischen Einschlag des 
Provinzialismus ist in Frage gestellt. Ge­
wohntes zerbröselt, lieb gewordene Legi­
timitäten des politischen Diskurses wir­
ken flach, bisweilen lächerlich. Das Ende 
der Selbstgenügsamkeit und der Selbstge­
fälligkeit ist gekommen, auch wenn man­
che dies nicht wahrhaben wollen. Nicht 
nur die politische und ökonomische, auch 
die kulturell-geistige Landkarte in und 
um Österreich hat sich verändert und ver­
ändert sich weiterhin.
Kein Zweifel, daß die Reaktionen darauf 
ambivalent sind. Zum einen Neugierde, 
Öffnung, Internationalismus, zum ande­
ren ängstliches Zurückgehen, AnMam- 
mem an kollektive Mythen, die letztlich 
nur auf ein kärgliches „Mia san mia“ hin­
auslaufen. Der ganze Gärungsprozeß 
steht jedoch erst am Anfang. Die so not­

wendige und jetzt unentbehrliche Diskus­
sion über die österreichische Identität fin­
det erst zögerlich statt. Die schweren Ver­
luste an Intellektualität, an geistigem 
Selbstbewußtsein und an kritischen Tra­
ditionen des wissenschaftlichen Diskur­
ses, die Österreich während der Zeit des 
Nationalsozialismus durch Verfolgung 
und Ermordung seiner jüdischen Bevöl­
kerung erlitten hat, rächen sich bitter. Die 
Versäumnisse der Zweiten Republik bei 
der Hervorbringung selbstbewußter, un­
abhängiger und international orientierter 
Künstler, Literaten und Intellektueller tun 
ein übriges. Es wäre aber müßig, darüber 
ein Sündenregister anlegen zu wollen. 
Worum es jetzt geht, ist die präzise und 
vorurteilsfreie Festlegung jener Themen 
und Probleme, die uns (heraus)fordern 
und auf die wir Antworten finden müs­
sen, um Zukunft möglich zu machen.

Sind wir Europäer?
Die Frage nach dem künftigen Verhältnis 
Österreichs zur Europäischen Gemein­
schaft, die Frage nach dem Beitritt zur 
EG, ist nicht nur eine wirtschaftspoliti­
sche, obwohl dies in der Öffentlichkeit 
primär unter diesem Gesichtspunkt gese­
hen wird. Diese Frage ist auch eine de­
mokratiepolitische. Und sie ist weiters 
eine nach dem „Europäischen“ in uns. 
Sie ist die Frage, was wir in eine künftige 
europäische Ordnung einbringen wollen 
und können. Und damit ist sie letzten En­
des auch eine Frage nach dem künftigen 
Schicksal des Projekts „Mitteleuropa“. 
Die wirtschaftspolitische Antwort ist ver­
gleichsweise einfach zu geben. Realpoli­
tisch haben wir keine Option eines dritten 
Weges. Wir können uns nicht europäisch 
orientieren, die Vorteile des Binnenmark­
tes lukrieren wollen und zugleich auf ei­
ner Sonderposition außerhalb der Ge­
meinschaft beharren. Die Exportstatistik 
Österreichs gegenüber dem EG-Raum er­
öffnet hier eine allzu deutliche Perspek­
tive.
Schwierigere Problemstellungen ergeben 
sich mit der demokratiepolitischen Di­
mension der Gemeinschaft. Das ist auch 
einer der Hauptpunkte der Kritik an einer 
EG-Annäherang Österreichs. Die immer 
noch so eskalierende Transitproblematik 
in Westösterreich ist ein exemplarisches 
Beispiel. Hier stellt sich für die österrei­
chische Politik die große Herausforde­
rung, zukunftsweisende Lösungen zu fin­
den und auszuhandeln. Verkehrsbela­
stung und Umweltfragen sind sensible 
Themen der Politik in den 90er Jahren. 
Nicht zuletzt von einer gelungenen Ver­

kehrskonzeption für Westösterreich, die 
Transportströme entflechtet und Alterna­
tiven zum Straßenverkehr genügend at­
traktiv macht, wird es abhängen, wie ein 
EG-Referendum der österreichischen Be­
völkerung ausgehen wird. Die eigentli­
che, breite Diskussion über die Mitglied­
schaft Österreichs in der Gemeinschaft, 
über Vor- und Nachteile, hat ja noch gar 
nicht begonnen. Eine Nichtbewältigung 
der Transitprobleme und Ignorieren der 
weit verbreiteten Angst vor weiteren Um­
weltzerstörungen kann eine EG-Diskus- 
sion sehr schnell in irrationale Bahnen 
lenken und Populismen aller Art herauf­
beschwören.
Wesentlich ist aber auch, die Frage nach 
dem „Europäischen“ in uns. Wie sehr 
sind wir eigentlich Europäer und worin 
drückt sich das aus? Die letzten Jahre ha­
ben uns nicht immer ein gutes Zeugnis 
ausgestellt. Die internationale Rezeption 
österreichischer (Innen)Politik war ge­
mischt, mitunter war sie durch negative 
Akzente beherrscht.
Während die heimische Wirtschaft in 
letzter Zeit sehr deutliche Signale der In­
ternationalisierung gesetzt hat, während 
sich die Forschung und die technische 
Entwicklung langsam, aber immerhin auf 
europäische Kriterien und Programme 
beziehen, unterliegt die Innenpolitik noch 
immer der fatalen Dynamik des Überse­
hens, daß viel von dem, was bloß nationa­
les Problem oder- Lösung zu sein scheint, 
im Grunde Außenpolitik ist und das Bild 
der Republik nach außen hin mitbe­
stimmt.
Auch die Kulturpolitik kränkelt. Wir sind 
zwar mit dem Althergebrachten präsent, 
aber nicht mit dem Neuen und nicht mit 
der Gegenwartskultur. Wir geben zu we­
nig originelle Antworten auf aktuelle Fra­
gen. Die massive kulturelle Präsenz im 
Ausland, die gerade ein kleines Land wie 
Österreich dringend bräuchte, ist kaum 
vorhanden. Das Offensive in unserer 
künstlerischen, literarischen und intellek­
tuellen Selbstdarstellung fehlt.
Die zwei kulturellen Großereignisse der 
90er Jahre in Österreich dürfen wir als 
Chance deshalb nicht vertun: die Welt­
ausstellung Wien-Budapest 1995 und das 
1000-Jahr-Jubiläum Österreichs geben 
uns die Möglichkeit, „das andere Öster­
reich“ zu zeigen; das kreative, das fra­
gende, das suchende Österreich, das sei­
ne Probleme an der Jahrtausendschwelle 
nicht als Ursache diffuser Ängste, son­
dern als Aufforderung zur Intellektualität 
und zum klugen Handeln versteht. Dar­
unter ist aber nicht nur eine intellektuelle 
oder technische Aufgabe zu Verstehen, 
sondern auch eine eminent politische



Aufgabe. Das Projekt „Mitteleuropa“, 
das hier unmittelbar hereinwirkt, ist nicht 
nur eine.Chance, es ist auch eine nicht 
einfach zu bewältigende Herausforde­
rung.
Der außenpolitische Kontext der Repu­
blik hat sich in den letzten Monaten gra­
vierend verändert. Da ist zum einen die 
Öffnung nach Osten, die nicht nur Eu­
phorie, sondern auch heikle Fragen der 
Einwanderer- und Flüchtlingspolitik so­
wie der Ausländerbeschäftigung mit sich 
gebracht hat. Da ist zum anderen aber 
auch die Wiedervereinigung Deutsch­
lands, die eine verstärkte kulturelle 
Selbstprofilierung und politische Akzent­
setzung Österreichs erfordert.
Unsere liebevoll gepflegte Vorstellung, 
wir seien die wichtigste Brücke nach Ost­
europa und wir seien ein wichtiges Bin­
deglied zwischen Ost und West, kann 
sehr schnell zur Selbsttäuschung werden. 
Sehr bald werden wir friedlich mit dem 
wiedervereinten Deutschland darum kon­
kurrieren, wer die Mittlerfunktion zwi­
schen Ost und West nun eigentlich wahr­
nimmt. Unsere historisch gewachsene 
Zwischenfunktion kann sehr schnell zu 
einer insularen Situation werden, an der 
das Wesentliche vorbeifließt.
Die Weltausstellung 1995 sollte in diesem 
Prozeß so etwas wie Bilanz sein. Die in­

ternationale Öffentlichkeit wird sich nicht 
nur auf die Inhalte der Weltausstellung 
konzentrieren, sondern auch auf die Fra­
ge, wie wir die Kooperationsachse Öster­
reich-Ungarn und WiemBudapest kon­
struiert haben und wie sie funktioniert, 
ebenfalls ob wir in unserer (Außenpoli­
tik die Zusammenarbeit mit anderen 
osteuropäischen Nachbarn pflegen oder 
nicht pflegen. Viel wird davon abhängen, 
ob es uns bis dahin gelungen ist, aus dem 
mitteleuropäischen Traditionserbe vitale 
Grundlagen für die aktuelle Politik zu 
schaffen.

Projekt „Mitteleuropa“
Wer die Definition des Mitteleuropäi­
schen von György Konräd annimmt, der 
kann die Chancen erkennen, die in die­
sem Projekt stecken. Konräd schreibt in 
seinem „Budapester Tao“: 
„Mitteleuropäer sein bedeutet Ausgewo­
genheit in der Behandlung der Interes­
senskonflikte, eine ästhetische Sensibili­
tät für das Komplizierte, die Mehrspra­
chigkeit der Anschauungsweisen. Seine 
Todfeinde verstehen, das ist die Strategie 
des Verstehens.
Es gibt ein mitteleuropäisches Tao. Um­
geben von einem geheimnisvollen Verhal­
tenskodex, von der Fähigkeit, auch ohne 
viele Worte zu verstehen, umgeben vom

gemeinsamen Wörterbuch ironischer An­
spielungen. Von ähnlichen Vorstellungen 
über Liebe und Tod, aber auch über Ehe 
und Beerdigung. Mitteleuropäer sein 
heißt, die Vielfalt wechselseitig für einen 
Wert zu halten.“
In Paraphrase eines bekannten, allzu in­
flationär eingesetzten Zitats möchte ich 
(trotzdem) sagen: „Mitteleuropa kann 
sein, wenn es nur will!“. Die Länder die­
ser Region brauchen sich keinen Konfö­
derationsträumen hinzugeben, um ihr Po­
tential zu entfalten. Es geht vielmehr um 
einen bestimmten Geist der Nachbar- 
schaftlichkeit, um einen Geist kultureller, 
wirtschaftlicher und politischer Zusam­
menarbeit.
Die kulturelle Vielfalt und die intellek­
tuelle Ironie dieser Region hat dem neuen 
Europa viel zu bieten, wenn das nur alle 
Beteiligten wollen und wenn sie aus ihrer 
Geschichte die emanzipatorische Lektion 
gelernt haben. Für Österreich hat das 
„Projekt Mitteleuropa“, das ein kulturel­
les im weitesten Sinne ist, eine wichtige 
Funktion für seine Identität und Identi­
tätsfindung. Auf einen Punkt gebracht, 
Österreich braucht das EG-Europa nicht 
zu scheuen, wenn es gelassen und mit 
dem „Budapester Tao“ im Handgepäck 
seinen Weg nach Brüssel antritt.
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F
ür Europa ist eine neue Zeit ange­
brochen. Der Pariser KSZE-Sonder- 
gipfel hat mit der .Charta für ein 
neues Europa’ vom 21.-November 1990 

die politischen Strukturen einer neuen 
europäischen Friedensordnung geschaf­
fen. Die in Wien ausgehandelte „Verein­
barung über konventionelle Streitkräfte in 
Europa“ als die bedeutendste Abrü­
stungsvereinbarung der Nachkriegszeit 
soll eine strukturelle Nichtangriffsfähig­
keit der NATO und der Sowjetunion be­
wirken. Der KSZE-Prozeß wurde institu­
tionalisiert. In Zukunft werden regelmä­
ßig Treffen der KSZE-Staaten auf ver­
schiedenen Ebenen stattfinden1. Gesamt­
europäische, ständige KSZE-Institutio- 
nen, wie das KSZE-Sekretariat in Prag, 
das Büro für freie Wahlen in Warschau 
und das Konfliktverhütungszentrum in 
Wien sollen die erreichten rechtlichen 
und politischen Vereinbarungen2 für das 
Europa der 34 (plus Albanien als Beob­
achter) absichem. Unter den „Kalten 
Krieg“ zwischen Ost und West wurde ein 
Schlußstrich gezogen. Daraus ergeben 
sich bisher undenkbare Chancen für Eu­
ropa, aber auch neue Gefahren, die hier 
zuerst erörtert werden sollen, bevor wir 
uns der Frage nach der Zukunft Mitteleu­
ropas in der neuen europäischen Ordnung 
zuwenden und dabei auch auf die Impli­
kationen für die Neutralität Österreichs 
eingehen.

Die neue soziale Frage
Wie nach jedem Krieg hängt der Wert des 
Friedens davon ab, ob es gelungen ist, 
eine tragfahige Grundlage zu schaffen, 
die für alle Beteiligten zumindest eine 
realistische Perspektive im Hinblick auf 
eine Verbesserung ihrer Situation bein­
haltet. Eine solche läßt sich trotz allge­
meiner Anerkennung der Größenordnung 
der Probleme . sowohl hinsichtlich der 
Wirtschaft als auch im humanitären Be­
reich noch nicht wirklich erkennen3. 
Dazu kommen die Auflösungserschei­
nungen der noch bestehenden Vielvölker­
staaten wie Jugoslawien und Sowjet­
union, die ebenfalls mit massiven wirt­
schaftlichen und sozialen Schwierigkei­
ten einhergehen, die den Nationalismus 
noch stärker anfachen. Der Nationalis­
mus verstärkt wiederum den Druck auf 
die Minderheiten. Zu alledem kommen 
noch die Probleme der Umwelt, die wei­
tere erhebliche Mittel erfordern. Das Eu­
ropa des ausgehenden 20. Jahrhunderts 
sieht sich mit einer neuen „sozialen Fra­
ge“ konfrontiert, dem Wohlstandsgefälle 
im Ost-West-Verhältnis.

Daraus ergeben sich große Gefahren für 
die soeben anerkannten Errungenschaften 
im Bereich der Menschenrechte, Demo­
kratie und Rechtsstaatlichkeit. Die Ver­
besserungen im Bereich der militärischen 
Sicherheit, die Nichtangriffsfahigkeit der 
Pakte, die neuen vertrauensbildenden 
Maßnahmen und Kontrollsysteme werden 
durch die Probleme der wirtschaftlichen 
Sicherheit angesichts der damit verbun­
denen politischen Folgen wieder in Frage 
gestellt. Unter diesen Umständen besteht 
die Gefahr, daß es in Europa zu einem 
Rückfall in die Konfliktmuster des 19. 
Jahrhunderts kommen wird, während 
doch gerade die sicherheitspolitischen 
Voraussetzungen für ein friedliches 21. 
Jahrhundert geschaffen wurden.
Wie die Nachkriegsgeschichte des Ersten 
Weltkrieges gezeigt hat, begünstigt wirt­
schaftliche Not antidemokratische und 
nationalistische Tendenzen. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg haben die USA daraus 
die Lehre gezogen und die politische Er­
neuerung in Europa durch ein massives 
Wirtschaftshilfeprogramm in Form des 
Marshallplanes unterstützt. Diese Hilfe 
war ausdrücklich auch zum Schutz der 
notleidenden Europäer gegen den kom­
munistischen Totalitarismus gedacht und 
fiel daher nicht zufällig mit der ersten 
Phase des Kalten Krieges zusammen. 
Eine gleichartige Bedrohung, ein Feind­
bild zur Mobilisierung gleich großer An­
strengungen fehlt heute, was mit dazu 
beigetragen haben mag, daß eine ver­
gleichbar massive und koordinierte Hilfe 
des „Westens“ noch nicht zustande ge­
kommen ist. Sich hier allein auf die 
Kräfte des Marktes zu verlassen, würde 
für die betroffenen Länder die Gefahr des 
Übergangs von der Zweiten direkt in die 
Dritte Welt bedeuten. Tatsächlich wurde 
die Notwendigkeit einer neuen dem 
Marshallplan vergleichbaren Anstren­
gung vielerorts erkannt, wie dies z.B. 
auch in der „Erklärung von Stainz“ an­
läßlich des Symposiums „Kultur, Wirt­
schaft und Politik im Wandel“ vom Sep­
tember 19904 zum Ausdruck kommt.

Die humanitäre Frage
Gefahren drohen einstweilen noch nicht 
in Form der militärischen Gewalt oder ei­
ner totalitären Ideologie, sondern in Form 
von Armutsflüchtlingen, die wir auch 
durch die Errichtung einer .Wohlstands­
mauer“ (Joszef Antall) bzw. einer „Fe­
stung Europa“ oder durch „humanitäre 
Abschreckung“ wie Visapflicht und den 
Einsatz des Bundesheeres nicht werden 
abhalten können. Selbst wenn wir sie

heute mangels Nachweises einer politi­
schen Verfolgung noch zurückschicken 
können, so wird damit nur die Wahr­
scheinlichkeit größer, daß durch eine Ver­
schärfung der wirtschaftlichen und in der 
Folge auch der politischen Probleme bald 
eine wesentlich größere Anzahl als echte 
Flüchtlinge unsere Grenzen überschrei­
tet. Umgekehrt trägt jeder Schilling, den 
diese Menschen sich bei uns erarbeiten 
und eventuell auch nach Hause schicken 
können, zur Verbesserung der Lage ihrer 
Länder bei. Eine größere Durchlässigkeit 
der europäischen Grenzen für Arbeits­
suchende muß daher Teil der europä­
ischen Solidarität in dieser Phase des 
Umbruchs in Europa sein. Dem Wunder 
der Freiheit wird nicht von selbst das 
Wirtschaftswunder folgen, das wir in den 
50er Jahren erlebt haben und das für die 
Bewahrung der Freiheit entscheidend sein 
kann. Heute ist die Ausgangslage zudem 
ungleich besser, auch wem der notwendi­
ge Einbezug der Republiken der Sowjet­
union in die Hilfe die Größenordnung der 
Aufgabe deutlich macht. Dabei ist nicht 
auf die Dritte Welt zu vergessen, die zu 
Recht befürchtet, durch die Ereignisse in 
Europa völlig in den Hintergrund ge­
drängt zu werden bzw. sich über kurz 
oder lang einem einheitlichen Norden 
gegenüber zu. sehen, womit ein Nord- 
Süd-Konflikt bisher nicht gekamten Aus­
maßes heraufbeschworen würde. An­
gesichts der Aussicht auf eine „neue 
Völkerwanderung in Europa“5 scheint die 
Alternative klar: Entweder kommt die 
Hilfe zu den Menschen oder die Men­
schen kommen zu uns.
Dies bedeutet, daß wir uns mit dem Zu­
sammenbruch des Kommunismus nicht 
zufrieden geben körnen, noch daraus 
schnellen Gewim ziehen dürfen. Der 
Osten ist der heimgekehrte Sohn, oder 
besser, Bruder, mit dem jetzt zu teilen ist. 
Wir haben mit den Polen, den Tschechen 
und Slowaken, den Ungarn und den Ru­
mänen um ihre Revolutionen gebangt und 
uns hilflos gefühlt, weil wir so wenig tun 
körnten. Jetzt körnen wir helfen und 
müssen es auch tun, nicht zuletzt in unse­
rem eigenen wohlverstandenen Interesse. 
Ein neues Europa mit einer neuen euro­
päischen Architektur, ein neues europä­
isches Haus wird gewisse Prinzipien be­
achten müssen, damit die Architektur 
tragfähig ist und ein harmonisches Zu­
sammenleben aller ermöglicht. Insofern 
müssen die Außenarchitektur und die 
Innenarchitektur in Einklang gebracht 
werden. Tatsächlich stimmt jedoch die 
Architektur der Außenminister mit der 
durch die Innenminister bestimmten Ein-



richtung oft nicht zusammen: Die Außen­
minister bauen die Treppen und die 
Innenminister sperren die Türen zu. Erst 
hat der Westen in der KSZE mehr als ein­
einhalb Jahrzehnte für Ausreisefreiheit 
gekämpft und nun will er die Einreise 
verweigern. Hier liegt eine der größten 
Herausforderungen für die wirtschaftlich 
reichen Demokratien des Westens.
Ohne funktionierende Reisefreiheit ist 
jedenfalls ein gemeinsames Haus Europa, 
eine Normalisierung der jahrzehntelang 
gestörten Beziehungen nicht denkbar. 
Wie sollen die natürlichen Beziehungen 
wieder entstehen, wenn es Wochen und 
Monate dauert, eine Einreisegenehmi­
gung zu erhalten? Gerade in der Phase 
nach dem Umbruch ist eine Fülle von Be­
ziehungen auf allen Ebenen notwendig, 
besteht ein enormer Nachholbedarf. 
Dafür brauchen wir offene Grenzen in 
Europa.

Die Notwendigkeit einer gesamt­
europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft
Die bestehenden Ansätze der Errichtung 
einer Europäischen Bank für Wiederauf­
bau und Entwicklung (Ost-West-Bank) 
nach dem Muster der Weltbank und ver­
schiedener Projekte im Rahmen der unter 
der Führung der EG stehenden Gruppe 
der 24 sind noch kaum wirksam gewor­
den. Sie bedürfen der Ergänzung durch 
vielfältige öffentliche und private Maß­
nahmen, die jedoch in einem multilatera­
len Rahmen, der EG oder der OECD, in­
stitutionalisiert und koordiniert werden 
sollten.
Angesichts der augenscheinlichen Des­
integration in Mittel- und Osteuropa be-
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wirtschaftlichen Integration in das west­
liche Europa. Im konkreten Fall sind der 
Kern und der Motor der wirtschaftlichen 
Integration in Europa heute die Europä­
ischen Gemeinschaften, der sich in ab­
sehbarer Zeit auch die EFTA-Staaten an­
schließen dürften. Daher haben die neuen 
Demokratien in Mitteleuropa bereits ihr 
Interesse an einem ehestbaldigen Beitritt 
angemeldet. Auch wenn die rechtlichen 
und die marktwirtschaftlichen Voraus­
setzungen noch nicht voll gegeben sind, 
bedarf es doch schon jetzt einer Vision 
für eine gleichberechtigte wirtschaftliche 
Zusammenarbeit im zukünftigen Europa6. 
Auch wenn das Verfahren viele Jahre in 
Anspruch nehmen kann, ist die Perspek­
tive einer Aufnahme sowohl aus wirt­
schaftlichen als. auch aus politischen 
Gründen von erstrangiger Bedeutung. Sie 
würde dem wirtschaftlichen Refofm- 
prozeß eine klare Richtung geben, lang­
fristige Investitionsentscheidungen er­
möglichen und den betroffenen Men­
schen die allgemein erwartete Durst­
strecke und damit das Bleiben in der 
Heimat unter schwierigen Bedingungen 
erleichtern. Auch im Fälle Griechen­
lands, Spaniens und Portugals galt, daß

die Demokratisierung dieser Länder 
wirtschaftlich durch ihre Aufnahme ab­
gesichert werden müsse und daher nicht 
auf ihre EG-Reife gewartet werden kön­
ne. Auch hat bereits Margaret Thatcher 
mit ihrem Vorschlag einer Öffnung der 
EG diese Perspektive eröffnet, während 
Francois Mitterrand bereits Anfang 1990 
von einer „großen europäischen Konföde­
ration“ der Staaten West- und Osteuropas 
sprach7. Schließlich gilt, daß, wenn die 
extrem planwirtschaftliche DDR so rela­
tiv einfach im Wege der deutschen Ein­
heit in die EG aufgenommen werden 
kann, dies bei entsprechendem politi­
schen Willen auch anderen vergleich­
baren Ländern ermöglicht werden muß, 
die bereit sind, die entsprechenden Wirt­
schaftsreformen durchzuführen.
Auch wenn das deutsche Beispiel eines 
massiven Engagements zugunsten der 
Vereinigung nicht verallgemeinerungs­
fähig ist, bleibt doch das Faktum, daß, 
wenn nicht auch eindrucksvolle Anstren­
gungen für die anderen osteuropäischen 
Länder unternommen werden, die Dis­
krepanz in der Behandlung Unfrieden 
stiften wird. Hingegen hätte die EG ein 
weiteres Mal eine historische Mission, 
die friedensstiftende Kraft wirtschaftli­
cher Integration unter Beweis zu stellen. 
Zusammenleben in Europa setzt leben 
können, setzt als Minimum das „Über­
leben“ voraus. Die neue europäische 
Sicherheitsordnung kann mit einem der­
art großen Wohlstandsgelalle nicht funk­
tionieren.

Neue Bedeutung für Mitteleuropa
Angesichts der revolutionären Entwick­
lungen in Mittel- und Osteuropa ist ein 
Funktionswandel des Mitteleuropakon- 
zepts eingetreten. War Mitteleuropa in 
den 80er Jahren ein Konzept der Abgren­
zung gegen Osten unter Bezugnahme auf 
Gemeinsamkeiten über den künstlichen 
„Eisernen Vorhang“ hinweg, steht heute 
der positive Aspekt der „gemeinsamen 
Zukunft“ im Vordergrund. Diese Zukunft 
hat für viele jedoch bereits eine gesamt­
europäische Dimension. Ist damit Mittel­
europa heute überflüssig geworden, hat 
sich das Thema bereits erledigt?
Den meisten Menschen begegnet Mittel­
europa als Begriff vor allem im Wetter­
bericht8. Tatsächlich haben die Völker 
dieses Raumes alle Schlecht- und Schön­
wetterlagen geteilt, waren von den Groß­
wetterlagen Europas und der Welt ge- 

. meinsam betroffen. Mitteleuropa hat eine 
gemeinsame Geschichte, im Guten wie 
im Schlechten. In ihrem Streben nach 
größerer Autonomie und Selbstbestim­
mung knüpfen viele Völker dieses 
Raumes wieder an zum Teil weit zurück­
liegenden Epochen dieser Geschichte an, 
was neue Nationalismen begünstigt. Die 
Berufung auf alte Gemeinsamkeiten der 
Vergangenheit gibt jedoch vor allem dann 
Sinn, wenn damit neue Gemeinsamkeiten 
hervorgebracht werden sollen. Auch hier

ist ein Funktionswandel notwendig, von 
der „Erinnerungsarbeit“ der gemein­
samen Wurzeln zur „Gestaltungsarbeit“ 
angesichts der Anforderungen des Zu­
sammenlebens in einem demokratischen 
Europa. Hier könnte Mitteleuropa ein 
Vorbild für Europa im Ganzen sein.
An dieser Vorbildhaftigkeit fehlt es frei­
lich noch in vieler Hinsicht. Trotz des 
steigenden Tourismus und vieler Initiati­
ven besteht noch immer ein enormer 
Nachholbedarf an Begegnung und Ko­
operation auf allen Ebenen, attraktiven 
Sprachlernangeboten, Schul- und Städte­
partnerschaften, die auch entsprechend 
gefördert werden müssen, wie dies z.B. 
zwischen Deutschland und Frankreich 
getan wurde. Begegnung aber setzt offene 
Grenzen, setzt Reisefreiheit voraus, die 
im Fall Polens erst wieder herzustellen 
und insgesamt als wertvolles Gut der neu­
gewonnenen Freiheit zu erhalten ist. Wo 
Visapflichten unumgänglich erscheinen, 
stellt sich die Frage ihrer menschlichen 
und unbürokratischen Handhabung. Mit­
teleuropa müßte zeigen, daß es bereit ist, 
die humanitäre Herausforderung des Um­
bruchs in Europa aufzunehmen.
Der mitteleuropäischen Ebene kommt 
vor allem in kultureller Hinsicht besonde­
re Bedeutung zu. Angesichts rasant zu­
nehmender Nationalismen in Europa ist 
die kulturelle Ebene auch von eminenter 
politischer Bedeutung. Die. Frage der 
Minderheiten und ihrer kulturellen 
Rechte wird allgemein als wesentliche 
Zukunftsfrage Europas betrachtet. An ihr 
wird sowohl im Rahmen des Europarates 
als auch der KSZE gearbeitet, wobei etwa 
anläßlich des Kopenhagener KSZE- 
Treffens vom Juni 1990 über die mensch­
liche Dimension die Pentagonale9 mit 
eigenen Entwürfen eine typisch mittel-
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Die Vergrößerung Europas hat als. ihr 
Gegenstück einen steigenden Bedarf nach 
dem kleinen Europa, dem Raum, in dem 
man sich zu Hause fühlen kann, dem 
Raum der unmittelbaren Lebensinteres­
sen, erzeugt, der sich durch Nachbar­
schaft und kulturelle Affinitäten aus­
zeichnet. Dies zeigt sich zum Beispiel 
daran, daß zusammen mit der Verwirk­
lichung des EG-Binnenmarktes auch eine 
verstärkte Berücksichtigung der Regio­
nen für notwendig erachtet wurde, indem 
etwa das EG-Parlament 1988 eine „Ge- 
meinschäftscharta der Regionalisierung“ 
vorschlug. Der Begriff der Region hat 
heute vor allem übernationale Bedeutung. 
Regionen können dort, wo gemeinsame 
Interessen bestehen, auch eine Basis für 
politische Zusammenarbeit abgeben. Bei­
spiele eines solchen Regionalismus sind 
z.B. die ARGE Alpen-Adria, die neue 
ARGE Donauländer und seit kurzem 
auch die Pentagonale. Erstere stellen eine 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Nachbarregionen dar, bei letz­
terer handelt es sich um eine regionale 
Zusammenarbeit zwischen Nachbarstaa­
ten. Mitteleuropa kann so auch als Form 
eines neuen europäischen Regionalismus



verstanden werden. Versuche, einen. An­
tagonismus zwischen Mitteleuropa und 
EG-Europa herzustellen, haben somit 
keine Berechtigung. Dies gilt umso mehr, 
wenn die mitteleuropäischen Staaten in 
absehbarer Zeit einen Teil der erweiterten 
EG bilden werden. Hier ist mehrdimen­
sionales europäisches Denken gefragt, 
das auch den Europarat einschließen 
muß, der zusammen mit der EG und der 
KSZE den europäischen Rechtsraum der 
Zukunft bestimmen wird.
Gerade der — außer im Menschemechts- 
bereich — schon fast abgeschriebene Eu­
roparat erfuhr durch die Demokratisie­
rung Mittel- und Osteuropas eine neue 
Renaissance. Die in seinem Statut veran­
kerten Prinzipien der pluralistischen De­
mokratie, der Herrschaft des Rechts und 
des Schutzes der Menschemechte stellen 
die Grundlagen der westeuropäischen 
Nachkriegsordnung dar, die nunmehr 
durch die Charta für das neue Europa ge­
nerelle Anerkennung in diesem Raum ge­
funden haben. Durch ihren Beitritt zum 
Europarat und zur Europäischen Men­
schenrechtskonvention nehmen sich die 
Staaten Mitteleuropas selbst in Pflicht, 
diese Grundsätze zur Grundlage ihrer 
neuen Verfassungen zu machen.
Die neue Bedeutung Mitteleuropas liegt 
auch darin, daß die Suche nach neuen 
Wegen und Formen der Zusammenarbeit 
in Europa zuerst im kleineren Rahmen 
Mitteleuropas erprobt werden könnten, 
bzw. manch notwendige Maßnahmen in 
dieser historischen Gemeinschaft der 
Kulturen leichter realisierbar erscheint. 
Die — in der Vergangenheit freilich oft 
verletzten — „mitteleuropäischen Tilgen­
den“ des Pluralismus und der Toleranz 
als Grundlagen der guten Nachbarschaft 
könnten ein Modell für ganz Europa 
bilden. Angesichts der Ansiedlung der 
KSZE-Institutionen in Wien, Warschau 
und Prag ergibt sich auch eine friedens­
politische Funktion Mitteleuropas für 
ganz Europa, der jüngst auch durch die 
Aufnahme der Polen als ständige Be­
obachter in die Pentagonale Rechnung ge­
tragen wurde. Mitteleuropa ist eine Grö­
ßenordnung zwischen Nationalismus und 
Supranationalismus, die in Europa ge­
braucht wird.

Auswirkungen der Neuordnung 
Europas auf Österreichs Neutra­
lität
Welches sind nun die Implikationen die­
ser Entwicklung für Österreich? Der Ost- 
West-Antagonismus scheint vorläufig 
überwunden. Warum in dieser Situation 
noch neutral bleiben, noch dazu, wenn 
dies den Beitritt Österreichs zur EG er­
schweren könnte?10
Zweifelsohne erfordert die Möglichkeit 
der Überwindung des Ost-West-Gegen- 
satzes eine Neuorientierung der Neutrali­
tät. Dies betrifft vor allem die Neutrali­
tätspolitik, denn die Anpassung des Neu­
tralitätsrechts ist eine Sache der Ent­

wicklung des Völkerrechts. Österreich 
hat seine Neutralitätspflichten auf Dauer 
übernommen und nicht nur im Hinblick 
auf den Ost-West-Konflikt. Die haupt­
sächliche Relevanz der klassischen Neu­
tralität . liegt heute in den bewaffneten 
Konflikten des Südens, wie dies auch der 
Noricum-Prozeß sehr deutlich zeigt. In 
vielen Konflikten der Welt werden „neu­
trale“ Friedenstruppen gebraucht. Die 
österreichische Neutralität ist keine 
„Wegwerfneutrahtät“, über die nach Ge­
brauch so einfach verfügt werden kann11. 
Die völkerrechtliche Neutralität schützt 
uns auch weiterhin davor, in Kriege hin­
eingezogen zu werden. Auch in einer 
kooperativen europäischen Friedensord­
nung bleibt diese Funktion der Neutralität 
aufrecht, erst in einer heute denkbaren,

, aber noch weit entfernten kollektiven re­
gionalen Sicherheitsordnung Europas 
mag dies anders zu beurteilen sein.
Es stellt sich jedoch auch die Frage nach 
der Nützlichkeit des Neutralen in Euro­
pa, da dieser ja nun keinen Puffer zwi­
schen den Blöcken mehr darstellt und 
auch für seine' guten Dienste zwischen 
Ost und West als neutraler Ort der Begeg­
nung nicht mehr gebraucht wird. Hier 
sind die europäischen Herausforderungen 
der Gegenwart anzunehmen und Über­
legungen anzustellen, wo Österreich für 
Europa wichtige Dienste anbieten könnte. 
Die Ansiedlung des Konfliktverhütungs­
zentrums in Wien liegt ganz sicher auf 
der richtigen Linie. Aber auch durch den 
Ausbau von Forschungseinrichtungen für

Grundlagenforschung zü den Problem­
kreisen Migration/Asyl, Minderheiten 
und Nationalitätenproblemen mit regel­
mäßigen gesamteuropäischen Veranstal­
tungen und Treffen von Konfliktparteien 
auf neutralem österreichischem Gebiet 
könnte Österreich einen wichtigen Bei­
trag zum neuen Europa leisten. Wie in 
Deutschland wäre auch in Österreich eine 
Reduktion der militärischen Aufwendun­
gen angebracht. Die frei werdenden Mit­
tel könnten in Forschungsprojekte zur 
Lösung europäischer Problemlagen ge­
steckt werden. Der im letzten Jahr zu­
sammen mit der UNESCO errichteten 
Europäischen Friedensuniversität auf 
Burg Schlaining sowie den anderen dort 
angesiedelten Friedensforschungsinstitu­
tionen als auch dem Österreichischen In­
stitut für Internationale Politik in Laxen­
burg eröffnen sich hier neue Aufgaben. 
Weiters wären mit diesen und anderen zu­
sätzlichen Mitteln Hilfs- und Koopera­
tionsprojekte vor allem im (Aus-)Bil- 
dungsbereich für Mittel- und Osteuropa 
zu finanzieren.
Auch angesichts der wahrscheinlichen 
Erweiterung der EG in der Zukunft um 
Staaten, die heute noch dem Warschauer 
Pakt angehören — die durch die deutsche 
Einheit bereits Teil der EG gewordene 
DDR ist ein besonders krasser Sonderfall 
— kann die Neutralität kein unüberwind­
liches Hindernis darstellen. Dies umso 
mehr, als nunmehr auch die Neutralen 
Skandinaviens und selbst die Schweiz 
zusammen mit anderen EFTA-Staaten



zunehmendes Interesse an einem EG- 
Beitritt zeigen, ohne deshalb gleich an die 
Aufgabe ihrer Neutralität zu denken, 
auch wenn deren Aufrechterhaltung im 
klassischen Sinne im Rahmen einer voll 
verwirklichten politischen Union der EG 
nur schwer vorstellbar erscheint12.

Zusammenfassung
Nach der Epoche der gewaltsamen Tren­
nung Europas geht es bei seiner Neuord­
nung um eine Rekonstruktion auf der 
Grundlage der Selbstbestimmung, der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 
Menschen- und der Minderheitenrechte. 
Daraus ergeben sich neue Möglichkeiten, 
Potentiale, die in Projekten auszulöten 
sind, wie dies in einigen Fällen schon ge­
schieht, neue Strukturen der Zusammen­
arbeit, wobei an manches angeknüpft 
werden kann. Hier braucht es Vision und 
Perspektive, sind Formen institutioneller 
Zusammenarbeit zu schaffen, die einen 
Rückfall in autoritäre Strukturen verhin­
dern. Die Bundesrepublik Deutschland 
gibt ein Beispiel, wie in dieser Situation 
Geschichte gemacht werden kann. Ähn­
liches sollte für das Projekt eines neuen 
Europa als Ganzes in Bewegung kom­
men. Dabei sollte nicht vergessen wer­
den, daß angesichts der immer stärkeren 
internationalen Zusammenarbeit der Re­
gierungen im Rahmen von EG und KSZE 
eine gleichwertige parlamentarische 
Komponente noch fehlt.
Wo liegt hier nun in Zukunft die Rolle 
Mitteleuropas? Man könnte Mitteleuropa 
als europäische Welt im kleinen verste- 

8 hen, als ein Laboratorium, wo Modelle 
für Nachbarschaft in Europa erprobt 
werden können. Es geht um Gastfreund­
schaft und Solidarität, um Nachbar­
schaftshilfe anstelle eines neuen Feindbil­
des „Fremde“ bzw. „Flüchtlinge“. Mittel­
europa hat Zukunft, wenn statt Abgren­
zungen Gemeinsamkeiten in den Vorder­
grund gestellt werden. Es sieht sich 
jedoch einer Reihe von Gefahren aus­
gesetzt, wie der Umschlag der Euphorie 
über die Selbstbefreiung und der Weih­
nachtssolidarität 1989 in neue, alte 
Ängste. Wir können nicht zur Ostmark 
der Festung EG-Europa werden wollen, 
sondern müssen das ganze Europa im 
Auge haben, das sich in einem neuen 
Aufbruch befindet. Ein wichtiger Teil 
unserer Zukunftschancen liegt in unserer 
spezifisch mitteleuropäischen Lage, mit 
unserem spezifisch mitteleuropäischen 
Erbe. Wie sich schon im Rahmen der re­
gionalen grenzüberschreitenden Zusam­
menarbeit (ARGE Alp, ARGE Alpen- 
Adria, ARGE Donauländer) und der Pen- 
tagonale gezeigt hat, besitzen wir einen 
Schatz an Erfahrung und Gemeinsam­
keiten in der Vielfalt, der zu bewahren 
und für die Erneuerung Europas zu nüt­
zen ist.
Anmerkungen:
i In Zukunft wird alle zwei Jahre ein Folgetreffen statt­
finden, wobei das nächste bereits für 1992 in Helsinki fest­
gelegt war. Die Außenminister werden einmal jährlich als

„KSZE-Rat“ zusammentreten. Mit den laufenden Agenden 
wurde ein „Komitee hoher Beamter“ betraut. Beim ersten 
Treffen des Rates in Berlin soll auch die Schaffung einer 
parlamentarischen Versammlung der KSZE geprüft wer­
den.
2 Dabei handelt es sich um die Schlußakte der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit (KSZE) von Helsinki 
von 1975 und die Dokumente der KSZE-Folgetreffen von 
Belgrad 1978, Madrid 1983 und Wien 1989 sowie der dort 
vereinbarten Expertentreffen und Konferenzen, wie ins­
besondere die Pariser (1989) und Kopenhagener Konferenz 
über die menschliche Dimension (1990), das Schlußdöku- 
ment der Konferenz über Vertrauens- und sicherheitsbilden­
de Maßnahmen und Abrüstung in Europa' (KVAE) von 
Stockholm 1986 und, in ihrer Folge, die in Paris feierlich 
Unterzeichnete Wiener .Vereinbarung über konventionelle 
Streitkräfte in Europa“ (VKSE), die auf 22 Staaten be­
schränkt ist und den ebenfalls für Paris, fertiggestellten Ver­
trag über das Ergebnis der Verhandlungen über vertrauens- 
und sicherheitsbildende Maßnahmen (WSBM). Die 
Cjipfelkonferenz der KSZE in Paris schließlich hat in der 
„Pariser Charta für ein neues Europa“ die Grundsätze für 
eine Neuordnung Europas zusammengefeßt.
3 Ein ähnliches Defizit findet sich auch in der einschlägi­
gen friedenspolitischen Literatur, wie etwa in der ansonsten 
ausgezeichneten Analyse von Dieter Senghaas, Europa 
2000. Ein Friedensplan, Frankfurt a. M.. 1990. Siehe auch 
1989: Auf dem Weg zu einem neuen Europa? Friedensbe- 
richt 1990, Dialog, Beiträge zur Friedensforschung, Band 
19, Heft 1 — 2 (1990).
4 Siehe dazu den Bericht von Herwig Hösele in diesem 
Heft.
5 Siehe den gleichnamigen Bericht über eine Vortrags­
reihe des Schweizerischen Instituts für Auslandsforschung, 
in: Neue Zürcher Zeitung vom 16. 11; 1990, S. 17. Der Vor­
stand des soziologischen Instituts der Universität Zürich, 
Prof. Hoffmann-Nowotny, vertrat danach die Ansicht, daß 
der Aufbau neuer „eiserner Vorhänge“ langfristig keine 
Lösung des Problems bringen kann, sondern die weltweiten 
Entwicklungsunteischiede verringert werden müßten, nicht 
zuletzt durch eine Reduktion unseres eigenen Lebensstan­
dards.

6 Tatsächlich spricht die Präambel des EWG-Vertrages 
von 1957 vom „festen Willen, die Grundlagen für einen 
immer engeren Zusammenschluß der europäischen Völker 
zu schaffen“, woraus sich eine Erwartung auf die Öffnung 
der EG für alle europäischen Staaten ableiteh läßt. Nach 
Artikel 237 des EWG-Vertrages über die Aufnahme neuer 
Mitglieder kann jeder europäische Staat beantragen, Mit­
glied der Gemeinschaft zu werden.

7 Le Monde Diplomatique vom Feber 1990, S. 9, Mitter­
rand meinte damit jedoch eine Alternative zum Vollbeitritt.

8 So Erhard Busek anläßlich einer Mitteleuropatagung. 
Auf die verschiedenen Mitteleuropa-Konzepte kann hier 
nicht eihgegangen werden. Siehe dazu etwa Egbert Jahn, 
Zur Debatte über „Mitteleuropa“ in westlichen Staaten, in: 
Dialog Beiträge zur Friedensforschung, Bd. 15, Heft 2 
(1989), 40—50. Zur jüngsten Debatte um Mitteleuropa mit 
oder ohne ein möglicherweise hegemoniales Deutschland 
siehe Emil Brix, Mitteleuropa und die deutsche Einheit, in: 
Mitteleuropäische Perspektiven, Wien 1990 und Gerald 
Stourzh. Nach der deutschen Einheit: Österreichs Standort 
in Europa, in: Europäische Rundschau 90/4, 3—13.

9 Siehe dazu Emst Sucharipa. Die Pentagonale. Eine 
neue Form der regionalen Zusammenarbeit in Mitteleuro­
pa, in: Europäische Rundschau 90/3, S. 25—47. Mitglie­
der der Pentagonale sind derzeit die CSFR, Italien, Jugosla­
wien, Österreich und Ungarn.

10 Vgl. Michael Lingens, Mehr Neutralität gegenüber der 
Neutralität, in: Wochenpresse Nr. 44 vom 2. 11. 1990.

U Siehe dazu Wolfgang Benedek, Neutralität: Das Kind 
nicht mit dem Bad ausschütten, in: Kleine Zeitung vom 12. 
5. 1990, S. 3—4, sowie G. Stourzh, Anm. 8.

12 Dies wirft die Frage des zukünftigen Selbstverständnis­
ses der EG auf, wo rivalisierende Konzeptionen vor allem 
zwischen der von Frankreich und Deutschland betriebenen 
politischen Union und Englands Vorstellung einer Öffnung 
der EG auch für die Staaten Mittel- und Osteuropas beste­
hen. Letzterer Vorschlag würde eine Vertiefung der EG 
bremsen und ließe für die Neutralität größere Handlungs- 
spielräurae.



_______ Bernhard Hofmann-Wellenhof________

EUROPÄISCHE PERSPEKTIVEN 
ÄNGSTE UND TRÄUME

Die Welt hält den Atem an, als im 
Oktober des Jahres 1956 die immer 
lauter werdenden Rufe des ungari­
schen Volks nach Reformen durch den 

Einmarsch der sowjetischen Truppen in 
die Hauptstadt Budapest verstummen. 
Die Reformen kommen nur zu schnell, 
aber die Bevölkerung hatte wohl andere 
Änderungen im Staat im Sinn gehabt, die 
sicherlich nicht im Transportgepäck der 
sowjetischen Panzer mitgebracht wurden. 
Nach dem Tod Stalins im Jahre 1953 hatte 
man in Ungarn die Chance gesehen, den 
aus Moskau kommenden Druck zu 
lockern. Die lauter werdenden Stimmen 
blieben nicht lange ungehört. Die Ant­
wort aus Moskau fallt gründlich und voll­
ständig aus. Im Jahr des Einmarsches 
werden tausende Unterstützer des Auf­
stands verhaftet, verurteilt und viele von 
ihnen hingerichtet. Der Prozeß macht 
auch vor Personen in höchsten Ämtern 
nicht halt, allerdings vergeht etwas mehr 
Zeit bis zu den blutigen Urteilen: im Jahr 
1958 werden Ministerpräsident Nagy und 
seine engsten Mitarbeiter hingerichtet, 
die ursprünglichen Reformbestrebungen 
des ungarischen Volks haben ein schwe­
res Joch zur Folge, das mehr als eine 
Generation lang zu tragen sein wird. 
Nicht alle werden mit dem Schicksal der 
fremden Besatzung fertig, etwa 200.000 
Ungarn fliehen in dieser Zeit aus ihrem 
Land.
Die Welt hält im Sommer 1989 den Atem 
an, als einige zehntausend Bürger der da­
maligen DDR ihr Land verlassen und 
nach Ungarn fliehen. Welche Entschei­
dung wird Budapest nun treffen, die der 
Linientreue oder die der Menschlichkeit? 
Was war passiert? Durch die Perestrojka- 
Politik Gorbatschows, der die Ohnmacht 
des kommunistischen Systems in bezug, 
auf die Wirtschaft erkannt hat und der die 
Kooperation mit dem Westen sucht, profi­
tieren die Ostblockstaaten. Ungarn, den 
anderen Ländern des kommunistischen 
Staatenbundes immer einen Schritt vor­
aus in Richtung Freiheit und Demokratie, 
baut den Eisernen Vorhang entlang der 
österreichisch-ungarischen Grenze ab. 
Für die Bewohner der ehemaligen DDR 
winkt die Freiheit, lockt der Ausweg über 
eine Grenze, die lange Zeit unüberwind­
bar schien.
Ungarn setzt ein Signal, das ganz Europa 
berührt. Ein Abkommen mit der DDR 
wird einseitig aufgekündigt und da­
durch den DDR-Flüchtlingen die Aus­
reise über Österreich in die BRD ermög­
licht. Die ergreifenden Bilder von der 
Ankunft dieser Flüchtlinge gehen um die 
ganze Welt. Dieser Schritt in die Freiheit,

den Ungarn für die Bürger eines durch 
das System deklarierten Bruderstaates 
setzt, hat wenig später im eigenen Land 
in dieser Geschwindigkeit nie erahnte 
und nie erhoffte Folgen. Im Herbst des­
selben Jahres, also immer noch 1989, 
wird die kommunistische Partei Ungarns 
aufgelöst, der Stern, das Symbol des 
Kommunismus, wird aus der Flagge ge­
schnitten. Ein Mehrparteiensystem wird 
eingeführt und die ersten freien Wahlen 
für das Frühjahr 1990 angesetzt. Die 
Panzer, die seit .1956 zum gewohnten Bild 
in Ungarn geworden sind, haben ihren 
Schrecken verloren, da der Rückzug in 
die Sowjetunion in den nächsten Jahren 
vollzogen werden wird.
Noch dramatischer, da die Wirkung noch 
viel tiefgreifender liegt, verläuft die Ent­
wicklung in der ehemaligen DDR, Nach 
der Massenflucht der DDR-Bürger in den 
Westen im Sommer 1989 brechen immer 
mehr Unruhen im Gebiet der DDR aus. 
In Leipzig wird in Massenprotesten gegen 
die Staatsführung demonstriert. Die An­
dachten in der Nikolaikirche sind die 
Basis für die Protestmärsche, die völlig 
friedlich und teilweise vollkommen laut­
los in der Art eines Schweigemarsches 
durchgeführt werden. Auch in zahlrei­
chen anderen Städten der ehemaligen 
DDR gibt es Protestkundgebungen. Eine 
Massendemonstration in Ostberlin verur­
sacht im November 1989 schließlich den 
Rücktritt der DDR-Regierung und des 
SED-Politbüros. Am 9. November 1989 
wird die Öffnung der DDR-Grenze zur 
Bundesrepublik bekanntgegeben. Darauf­
hin strömen unzählige Menschen in die 
Bundesrepublik. Immer mehr Grenz­
übergänge müssen geöfftiet werden, die 
Mauer, die nahezu unüberwindbar war, 
wovon noch Kreuze von Opfern, die bei 
Fluchtversuchen getötet wurden, zeugen, 
beginnt abzubröckeln. Noch im Novem­
ber wird das Ministerium des berüchtig­
ten Staatssicherheitsdienstes aufgelöst, 
und man beginnt, die Mauer, die 1961 er­
richtet worden war, abzubauen. Im De­
zember führt der westdeutsche Bundes­
kanzler Helmut Kohl mit DDR-Minister- 
präsident Hans Modrow Gespräche über 
die Zukunft der beiden deutschen Staa­
ten. Mit unglaublicher Weitsicht, allen 
anderen Politikern im Denken eine Stufe 
voraus, formuliert Kohl ein Zehnpunkte­
programm, das letztlich die Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten zum Ziel 
hat. Wohl mancher hat vehemente Ableh­
nung aus dem Osten erwartet, aber die 
Probleme im eigenen Land, wirtschaftli­
che wie pohtische, zwingen die Sowjet­
union, daran zu denken, aus dem Westen

Hilfe zu bekommen. Die Weiterentwick­
lung in Richtung Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten ist nicht mehr zu brem­
sen. Am 3. Oktober 1990 schlägt die 
Stunde der vereinigten Zukunft Deutsch­
lands, die Stunde, die nunmehr die Ver­
gangenheit eingeholt hat, als nach Ende 
des Zweiten Weltkrieges Deutschland 
durch die Besatzungszonen zerrissen 
wurde. Die DDR existiert nicht mehr. 
Was mag ein Politiker wie Willi Brandt 
fühlen, der vor nicht allzu langer Zeit 
entschieden gerufen hat: „Die Wieder­
vereinigung ist eine Lebenslüge“, und der 
sich bei der Feier am 3. Oktober nicht ge­
scheut hat, in den vordersten Reihen an 
dieser „Lebenslüge“ teilzunehmen? Wie 
dem auch sei, der Blick in die Zukunft ist 
niemals völlig klar, und im Falle Deutsch­
lands hat es niemanden gegeben, der zu 
Beginn des Jahres 1989 geahnt hätte, wie 
verändert knappe zwei Jahre später die 
politische Landschaft aussehen würde. 
Aus den ausführlichen Darstellungen der 
jüngsten Geschichte Ungarns und der 
ehemaligen DDR wird ersichtlich, wohin 
der Kommunismus führt: die Wirtschaft 
wird ruiniert, die Unzufriedenheit in,der 
Bevölkerung wächst und führt schließlich 
zu Protesten und Unruhen. Das zeigen 
nicht nur die politischen Ereignisse in 
diesen beiden Ländern, auch in den ande­
ren Staaten des Ostblocks gibt es ähnliche 
Entwicklungen. Das rumänische Volk 
steht auf, und Ceaucescu, dem langjähri­
gen Diktator, wird der Prozeß gemacht, 
der zur Liquidation führt. Aus der CSSR 
wird die CSFR, Vaclav Havel, der 
Schriftsteller, der immer wieder mit den 
Behörden in Konflikt gekommen war, 
wird Staatspräsident. In Bulgarien wird 
durch Massenproteste die Regierung un­
ter Ministerpräsident Lukanow zum 
Rücktritt gezwungen, in Polen zeigt der 
Kommunismus Zerfallserscheinungen, 
und sogar in Albanien beginnt man ganz 
vorsichtig, eine Tür in den Westen aufzu­
stoßen.
Wie könnte ein Traum von einem verei­
nigten Europa aussehen? Aus der EG 
wird ein EWR, ein Europäischer Wirt­
schaftsraum. Die Grenzen haben symbo­
lischen Charakter. Statt der NATO und 
dem Warschauer Pakt gibt es nur noch die 
europäischen Friedenstruppen, die auf ei­
nem ähnlichen Prinzip wie die UNO- 
Truppen basieren. Man. merke wohl, es 
handelt sich um einen Traum, vielleicht 
um eine Utopie. Aber Träume können 
wahr, Utopien Realität werden, Man den­
ke nur an das Beispiel Deutschlands.
Es gibt aber auch andere Träume, aus de­
nen man gerne erwacht, weil sie Ängste



verursachen. Die Probleme mit den Na­
tionalitäten werden immer viralenter. In 
der Sowjetunion werden die Unabhängig­
keitsbewegungen stärker und häufiger. 
Die baltischen Staaten, Aserbaidschan, 
Armenien, die Ukraine, Georgien, die 
Russen, sie alle drängen zur Unabhängig­
keit. Noch greifen die Gegenmaßnahmen 
Moskaus wie wirtschaftlicher Boykott 
oder Truppenaufmärsche, aber wie lange 
noch? Die politische Gegenwart Jugo­
slawiens ist ebenfalls durch nationale Se­
parationsbestrebungen gekennzeichnet. 
Slowenien will selbständig werden, die 
Albaner im Kosovo fordern ihre Rechte, 
alte Rivalitäten werden wieder wach. 
Unwillkürlich muß man an die Schüsse 
von Sarajevo denken, deren Echo einen 
langen, blutigen Weg nahm.
Die leeren Regale im Osten, eine Folge 
der Planwirtschaft, und die Ungeduld der 
Bevölkerung, die aus den ersten demo­
kratischen Ansätzen sofortige Wunder er­
wartet, sind weitere Gefahrenmomente, 
die vorerst kein stabiles Europa entstehen 
lassen können. Und genau hier muß der 
Westen helfend eingreifen. Kalte Winter 
verbunden mit Hunger sind Feinde, die 
auf die Dauer nicht zu ertragen sind. 
Geld allein hilft nicht mehr, Lebensmittel 
in ungeheuren Mengen müssen in den 
Osten geliefert werden. Die Deutschen

zeigen den Weg, dem sich auch Öster­
reich anschließt. Vergleichbar mit den 
Care-Paketen, die einst uns aus bitterster 
Not geholfen haben, werden Lebens­
mittellieferungen in die Sowjetunion 
organisiert. Bonn erkennt auch die 
Schwäche im Verteilungs- und Transport­
system in diesern riesigen Land und bietet 
Fachleute an, die für die Endverteilung 
der Hilfslieferungen in der Sowjetunion 
zuständig sein sollen. Die Geschichte ist 
niemals an Überraschungen arm. Hätte 
Deutschland je gedacht, die Vorräte an 
Lebensmitteln, die wegen der Bedrohung 
aus dem Osten angelegt worden waren, 
nun als Hilfeleistung eben dorthin zu lie­
fern?
Versuchen wir, noch einmal eine Traum­
perspektive für ein Europa der Zukunft 
zu formulieren. Wenn es gelingt, den 
Übergang von der Planwirtschaft zur 
Marktwirtschaft in allen kommunisti­
schen Oststaaten mit westlicher Hilfe 
möglichst schnell und erfolgreich durch­
zuführen, dann Mit in Hinkunft die Un­
zufriedenheit der Bevölkerung über die 
wirtschaftliche Lage, die einen ständigen 
Gefahrenherd darstellt, weg. Allerdings 
muß auch beim Volk, bei jedem einzel­
nen, eine neue Einstellung zur Arbeit ge­
funden werden. Ein wirtschaftlich pro­
sperierendes Land ist die Basis für die

Zufriedenheit im Land. Wenn es darüber 
hinaus gelingt, die nationalen Probleme 
durch relative Eigenständigkeit für diese 
Länder zu lösen, wenn also die zentrale 
Steuerung nachläßt, dann könnte eine Zu­
friedenheit entstehen, die ja den Frieden 
impliziert.
Auch aus einem Optimismus für die Zu­
kunft heraus muß man an Gefahren und 
Probleme denken, die vielleicht bald die 
Entwicklung in Europa in ganz neue 
Dimensionen lenken. Man denke an das 
Damoklesschwert über dem Golf, das bei 
einem gerissenen Faden die ganze Welt 
treffen kann. Man denke an die Umwelt, 
in deren Treibhaus wir alle sitzen. Aber 
vielleicht sind gemeinsame Gefahren, 
wenn sie rechtzeitig erkannt und beurteilt 
werden, gemeinsam leichter zu meistern, 
wobei, gerade im Fall von Kuweit, Gefah­
ren nicht immer bekämpft, sondern über­
wunden werden sollen.
Geschichte ist niemals vorhersagbar, dies 
zeigt das vergangene Jahr, das sicherlich 
ein Jahr Europas war. Der Blick in die 
Zukunft bleibt verschlossen, im Leben 
wie in der Politik. Aber er kann mit 
Träumen gepflastert sein, in denen die 
Angst nicht vorkommt. Europa ist unser 
aller Boot, und wir müssen versuchen, an 
einem Strang zu ziehen, damit die Segel 
den richtigen Kurs erlauben.



__________ Reinhard Rack

ÖSTERREICHS STANDORT 
IN EUROPA

Das Jahr 1989 war in Europa und für 
Europa ein „aiinum mirabilis“, ein 
Jahr der wunderbaren Umgestal­
tung. Zu diesem Zeitpunkt, in dieser 

Breite und in einem derart friedfertigen 
Ablauf konnte niemand das Zerbrechen 
der autoritären Systeme in Osteuropa er­
warten. Das, was sich hier abgespielt hat, 
war tatsächlich so etwas wie ein Wunder. 
Die weitere Umgestaltung Europas, die 
Geschehnisse des Jahres 1990 sind, so 
aufregend sie im Einzelfall auch noch ge­
wesen sein mögen, man denke in diesem 
Zusammenhang an die Vereinigung 
Deutschlands, allesamt vergleichsweise 
weniger spektakulär verlaufen; das Attri­
but „wunderbar“ drängt sich für ihre Be­
schreibung nicht mehr auf, die Sprache 
der Reformer und die Beschreibung der 
Reformen werden wieder nüchtener und 
emotionsloser. Die Zeit des beinahe 
atemlosen Staunens ist offenbar bis auf 
weiteres vorbei.
Für diese Ernüchterung des „Morgens 
danach“ gibt es naheliegende und tiefer­
gehende Ursachen. Evident, und so gese­
hen gar nicht mehr besonders reflexions­
bedürftig ist, daß der Umgestaltungspro­
zeß in Europa die Ebene der zahllosen 
schwierigen Detailfragen und Alltagspro­
bleme erreicht hat. Es verläuft daher 
auch (fast) wieder so, wie politische Pro­
zesse eben abzulaufen pflegen — langsam 
bis schwerfällig, nicht immer geradlinig 
und vor allem auch nicht frei von Rück­
schlägen. Statt vom großen Wurf ist wie­
der von der Politik der kleinen Schritte 
die Rede.
Das alles war wohl auch nicht anders zu 
erwarten. An dieser Rückkehr zur Nor­
malität des Fast-AUtages ist auch nichts 
Schlechtes, ln unserem tiefsten Inneren 
sind wir Menschen daraufhin program­
miert, „uns strebend zu bemühen“, auf 
Wunder können und sollen wir hoffen, 
wir dürfen uns nur nicht auf sie verlas­
sen.
Was allerdings in der gegenwärtigen Si­
tuation Anlaß zu einer gewissen Nach­
denklichkeit gibt, ist die Tatsache, daß an 
der Rückkehr zur Normalität im Europa 
des Jahres 1990 doch ein deutliches 
Manko festzustellen ist oder jedenfalls 
festgestellt werden sollte. Es fehlt die 
grundsätzliche Linie! Es fehlt ein Idares 
nachvollziehbares Leitbild für das Europa 
des Jahres 1995 oder auch für das gar 
nicht mehr so weit entfernte Europa 
2000.
Diesen Mangel an Perspektive finden wir 
diesseits und jenseits der Grenze, die bis­
her der Eiserne Vorhang war, also in den 
neuerdings sogenannten Reformstaaten

ebenso wie in unserem Land. In Ungarn 
und in der Tschechoslowakei, in Polen 
und in Jugoslawien (oder sollte man hier 
sagen in Slowenien und Kroatien) wird 
diese Perspektivenlosigkeit gerne doch 
nur scheinbar verdeckt durch schlagwort­
artige aber dafür unrealistische Parolen 
wie etwa dem Anspruch, schon morgen 
Vollmitglied der Gemeinschaft sein zu 
wollen.
Hierzulande scheint man der Kultur einer 
offeneren Ratlosigkeit mehr abgewinnen 
zu können. Dieser Eindruck drängt sich 
jedenfalls nachgerade von selbst auf, 
wenn man etwa die derzeit in die Koali­
tionsgespräche eingebrachten außen- und 
europapolitischen Zielvorstellungen der 
jeweiligen Gesprächspartner näher analy­
siert. Sie lassen befürchten, daß man­
ches, was bereits festzustehen schien, 
wieder fragwürdig geworden sein könnte. 
Das gilt auch und im besonderen für die 
Frage der österreichischen EG-Mitglie- 
derschaft, bzw. ihres politischen Vorran­
ges vor noch immer oder schon wieder 
sehr nebulösen EWR-Vorstellungen.
Die Risiken, die sich aus einer derartigen 
Perspektivenlosigkeit — hüben mit dem 
Infragestellen bereits außer Frage gestell­
ter Zukunftspläne und drüben mit unrea­
listischen Erwartungen eine rasche EG- 
Zukunft betreffend — ergeben, sind be­
achtlich. Am schwersten fällt dabei ins 
Gewicht, daß bei diesem Szenario die 
Gefahr besteht, die Rechnung ohne den 
Wirt zu machen.
Der Wirt, um den es im konkreten Fall 
geht, ist die Europäische Gemeinschaft. 
Sie hat in der Frage der Zukunftsperspek­
tiven Europas nämlich auch noch ein 
ganz gewichtiges Wort mitzureden. Und, 
die Europäische Gemeinschaft scheint 
diesbezüglich sehr genau zu wissen, was 
sie will oder weiß jedenfalls sehr genau, 
was sie nicht will.
Mitteleuropäische Mitgliedschaftspläne 
innerhalb der nächsten paar Jahre und 
österreichische Ja-aber-Vorstellungen 
passen beide nicht ins Konzept der Ge­
meinschaft,
Erste Priorität hat für die EG ihre eigene 
Zukunft und die heißt, erfolgreicher Ab­
schluß des Binnenmarktprogramms in 
den nächsten beiden Jahren, im selben 
Zeitraum auch bereits weitere Schritte auf 
dem Weg zur Wirtschafts- und Wäh-, 
rungsunion und dies alles mit dem ge­
meinsamen Ziel einer Europäischen 
Union.
Mitteleuropa spielt in diesem Konzept 
zwar auch eine, aber eben nur eine deutli­
che nachgeordnete Rolle; Nicht alle Be­
trachter des politischen Geschehens, und

was wohl noch schwerer wiegen mag, 
auch nicht alle Akteure auf der politi­
schen Bühne Europas wollen dies so se­
hen. Aber hier empfiehlt es sich zwi­
schen der politischen Rhetorik anläßlich 
von Staatsbesuchen in Prag, Budapest 
usw. und der deutlich nüchterneren Dik­
tion von konkreten Vertragstexten für die 
sogenannten Reformstaaten ganz klar zu 
unterscheiden.
Für die ehemaligen Staaten Osteuropas 
gibt es ein mehrstufiges Assoziationskon­
zept mit einem mehr oder weniger ausge­
wogenen Paket von Präferenzangeboten 
in bestimmten Bereichen und manifesten 
Schrankenvorstellungen in anderen Berei­
chen. Ausgebaut werden kann und soll 
der Warenaustausch zwischen den Län­
dern der Gemeinschaft und den Reform­
staaten; primär ist hier der industriell-ge­
werbliche Gütersektor angesprochen aber 
auch in bezug auf landwirtschaftliche 
Produkte will die Gemeinschaft ihren 
neuen Partnern offenbar ein wenig entge- 
genkommen. Eher restriktiv bis prohibi- 
tiv gehalten sind hingegen die Vorstellun­
gen im besonderen was die Freizügigkeit 
der Person anlangt; ungebremste und un- 
gelenkte Wanderarbeiterströme aus dem 
Osten sind, was nicht verwunderlich sein 
kann, auch für die Mitgliedsländer der ^ 
Europäischen Gemeinschaft unerwünscht 
bis gefährlich. Von voller Mitgliedschaft 
der Reformstaaten in der Gemeinschaft 
ist im Rahmen dieser Zielvorstellungen 
(noch weit und breit) keine Rede.
Auch was die Position Österreichs be­
trifft, so zeichnet sich für sie fast noch 
deutlicher als im Fall der mitteleuropäi­
schen Staaten, weil hier nicht mehr wirk­
lich durch politische Sonntagsaussagen 
verbrämt, ab, daß die Gemeinschaft recht 
genau weiß was sie will und was sie nicht 

-will. Vorstellbar ist offenbar und zwar in 
zunehmender Konkretheit auch eine 
österreichische Vollmitgliederschaft in 
der Gemeinschaft, innerhalb relativ kur­
zer Zeit ausgehandelt und ins Werk ge­
setzt. Akzeptabel ist eine derartige Voll­
mitgliedschaft aber wohl nur dann, wenn 
sie auf der Basis eines uneingeschränkten 
Bekenntnisses Österreichs zur Gemein­
samkeit der zukünftigen Europäischen 
Union erfolgt.
Das muß, Wie hier nur sehr verkürzt, 
aber immerhin angesprochen werden 
soll, nicht unbedingt auch gleich heißen, 
daß Österreich seine Neutralität auf und 
etwa unsere Verkehrs- und umweitpoliti­
schen Anliegen preisgeben muß, aber das 
heißt wiedemm nur sehr verkürzt, doch, 
daß Österreichs Bereitschaft zu eurqpäi- 
scher Solidarität in grundsätzlich allen



vom Gemeinschaftsrecht und von der 
Gemeinschaftspolitik umfaßten Berei­
chen außer Frage gestellt, sein muß.
Hier könnte und müßte sich auch in be­
zug auf das Thema Mitteleuropa der 
Kreis dann wieder schließen.
Mit der klaren Zielvorstellung Europa 
der Gemeinschaft vor Augen und mit da­
zupassenden konkreten politischen und 
rechtlichen Umsetzungsschritten auch in 
der Praxis in diese Richtung unterwegs, 
läßt sich im Sinne der Erklärung von 
Stainz auch und gerade von österreichi­
scher Seite viel für unsere Nacharn im 
Nordosten, im Osten und Südosten tun. 
Österreich kann dann, was zum Teil ja 
auch bereits gemacht wird, bei Osteuro­
pa-Engagements der Gemeinschaft mit­
tun. Österreich kann hier auch seine be­
sonderen Zielvorstellungen und sein spe­

zifisches know-how einbringen. Und 
Österreich kann schließlich auch allein, 
sozusagen aus eigenem Antrieb und mit 
eigenen Mitteln eine besonders motivier­
te und engagierte Nachbarschaftspohtik 
betreiben, angefangen von staatlichen 
Maßnahmen etwa im Bereich der Auslän­
derpolitik über Kooperationsangebote auf 
allen dafür in Betracht kommenden Ebe­
nen, joint-veritures also nicht nur im wirt­
schaftlichen Bereich, bis hin zum indivi­
duellen Engagement, von uns allen im 
Rahmen unserer privaten Gegebenheiten 
und Möglichkeiten.
Wenn sich Österreich und wenn sich die 
Österreicher derart für Mitteleuropa ein- 
setzen, dann wird damit eine europäische 
Aufgabe wahrgenommen. Die europäi­
sche Zukunft und Berufung Österreichs 
und der Österreicher ist aber eine weit

darüber hinausgehende, nämlich die Ein­
bindung Österreichs in das gemeinsame 
Europa der Europäischen Gemeinschaft. 
Österreich gehört schon jetzt geogra­
phisch, wirtschaftlich und politisch-ideo­
logisch in das Europa, das Art 237 des 
EWG-Vertrages so zutreffend und präg­
nant beschreibt, bzw. als Eingangsyoraus- 
setzung in den Kreis der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaften normativ 
vorgibt; Jeder europäische Staat, der ge­
willt und dazu fähig ist, die Zielsetzungen 
der Gemeinschaftsverträge zu überneh­
men, kann Mitglied der Gemeinschaft 
werden. Und diese, Zielsetzungen sind 
Frieden, Freiheit und Demokratie, Plura­
lismus und Marktwirtschaft in einer zu­
künftigen gemeinsamen Europäischen 
Union.



'•Konrad Ginther

SELBSTBESTIMMUNG IN EUBOPA
Selbstbestimmung eines Volkes be­

deutet nach einem engeren Ver­
ständnis von Selbstbestimmung, 
daß ein Volk seinen eigenen souveränen 

und unabhängigen Staat gründet, in eine 
selbstgewählte und frei entschiedene 
Staatenverbindung mit einem anderen 
Staat eintritt, oder sich für irgendeinen 
anderen politischen Status frei entschei­
det. Die Geltendmachung eines Rechts 
auf Selbstbestimmung ist ein völkerrecht­
licher Akt; seine Verwirklichung hängt 
nicht nur von den völkerrechtlich-institu­
tionellen Gegebenheiten, die von Region 
zu Region variieren, sondern auch von 
den jeweils herrschenden politischen 
Rahmenbedingungen ab. In der Verfol­
gung eines Rechts auf Selbstbestimmung 
wird also auch der Wille der engeren und 
weiteren davon betroffenen Staatenge­
meinschaft zu berücksichtigen sein, so­
fern nicht von vornherein der revolutio­
när-militante Weg gewählt wird. Die 
Frage eines europäischen nationalen Be­
freiungskrieges steht hier indes nicht zur 
Diskussion.
In einem erweiterten Verständnis von 
Selbstbestimmung werden darunter auch 
politische Mitwirkungsrechte und demo­
kratische Kontrolle aufgrund besonderer 
Teilhaberechte eines Volkes am politi­
schen Geschehen im Staat verstanden. 
Auch die Einräumung eines besonderen 
Status der Autonomie für einzelne Volks­
gruppen kann einen Anspruch auf Selbst­
bestimmung eines Volkes erfüllen. Wenn 
hier von „Selbstbestimmung in Europa“ 
gehandelt wird, wird der Begriff Selbst­
bestimmung in seiner erweiterten Be­
deutung verstanden und wird dabei unter 
diesem Thema auch die völkerrechtliche 
Gewährleistung von Volksgruppen- und 
Minderheitenrechten angesprochen wer­
den.
Der Grundsatz der „gleichen Rechte und 
Selbstbestimmung der Völker“ — kurz 
der Selbstbestimmungsgrundsatz — war 
das bewegende Rechtsprinzip der Auf­
lösung der , Kolonialreiche nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Politische Rahmen­
bedingungen für einen weitgehend fried­
lich verlaufenden Dekolonisierungsvor­
gang waren die Schwächung der Kolo­
nialmächte infolge zweier Weltkriege und 
das Aufrücken der Sowjetunion zur Welt­
macht. Die Organisation der Vereinten 
Nationen lieferte die institutioneile Ord­
nung, im Rahmen welcher die Inhalte des 
Selbstbestimmungsrechtes und die Mittel 
zu dessen Verwirklichung ihre nähere 
Bestimmung erfahren haben. Die neuen 
Mehrheitsverhältnisse in den Vereinten 
Nationen — bestehend aus den Mitglieds­
staaten mit kolonialer Vergangenheit, 
unterstützt durch die Sowjetunion und der 
mit ihr verbündeten Staaten — haben als­
bald bewirkt, daß die Organisation der

Vereinten Nationen sich hauptsächlich 
der Anliegen der Staaten der „Dritten 
Welt“ annahm. Damit wurde der Grund­
satz des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker und seine Anwendung ausschließ­
lich auf außereuropäische Räume proji­
ziert und von Europa ferngehalten. Dies 
erleichterte es der Sowjetunion, ihren 
kolonialistischen Besitzstand aus vorrevo­
lutionärer Zeit und das erst nach 1945 ge­
schaffene Glacis in Mittel- und Osteuropa 
wider den die Vereinten Nationen beherr­
schenden Zeitgeist von Selbstbestimmung 
und ohne Rücksicht auf Ansprüche natio­
naler Identitäten zu behaupten. Das 
multi-ethnische Reich der Habsburger 
war an der Nationalitätenfrage, insbeson­
dere an Versäumnissen im Hinblick auf 
Selbstbestimmung seiner slawischen Völ­
ker, zerbrochen. Hingegen gelang es dem 
jungen Sowjetstaat, das ererbte Viel- 
völker-Reich gegen alle Sezessionsbestre­
bungen nicht-russischer Nationen zu be­
haupten und Ansprüche auf territoriale 
Autonomie unter Berufung auf „proleta­
rische Selbstbestimmung“ im erweiterten 
Lager der sozialistischen Staaten unter 
Kontrolle zu halten.

Die Berufung auf Selbstbestim­
mung in Europa
Mit der Perestrojka hat Gorbatschow 70 
Jahre nach der bolschewistischen Revolu­
tion die „Zweite Russische Revolution“ 
angesagt. Manche sehen darin weniger 
ein Programm der Erneuerung als einen 
Prozeß des Zerfalls. Jedenfalls ist damit 
das europäische System der Nachkriegs­
zeit in eine Phase des Umbruchs eingetre­
ten; es sind damit politische Bedingungen 
geschaffen worden, unter welchen sich 
die Nationalitätenfrage — eine die Politik 
und politische Literatur im Europa des 
19. Jahrhunderts beherrschende Frage — 
nunmehr am Ausgang des 20. Jahrhun­
derts als Anspruch auf Selbstbestimmung 
verschiedener Völkerschaften in Mittel­
und Osteuropa von neuem oder erstmalig 
stellt.
Mit der Krise des Sowjetstaates und mit 
der Auflösung des sowjetischen Imperi­
ums und seiner völkerrechtlichen Institu­
tionen werden alte Strukturen neuerdings 
sichtbar, und treten Ethnizität und inter- 
ethnische Konflikte von neuem zutage. 
Dabei bleibt aber auch nach der Vereini­
gung Deutschlands in „freier Selbstbe­
stimmung“ im Unklaren, was „Selbstbe­
stimmung in Europa“ im allgemeinen und 
in Mittel- und Osteuropa im besonderen 
bedeutet und mit welchen Mitteln der An­
spruch auf Selbstbestimmung im Einzel­
fall legitimerweise verfolgt werden darf. 
In der praktischen Politik, in der politi­
schen Rhetorik und im theoretischen Dis­

kurs wird an alte verfassungspolitische 
Ideale, an überkommene Ordnungsmo­
delle und erhärtete völkerrechtliche 
Grundsätze angeknüpft; es werden aber 
auch neue Ordnungsmuster eingebracht: 
Im einzelnen steht das Ideal des zusam­
mengesetzten, multi-ethnischen Staates, 
ein im 19. Jahrhundert vielfach hoch­
gehaltenes verfassungspolitisches Ideal, 
gegen die Forderung nach dem eigenen 
nationalen Territorialstaat als das einzig 
legitime Ergebnis effektiver Selbstbe­
stimmung. Neben das zu Ende des Ersten 
Weltkrieges propagierte Wilsonsche Prin­
zip der Selbstbestimmung im Sinne de­
mokratischer Selbstregierung treten älte­
re und neuere Lehren von den „Volks­
gruppenrechten“ als besondere Aus­
drucksform einer von staatlich-politi­
schen Eingriffen freien „civil society“; 
damit ist die sich selbst tragende kulturel­
le Eigenständigkeit des Staatsvolkes ge­
genüber den staatsrechtlich verfaßten In­
stitutionen gemeint. Schließlich werden 
in Europa heute vermehrt Modelle des 
Minderheitenschutzes und dessen 
völkerrechtlicher Verankerung ins Ge­
spräch gebracht, um so das in einem un­
gebrochenen multi-ethnischen Staatsver­
band unerläßliche Maß an „Selbstbestim­
mung“ zu ermöglichen. Zuguterletzt ist 
in diesem Zusammenhang auch die Mit­
teleuropa-Idee in ihren unterschiedlichen 
Ausprägungen zu erwähnen; das heißt im 
Sinne einer Mitteleuropa-Idee, nach 
welcher aus den Erfahrungen gemein­
samer Geschichte der Völker des Donau­
raumes auch noch heute politischer Nut­
zen gezogen werden kann, einerseits und 
im Sinne eines Mitteleuropa, das im 
Geiste Friedrich Naumanns vom Deut­
schen Reich als mächtigem Kernstaat zu­
sammengehalten wird, andererseits. Als 
jüngstes praktisches Modell mitteleuro­
päischer Zusammenarbeit der ersteren 
Vision ist die Gruppierung der Pentago- 
nale-Staaten im Rahmen der KSZE zu 
nennen. Sie besteht in einem losen Ver­
band von 5 Staaten zum Zweck der Ko­
ordinierung gemeinsamer Projektvorha­
ben; unter anderem verfolgen die Penta- 
gonale-Staaten ein im Rahmen der KSZE 
verankertes und kontrolliertes Minder- 
heitenschutzprogramm.
Selbstbestimmung in Europa kann dem­
nach vieles bedeuten: ein Recht auf 
Eigenstaatlichkeit; die Erneuerung der 
Grundlagen eines über-nationalen Staats­
verbandes im Sinne erhöhter Unabhän­
gigkeit seiner Nationalitäten im Rahmen 
einer Konföderation; die Einrichtung 
unterschiedlicher Lagen von Autonomie 
für einzelne Volksgruppen im Staat bzw. 
die Einrichtung von Minderheitenschutz- 
rechten als Kollektivrechte für nationale, 
linguistische und/oder religiöse Minder­
heiten; und schließlich die Vervollkomm-



nung plural-demokratischer Regierungs­
formen und Verfahren eines individuellen 
Menschemechtsschutzsystems.

Verfahren der Geltendmachung 
und Anerkennung von Selbst­
bestimmungsrechten
Neben der Typologisierung historischer 
Modelle, was Inhalt und Formen von 
Selbstbestimmung und ihrer Gewähr­
leistung anlangt, sind unter dem hier ge­
stellten Thema des weiteren die konkre­
ten politischen Fälle der Geltendmachung 
eines Anspruchs auf Selbstbestimmung in 
Mittel- und Osteuropa zu qualifizieren 
und anhand allgemein anerkannter Nor­
men und Standards, aber auch im Hin­
blick auf de lege ferenda-Entwürfe zu 
beurteilen. Damit stellt sich auch im Hin­
blick auf den Gegenstandsbereich von 
„Selbstbestimmung in Europa“ die Insti­
tutionenfrage; das heißt, die Frage nach 
den Grundsätzen, Normen und Standards 
und nach den Institutionen ihrer Gewähr­
leistung in einer gesamteuropäischen Re­
gionalordnung. Besonderes Augenmerk 
wird dabei der Frage zu schenken sein, 
unter welchen Kriterien und nach wel­
chem Verfahren die Staaten ein Recht auf 
Selbstbestimmung in Europa anzuerken­
nen bereit sind, bzw. eine Anerkennung 
versagen werden.
Die nähere Betrachtung konkreter Fälle 
zeigt, daß die Forderung, eines Rechts auf 
Selbstbestimmung in Europa — wie 
anderswo — ihren Ursprung in Grund­
mustern einer Arbeitsteilung entlang kul­
turell-ethnographisch bestimmter Linien 
bzw. in ungleicher Entwicklung oder je­
denfalls in einer ungleich empfundenen 
Verteilung des in einem einheitlichen 
Staatsverband erwirtschafteten Produktes 
hat. Ob ein Anspruch auf Selbstbestim­
mung unter gegebenen Umständen tat­
sächlich und unabweislich auf Sezession 
und Eigenstaatlichkeit zielt, ist von Fall 
zu Fall zu beurteilen. Die Beanspruchung 
eines Rechtes auf Sezession kann z. B. die 
Funktion einer ultimativen Forderung im 
Hinblick auf die Erneuerung der Wirt­
schafts- bzw. der politischen Verfassung 
in einem Vielvölkerstaat haben. Mit der 
Verfolgung eines Anspruches auf Selbst­
bestimmung als ein „subjektives Recht“ 
auf Eigenstaatlichkeit stellt sich in jedem 
Fall aber auch die Frage nach dem objek­
tiven Rechtsbestand der Europäischen 
Regionalordnung und ihrer Institutionen. 
Mit der Staatsneuentstehung oder der 
Wiedererstehung von Staaten stellt sich 
stets auch die Frage ihrer Anerkennung 
im größeren Zusammenhang regionaler 
oder auch universeller politischer und 
völkerrechtlicher Ordnungsbezüge.
Als besondere Klasse können hier jene 
Fälle gelten, in welchen es sich um Teil­
staaten eines Nationalitätenstaates han­
delt, die in der Vergangenheit schon ein­
mal als souveräne Staaten förmliche Mit­
glieder der Völkerrechtsgemeinschaft 
bzw. der „europäischen Staatenfamilie“

gewesen sind. Für sie stellt sich die Frage 
der Anerkennung seitens der Staatenge­
meinschaft unter grundsätzlich anderen 
Voraussetzungen als in jenen Fällen, in 
welchen die Beanspruchung eines Rech­
tes auf Selbstbestimmung auf eine origi­
näre Staatsgründung zielt; kann doch in 
dem ersteren Fall die Anerkennung an 
eine historische Souveränität anknüpfen. 
In jedem Fall, d. h., auch in jenen Fällen, 
in welchen eine vorübergehend unter­
drückte Eigenstaatlichkeit wiedergewon­
nen werden soll, wäre jedoch ein Ver­
fahren kollektiver Anerkennung anhand 
allgemein akzeptierter Kriterien, etwa im 
Rahmen des KSZE-Prozesses, einer in­
dividuell-diffusen Anerkennungspolitik 
seitens einzelner Staaten jeweils im 
Alleingang vorzuziehen.
Es stellt sich also die Frage, nach wel­
chen Kriterien und auf Welchem Weg ein 
Anspruch auf Selbstbestimmung unter 
herrschenden internen Bedingungen und 
unter Berücksichtigung gegebener ge­
samteuropäischer institutioneller Vorkeh­
rungen zu verfolgen ist. Sollte es z. B. den 
baltischen Republiken und den jugoslawi­
schen Teilrepubliken ermöglicht werden, 
ihre Positionen vor der KSZE selbst dar­
zulegen, d.h. den von ihnen erhobenen 
Anspruch auf Selbstbestimmung im Rah­
men der KSZE auf multilateral-diploma­
tischer Ebene zu verfolgen? Es konnte als 
diesbezüglich positives Signal verstanden 
werden, daß der Außenminister Schwe­
dens den Vertretern der Baltischen Repu­
bliken und Außenminister Mock dem slo­
wenischen Außenminister eine Besucher­
karte zur Teilnahme an der Vorberei­
tungskonferenz für den Pariser KSZE- 
Gipfel verschafften und ihnen damit eine 
Teilnahme an einem KSZE-Außenmini- 
ster-Treffen in New York — aus der Posi­
tion von Beobachtern ohne jegliche Teil­
nahmerechte — ermöglichten. Auf der 
Pariser Gipfelkonferenz vom 19.—22. 
November 1990 nahm der slowenische 
Außenminister Rüpel als Mitglied der 
jugoslawischen Delegation teil.

Damit wird eines der sensibelsten Pro­
bleme der Gestaltung der europäischen 
Regionalordnung im Rahmen der KSZE 
aufgeworfen. Von seiten gewisser Staa­
ten, wie z.B. von seiten Spaniens wegen 
der Basken-Frage, darf dazu eine dezi­
diert ablehnende Haltung erwartet wer­
den. Sollen der Entstehung neuer Staaten 
in Europa enge Grenzen gesetzt werden, 
weil sich mit der Neuentstehung von 
Staaten in der Regel auch Grenzfragen 
und Probleme des Minderheitenschutzes 
stellen? Oder ist die Frage von Selbstbe­
stimmung im Sinne von Eigenstaatlich­
keit weniger unter dem Gesichtspunkt 
von „Territorium“ als vielmehr im Hin­
blick auf kooperative Beziehungen im 
Rahmen eines engeren oder weiteren 
Staatenverbandes zu stellen?
Unter „Selbstbestimmung“ geht es hier 
folglich hauptsächlich um Bedingungen 
der Desintegration bestehender Staaten 
und um die Voraussetzungen der Re­
integration neuer Staaten in einem beste­
henden oder neu zu gründenden Staafen- 
verband. Auf einer höheren Ebene ist 
„Selbstbestimmung in Europa“, wenn da­
bei auf Sezession und Eigenstaatlichkeit 
abgestellt wird, auch oder in erster Linie 
eine Frage der „europäischen Architek­
tur“, d.h., eine Frage der Mitgliedschaft 
oder Partnerschaft bei den EG, der 
EFTA, im EWR, so es ihn einmal gibt, 
oder bei einem erst noch zu gründenden 
neuen (europäischen) Staatenverband. 
Auf einer nächsten Ebene stellt sich die 
Frage der „Selbstbestimmung in Europa“ 
als ein Problem der Gewährleistung von 
Volksgruppen- und Minderheitenrechten.

Selbstbestimmung durch Volks- 
gruppenrechte und Minder­
heitenschutz?
Aus diesem Grund bemühen sich ein­
zelne Staaten überhaupt um Lösungen im 
Rahmen eines Minderheitenschutz­
systems oder auf der Ebene von Volks­



gruppenrechten. Im Rahmen des Europa­
rates wird gegenwärtig die Einrichtung 
eines letztlich dem Individualrechts­
schutz der Europäischen Menschen­
rechtskonvention äquivalenten Minder­
heitenschutzregimes studiert. Bemer­
kenswert ist in diesem Zusammenhang, 
daß die ungarische Regierung am Vor­
abend ihres Beitritts zum Europarat eine 
Erklärung abgab, in der die Mitglieds­
staaten aufgefordert werden, eine univer­
selle Charta der Minderheiten auszuar­
beiten. Bis diese Charta vorhege, sohten 
die Nachbarstaaten bilaterale Verträge 
über die Materie abschließen. Mit einer 
Vollmitgliedschaft Polens und der Tsche­
choslowakei beim Europarat ist im Mai 
nächsten Jahres zu rechnen, hingegen 
steht einem Beitritt Jugoslawiens zum 
Europarat offensichtlich die Behandlung 
der albanischen Minderheit im Kosovo 
entgegen.
Im Europarat werden in Zukunft die Pro­
bleme von Selbstbestimmung und ethni­
scher bzw. inter-ethnischer Konflikte in 
Mittel- und Osteuropa unter dem Ge­
sichtspunkt eines völkerrechtlich gewähr­
leisteten Menschenrechts- und Minder­
heitenschutzregimes wohl vornehmlich 
als prononcierte Rechtsfragen wahrge­
nommen werden. Im Rahmen der KSZE 
hingegen wird mit dem geplanten „Kon­
fliktverhütungszentrum“ — mit Sitz in 
Wien — auf eine politische Institution für 
friedliche Beilegung von zwischenstaat­
lichen Streitigkeiten und damit auch auf 
die Beilegung ethnischer Konflikte auf 
politischer Ebene gesetzt. Aber auch da­
für bedarf es einer tauglichen Entschei­
dungsgrundlage.
Die Schlußakte von Helsinki, die haupt­
sächliche Entscheidungsgrundlage für die 
Beilegung von Konflikten im Rahmen der 
KSZE, enthält neben dem Grundsatz des 
Menschenrechtsschutzes auch den 
Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker. Darüber hinaus enthält die 
Schlußakte von Helsinki aber auch die 
Grundsätze der Unverletzlichkeit der 
Grenzen und der territorialen Integrität 
der Staaten. Damit wird „Selbstbestim­
mung in Europa“ im Sinn der Gewinnung 
von souveräner Eigenstaatlichkeit nicht 
leichter gemacht. Neuerdings wird über­
dies die Förderung des Menschenrechts­
schutzes im Rahmen der KSZE auch auf 
der Ebene der Forderung von Minderhei­
tenrechten verfolgt.
Auf der Kopenhagener Konferenz zur 
„Menschlichen Dimension der KSZE“ 
haben die KSZE-Staaten Minderheiten­
schutz als eine integrale Funktion von in­
dividuellem Menschenrechtsschutz ver­
standen und gemeint, daß die Fragen der 
nationalen Minderheiten nur in einem 
demokratischen politischen Rahmen, der 
auf Rechtsstaatlichkeit beruht, und bei 
einem funktionierenden unabhängigen 
Gerichtswesen zufriedenstellend gelöst 
werden können.
Die Pentagonale-Staaten — Italien, Jugo- 
slawien, Österreich, Ungarn und die 
Tschechoslowakei — haben auf dieser

Tagung ein sehr viel weitergehendes Min­
derheitenschutz-Regime . vorgeschlagen 
und dabei unter besonderen territorialen 
Gegebenheiten auch gewisse Formen 
einer territorialen Selbstregierung im 
Auge gehabt. Dieser Vorschlag zielt dar­
auf, die Nationalitätenfrage und die 
schwelenden bzw. offen ausgebrochenen 
inter-ethnischen Konflikte in Europa, ins­
besondere in Mittel- und Osteuropa, auf 
der Ebene von Minderheitenschutz- und 
Volksgruppenrechten einer Lösung nä­
herzubringen. Die Pentagonale-Staaten 
sind sich dabei bewußt, daß sie in der 
Verfolgung dieses Projektes auf harten 
Widerstand gerade auch bei einzelnen 
westeuropäischen Staaten treffen werden. 
Angesichts der aktuellen Lage von 
„Selbstbestimmung in Europa“ gewinnen 
neben den Lösungsmodellen auf national- 
staatlicher und nationalitätenstaatlicher 
Ebene neuerdings vermehrt internationa­
le Lösungsmodelle der Gewährleistung 
von Volksgruppenrechten und Minder­
heitenschutz an Bedeutung. Die Bemü­
hungen um völkerrechtliche Standards 
des Minderheitenschutzes und der Volks­
gruppenrechte und deren Gewährleistung

im Rahmen des Europarates und der 
KSZE zielen auf „Selbstbestimmung in 
Europa“ unter möglichst weitgehender 
Beachtung des Grundsatzes der territoria­
len Integrität der europäischen Staaten. 
Die Beanspruchung eines Rechts auf 
Selbstbestimmung als ein Recht auf den 
eigenen Nationalstaat sollte in einer 
Europäischen Regionalordnung, die zu­
nehmend von Supranationalität und so­
genannter „Deterritorialisierung“ von 
Staatlichkeit gekennzeichnet ist, nur 
ultima ratio sein. Aber auch dabei sollte 
Gewähr für Minderheitenschutz und 
Volksgruppenrechte geboten werden, soll 
„Selbstbestimmung in Europa“ wirklich 
alle Menschen gleichermaßen erreichen. 
Noch ist es die Politik der mitteleuropäi­
schen Staatengruppe der Pentagonale, im 
Rahmen der KSZE angesichts sich erneut 
und verschärft stellender ethnischer Kon­
flikte ein geordnetes Minderheitenschutz­
regime einzuziehen. Diese Politik ver­
dient Anerkennung, sollten nicht durch 
die Vermehrung von neuen Staaten ethni­
sche Konflikte nur auf eine andere Ebene 
verschoben anstatt gelöst werden.
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DIE DEMOKRATISCHE ERNEUERUNG
IN OSTMITTELEUROPA
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Die Bedeutung dieser Entwicklung für Österreich

D
as Andere des Nachbarn ist nicht 
nur die scheu zu meidende Anders- 
heit. Es ist auch die einladende und 
zur eigenen Selbstbegegnung beitragende 

Andersheit. Wir sind alle andere, und wir 
sind alle wir selbst.

Hans-G. GADAMER?

1. Mitteleuropa in der Neukonfi­
guration Europas
Bei der Vorbereitung dieses Aufsatzes 
machte ich die erstaunliche Entdeckung, 
daß bei uns am meisten in den Mittacht­
zigerjahren von „Mitteleuropa“2 ge­
sprochen wurde, gar nicht in der jüngsten 
Vergangenheit des „Wandeljahres“ 1989/ 
90. Vielleicht ist es gerade die Erfüllung 
vieler Hoffnungen der achtziger Jahre, 
die den Mitteleuropabegriff seines Sehn- 
suchts- und Erwartungspotentials ent­
kleidete? Vielleicht hing die besondere 
Strahlkraft der Mitteleuropaidee damit 
zusammen, daß sie vor dem Zeitenbruch 
die kristallisierte Ahnung des Neube­
ginns war. Und Mitteleuropa konnte dies 
leisten, weil es keine organisatorisch- 
institutionelle Verdichtung und Fixierung 
gab. Gerade dieses Mitteleuropa konnte 
den tiefen Wunsch nach „Farbe“ im grau­
en Ostleben nähren.
Es empfiehlt sich, vor dem Blick auf die 
Gegenwart noch einmal die früheren 
Konfigurationen zu skizzieren, mit de­
ren Hilfe die Vielfalt des Kontinents zu­
erst „zusammengedichtet“, dann „zusam­
mengedacht“ wurde. Die Antike erlebte 
sich als Mittelmeerwelt (1000 v. Chr.— 
500 n. Chr.), in der die keltischen und 
germanischen Wälder nur den exotischen 
Rand bildeten. Mit der Völkerwanderung 
verlagerte sich das Gewicht nach Norden 
und Westen. Diese geopolitische „Konti­
nentalverschiebung“ hielt bis heute an 
(London, Paris, Straßburg, Luxemburg, 
Brüssel und Bonn). Vielleicht erfolgt jetzt 
wieder ein Schub nach Osten? 
Abendland und schließlich Heiliges Rö­
misches Reich waren jene christlich ge­
prägten Kategorien, mit denen die poli­
tisch-kulturelle Welt des Mittelalters und 
der Neuzeit bis zur Schwelle des 19. Jahr­
hunderts gedanklich erfaßt wurde. Diese 
weite Begrifflichkeit klingt im kirch­
lichen Denken bis heute nach Renaissan­
ce und Aufklärung sowie die Säkulari­
sierungswellen des 19. und 20. Jahrhun­
derts ließen den Begriff „Europa“ in den 
Vordergrund treten (als Gegenbild zu den 
modernen Nationalstaaten). Dolf 
STERNBERGER charakterisierte diese

historische Schichtung mit dem knappen 
Satz: „Europa ist der Glaube, aber auch 
die Aufklärung“.3
Nach dem Untergang des alten Reiches 
und nach dem Ende der Beherrschung 
Europas durch Napoleon wurde „Mittel­
europa“4 zum Ordnungsproblem des na­
tional vielfältigen Alpen- und Donaurau­
mes samt seinen Randgebirgen und den 
anschließenden nördlichen und östlichen 
Ebenen, eng verknüpft mit der deutschen 
Frage. Immer wieder traten Mitteleuro­
pakonzepte einmal als Instrumente der 
deutschen Vorherrschaft, dann aber auch 
als föderalistische Gegenentwürfe gegen 
deutsche, später russische Vor- und Über­
macht auf. Ein dicker Strang von Träu­
men, Hoffnungen, Anläufen und — meist 
kurzlebigen — Verwirklichungen durch­
zieht die vergangenen 180 Jahre Mittel­
europas.
Der Nationalsozialismus fügte der Welt 
Mitteleuropas und ihrer reichen ethni­
schen, religiösen und sprachlichen Viel­
falt fürchterliche Wunden zu, gipfelnd in 
der mörderischen Verfolgung und Ver­
nichtung des mitteleuropäischen Juden­
tums mit seiner hohen Kultur. Auf den 
rassistischen Homogenisierungsdruck des 
Nationalsozialismus folgte nach dem II. 
Weltkrieg der klassenmäßige Totalitäts­
druck des Kommunismus. Die Abkom­
men von Teheran, Jalta und Potsdam 
zogen für 45 Jahre eine tiefe Grenze, ja 
Kluft zwischen dem Westen und Osten 
Europas, Mitteleuropa durchschneidend. 
Nur die Neutralität der Schweiz und dann 
Österreichs waren mäßigende Gewichte 
außerhalb der militärischen Ost-West- 
Waagschale.
Seit Helsinki 1975 regte sich manches — 
mehr und tiefer, als uns damals bewußt 
war —, niemand dachte an den großen 
Wandel, der dann 1989/90 eintrat. Die 
Chiffre der Lockerung der Ost-West- 
Dichotomie war ein kultureller Mittel­
europabegriff, der nicht direkt politisch 
und wirtschaftlich angelegt war. Es waren 
Ideen, die den Ost-West-Bruch mit den je­
weiligen Militär- und Wirtschaftspakten 
geistig-humanitär abzuschwächen trach­
teten, sich jedoch kaum „große“ politi­
sche Ziele setzten. Rechtlich war es die 
beharrliche „Expansion“ des „dritten 
Korbes“ (Menschenrechte) der Helsinki- 
Schlußakte der KSZE 1975.
Diese neuen Mitteleuropäer, Kinder des 
KSZE-Prozesses, waren Erben histori­
scher Konstellationen mit allen Lasten, 
aber auch manchen Chancen einer 
„blocktranszendenten Interessengemein­

schaft“5, getragen von einem oft meta­
politischen Gefühl der Zusammengehö­
rigkeit, ohne daß jedoch die jeweilige 
nationale Identität als Kerngehäuse der 
Zukunftshoffhung aufgelöst worden 
wäre.
Nun ist die Nachkriegszeit zu Ende. 
Faschismus und Nationalsozialismus sind 
zerfallen. Der Kommunismus erodiert. 
Freilich stellt das Wiederaufflackern 
eines oft illiberalen Nationalismus, der 
über Patriotismus und Identitätsbewußt­
sein hinausschießt, eine für uns „Westler“ 
unerwartete Irritation dar. Aber es bleibt 
hoffnungsvoll festzuhalten: Nach den 
fürchterlichen Blutverlusten durch Kriege 
und Totalitarismen seit 1914 bricht sich 
die Sehnsucht nach gemeineuropäischer 
Zivilität Bahn, die freilich noch lange 
nicht gesichert ist. Die moralische, politi­
sche und wirtschaftliche Verlassenschaft 
des Kommunismus ist drückend auf Jah­
re hinaus: Atomisierung und Deformie­
rung der Gesellschaft, Angst, Apathie 
und Resignation der Menschen, öko­
nomischer und ökologischer Notstand in 
äußerster Zuspitzung, Belastung mit 
übergroßen Bürokratien und Armeen. 
Innerhalb eines Jahres wandelte sich 
Europa6 in einzigartiger Weise (Trans­
formation des Ostens, Vereinigung 
Deutschlands, EG-Dynamik). 200 Jahre 
nach der französischen Revolution kam es 
im sowjetischen Herrschaftsbereich zu 
Liberalisienmgs- und Pluralisierungs- 
vorgängen, zu einem noch vor kurzem 
unerwartete Aufbruch der Aufklärungs­
welt, zumindest bei den Intellektuellen. 
Freilich stellt sich die besorgte Frage: 
Wie stark ist die Motivations- und Binde­
kraft der liberal-bürgerlichen Ideen so­
wie der antik-humanistischen und der 
jüdisch-christlichen Traditionen?
Von der „Rückkehr nach Europa“ ist die 
Rede. Mitteleuropa ist (nur) Teil davon. 
Die EG ist der Focus von Modernität und 
damit Leistungsstachel und Anstren­
gungsformel für das übrige Europa. 
Timothy G. ASH spricht mit leichter 
Ironie von „our common-marketized 
world“7. Wenn neue europäische Konfi­
gurationen diskutiert werden, so taucht 
Mitteleuropa zusammen mit Arge Alp, 
Alpen-Adria, EXPO 95 und Pentagonale 
als Gliederungseinheit unter den Gestal­
tungsformen des Föderalismus und 
Regionalismus auf — mehr auf der 
Tagesordnung der Kulturpolitiker als der



Außenpolitiker in den Staatskanzleien 
und der Wirtschaftskapitäne in den Vor­
standsetagen. Die „Größe“ Deutschlands 
und Rußlands kann durch das politisch 
vage Mitteleuropa allein nicht gebunden 
und „gebändigt“ werden. Mitteleuropa 
darf auch nicht vom westeuropäischen 
Wettbewerb dispensieren.

II. Anstöße für Österreich 
Die großen Transformationen an den 
nördlichen, östlichen und südlichen 
Grenzen Österreichs beeinflussen in 
direkter und noch mehr in indirekter 
Form Österreichs Lage in mannigfacher 
Weise:
1. Unsere Weltoffenheit ist gefragt und 
gefordert, stößt gegen Engstirnigkeit und 
Kleinkariertheit. Was um uns geschieht, 
sollte der Belebung Österreichs dienen, 
gerade dort, wo ein Kleinstaat auch heute 
Eigenständiges leisten kann: in Kultur, 
Kunst, Wissenschaft und Umweltschutz. 
Gerade die ostösterreichischen Haupt­
städte Wien und Graz brauchen diese 
Weltoffenheit, um nicht zu verkümmern.
2. Die mitteleuropäischen Wandlungs­
prozesse werden überall in Europa einen 
generellen Ideologieverdacht stärken, 
der ja auch von der Technizität des EG- 
Prozesses genährt wird. Der Pendel­
schlag könnte freilich auch — vom Stand 
einer Partizipationskultur wenig erfreu­
lich — zu Privatismus und jener zyni­
schen Gleichgültigkeit führen, dem die 
Italiener den Namen „qualunquismo“ ge­
geben haben. Werden wir den Faschis­
mus/Nationalsozialismus „vergessen“?
3. Die Veränderungen in unseren ost­
mitteleuropäischen Nachbarländern ha­
ben eine besonders starke Skepsis gegen­
über dem Marxismus zur Folge. Das 
führt nicht nur zum Abstieg marxistisch- 
leninistischer Positionen, sondern auch 
zur Abschwächung der neomarxistisch 
getönten 68er-Atmosphäre unter Intellek­
tuellen, keineswegs jedoch zur Obsoles- 
zenz sozialdemokratischer Ideen und 
Bewegungen. Sowohl Franz VRANITZ- 
KYs „unsozialistischer“ Erfolg als auch 
das matte Abschneiden der Grün-Alterna­
tiven — durchaus Nachfahren der neulin­
ken 68er-Generation — bei der National­
ratswahl vom 7. Oktober 1990 erscheinen 
mir Bestätigung dieser These.
4. In Österreich stoßen universalistische 
Traditionen auf nationalistische. Hier 
sind neue Verschiebungen und Verwer­
fungen zu erwarten. Die Hoffnung der 
Nachkriegsgeneration ging ja dahin, daß 
es möglich sei, Identität nichtnationa­
listisch aufzubauen, sie vielmehr mit 
anderen und durch andere wachsen zu 
lassen, die Position des Individuums zu 
stärken und Minderheitenschutz zu prak­
tizieren, die Balance zwischen univer­
saler Menschheitsmoral und partikularer 
Moral von Region und Nation zu finden. 
Aber das war und ist immer eine fragile 
und prekäre Kulturleistung, die auch auf 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen an­
gewiesen ist, die herzustellen viel 
schwieriger und zeitaufwendiger ist als

eine politisch-juristische Reform im her­
gebrachten Sinn. Für Österreich und die 
Schweiz ist eine nichtsprachnationale 

1 Identität Lebensfrage.
5. Begegnungen mit kroatischen, polni­
schen, slowakischen und slowenischen 
Katholilcen vermitteln den erfrischenden 
Eindruck einer praktizierten, unkompli­
zierten und familialen Christlichkeit, 
von deren Beispiel Ermunterung für eine 
schale und ängstliche österreichische 
Kirche ausgehen könnte.
6. Es ist zu hoffen, daß die steckenge­
bliebene österreichische Grundrechts­
reform vom Kernbereich der Umwäl­
zungen, dem Ringen um die Menschen­
rechte, neue Impulse erhält. Das Schluß­
dokument des Kopenhagener Treffens der 
Konferenz über die menschliche Dimen­
sion der KSZE vom 29. Juni 1990 — ein 
großartiges westliches Verfassungspro­
gramm — atmet den Geist eines grund- 
rechtlichen Aufbruchs; „Die Teilnehmer­
staaten bringen ihre Überzeugung zum 
Ausdruck, daß der Schutz und die Förde­
rung der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten eine der grundlegenden Aufgaben 
jeder Regierang ist, und bekräftigen, daß 
die Anerkennung dieser Rechte und Frei­
heiten die Grundlage für Freiheit, Ge­
rechtigkeit und Frieden ist.“
7. Weniger als ich anfangs dachte, wird 
die österreichische Demokratiediskus­
sion durch die mitteleuropäische Erneue­
rung bewegt werden (eher ist dies noch in 
der Bundesrepublik Deutschland zu er­
warten, deren streng repräsentatives 
Grundgesetz noch manch „rot-grünen 
Anstoß“ in Richtung direkter Demokratie 
erfahren dürfte). Die „Runden Tische“* 1 2 3 4 5 6 7 8 
mündeten sehr rasch in Repräsentativ­
systeme parteienstaatlichen Zuschnitts. 
Zur Entfaltung direktdemokratischer und 
partizipatorischer Strukturen fehlten Zeit 
und Kraft. Die Wahl- und Abstimmungs­
beteiligung sank bald deutlich.
8. Die Verlagerung der europäischen Ge­
wichte, die Suche nach neuen supra- und 
transnationalen Proportionen bewirken in 
Österreich ein Nachdenken über „Unzeit­
gemäßes“ im Staatsvertrag vom 15. Mai 
1955 sowie in Österreich und der Schweiz 
eine rekonstruktive Beschäftigung mit 
der Neutralität, wenn es etwa in der Er­
klärung von Stainz (der Teilnehmer des 
Symposions „Kultur, Wirtschaft und Po­
litik im Wandel“) vom 15. September 
1990 heißt: „So sollen Inhalt und Ausle­
gung der österreichischen Neutralität den 
neuen Entwicklungen gerecht werden.“ 
Freilich besteht bei diesen Adaptierangs- 
vorgängen mit ihren beträchtlichen politi­
schen und rechtlichen Folgen eine beson­
dere Sorgfaltspflicht.
9. Die n'eue Situation Mitteleuropas ruft 
nach einer Verstärkung der traditionellen, 
pragmatischen Nachbarschaftspolitik 
Österreichs im Zeichen eines neuen 
transnationalen Regionalismus, und zwar 
in qualitativer und quantitativer Hinsicht. 
Hier darf das Ergebnis keineswegs Aus­
speisung oder Abspeisung sein. Voraus­
setzung ist ein partnerschaftliches Ein-

ander-Kennenlernen in einer Atmosphäre 
eines illusionslosen, unromantischen Ge­
schichtsbewußtseins und einer taktvollen 
Menschlichkeit, die das paternalistische 
Schulterklopfen ebenso meidet wie jedes 
Freund-Feind-Denken.
10. Österreich kann sich keine Wohl­
standslässigkeit, abgepanzert durch 
Fremden-, Kinder- und Altenfeindlich­
keit, leisten. Die großen Veränderungen 
schaffen neue Machtverhältnisse und 
Kommunikationsströme, die an fast zum 
Mythos gewordenen Selbstverständlich­
keiten Österreichs („Brücke“, „Dreh­
scheibe“) nagen. Die Konkurrenz durch 
Prag und Budapest wird wachsen. Ohne 
Hochmut könnte Österreich seine histori­
schen Erfahrungen als soziopolitisches 
Laboratorium anbieten, die es vom be­
reits reduzierten Großstaat des Jahrhun­
dertbeginns zum (einigermaßen) selbst­
bewußten Kleinstaat der Jahrtausendwen­
de führten, vom ZSrfall einer Großmacht 
über Identitätsschwäche, Bürgerkrieg und 
Anschluß der I. Republik zur Konkor­
danz der II. Republik (Große Koalition, 
Sozialpartnerschaft), die ihrerseits unter 
Konkurrenz- und Konfliktaspekten einer 
weiteren, geradezu dramatischen „Ver­
westlichung“ unterworfen ist, die selbst 
wieder lehrreich ist.
Jedenfalls darf Österreich nicht die kleine 
Formel einer großen Bequemlichkeit 
sein. Vieles bricht auf — um gegen alle 
Verzagtheit ein optimistisches Bild zu 
verwenden; wie die frische Frucht aus 
der alten Schale.
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Manfred Prisching

DER UMBRUCH IM OSTEN UND DIE
ZUKUNFT EUROPAS 

SOZIOKULTURELLE DIMENSIONEN
Die Sozialwissenschaftler tun gut 

daran, sich in Bescheidenheit zu 
üben, wenn sie dazu gefragt wer­
den, wie sich die Gestalt Europas in einer 

zukünftigen Welt abzeichnet. Nichts ha­
ben sie vorausgesehen von all den Um­
wälzungen, die in der jüngsten Zeit in 
Osteuropa stattgefunden haben, und an­
gesichts dieser Erfahrung mag es geraten 
sein, sich auch im Hjpblick auf die Ent­
wicklungen der nächsten Jahre vor Augen 
zu halten, wie unzulänglich eine Voraus­
schau sein kann, ob sie nun mit wissen­
schaftlichem Dekor versehen ist oder in 
feuilletonistischer Version auftritt. Was 
man als Defizit einer erklärenden Sozial­
wissenschaft bekritteln oder als unauf­
hebbare Unwissenheit des Menschen be­
klagen mag, ist aber zugleich beruhigend: 
Die Widerspenstigkeit des menschlichen 
Handelns — so zeigt sich — widersetzt 
sich der vollständigen Berechenbarkeit. 
Wohl lassen sich im Rückblick Elemente 
einer Erklärung zusammenbasteln, wohl 
läßt sich die Vorgeschichte skizzieren und 
damit plausibel machen, warum die Din- 

jg ge so und nicht anders gelaufen sind; aber 
Prognosen erweisen in den meisten Fäl­
len ihren spekulativen Charakter. Die Ge­
schichte ist für Überraschungen gut. Das 
gilt es zu bedenken. Es sollte uns freuen.

Europa in Bewegung
Europa ist in Bewegung geraten. „Weis­
machen wollte man den Europäern in den 
letzten Jahrzehnten, sie seien im Zeitalter 
der posthistoire und der Nachmoderne 
angelangt, zu den herrschenden Ideen 
und Ideologien gebe es keine Alternative, 
es gelte, sich mit dem Bestehenden abzu­
finden und mit den Beständen zu rechnen 
und sich in eine unabänderliche ökonomi­
sche und politische Weltordnung zu fü­
gen. Umso überwältigender ist nun das 
Erstaunen über das Ausmaß und die Ge­
schwindigkeit des Wandels.“1 Europa ist 
am Ende, so hieß es noch vor einem Jahr­
zehnt, es sei ein sklerotischer, überalter­
ter Kontinent, der offenkundig der 
Spannkraft des Neuen ermangele, frag­
mentiert und zerstritten, resigniert gegen­
über der amerikanischen Vitalität und der 
japanischen Dynamik. Die Zeit, in der 
das Schwergewicht der Geschichte im at­
lantischen Raum gelegen war, sei vor­
über, der pazifische Raum sei das Zen­
trum der Zukunft. Diese Besorgnisse ver­
fangen nicht mehr. Heute ist Europa

wieder — ganz unerwartet — zu einem 
Thema intellektueller Dispute geworden. 
Ihm wird zugestanden, weit eher noch 
mit der technologischen Rasanz Japans 
mithalten zu können als die USA. Eine 
prosperierende wirtschaftliche Zukunft 
wird ihm vorausgesagt, wenn die Bereini­
gung der Märkte gelingt. Der Umbruch 
im Osten und der Zerfall der totalitären 
Systeme ist in diesem Szenarium nur 
noch der letzte Anstoß dazu, ein neues 
Selbstbewußtsein zu entwickeln. Europa 
ist größer geworden und interessanter. 
Das Ende der achtziger Jahre ist somit in 
mancher Hinsicht von einer optimisti­
schen Stimmungslage gekennzeichnet, 
die sich schon länger, zumindest seit den 
frühen achtziger Jahren, herauszubilden 
begonnen hat — auch wenn es ein besorg­
ter, ein ängstlicher Optimismus ist, ange­
sichts dessen man sich selbst verwundert 
zeigt. Die Revolution in den östlichen 
Ländern hat diesen Optimismus der euro­
päischen Weststaaten zusätzhch gespeist. 
Er hebt diese Jahre von der apokalypti­
schen Stimmungslage der siebziger Jahre 
— einer „rien ne va plus-Stimmung — 
ab. Die Einschätzung des ökonomischen 
Systems hat sich gewandelt: In den sieb­
ziger Jahren überschwemmten kapitalis­
muskritische Analysen Westeuropa und 
die Vereinigten Staaten, und ihren Aus­
sagen zufolge war diese Wirtschaftsord­
nung in eine Spätphase ihrer Entwicklung 
eingetreten. Der reife Kapitalismus —i so 
wurde in Strukturanalysen „bewiesen“ — 
sei mit historischer Notwendigkeit dem 
Untergang geweiht. Nicht einmal zwei 
Jahrzehnte später hören sich die Ein­
schätzungen spätkapitalistischer Stabili­
sierungserfolge ganz anders an. Das Ver­
trauen iii die Vorzüglichkeit der Markt­
wirtschaft ist in den westlichen Industrie­
ländern wieder erwacht, und der Auf­
schwung wirtschaftsliberalen Denkens, 
der seit der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre eingesetzt hat, hat die auch in den 
Weststaaten beobachtbaren Tendenzen 
gebrochen, von der staatlichen Regulie­
rung und Betreuung alles zu erhoffen. 
Das Versagen des planwirtschaftlichen 
Systems, wie es in der jüngsten Zeit of­
fenbar wurde, hat nun jenes Gegenbild 
geschaffen, vor dem sich der Triumph 
der Märkte umso strahlender abhebt. Die 
Oststaaten sind auf dem Weg, in das kapi­
talistische Weltsystem integriert zu wer­
den, früher oder später, sie werden sich 
auch der Europäischen Gemeinschaft as­
soziieren müssen, sei es durch offizielle

Bindungen, sei es nur „von außen“ durch 
die Übernahme der Gesetze und Standar­
disierungen, die von dem großen Markt 
diktiert werden. Die derzeit zuweilen 
noch geäußerten Illusionen über einen 
„dritten Weg“ werden dahinschwinden. 
Der dritte Weg kann nichts anderes sein 
als ein Sozialstaat westlicher Prägung, 
ein gezügelter Kapitalismus, in dem die 
negativen Folgen risikoreicher Markt­
prozesse durch kollektive Vorkehrungen 
gemildert werden. Auch in politischer 
Hinsicht hat das liberale, demokratische, 
rechtsstaatliche Modell der westlichen 
Länder seine Stabilität gegenüber den to­
talitären und autoritären Staatsordnungen 
des Ostens erwiesen —- eine Stabilität, die 
— wie das Überleben des ökonomischen 
Systems — immer wieder in Frage ge­
stellt und angezweifelt wurde. Von der 
Legitimations- und Staatskrise, ja sogar 
von der „Unregierbarkeit“ der rechts­
staatlichen Demokratie glaubte man in 
den Siebzigern sprechen zu müssen; daß 
die politischen Instanzen des Westens je­
doch eine beachtliche Funktionstüchtig­
keit bewiesen haben, wird heutzutage 
weniger in Frage gestellt.
Dieser Optimismus — ein Selbstbewußt­
sein, das sich mit einer Europa-Euphorie 
mischt — ist beides gleichzeitig: ein be­
lebender Impuls und eine lähmende Ge­
fahr. Er ist ein belebender Impuls, weil 
die Vision, ein neues, die entwickelten 
Länder vereinendes, in ferner Zukunft 
aber vielleicht auch den Osten einschlie­
ßendes Europa zu schaffen, verdeckte 
Kräfte weckt, die erst die Grundlage für 
diese Zukunft schaffen, und weil der Er­
folg des eigenen politisch-ökonomischen 
Systems jenes Selbstbewußtsein vermit­
telt, auf dem ein zukunftsgestaltender 
Konsens über die zukünftige Kooperation 
aufbauen kann. Der Optimismus ist aber 
auch eine Gefahr, weil dieses Selbstbe­
wußtsein leicht in eine Selbstbeweihräu­
cherung übergeht, in der verkannt wird, 
welche Probleme der Osten erst zu bewäl­
tigen hat und welche Probleme im Westen 
fortbestehen. Davon wird noch die Rede 
sein.

Undeutliche Visionen
„Europa“ — das ist zunächst ein Wort, 
mit dem sich unterschiedliche Vorstellun­
gen verbinden lassen. Die Geographen 
können uns die Grenzlinien einzeichnen; 
doch wer sich mit diesen Hinweisen zu­
frieden gibt, verfehlt das Wesen der



Sache. Näher kommen wir dem Problem 
schon, wenn wir uns vergegenwärtigen, 
daß Europa auch „Europäer“ braucht: 
einen „homo europaeus“. Einen differen­
zierten Kosmopolitismus, der zumindest 
europaweit reicht, gilt es aber erst zu ent­
wickeln. Einen solchen Kosmopolitismus 
hat es wohl vor dem Ersten Weltkrieg 
gegeben: Es gab —- praktisch — keine 
administrativen, durch Paßkontrollen ab­
gesicherten Grenzen. Es gab überall die­
selben Milieus, in denen sich gebildete 
Menschen wohlfühlen konnten, bei aller 
Unveirwechselbarkeit der Länder. Es gab 
die Internationale der Aristokratie und 
der Intellektuellen. Es gab europaweit die 
großen Banken, die Sozialisten und die 
Ingenieure mit ihren Projekten. Es gab 
die großen Städte Wien, Berlin, Prag und 
Budapest mit ihrem intellektuellen Leben. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg drifteten 
die beiden Teile Europas auseinander. Es 
verfestigte sich das sozialistische Lager, 
in dem die Diktatur triumphierte. Für die 
Länder in diesem Einflußbereich bedeu­
tete das nicht nur technisch-ökonomische 
Rückständigkeit und einen niedrigen 
Lebensstandard, sondern auch — in ge­
wissem Sinne — ein Abdrängen in den J 
Provinzialismus. Ertragen wurde dieses 
Los von der betroffenen Bevölkerung in 
stiller Verzweiflung, zuweilen mit einem 
heftigen, rasch aber wieder unterdrückten 
Aufbegehren, dann auch mit dem Stolz 
des Leidens. Auf der anderen Seite gab es 
das westliche Lager, das sich zu einem 
reichen Gebiet mit einer verwöhnten Be­
völkerung entwickelte, zu einer Region, 
in der sich die meisten Einwohner ihres 
glücklichen Geschickes gar nicht mehr 
im Innersten bewußt waren.
Aus diesen Teilen — den beiden großen, 
lange Zeit getrennten Blöcken, die ihrer­
seits eine deutliche Binnendifferen­
zierung aufweisen —- soll nun „Europa“ 
wiedergeschaffen werden. Von welchem 
„Europa“ ist die Rede? Europa bedeutet 
heute nicht mehr jene strahlende Idee 
einer kulturellen, wenn auch diversifi­
zierten Einheit, die es bis in die Zwi­
schenkriegszeit darstellte, sondern eine 
ökonomische Zweckgemeinschaft, ge­
tragen nicht von kulturellen Bestrebun­
gen, sondern von den Kalkulationen der 
Manager. Ein einheitliches Wirtschafts­
gebiet ist erwünscht, ohne Hindernisse 
für Kapital und Arbeitskraft, ein grenzen­
loses Terrain für Produktion und Kon­
sum, das durch Größeneffekte bessere 
Marktchancen gewährleistet. Das ist die 
wesentliche Grundvorstellung, und sie ist 
von jener der Oststaaten nicht gar so weit 
entfernt. Denn für die Menschen, die 
jahrzehntelang gewohnt waren, auf die 
einigermaßen gesicherte, aber doch im­
mer wieder mühsam zu sichernde Befrie­
digung ihrer Grundbedürfnisse reduziert 
zu sein, bedeutet „Europa“ in erster Linie 
die Vision eines besseren Lebenstan­
dards, den ihnen die westlichen Länder 
vorführen; es bedeutet die Chance, einen 
raschen wirtschaftlichen Nachholprozeß 
zu bewerkstelligen und eine Entschädi­

gung für die vergeudeten Jahre zu er­
halten.
Für einige der östlichen Länder bedeutet 
die Öffnung zum Westen auch noch mehr. 
Es ist eine Art „Heimkehr“ nach Europa 
— Europa nicht als geographischer Be­
griff, sondern als Idee verstanden. Euro­
pa ist jene Ausformung der Kultur, wie 
sie aus griechischem, lateinischem, jüdi­
schem und vor allem christlichem Geist 
gewachsen ist, jene Konzeption des Men­
schen und der Welt, wie sie sich in einem 
kalkulierenden Geist des Wirtschaftens, 
in den Ideen des Individualismus, der 
menschlichen Freiheit und Würde — und 
in den entsprechenden rechtsstaatlich­
demokratischen Institutionen — nieder­
geschlagen hat. Europa ist also keine 
Addition von Merkmalen, nicht der größ­
te gemeinsame Nenner für jene Völker, 
die auf dem geographisch so bezeich- 
neten Territorium leben. Europa ist ein 
geistiges Gravitationszentrum, die Wiege 
der modernen Zivilisation. Für viele Ein­
wohner der östlichen Glacisstaaten be­
deutete daher die Hegemonie der Sowjet­
union im Bereich der Warschauer Pakt- 
Staaten eine Durchschneidung jener gei­
stigen Lebenslinien, die sie mit Europa 
jahrhundertelang verknüpft hatten. Sie 
fühlten sich „asiatisiert“, einem fremden 
Byzantinismus ausgeliefert und in ihren 
originären kulturellen Zugehörigkeiten 
behindert. Nun ist diese geschichtsfrem­
de kulturelle Überlagerung gewichen, 
und mit dem Blick nach Europa finden 
sie in ihre geistige Heimat zurück. „Eu­
ropa“ bedeutet für sie mehr als materiel­
len Gewinn: Es ist auch eine Anknüpfung 
an die eigene Geschichte, eine Rückkehr 
zur kulturgeschichtlichen „Heimat“.

Supranationalismus und 
Nationalismen
In diesem Europa werden die internatio­
nalen Konstellationen neu geordnet, die 
Wirtschaftsbeziehungen und die Gesetze 
standardisiert, die politischen Strukturen 
und die sicherheitspolitischen Bündnis­
systeme reorganisiert. Aber auch ein ver­
ändertes Bewußtsein von Abgrenzungen 
und Zusammengehörigkeiten formiert 
sich. Wir können derzeit Differenzie- 
rungs- und Integrationstendenzen zur 
gleichen Zeit beobachten: Einerseits ist 
der Trend zur übernationalen Vereini­
gung, zum Internationalismus und Supra­
nationalismus, zur Europäischen Ge­
meinschaft und zum „Haus Europa“ 
offenkundig; andererseits betrachten wir 
mit einiger Verwunderung den Aufstand 
der Nationalismen und der Regionalis­
men. Was hoch bedeutsamer ist, das ist 
jene „neue“ Spaltung Europas, die sich 
abzuzeichnen beginnt: Die Integrations­
tendenzen scheinen im westlichen Teil 
des Kontinents stärker zu sein, die 
Differenzierungs- und Separations­
tendenzen im östlichen Teil. Eine pessi­
mistische Version des europäischen 
Zukunftsmodells könnte folgendermaßen

aussehen: Die neuerliche Spaltung führt 
dazu, daß im Westen ein multinationaler 
Bundesstaat entsteht, ein potentes Ge­
bilde, das innere Differenzierungen auf­
saugt; im Osten hingegen zerfallen die 
größeren politischen Gebilde in ein Ge­
wirr von Nationalstaaten, deren politi­
sche Instanzen sich in der Feindseligkeit 
nach außen und in der Unterdrückung 
innerer Minderheiten vor ihren nationali­
stisch rabiaten Bürgern profilieren. 
Nationalismen, Fragmentierungen, Sepa­
rationstendenzen und Regionalismen 
wurden immer dadurch begründet und 
gerechtfertigt, daß es gelte, ungerechte 
Überlagerungen zu beseitigen, Ausbeu­
lungsverhältnissen ein Ende zu setzen 
und autochthone Identitäten endlich 
wieder zur Entfaltung zu bringen. Hinter 
diesen Argumenten stehen meist histori­
sche, politische und ökonomische Sach­
verhalte, aus denen sie ihre Überzeu­
gungskraft beziehen; in der aktuellen 
Situation gilt es drei solcher Aspekte zu 
beachten. Erstens gibt es eine historisch­
ethnische Dimension der nationalen 
Bewegungen. Viele Konflikte zwischen 
Völkerschaften knüpfen dort an, wo die 
Österreich-Ungarische Monarchie und 
andere politische Gebilde der Jahrhun­
dertwende oder auch des vorigen Jahr­
hunderts standen, bei denselben Aversio­
nen und Feindschaften, denselben An­
schuldigungen und Abgrenzungen, und in 
manchen Fällen muß man die kulturell­
politischen Landkarten gar um Jahrhun­
derte zurückblättern. Das ist im Süden 
der Sowjetunion sichtbar, es zeigt sich bei 
den Animositäten zwischen den Tsche­
chen und Slowaken, es liegt den Konflik­
ten der Völlcer Jugoslawiens zugrunde. 
Nicht immer sind diese Konflikte mit 
semantischen Tricks — wie Bindestrichen 
im Staatsnamen — lösbar.
Zweitens gibt es eine ökonomische Di­
mension dieser Bewegungen. Besonders 
dort, wo heterogene Gruppen zu staat­
lichen Gebilden vereinigt wurden, sind es 
Verteilungsprobleme, welche jene Kon­
flikte anheizen, die entlang ethnischer 
Spaltungen ohnehin bestehen. Warum 
sollen die Slowenen für den Süden, den 
sie nicht leiden mögen, auch noch zah­
len? Stehen sich die Litauer nicht wirt­
schaftlich besser ohne die Sowjetunion? 
Sollten nicht sogar die Russen die peri­
pheren Regionen abstoßen, um selbst ei­
nen höheren Lebensstandard zu gewinnen 
und ihre Ressourcen für eigene Zwecke 
nutzen zu können? Oft sind nationalisti­
sche Argumente sogar nur ein Vorwand 
für handfeste materielle Interessen. (Dem 
steht nicht entgegen, daß es auch die um­
gekehrten Fälle gibt: daß materielle Op­
fer gebracht werden, um nationalistische 
Interessen durchzusetzen). Es sind ver­
ständlicherweise die bessergestellten 
Regionen, die aus ihren Staatsverbänden 
ausscheren wollen. Was aber machen 
dann die peripheren Gebiete, die als nicht 
lebensfähige Elendsquartiere Europas 
übrigbleiben? Es ist nicht auszuschließen, 
daß diese verarmten Gebiete in den peri-



pheren Zonen eines reichen Kontinents 
zu den heißen Konfliktgebieten der Zu­
kunft werden.
Drittens zielen die nationalistischen Strö­
mungen auch auf kulturelle Orientierung, 
und damit stoßen wir auf die im engsten 
Sinne kulturelle Dimension dieser Aus­
einandersetzungen. Wo der eigene Le­
bensraum aufzugehen droht in der Ein­
heitlichkeit einer einebnenden „Europa­
kultur“ oder „Weltkultur“ oder in den 
einheitlichen Planungsrichtlinien eines 
autoritären Regimes, dort besinnt man 
sich auf die Eigenart der spezifischen 
Umwelt. Die einheitlichen Planungsricht- 
linien eines autoritären Regimes haben 
dieselbe Wirkung, und deshalb bricht die 
Problematik im Osten dort wieder auf, 
wo sich der harte Zugriff der konfliktver­
drängenden Regimes lockert. Im Westen 
wird die Frage deswegen virulent, weil 
tiefgreifende Integrationsprozesse ins 
Haus stehen.
Einerseits gibt es wohl so etwas wie eine 
europäische Identität, komponiert aus In­
dividualität, Rationalität und Menschen­
würde. Die rationale Durchdringung des 
Naturprozesses und der Gesellschaft ist 
die eine, mittlerweile global universali- 
sierte Idee. Die Idee der individuellen 
Freiheit, konkretisiert in der demokrati­
schen Ordnung, ist die zweite. Das liegt 
der europäischen Gemeinsamkeit zugrun­
de. Andererseits gilt auch, daß diese ge­
meinsame Idee gerade in der Vielfalt 
wurzelt; György Komad definiert den 
Europäer unter Bezugnahme darauf: 
„Europäer ist, wer es mag, daß vielerlei 
anzutreffen ist auf engem Raum, denn er 

2Q langweilt sich nicht gern. Europäer ist, 
wer Anspruch erhebt auf die interessante 
Vielfalt menschlicher Ereignisse.“2 Und 
der rumänische Kulturminister hat durch­
aus recht, wenn er in einer Rede in Wien 
sagt: „Die Europäisierung, zu der heute 
alle eingeladen werden, darf nicht ein 
.thermischer Tod’ Europas, eine Zerstö­
rung der bunten Vielfalt, ein Phänomen 
der Entropie sein. Wir sollten nicht zu 
Europäern werden, indem wir unser 
Antlitz einbüßen. Wir alle haben eine un­
verwechselbare Stimme, und jeder von 
uns kann eine den anderen unbekannte 
Geschichte erzählen. Ein gemeinsames 
Europa ist nicht ein Europa, das Esperan­
to spricht und in administrativer und poli­
tischer Stereotypie einschlummert.“3 
Diese kulturelle Vielfalt aber, die kul­
turelle Dimension der am Integrations­
prozeß beteiligten Länder, ist nicht un­
abhängig von den ökonomischen und 
politischen Verhältnissen. Schon auf der 
Ebene der „harten“ Variablen, bei der 
Gesetzgebung und der Ökonomie, bleibt 
offen, wie man zur adäquaten Balance 
von Deregulierung und Regulierung ge­
langen kann: Durch die Integration der 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Ge­
meinschaft sollen nationale Deregu­
lierungen erreicht werden, aber Brüssel 
verdichtet zugleich das Netz der europa- 
weiten Regulierungen und schafft da­
durch Handlungsbeschränkungen für die

Mitgliedsstaaten. Das ist ein Regelungs­
problem mit kulturellen Implikationen. 
Europa darf nicht die Gemeischaft einer 
normierten Kultur werden, da sind sich 
alle einig. Wolf Lepenies etwa meint: 
„Zu den Aufgaben einer künftigen euro­
päischen Kulturpolitik wird es ... gehö­
ren, die Ungleichzeitigkeit zwischen 
Wirtschaft und Politik auf der einen Seite, 
Kultur auf der anderen Seite aufrecht­
zuerhalten.“ Aber läßt sich eine solche 
Ungleichzeitigkeit überhaupt durchhal­
ten, eine partielle Entkoppelung der wirt­
schaftlich-politischen Sphäre auf der 
einen und der kulturellen Sphäre auf der 
anderen Seite? Die gemeinsame Verfüg­
barkeit von Gütern und Dienstleistungen, 
die Mobilität der Arbeitskräfte, die Ein­
heitlichkeit von Gesetzen und Normie­
rungen, die gemeinsamen Fernsehpro­
gramme — das alles wird nivellierend 
wirken. Europa ist — aller Voraussicht 
nach — auf dem Weg in eine recht son­
derbare „Mischkultur“, in der Bestände 
aus allen Kulturregionen in kommerziali­
sierter Form auf bunten Märkten aller­
orten angeboten werden.

Die Identität der Oststaaten
Der Zusammenbruch der sozialistischen 
Systeme hat — neben den wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten — auch kulturell­
politische Dimensionen. „Der bürokrati­
sche Sozialismus hat seine ideelle Basis 
verloren. Bei aller Ungeheuerlichkeit des 
Stalinismus war der stalinistische Appa­
rat, zumindest in den Ländern der Volks­
demokratie, unvergleichlich stärker ab­
hängig von seiner ideellen Verbundenheit 
mit dem System als die gegenwärtigen 
Apparate. Es könnte scheinen, daß ein 
zynischer Apparat, dessen Mitglieder die 
Errungenschaften des Sozialismus an den 
eigenen Privilegien und Karrieren mes­
sen, effizienter sei, weil frei von Be­
lastungen und Hemmungen, unempfind­
lich gegen ideologische Erschütterungen, 
zu beliebigen und blitzschnellen Verände­
rungen fähig und besser zur Manipulation 
geeignet. Aber das ist nicht einmal die 
halbe Wahrheit. Ein solcher Apparat ist 
nicht nur in Krisenzeiten unverläßlich 
und unfähig, echte Belastungen zu be­
stehen. Er neigt auch sonst zur Selbstzer­
setzung durch Cliquenwirtschaft. Es ist 
ein Symptom für das Absterben des 
Systems, dem er dient. Ein System, das 
von niemandem selbstlos, uneigennützig 
verteidigt wird, ist verurteilt.“4 
Die sozialistische Idee ist tot. Aber was 
tritt an ihre Stelle? Die östlichen Länder 
haben es zweifelsohne schwierig beim 
Aufbau einer neuen Identität. Sie müssen 
nicht nur mit einer Vielfalt an Neuem fer­
tigwerden, mit dem sie in Anbetracht der 
geöffneten Grenzen plötzlich konfrontiert 
sind. Sie müssen auch ihre eigene kultu­
relle Identität wieder aufbauen. Wohl gibt 
es historisch-kulturelle Bestände, die ja 
die nationale Unverwechselbarkeit aus­
machen: Aber die Vorstellung, man habe

die politischen Fesseln abgestreift und 
nun könne sich das lange Zeit „Verschüt­
tete“ wieder in voller Pracht entfalten, ist 
naiv. Jahrzehnte kommunistischer Herr­
schaft bleiben nicht spurenlos, sie sind 
nicht wegzuwischen von einem Tag auf 
den anderen so wie die politischen Ord­
nungen. So gilt es beispielsweise, erst 
wieder eine demokratische politische Eli­
te aufzubauen — denn die Qualifikation, 
als Dissident mutig gegen Diktaturen auf­
getreten zu sein und gar im Gefängnis ge­
sessen zu haben, genügt nicht, um auch 
ein guter Politiker und effizienter Admi­
nistrator zu sein. In der Geschichte sind 
die Revolutionäre der ersten Stunde meist 
binnen kurzer Zeit von den Spitzenposi­
tionen abgelöst worden. Das politische 
Spiel muß erst gelernt werden, und man­
che der neuen Amtsinhaber zeigen einen 
bemerkenswerten Dilettantismus. Die 
Spielregeln einer demokratischen Ord­
nung müssen erst eingeübt werden; bei 
diesen Spielregeln geht es gar nicht um 
die verfassungsmäßig geordneten Routi­
nen, sondern eher um das nicht Formu­
lier- und Mitteilbare, um „tacit know- 
ledge“: Wie verhandelt man? Wie belast­
bar ist der Gegner? Wie erlaubt man ihm, 
sein Gesicht zu wahren? Wen fragt man 
bei welchen Problemen? Wie setzt man 
sich durch? Ebenso müssen die Staats­
bürger demokratische Prozeduren — in 
ihren Winkelzügen und medienzentrier­
ten Selbstdarstellungen — deuten lernen: 
Einstweilen sind sie so leicht manipulier­
bar wie nirgends sonst. Enkulturation in 
eine demokratische Ordnung braucht 
Zeit.
Ähnliche Rekonstruktionsprozesse sind 
auf den individuellen Ebenen — bei den 
persönlichen Dispositionen der Staats­
bürger — nötig.
Vaclav Havel hat in seiner Neujahrs­
ansprache 1990 gesagt: „Das bisherige 
Regime, bewaffnet mit seiner stolzen und 
auf Unerträglichkeit basierenden Ideo­
logie, erniedrigte den Menschen auf eine 
Produktionskraft und die Natur auf ein 
Produktionsinstrument... Aus den be­
gabten und selbständigen Menschen, die 
mit Verstand in ihrem Land gewirtschaf- 
tet haben, machte es Schrauben einer un­
geheuer großen, lärmenden und stinken­
den Maschine, von der niemand weiß, 
welchen Sinn sie eigentlich hat. Sie kann 
nicht mehr als sich selbst und alle ihre 
Schrauben langsam, aber unaufhaltsam 
abnutzen.“5 Diese „Schrauben“ müssen 
erst wieder zu autonomen Menschen wer­
den, sie müssen ein neues Selbstverständ- 
nis aufbauen, in einem trial and error- 
Prozeß, in einem Abtasten, in Experi­
menten. Denn das totalitäre System hat 
ein Eigenleben gewonnen, das für die 
nächsten Generationen Sozialisationsef­
fekte gezeigt hat, ein System, das für 
jene, die nichts anderes kannten, lebens- 
und verhaltensprägend war. Wie haben 
jene, die vom Leben bis zur Bahre „ein­
geteilt“ wurden, selbständig handeln und 
entscheiden gelernt? (Ein wenig im 
Schwarzhandel, gewiß). Sie sind zudem



darauf trainiert, ein doppeltes Leben zu 
führen: den offiziellen Tiraden zu applau­
dieren, im Freundeskreis hingegen ganz 
anders zu reden. Sie sind gewöhnt, gegen 
jeden anderen mißtrauisch zu sein, denn 
es könnte sich um einen Agenten han­
deln, und wie berechtigt diese Furcht 
war, haben erst die Enthüllungen nach 
dem Sturz der Regime gezeigt. Sie haben 
gelernt, daß es sinnvoll ist, sich von jeder 
Arbeit zu absentieren, soweit dies mög­
lich ist. Sie sind zynisch geworden. Die 
Entwöhnung von solchen Routinen ist 
ebenso wie die Entwöhnung von der 
überall gegenwärtigen Hand des Staates 
ein schwieriger kultureller Umdenkpro­
zeß.
Der „große Umbau“ muß in seinen öko­
nomischen, politischen und kulturellen 
Belangen gleichzeitig und in wechselseiti­
ger Verflechtung ablaufen. Die östlichen 
Länder bringen hiefür unterschiedliche 
Voraussetzungen mit. Da gibt es die alten 
Industrieländer wie Ungarn und die 
Tschechoslowakei, die alte Tugenden und 
Fähigkeiten wieder hervorkramen kön­
nen. Aber es gibt auch den östlichen Teil 
Rumäniens, Bulgarien und die Sowjet­
union — Gebiete, denen jene sich über 
mehrere Jahrhunderte hinziehenden 
Lernprozesse versagt geblieben sind, in 
denen sich das moderne europäische 
Denken und Handeln (als Voraussetzung 
einer modernen Industriegesellschaft) 
herausgebildet hat. Wie kann Rußland, 
das die Strömungen der Aufklärung und 
des Liberalismus nicht mitgemacht hat, 
dessen Menschen von einem feudalisti­
schen System fugenlos in ein planwirt­
schaftliches übergegangen sind, mit einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung umge­
hen? Es ist ein kühnes Experiment, 
dessen Zuseher wir sind; und wir sollten 
die menschliche Konstruktionsgabe hie­
bei nicht allzu hoch ansetzen, wollen wir 
nicht in denselben konstruktivistischen 
Fehler verfallen, dem die Planwirtschaf­
ten erlegen sind. Viel weniger ist in allen 
Details voraussehbar und in allen Konse­
quenzen machbar, als manche Technokra­
ten anzunehmen geneigt sind. Deshalb 
bedarf es einer vorsichtigen, gegen un­
beabsichtigte Nebenwirkungen sensiblen 
und auf Rückschläge gefaßten Reform. 
Selbst dort aber, wo die kulturellen Vor­
aussetzungen günstig sind, wird dieses 
Experiment Zeit brauchen und Fehl­
schläge mit sich bringen. Die Zeit aber ist 
knapp, weil die Erwartungen rascher Er­
folge hoch sind. In den östlichen Ländern 
hat es neben der politischen Revolution 
eine „Revolution der steigenden Erwar­
tungen“ gegeben. Die Bürger fordern, 
nachdem der politische Umsturz geglückt 
ist, die Einlösung ihrer Wünsche nach ei­
nem besseren Leben. Diese Forderungen 
aber sind nicht so rasch umsetzbar, und 
die Enttäuschungen sind programmiert. 
Das Gefühl, um die Früchte des revolu­
tionären Erfolges geprellt zu werden, 
kann in dreierlei Richtung wirksam wer­
den: Erstens können die Minderheiten in 
die Rolle der Sündenböcke gedrängt wer­

den; zweitens können die demokratischen 
Ost-Regierungen unter Druck geraten, 
sodaß auch ein eventueller politischer 
„backlash“ nicht ausgeschlossen ist; und 
drittens können antiwestliche Stimmun­
gen angeheizt werden, etwa in der in den 
Oststaaten aufkeimenden Gewißheit: Nur 
die Weststaaten sind schuld an der fortge­
setzten Misere, weil sie uns — in Ausnut­
zung der schlechten Situation — ausbeu- 
ten oder jedenfalls zu wenig helfen. 
Selbst im Falle einer langsamen wirt­
schaftlichen Fortentwicklung, die von 
westlichen Investitionen getragen und ge­
fördert wird, können antiwestliche Res­
sentiments entstehen, dann nämlich, 
wenn die östlichen Länder vom westli­
chen Kapital durchdrungen werden und 
deshalb Kolonialisierungsgefühle wach 
werden.
Zum Identitätsproblem der Oststaaten ge­
hört auch das Aufarbeiten der Vergangen­
heit, zurückreichend über Jahrzehnte. 
Was in Deutschland in langwieriger 
Weise und in vielen Anläufen — und auch 
dort in ungenügender Weise — geschehen 
ist, da stehen die Oststaaten erst am Be­
ginn. „Die westdeutsche Gesellschaft“, 
so schreibt ein sowjetischer Journalist, 
„entstand im Bewußtsein der Buße für 
vergangene Schuld; die sowjetische Ge­
sellschaft macht heute die ersten Schritte 
auf dem Weg, sich der eigenen Vergan­
genheit zu schämen. Das einzige, was 
nachdenkliche Zeitgenossen in den bei­
den Ländern intellektuell entzweien 
kann, ist der Streit, wer von beiden — 
Hitler oder Stalin — der größere Verbre­
cher war.“6 Das betrifft die „ältere“ Ver­
gangenheit vor 1945. Aber auch die jün­
gere Vergangenheit steht zur Diskussion, 
die Kollaboration mit einem kommunisti­
schen Regime, Wie war es möglich, sol­
che Regime aufrecht zu erhalten, außer 
dadurch, daß viele — beinahe alle — in 
gewisser Weise „mitgemacht“ haben, die 
einen mehr und die anderen weniger. Bis 
zu welchem Grad kann „Mitmachen“ ge­
rechtfertigt Werden? Wie sind jene zu be­
urteilen, die nur das mitgemacht haben, 
„was notwendig war“? Wofür war was 
notwendig? Die Diskussion über die Ver­
wicklung mit dem Staatssicherheitsdienst 
in Deutschland ist voll entbrannt, in an­
deren Ländern finden gleichfalls Auf­
deckungen und Abrechnungen statt, und 
einiges ist noch zu erwarten. Auch die 
praktischen Probleme eines „System­
bruchs“ stellen sich, so wie einst: Man 
kann nicht alle Richter und Polizisten ent­
lassen. Man braucht die Verwaltungs­
experten von früher. Man sollte den enga­
gierten Reformern des alten Apparats 
nicht unrecht tun. Und zuletzt: Man hat 
mit den Erfordernissen des Tages genug 
zu tun und deshalb wenig Lust, in den 
alten Dingen zu kramen.

Die Identität der Weststaaten
Von der Identitätsproblematik der West­
staaten im Zusammenhang mit der euro­

päischen Zusammenschlußdynamik war 
schon die Rede. Aber auch in politischer 
Hinsicht bleiben in den Weststaaten jene 
Probleme bestehen, die in den beiden 
letzten Jahrzehnten unter Begriffe wie 
Politikverdrossenheit oder Unregierbar- 
keit gefaßt wurden — Korruption, Privi­
legien, Sklerotisierung. Das Selbstbe- 
wußtsein, in der besseren der verfüg­
baren Welten zu leben, geht im Westen 
durchaus einher mit einer flächendecken­
den Politikkritik, die keine Leistungen 
anerkennt: ein Rundum-Gejammere über 
die Schlechtigkeit der Welt im allgemei­
nen und der Politik im besonderen. 
Gesellschaften ohne Mißstände sind aber 
jeweils die totalitären Systeme; freiheit­
lich-demokratische Ordnungen zielen 
darauf, Mißstände aufzudecken und zu 
überwinden. Die Vorzüge des Westens 
erkennen heute eher jene, die es gewohnt 
sind, in totalitären Systemen zu leben, 
während die Wohlstandsbürger die ersten 
Versuche der Ostländer, Institutionen wie 
im Westen zu installieren, als Realisie­
rung einer „wahren Demokratie“, die 
ganz anders sei als die hausgemachte po­
litische Ordnung, hochjubeln. Es ist frei­
lich keine neue Erkenntnis, daß in der 
großen Freiheit die große Gleichgültig­
keit droht. Deshalb wurden Künstler, die 
in den letzten Jahren aus dem Osten emi­
grierten, von westlichen Journalisten 
häufig gefragt, ob sie denn glaubten, 
noch weiter, vom Druck befreit, schrei­
ben zu können. Reiner Kunze, aus der 
DDR 1977 „entlassen“, antwortete: „Viel­
leicht gibt es doch ein Thema für mich: 
Vielleicht sehe ich — nein, besser — 
fühle ich im Westen nach längerer Zeit 
Lebensqualitäten, die die Leute, die hier 
leben, gar nicht mehr spüren, gar nicht 
mehr als Qualität erkennen. Wer bei­
spielsweise täglich die Freiheit hat, wird 
sie manchmal nicht zu schätzen wissen.“7 
Die östlichen Länder befinden sich auf 
dem Weg, demokratische und rechtsstaat­
liche Ordnungen aufzubauen und zu festi­
gen. Für sie ist die Demokratie die 
Erfüllung eines Wunschtraums. Untere 
schiede politischer Grundstimmungen 
zwischen Ost und West sind also unüber­
sehbar; Im Westen herrscht „Staatsver­
drossenheit“, im Osten zunächst ein vor­
sichtiges Vertrauen in den „neuen Staat“. 
Im Westen finden wir einen diskreditier­
ten, immer wieder strittigen Begriff der 
„Nation“, ein wichtiges Element der eige­
nen Identität, frn Westen verschmelzen 
die Nationen, in den baltischen Staaten 
erstehen sie wieder auf.
Mit diesem Nationsbegriff verbindet sich 
ein anderer Aspekt, der die Identität und 
Unverwechselbarkeit der westlichen eu­
ropäischen Länder bedroht: die Immigra­
tionsproblematik. Der Zuzug von Flücht­
lingen und Einwanderern nach Österreich 
erfolgt derzeit in hohem Maße aus den 
Oststaaten. Es stellen sich ökonomische 
und politische Fragen verschiedener Art, 
die hier nicht angesprochen werden 
können. Richtig ist, daß eine rasche wirt­
schaftliche Entwicklung der Ostländer



den Drang in den Westen vermindern 
kann. Aber da dieser Aufschwung des 
Lebensstandards nicht so rasch eintreten 
wird, wie von den meisten erwartet wird, 
könnte sich in den nächsten paar Jahren 
der Zustrom von „Wirtschaftsflücht­
lingen“ und illegalen Gastarbeitern in'die 
westlichen Länder drastisch verstärken. 
Wenn die Sowjetunion oder ihre einzel­
nen Länder die Grenzen öffnen und sich 
Nationalitätenkonflikte drastisch zu­
spitzen, wären Ströme von Immigrations­
willigen zu erwarten. Die westlichen 
Länder werden in diesem Fall ihre Gren­
zen schließen müssen. Noch drastischer 
stellen sich Fragen kultureller Vereinbar­
keiten und Konfliktlinien aber mit Blick 
auf den Süden. Es gibt ja außer den Ost­
staaten weltweit die bekannten Flücht- 
lingsländer, etwa im Fernen Osten; zu­
dem werden in den nächsten Jahren die 
Türken nach Europa strömen; und 
schließlich werden die nordaffikanischen 
Länder zu einem wichtigen Emigrations­
potential. Der Zuzug aus den Nachbar­
ländern im Osten ist im allgemeinen zu­
mindest kein kulturelles Problem, und 
ein begrenztes Einwanderungspotential 
kann für alle Beteiligten von Nutzen sein; 
die Situation wird jedoch dramatisch bei 
der Einwanderung von Massen von 
Türken und Nordaffikanern. Weitsichtige 
Europapolitik muß sich auch mit diesen 
Fragen befassen.

Schlußbemerkung
Die Europa-Euphorie birgt eine Gefahr in 
sich; Sie lenkt ab von den weltweiten Pro­
blemen, die bestehen bleiben oder sich 

22 sogar verschärfen, etwa vom Nord- 
Süd-Konflikt. Der europäische Umbruch 
zeigt ja sogar dort Wirkungen, wo plötz­
lich die Finanzierung von Bewegungen 
oder Staaten aus dem kommunistischen 
Lager wegfällt oder eingeschränkt wird. 
Zugleich aber schwinden mit der Konzen­
tration auf eigene und europäische Pro­
bleme auch Stabilisierungsfunktionen da­
hin, welche die Vereinigten Staaten und 
die Sowjetunion in Regionen der Dritten 
Welt — etwa in Afrika — ausübten, und 
Scharmützel und Stammeskriege flackern 
auf. Entwicklungshilfe fließt in den Osten 
statt in den Süden, und das verschärft die 
ohnehin nahezu unüberwindlichen Ent­
wicklungsprobleme in den ärmeren Län­
dern. Auf lange Sicht liegen dort für ganz 
Europa — wie immer es auch zusammen­
gesetzt und beschaffen sein mag — die 
Existenzprobleme. Ähnlich steht es mit 
der Umweltfrage. Die Apokalypse 
scheint vertagt, da doch umweltpolitische 
Maßnahmen, auch wenn sie zögernd vor­
angetrieben werden, zu greifen beginnen. 
Mittlerweile gibt es Recyclingpapier, 
Importverbote für Tropenholz, einen 
Aufschwung des Fahrrads, Lacke ohne 
Lösungsmittel und sanften Tourismus; 
Naturschutzgebiete werden zum Vor­
zeigen geschaffen und regulierte Bäche 
wieder in den Naturzustand zurückge­
baut; Konsumenten dürfen Müll sortie­
ren. Aber Luft, Boden und Wasser wer­

den trotzdem immer giftiger, und die 
globale Atmosphäre, die Weltmeere, die 
Regenwälder sind weiter in Gefahr; die 
Listen aussterbender Tiere und Pflanzen 
werden immer länger; und nicht einmal 
über Kleinigkeiten wie das Verbot der 
Treibgase kann man sich einigen.
Diese Erinnerungen an größere Probleme 
sollen die Freude über den Umbruch im - 
Osten nicht mindern, der die Chance auf 
eine europäische Friedensordnung8 eröff­
net. Unsere Welt ist durch diese Öffnung 
der ehemaligen Länder des realen Sozia­
lismus größer geworden. Denn der 
Mensch lebt in einem System von abge­
stuften kulturellen Zugehörigkeiten. Er 
lebt in seiner Familie, seiner Verwandt­
schaft, seinem Stadtviertel, seiner Ge­
meinde. Er gehört zu seiner Region, 
seinem Land, seinem Staat, seiner 
Nation. Er ist Teil größerer Einheiten, 
Mitteleuropas, Europas, der Gruppe mo­
derner westlicher Gesellschaften. Er ist 
— hoffentlich — ein bißchen Kosmopolit.

Die Oststaaten gehören durch den Um­
bruch wieder zu uns, zu dem Terrain, in 
dem sich unser kulturelles Selbstver­
ständnis — in Aneignung und Wider­
spruch — formt. Das ist eine Bereiche­
rung Europas.9
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Alena Kleinova .̂

GEWISSENSERFORSCHUNG 
VOR DER TÜR MITTELEUROPAS

Das Thema, worüber ich schreiben 
soll, ist mir klar: Mitteleuropa. 
Aber was soll ich eigentlich schrei­
ben, wenn es für mich überhaupt kein 

Mitteleuropa gibt!? Die Teilung unseres 
Kontinents wird nämlich besonders bei 
uns schmerzlich empfunden — Mittel­
europa ist irgendwohin verlorengegangen 
und statt dessen benutzen wir jetzt zwei 
andere Begriffe: Osteuropa und West­
europa. In der Theorie sind sie zwar sinn­
los und nicht mehr gültig, in der Praxis 
sinnlos, aber noch oft zu hören...
Ja, wir können von der Geschichte des 
gemeinsamen Mitteleuropa reden. Was 
meine Heimat betrifft, denke ich vor 
allem an das 14. Jahrhundert, als die 
Prager Karls-Universität zum Sammel­
punkt für Intellektuelle aus ganz Mittel­
europa wurde. Aber sie ist jetzt tot. 
Auch anders ist es möglich, Mitteleuropa 
zu beschreiben — z.B. als menschlichen 
Organismus. In einem Organismus 
müssen aber alle Organe funktionieren. 
Keiner ist mehr oder weniger wichtig, 
niemand ist ersetzbar. Sonst kann der 
Organismus nicht leben...
Wir vom ehemaligen Osten sind für den 
Organismus ebenso wichtig wie Ihr im 
ehemaligen Westen. Nur befinden wir 
uns in einem komplizierten Zustand, den 
der Chefredakteur der Kleinen Zeitung, 
Fritz Csoklich, als „Operation ohne 
Narkose“ beschrieben hat. Das stimmt, 
und ohne. Narkose, mit den schon ein Jahr 
dauernden Hoffnungen, Erwartungen, 
Enttäuschungen usw., kommen wir jetzt 
zur offenen Tür Mitteleuropas.
Wenn wir uns begegnen, sollten wir 
gemeinsam ein neues Mitteleuropa grün­
den.
„Sie ist offen“, beschreiben wir unsere 
Staatsgrenze in Zeitungen, Briefen, per­
sönlichen Gesprächen. Das ist richtig, 
wir brauchen schon ein Jahr lang keine 
Visa, keine strengen Zöllner — wie es 
nur natürlich ist...
Bisher kann ich mich gut erinnern, wie­
viel Kräfte es den früheren Sportredak­
teur und jetzigen Chef meiner Zeitung ge­
kostet hat, um seine Idee, einen Radfahr­
wettbewerb zwischen Linz und Budweis 
zu veranstalten, zu verwirklichen. Das 
war im Jahr 1988. Und es ist wirklich 
gelungen, daß die Sportler durch die 
Grenze symbolisch ohne Kontrolle fahren 
konnten. Eine einzigartige Aktion, wel­
che die Sinnlosigkeit der Grenze gezeigt 
hat — die Sportler haben damals die Ent­
fernung zwischen unseren beiden Städ­
ten, Ländern, Völkern ein wenig mensch­
licher gemacht.
„Ja, sie ist offen“, jetzt sind wir an der

Reihe. Wie die Sportler, wissen auch wir 
sehr gut, daß nur offene Grenzen nicht 
genügen.
Wir müssen vor allem unsere Herzen öff­
nen. Bis jetzt sitzen die meisten von uns 
zu Hause, vorsichtig vor der offenen Tür 
— mit der Angst, jemanden wirklich ein­
zuladen. Die Angst (nicht nur des Gast­
gebers, sondern auch des Gastes) ist nicht 
schwer zu verstehen. Eine wichtige Rolle 
spielt die Sprachbarriere, dann übertrie­
bene nationalistische Gefühle, Unkennt­
nis, Scheuheit, das Gefühl für Dankbar­
keit verpflichtet zu sein, usw. Und unsere 
Herzen sind so leicht verletzbar,... Es 
gab bei uns einen Witz, der wie die ande­
ren politischen Witze in den vergangenen 
Jahren eigentlich nicht sehr lustig war: In 
einem kleinen böhmischen Dorf gleich an 
der Grenze schauen Vater und Sohn nach 
Österreich und der Kleine fragt: „Vati, 
wer wohnt dort hinter den Drähten?“ — 
„Wir, mein Sohn, wir...“, antwortet der 
Erwachsene. — Die Drähte sind schon 
weg, ähnlich wie die Mauer in Berlin teil­
weise auch als günstig verkaufte Souveni- 
re. Aber den „eisernen Vorhang“ in unse­
ren Seelen kann man nicht einfach mit 
der Schere entfernen!
Ja, es braucht Zeit, es kommt langsam, 
aber sicher — versichern wir uns und den 
anderen. Wir müssen uns selbst finden, 
wir haben unser Selbstbewußtsein zu er­
neuern, oft hört man diese klare und all­
gemeine Wahrheit.
Wie wir das machen sollen, um uns 
wieder selbst zu schätzen, sagt uns 
niemand. Und wir waren es so sehr ge­
wöhnt, Befehle von „oben“ zu hören! 
Jetzt muß jeder von uns seine Identität 
selbst suchen. Auch durch verschiedene 
faux pas mit dem Bindestrich, mit der 
slowakischen Nationalbewegung und 
tschechischen Unterwürfigkeit zu allem,

was sich lohnt... Kein besonders guter 
Motor.
Wir möchten leben wie im Westen, aber 
arbeiten wie früher — wie in der Soziali­
stischen Wirtschaft — so denken viele!
Aber was sich eigentlich lohnt? Wie über­
rascht waren tschechische Unternehmer 
beim festlichen Abendessen mit dem 
amerikanischen Senator William L. Arm­
strong auf der Botschaft, als sie keine 
konkreten Kontakte knüpfen konnten und 
ihnen stattdessen den ganzen Abend über 
die Moral des Unternehmers erzählt wur­
de! Ja, es war schön, das Essen hat ge­
schmeckt und der Herr Senator hat inter­
essante Sachen erzählt — aber wir haben 
doch ganz andere Sorgen.
Das entsprechende Privatisierungsge­
spräch ist noch nicht fertig. Wir müssen 
erst den Mangel an Baumaterial über­
winden. Wir müssen sparen, aber die 
tschechoslowakische Krone ist eine sehr 
unsichere Währang. Besser wäre es, zu 
investieren, aber wo und wofür? Ja, 
Moral ist sehr wichtig — aber wenn die 
Beziehungen in unserer Welt voll von 
Unmoral sind...
Können wir uns leisten, unmoralisch zu 
sein? Manchmal scheint es mir, Moral ist 
für uns unerschwinglich.
Noch etwas ist, meiner Meinung nach, 23 
über unseren Verhältnissen: Reichtum.
Das fast 50 Jahre dauernde Leben in ge­
zielter Isolation ist jetzt die Ursache, daß 
unsere ersten und oft auch wichtigsten 
Eindrücke vom Westen unsere Leute in 
Geschäften suchen. „So ist die Demo­
kratie“, sehen wir die übervollen Ge­
schäfte und möchten dasselbe haben — 
auch wir verdienen die Demokratie! 
Leider bekommen wir die Möglichkeit, 
unsere Lebensweise zu vergleichen, ge­
rade in der Zeit, wenn die ganze Welt in 
ökologischem und ökonomischem Sinn



ganz unerfreulich ist. Nicht nur wir im 
ehemaligen Osten müssen jetzt den 
Gürtel enger schnallen — das ist eine 
unbedingt notwendige Aufgabe für die 
ganze Welt.
Abgesehen davon: oft hört man auch Sig­
nale, daß mit der Konsumgesellschaft 
etwas nicht in Ordnung ist. Schon Jahre 
existiert doch im Westen die Philosophie 
„Postmaterialismus“, die andere Werte 
als Ware in Geschäften präferiert. Müs­
sen wir schon vorher aber das Übermaß 
an Verbrauch versuchen, muß uns der 
Konsum (jetzt im Westen siebenmal 
höher als bei uns) auf die Nerven gehen, 
um später zu entdecken, wo das Wesent­
liche in unserem Leben liegt, was eigent­
lich das Wort „Reichtum“ bedeutet. 
Diesen Weg können wir am besten mit 
Künstlern finden.
Kunst als Mittel zur Kommunikation ist 
fähig, die geographischen, sprachlichen 
und psychischen Barrieren zu überwin­
den.
Kunst bietet auch große Chancen für die 
Zusammenarbeit der Völker, Ethik, Ge­
sellschaften an.
Durch ihren Einfluß kann sie die Leute 
von der langjährigen Angst, Überschät­
zung, Haß und Neid befreien. Musik,

Wort, Geste können zum Grund der ge­
meinsamen Zukunft, befreit von gegen­
seitigem Mißtrauen, Verdächtigung, von 
Minderheitsgefühlen oder Überhebung 
werden. Und am Steuer unserer Demo­
kratie stehen doch auch die Künstler... 
„Sie ist offen“, sagt vor allem unsere jun­
ge Kunstgeneralion, die nicht nur passiv 
warten will. Jetzt bereiten wir zum Bei­
spiel eine große multikulturelle Initiative 
vor, die in Budweis von 9. bis 15. Septem­
ber 1991 stattfinden soll. In unserer Stadt, 
30 Kilometer von der tschechisch-öster­
reichischen Grenze entfernt, sind Künst­
ler aus der ganzen Welt eingeladen. 
Manche kennen sich schon — wie die in­
ternationale Organisation „Künstler für 
den Frieden“ (P.A.N.D. international) 
haben sie sich schon in Helsinki und im 
April 1989 auch in Wien getroffen.
Wir rechnen damit, daß dieses Kultur­
treffen ein Schritt zum gemeinsamen 
Erkennen wird. Die ganze Woche im 
Theater, Musik, Ausstellung, Filme, 
Literatur usw. soll in einem Konzert an 
der Grenze — im ehemaligen „Nie­
mandsland“ — gipfeln. Symbolisch nicht 
nur für die Grenzstadt in Südböhmen, die 
seit dem Jahre 1948 sinnlos geteilt ist. 
(Der Bürgermeister vom gleich hinter der

Grenze liegenden Gmünd hat es 15 Minu­
ten zu Fuß zum Bürgermeister von Ceske 
Vlenice.,.).
Die tschechischen Einwohner wissen sehr 
gut, was das bedeutet, 10 Minuten von zu 
Hause gehen, die Grenze überschreiten 
und in eine ganz andere Welt zu kommen. 
Symbolisch nicht für die deutschsprachi­
gen Menschen, die in dem Grenzgebiet 
im Jahre 1945 bei der Vertreibung großes 
Unrecht erleben mußten. Als ein Pflaster 
für unsere Eltern, die vor einem Jahr das 
erste Mal etwas anderes als die ähnlichen 
Bruderländer besuchen konnten.
Für die tschechischen Touristen, die jetzt 
endlich auch die zweite Seite des größten 
Sees im Land sehen können — vom Aus­
sichtsturm im oberösterreichischen 
Ulrichsberg braucht man ungefähr eine 
Stunde zur „Grenze des westlichen Euro­
pas“. Aber wie lange müssen wir eigent­
lich gehen? Eine Stunde oder 40 Jahre? 
Wir brauchen nicht nur zur offenen Tür 
kommen, wir brauchen und wünschen 
uns offenen Herzen zu begegnen! Ohne 
Angst, daß das Mißverständnis uns wie­
der die Tür zumacht. Seien Sie bitte so 
nett und lüften Sie Ihre Herzen oft.
Von uns weht die frische Luft...



Thomas Götz

PRAG, HERBST
S

eit Tagen liegt das weiße Stück 
Papier auf dem Tisch, seit Tagen 
mache ich einen weiten Bogen her­
um. Was kann denn einer sagen über die­

ses Land, über diese Stadt, der drei 
Wochen hier ist? Wo doch selbst die, die 
hier leben und arbeiten sich kein Urteil 
Zutrauen? Wenn die Eindrücke so wieder- 
sprüchlich sind, daß sie unter einem Hut 
nicht Platz finden? Wenn jede neue Erfah­
rung, jede Beobachtung nahelegt, doch 
lieber noch den Mund zu halten?
Heute ist der 28. Oktober. Heute vor 72 
Jahren hat Tomäs G. Masaryk die CSR 
aus der Taufe gehoben.
Das wird noch stimmen, wenn dieses 
Heft erschienen sein wird. Dem Rest er­
geht es mit großer Gewißheit so, wie der 
vorgedruckten Preisdeklaration auf mei­
ner Honigdose. Bevor noch ein Käufer 
hingreifen konnte, klebte schon ein neues 
Preisschild darauf: 15 statt 8,50 Kronen. 
Das war aber nicht mehr als ein kleiner 
Warnschuß. Noch hält der Damm der 
durch ein umfassendes Subventions- und 
Preisregelungssystem völlig verzerrten 
Preise. Nur entlang der Trampelpfade der 
Touristen können die Prager schon einen 
Vorgeschmack dessen bekommen, was 
auf sie zukommt, wenn die Preise nicht 
mehr geregelt und die Währung konverti- 
bel geworden ist. Um 300 Kronen zu es­
sen ist dort kein Problem und der Fremde 
empfindet auch nichts dabei, wenn er 
rund hundert Schilling ausgibt. Für den 
Einheimischen aber wären an dem Abend 
10 Prozent seines Monatsbezugs im Re­
staurant geblieben.
Wenige hundert Meter daneben, mitten 
im Universitätsviertel, liegt die Mensa. In 
langen Schlangen warten hier die Studen­
ten um für 3,50 Kronen ihr Mittagsmenü 
abzuholen. Uns Ausländern, die sich zu 
spät gemeldet haben, bleibt nur das Lokal 
daneben. In dem rauchverhangenen un­
scheinbaren Speisesaal, in den sich kaum 
je ein Tourist verirrt, offenbart sich der 
wahre Wert des Geldes. Um 18 Kronen, 
nach offiziellem Kurs umgerechnet sind 
das derzeit rund sieben Schilling, gibt es 
Rindsbraten mit Kraut und Knödel, dazu 
ein großes Bier. Gute Hausmannskost. 
Diese Verzerrungen entgehen den Tsche­
chen natürlich nicht. Der täglich wach­
sende Strom von Menschen mit dicken 
Brieftaschen und ebensolchen Autos 
schürt noch die Ungeduld der jahrzehnte­
lang Kurzgehaltenen, verstärk! noch die 
Schwerhörigkeit gegenüber den Appellen 
Havels für Geduld und Fleiß. Solche Ein­
drücke schüren das Gefühl: Es muß bes­
ser werden, und bald.
Es wird aber schlechter werden, und 
bald. Spätestens im Jänner, wenn die 
Preise freigegeben sind, schrumpft das 
nicht gerade üppige Durchschnittsein­
kommen von 3000 Kronen im Monat

wieder drastisch. Bis Lohnerhöhungen 
durchgesetzt sind, wird es lange dauern. 
Bis dahin bleibt nur, was keiner will: 
Konsumverzicht.
Konkret bedeutet das: Was man bisher 
nicht durfte, wird man in Zukunft nicht 
können. Reisen zum Beispiel.
Die Erlaubnis, im Jahr 4000 Kronen in 
Devisen umzutauschen, macht Reisen auf 
normalen Wegen praktisch unmöglich. 
Also wird es das noch weiter geben, das 
diskrete „change money“ am Wenzels­
platz und den Schwarzhandel mit den 
begehrten Theaterkarten. 440 Kronen 
wollte so ein Schwarzhändler für ein 
Ticket der „Laterna Magica“. An der 
Kassa kostet die Karte 25 Kronen. Karel 
Hvizdala, Freund und Gesprächspartner 
Väclav Havels, fürchtet trotzdem die 
Wirtschaftsmisere und die kommende 
Konvertibilität der Währung weniger als 
tieferliegende Spätfolgen der Diktatur: 
„Was mir Sorge macht, ist die Konvertibi­
lität des Geistes“, sagt er, der jetzt als 
Cheffeporter bei der Zeitung „Mlada 
Fronta“ (Junge Front) arbeitet.
Die verhaßten Symbole waren ja bald 
ausgetauscht. Die Bronze-Statue IGement 
Gottwalds, die sein Vorgänger auf dem 
Schreibtisch stehen hatte, verstaubt jetzt 
im Kasten. Ihren Platz nimmt ein kleiner 
Havel-Kopf aus Ton ein, „ein Geschenk 
von Freunden“, lacht Hvizdala. Die nach 
Gottwald benannte Hauptstraße an der 
Moldau fiel Tomäs Masaryk zu, des ver­
haßten KP-Staatschefs U-Bahnstation 
wurde mit dem Namen Vysehrad über­
klebt.
Überklebt. Das alte schimmert noch 
durch, nicht nur bei den Schildern. „Die 
Menschen sind nicht gewohnt, Risken 
einzugehen, Verantwortung zu tragen 
oder Macht zu delegieren“, begründet 
Hvizdala seine Skepsis und nennt gleich 
ein Beispiel, das er für symptomatisch 
hält. Mit einem Bittbrief hat sich eine 
kleine Landgemeinde an seine Zeitung 
gewandt, man möge ihnen doch zu einem 
Kulturzentrum verhelfen. „Die wissen 
noch nicht, daß sie das jetzt selbst ma­
chen müssen,“ ärgert sich Hvizdala, der 
in zehn Jahren Exil andere Denkmuster 
kennengelernt hat.
Den zweiten Schwachpunkt der neuen 
Republik hat der Präsident schon in sei­
ner Neujahrsansprache in den Mittel­
punkt gerückt. Die Schuld und den Um­
gang mit ihr. „Wir sind alle — wenn auch 
selbstverständlich jeder in anderem Maße 
— für den Gang der totalitären Maschine­
rie verantwortlich, niemand ist nur ihr 
Opfer, sondern alle sind wir zugleich ihre 
Mitschöpfer.“ Daß die Rede keine Wider­
rede gefunden hat, erklärt Hvizdala so: 
„Jeder hat gedacht, es sei ohnedies der 
andere gemeint.“ Das Klima der Hatz 
„jeder gegen jeden“, hat seinen Höhe­

punkt aber noch nicht erreicht, hört man 
von besorgten Beobachtern.
Auf der fieberhaften Suche nach Feinden 
und Schuldigen kommt nun auch ein Ge­
fühl ans Tageslicht, das die abservierten 
Ideologen des Regimes endgültig für 
überwunden hielten: Ein völlig überdreh­
ter Nationahsmus. Die Slowaken wollen 
ihre ungarische Minderheit slowakisieren 
und zugleich möglichst wenig mit Prag zu 
tun haben. Die Prager Ressentiments 
wieder richten sich da gegen Zigeuner, 
dort gegen Vietnamesen, oder andere von 
der verkrampften Solidarität mit „Bru­
derländern“ aus aller Welt hier herge­
schwemmte Nationalitäten. „Wenn ich 
rufe Achtung, dann sind Zigeuner in der 
Nähe“, warnt die Fremdenführerin im 
Hof des Strahov-Klosters, Und auch an 
dieser „Plage“ sind noch die Kommuni­
sten schuld, weil sie mit der großzügigen 
Kinderbeihilfe zum reichen Kindersegen 
der auf Taschendiebstahl spezialisierten 
beigetragen haben, schimpft sie.
Bis zu 40 Prozent der Bevölkerung hält 
Hvizdala für mobilisierbar, für anfällig 
auf die verkürzenden Parolen nationalisti­
scher Demagogen. Konkrete Prognosen 
will aber auch er nicht machen, was aus 
dieser Ecke in der nächsten Zeit noch zu 
erwarten sein wird. „Wie kann man sa­
gen, ob aus dem Ätna etwas kommen 
wird?“
Echten Grund zur Verärgerung hätten 25 
freilich andere. Die „sanfte Revolution“ 
ist nämlich soeben dabei ihre Eltern zu 
verspeisen.
Das sind einmal die zahlreichen Keller­
bühnen und -theater. Hier hat sich das po­
litische Leben sozusagen unter der Tu­
chent abgespielt, hier wurde zwischen 
den Zeilen gelesen und geschrieben, hier 
wurde dem Wort wieder jenes Gewicht 
gegeben, das ihm in der offiziellen Politik 
längst abhanden gekommen war. Dann 
sprang der Funke auf die Straße, und die 
Glut im Keller erlosch langsam. Das Le­
ben spielt sich jetzt eben in der Wirklich­
keit ab, nicht mehr im Theater, erklären 
die einen dieses Phänomen, andere fin­
den pragmatischere Begründungen.
Früher sind die Menschen — von der Ge­
werkschaft organisiert — mit Bussen von 
überallher preisgünstig ins Theater ge­
karrt worden. Oft haben sie die günstige 
Busfahrt genutzt, sich einen schönen 
Abend in Prag zu machen, haben das 
Ticket einfach verkauft. An den Bilanzen 
des Theaters änderte das nichts, die Büh­
nen waren ausverkauft. Mit dem Ende 
der Zwangs-Beglückung erlahmte auch 
bald das künstliche Interesse an der 
Kunst. Daß zugleich die Subventionen 
der Theater reduziert und in vielen Fällen 
gänzlich gestrichen wurden, wird für 
manche kleine Bühne das Ende bedeuten.



Ähnlich hart traf die Revolution die 
eigentlichen Initiatoren der Veränderun­
gen — die Studenten. Das Chaos der un­
geordneten Übergangsperiode fällt ihnen 
ungebremst auf den Kopf. Mancher fin­
det knapp vor seiner großen Abschluß­
prüfung plötzlich einen neuen Professor 
vor, der bisher wegen politischer Unlieb- 
samkeit zwanzig Jahre lang in irgendei­
nem Archiv zugebracht hat. Jetzt sitzt er, 
kurz vor der Pensionierung, wieder auf 
seinem Lehrstuhl. Seit zwanzig Jahren 
hat er sich ausschießlich seinen Studien 
widmen können, hat mit den Unannehm­
lichkeiten des Lehr- und Prüfungsbetrie­
bes nichts zu tun gehabt. Nun legt er sei­
nen hohen Maßstab ohne Rücksicht auf 
die bisherigen Studienbedingungen an die 
überraschten Prüflinge an, von denen vie­
le scheitern. Zu sehr weicht das nun ge­
forderte vom bisher gelernten ab, zu kurz 
sind die Fristen, um grundlegend neu zu 
beginnen.
Dabei sind die noch glücklich zu nennen, 
die überhaupt einen Prüfer haben. Em­
pörte Studenten erzählen, an ihrem Insti­
tut sei der neue Professor zu Begirm des 
Studienjahres nach Wien gereist. Er habe 
bisher nicht reisen dürfen, also holt er 
jetzt Versäumtes nach. Ob und wann die 
Studenten ihre Prüfungen ablegen kön­
nen, kümmert ihn da wenig. Die Vorge­
setzten hätten viel zu sehr Angst um ihre 
eigene Position, als daß sie es wagten, ge­
gen den eben erst Rehabilitierten etwas zu 
unternehmen. Geringfügige Verdachts­
momente genügten, von einem rasch zu­
sammengerufenen Bürgerforum-Komitee 
angeprangert zu werden.
Solche Auswüchse der revolutionären 
„direkten Demokratie“ haben schon in 
den Mittelschulen schlimme Folgen ge­
habt. Die vom Minister verordneten 
Hearings zur Bestellung von Schuldirek­
toren wurden zur Farce, weil die ört­
lichen Bürgerkomitees nicht zuließen, 
daß eine schulfremde Person zum Direk­
tor gemacht wird. Dieser Abschottungs- 
mechanismus sorgte — absichtlich oder 
nicht — für eine Kontinuität, die nicht im 
Sinne des Erfinders war.
Die vom Gang der Dinge frustrierten Stu­
denten formieren sich derzeit wieder. Sie 
fühlen sich um „ihre“ Revolution betro­
gen und arbeiten nun an einem Reform­
programm für die Hochschule, das in ei­
nem zweiten Anlauf auch ihnen zu den 
Früchten des „normalen“ Lebens verhel­
fen soll.
Unterdessen schleppen andere schon ei­
frig die materiellen Früchte ihrer Arbeit 
ins Land. Im Augenblick des Aufblühens 

; der Wirtschaft werden sie den Schuh be­
reits im Türspalt haben. Die blaue Sonne 
Minoltas strahlt aus vielen Meinen Ko- 
pier-Geschäften in der Innenstadt, im 
großen Kaufhaus am Wenzelsplatz be­
droht eine gigantische aufblasbare Varta- 
Batterie die Rolltreppenfahrer, die in die 
kärglich bestückte Elektronikabteilung 
kommen, wo die Produkte dieser Firma 
tatsächlich zu derzeit noch erschwingli­
chen Preisen zu haben sind.

Geradezu Dumpingpreise hat sich Benet­
ton für den Einstieg im Osten ausgedacht. 
Die begehrten Fetzen kosten hier etwa so 
viele Kronen wie bei uns Schilling. Ist die 
Marke einmal zum Statussymbol avan­
ciert, steht einer „Normalisierung“ der 
Preise nichts mehr im Wege.
Auch das Geschäft mit Oberkörper und 
Unterleib floriert. Im Stadtzentrum kon­
kurriert Terminator Schwarzenegger mit 
Emmanuelle, in der Metro-Station liegt 
auf, was der westliche Markt an Hoch­
glanzbusen zu bieten hat. Noch ist aber 
das Gedränge um die Verkäufer der wie 
Pilze aus der Erde geschossenen Tages­
zeitungen weit größer — auch aus finan­
ziellen Gründen.
Doch der Preisvorteil der heimischen 
Blätter wird schon bald schrumpfen. 
Papier wird demnächst dramatisch ver­
teuert, die Zeitungen werden mitgehen 
müssen. Was für ein großes Blatt wie die 
„Mlada Fronta“ verkraftbar sein dürfte, 
könnte das Ende mancher engagierter 
Klein-Zeitung bedeuten. Als zusätzliche 
Komplikation kommt noch dazu, daß sich 
die Herausgeber verpflichten müssen, 
den einmal fixierten Preis drei Monate 
lang nicht zu verändern. Da die Kalkula­
tionen aber gemacht werden müssen, ehe 
noch sämliche Eckdaten der künftigen 
Produktionskosten feststehen, kann das 
fatal enden, wie das Beispiel einiger pol­
nischer Zeitungen gezeigt hat.
Ein Nebeneffekt der Preissteigerung — 
auch die Mlada Fronta wird ihren Insera- 
tenplatz ausweiten. Wird jetzt nur eine 
von acht Seiten mit Anzeigen gefüllt, sol­
len es künftig rund 34 Prozent des gesam­
ten Platzes sein.
Das ehemalige Jugendorgan der KP hat 
den Umstieg jedenfalls bestens geschafft. 
Seit der Revolution stieg die Auflage von 
300.000 auf 535.000. Dabei wurde außer 
den Kommissaren der Partei kaum je­
mand entfernt.
Schwieriger ist da schon die Lage der 
Sprachlehrer. Eine ganze Abteilung der 
Karls-Universität war dazu abgestellt, 
den Stipendiaten aus den „Bruderlän­

dern“ zunächst einmal Grundkenntnisse 
des Tschechischen beizubringen. Nach 
der Revolution bekamen es die letzten 
Hüter der reinen Lehre mit der Angst zu 
tun, sie holten ihre Leute wieder nach 
Hause. Als erste mußten die Nordkorea­
ner ihr Studium abbrechen, dann folgten 
die Kubaner. Zurück blieben ein paar 
Vietnamesen und Afrikaner. Der Zu­
strom von Lernwilligen aus dem Westen 
hat bisher das Loch nicht füllen können. 
Vor allem die acht außerhalb Prags gele­
genen Sprachzentren stehen vor der 
Schließung. Die Sprachstudenten aus 
dem Westen wollen nur in Prag leben. 
Auffallend ist die hohe Zahl vom Ameri­
kanern, Kanadiern, Briten, die sich den 
Tücken des Tschechischen stellen wollen. 
Bei uns verläßt man sich offenbar noch 
darauf, daß „die“ schon Deutsch lernen 
werden oder doch wenigstens Englisch. 
Das tun sie auch. Englisch-Tschechische 
Wörterbücher sind ausverkauft, der 
Deutschkurs der Universität vergriffen. 
An den Metro-Haltestellen werden neben 
Zeitungen auch Englischkurse verkauft, 
wie in der Herrengasse die Brezeln. Eine 
große Boulevardzeitung druckt einen 
Deutschkurs in Fortsetzungen. Viele 
Menschen aller Altersgruppen nützen die 
Fahrzeit in der U-Bahn, Vokabelhefte 
herauszunehmen und zu büffeln. Von ei­
ner Schule in Budweis ist zu hören, daß 
der noch im Vorjahr bestellte Berg an 
Russischbüchern unbenützt herumliegt 
und die begehrten Deutschbücher nicht 
zu haben sind. Die einzige Deutschlehre­
rin im Haus weiß nicht mehr, wie sie sich 
ihren Nachmittag einteilen soll, um alle 
Schüler unterzubringen.
Von der oft beMagten Lethargie ist eigent­
lich nichts zu spüren. Es mag an der kur­
zen Beobachtungsfrist liegen, oder an der 
Intensität des Wunsches, das Experiment 
möge gut ausgehen. Vielleicht sind die 
Unkenrufe aber wirMich übertrieben — 
eine posthume Überschätzung der Macht 
eines hohlen Herrschaftsapparats über 
das-Innere von Menschen.
Vielleicht.



MIHELEUROPA AUS DER SICHT 
EINES POLITIKERS AUS 

OST-MITTELEUROPA*

Gabor Roszik _______ ■

Meine sehr verehrten Damen und 
Herren!
Ich muß zugeben, als ich die Einladung 
bekam, heute vor Urnen darüber zu spre­
chen, wie ich Mitteleuropa sehe, wußte 
ich nicht, auf welche große Aufgabe ich 
mich einließ.
Dies ergibt sich daraus, daß ich mich bis­
her niemals eingehender mit Mitteleuro­
pa befaßte, darüber weder Studien oder 
Essays schrieb, noch Vorträge zum glei­
chen Thema hielt, wie so viele andere. 
Darüber war ich mir im klaren, daß unse­
re Zugehörigkeit zu Mitteleuropa, ja so­
gar zu Europa, gefährdet ist. Ich wußte 
auch, daß wir, als „kommunistisches 
Land“ weit von Europa entfernt sind und 
der mitteleuropäische Geist nur in den 
Geschichtsbüchern oder literarischen 
Werken aufzufinden ist.
Als ich also überlegte, was insbesonders 
für uns Ungarn Mitteleuropa bedeutet, 
sah ich einige Dinge deutlich Umrissen, 
doch gleichzeitig tauchten zahlreiche Fra­
gen auf, die nicht oder nur schwer beant­
wortet werden können. Diese meine Un­
gewißheit veranlaßte mich, diese Ant­
worten zu suchen. So las ich mehr als 
vierzig Studien und Dokumente über 
Mitteleuropa und mußte erstaunt zur 
Kenntnis nehmen, daß überall ähnliche 
Fragen, Unsicherheiten oder Hoffnungen 
auftauchten.
Außerdem erschwerte meine Situation 
jene Tatsache, daß wir in den vergange­
nen zwei Jahren, seit die Veränderungen 
in Ungarn begannen, ganz bis zum heuti­
gen Tage, über Mitteleuropa kaum spre­
chen. Für uns, die wir in Ungarn leben, 
ging es um Europa. Um Europa geht es 
auch heute noch. Wir versuchten zu be­
weisen, daß wir Europäer sind. Das wa­
ren wir immer. Der Osten steht uns fern 
und ist uns fremd! Mit dem Osteri haben 
wir nichts gemein. Wir wollen ein ganzes 
Europa. Ein einheitliches und geöffnetes 
Europa! Ein gemeinsames Europa. Ohne 
Grenzen. Wir wollen die Vereinigten 
Staaten von Europa, wie sie vom Westen 
für 1992 realisiert werden. Ohne uns. Im­
mer mehr befaßte uns jene Überlegung, 
ob wir uns an Europa klammern dürfen, 
als jene Frage, was uns Mitteleuropa be­
deutet. Somit stellt sich jetzt das Pro­
blem, ob es nicht zu früh ist, über Mittel­
europa zu sprechen?
Und gleich möchte ich diese Frage beant­
worten: es ist nicht zu früh, es ist gerade 
an der Zeit, darüber zu sprechen.

Mitteleuropas Geschichte ist eine traurige 
Geschichte. Zumindest was Ungarn anbe­
langt. Wenn wir über jene Zeiten spre­
chen, da wir zweifelsohne zu Mitteleuro­
pa gehörten, müssen wir von Leiden, 
Knechtschaft und Krieg sprechen. Für 
den östlichen Teil Mitteleuropas wurde es 
später noch schlimmer. Aus politischen 
Erwägungen separierte, unterdrückte und 
verurteilte man uns zu geistiger und kör­
perlicher Knechtschaft. Nach dem Zwei­
ten Weltkrieg wurde es noch schlechter, 
da die bolschewistische Herrschaft folgte. 
Da es in vielem nicht schlimmer werden 
konnte, zumindest in Europa, läßt sich 
für eine lange Zeit ein allgemeiner Pessi­
mismus in Ungarn nachweisen. Dieser 
Pessimismus hatte eigentlich zwei Erre­
ger, der Eiserne Vorhang und die Berliner 
Mauer. Deren Auswirkungen waren der­
artig stark, daß es zu einem „Mauer im 
Kopf“ Effekt kam, was bedeutete, daß 
hier (also bei uns) auch dann ein Eiserner 
Vorhang gesehen wurde, wenn dies über­
flüssig war — in der DDR die Mauer — 
ja, die deutschen Kinder wuchsen mit der 
„Mauer im Kopf“ auf.
Eine traurige Geschichte. Gerade deshalb 
bin ich einem meiner Wiener Freunde, 
Herrn Reiner Stepan, äußerst dankbar, 
der im Vorjahr eine Konferenz nach Polen 
einberief, an welcher christliche Jugend­
liche und Studenten aus Österreich, Po­
len, Slowenien und Ungarn teilnehmen. 
Diese Konferenz, die in den vergangenen 
drei Jahren jährlich stattfindet, trug den 
Titel: „Lebendiges Mitteleuropa“. Die 
Konferenz voller Glauben, Hoffnung, 
Optimismus und Heiterkeit junger Leute 
war so „lebendig“, und wir sprachen so 
viel über ein lebendiges Mitteleuropa, 
daß wir uns, wenn wir uns trafen, so be­
grüßten oder verabschiedeten: Lebendi­
ges!
Dies bedeutete für mich eine seelische 
Stärkung. Und jedes Mal, wenn mir das 
Wort „lebendiges“ einfällt, dann denke 
ich an Mitteleuropa. Und wenn ich auf 
das Wort „Mitteleuropa“ stoße, denke ich 
lebendiges.
Seither bauten wir den Eisernen Vorhang 
ab, die Mauer fiel zusammen, und wir 
dürfen immer mehr hoffen, da sich um 
uns so vieles verändert hat.
Somit stellt sich immer heftiger die Fra­
ge, gibt es überhaupt ein Mitteleuropa? 
Wird es ein solches geben? Brauchen wir 
ein Mitteleuropa? Was ist Mitteleuropa 
eigentlich? Welche Länder gehören dazu? 
Wo ist die Grenze? Gehört Ungarn dazu?

Oder zu Osteuropa? Wie kann es sein, 
daß Eisenstadt zu Westeuropa, Sopron zu 
Osteuropa gehört? Was bedeuten Begriffe 
wie Osten, wie Westen. Wieso sind Grie­
chenland, Norwegen und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika — Westen, 
Kuba die Sowjetunion, Ungarn — Osten, 
oder einfacher ausgedrückt: kommuni­
stisch. Westen, ein Wort mit absoluter po­
sitiveren Füllung, Osten das leibhaftig 
Negative.
Noch viele werden diskutieren, jetzt, wo 
im Verlaufe der Geschichte eine nie dage­
wesene Möglichkeit zur Realisierung des 
Mitteleuropa-Gedankens gegeben ist, wer 
zu Mitteleuropa gehört. Österreich, Po­
len, die Tschechei und die Slowakei, Un­
garn und Slowenien? Und Kroatien, Ser­
bien, eventuell Norditalien? Und was ist 
mit Deutschland?
Fragen und keine eindeutige Antwort. 
Eines ist gewiß, daß bis 1918, bis zum 
Zerfall der Österreichisch-Ungarischen 
Monarchie, jene Auffassung dominierte, 
daß Ungarn zum Westen gehört. Die Re­
volutionen und Trianon stifteten Verwir­
rung. Der Zweite Weltkrieg legte dann 
definitiv unser weiteres Schicksal fest, 
das heißt zumindest für die darauffolgen­
den 45 Jahre.
Auf jeden Fall ist jene Feststellung beach­
tenswert, die in Diskussionen häufig auf- 
tritt, daß die beiden Varianten des Chri­
stentums, die katholisch-protestantische 
im Westen und die orthodoxe im Osten, 
nicht nur Unterschiede in Theologie, 
Schreibweise und Kunst zum Ausdruck 
bringen, sondern daraus bedeutende ge­
sellschaftliche und mentale Abweichun­
gen entspringen. Dieser Auffassung zu­
folge, gehören die baltischen Völker, die 
Polen, teilweise die Ukrainer, Tschechen, 
Slowaken, Kroaten und natürlich die Un­
garn zur westlichen Zone, zu Westeuro­
pa.
Wir körmen an die Frage auch anders her- 
angehen. Somit ist Mitteleuropa nicht 
Westen, nicht Norden, nicht Süden, aber 
auch nicht Rußland. Außerdem stellt sich 
die berechtigte Frage, ist Rußland über­
haupt Europa? Vielleicht ja, obzwar ich 
dies bezweifle wie im Falle eines jeden 
Landes, das grundlegende Menschen­
rechte mißachtet.
Um noch immer bei dem Komplex zu 
bleiben, was Mitteleuropa eigentlich ist, 
gibt es Leute, die sagen, es sei nicht mehr 
als Nostalgie. Daran ist viel Wahres, doch 
natürlich weitaus mehr als dies. Doch ist 
Nostalgie verständlich. Insbesonders



nach 45 Jahre Kommunismus. Wen ver­
wundert es, wenn wir der Monarchie 
nachweinten? Wie kämpften wir gegen 
ihn und für ein unabhängiges, freies Un­
garn und jetzt sehen wir, wie gut es gewe­
sen wäre, wenn wir in den vergangenen 
40 Jahren einen König gehabt hätten! Wir 
bekämen im schlimmsten Falle unsere 
Gehälter in Schilling...
Doch braucht sich niemand fürchten, wir 
wollen jetzt keine Vereinigung Öster­
reichs mit Ungarn. Dies führe ich des­
halb auf, weil vor ein paar Wochen, als 
unser Parlament entschied, daß Ungarns 
Wappen das mit der Krone versehene 
Wappen sein wird, mich mein Freund aus 
Österreich anrief und mich fragte, wann 
wir Otto von Habsburg heimrufen? Ich 
beruhigte ihn, ein Königreich Ungarn sei 
nicht denkbar, doch was soll ich es ab­
streiten, wir lieben Otto von Habsburg. 
Charakteristisch für das Durcheinander 
in den Köpfen unserer Menschen ist jener 
Fall, daß mich ein ungarischer Mann auf­
suchte, ein einfacher Arbeiter und mich 
bat, daß ich den Vorschlag unterbreite, 
wonach Ungarn Bundesstaat der Verei­
nigten Staaten von Nordamerika werde 
und damit würden alle unsere Probleme 
gelöst sein...
Wie weiter? Was heißt Mitteleuropa? 
Eine geographische, kulturelle, politische 
oder, wirtschaftliche Einheit? Geogra­
phisch schwer definierbar, darüber 
sprach ich bereits. Politisch?
Auch nicht möglich. Zwar haben wir im 
politischen Sinne einen gemeinsamen 
Standpunkt, sollten wir uns um eine auf 
demokratischer Grundlage basierende so- 

2g ziale Marktwirtschaft bemühen. Doch ist 
dies keinesfells eine mitteleuropäische 
Eigenschaft. Eine wirtschafliche Zusam­
menarbeit? Ja, da mag es sein. Eine ge­
waltige Herausforderung und eine Aufga­
be, die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auszubauen. Darauf möchte ich später er­
neut eingehen.
Am meisten trifft zu, daß Mitteleuropa 
eine determinierte kulturelle Einheit und 
Begriff ist. Wir haben gemeinsame kultu­
relle und historische Wurzeln. Mitteleu­
ropa ist ein gewaltiges geistiges Imperi­
um. Zweifellos das stärkste und am läng­
sten anhaltende, ganz bis in unsere Tage 
gibt es auf diesem Gebiet greifbare Reali­
tät. Der ungarische Schriftsteller György 
Konräd sagte einmal zutreffend, daß die 
Städte dieser Region, die Baudenkmäler, 
Gebräuche und Mentalität einander au­
ßergewöhnlich ähneln. Es ist nahezu un­
möglich, von einem Gebäude, einer Kir­
che, einem Platz oder einer Gasse zu sa­
gen, daß diese in Krakau, Prag, Wien 

' oder in Budapest stehen.
Somit ist Mitteleuropa Realität. Eine 
Realität und eine gewaltige Aufgabe. 
Denn heute stellt sich nicht mehr die Fra­
ge, wo die Grenzen sind, wer dazugehört, 
sondern wie kooperiert werden kann. 
Wie diese Länder, die von einander durch 
Grenzen getrennt sind, einander näher 
gebracht werden können, ob sich Ge­
meinsamkeiten finden lassen. Eine ge­

waltige Aufgabe. Der mitteleuropäische 
Gedanke ist einer der edelsten ungari­
schen Ideale. Das Verlangen, daß sind die 
Völker Mitteleuropas einander verstehen, 
die Schmiede für Zusammenarbeit und 
Frieden in Europa zu sein. Und zu zei­
gen, daß eine neue Epoche in Europa be­
ginnt. Wir haben eine Mission in Mittel­
europa. Anders ausgedrückt, eine 
Brückenftmktion. Ein Verbindungsglied 
zwischen Ost und West. Eine Verbindung 
zwischen Nord und Süd.
Ein guter Einfall, der Weltausstellung 
Wien-Budapest 1995 das Motto „Brücke 
in die Zukunft“ zu geben. Beziehungs­
weise ein guter Einfall damals. Heute 
müßte das Motto auf „Brücke in die Ge­
genwart“ umgetauft werden.
Ich glaube, daß die westlichen Länder 
Mitteleuropas in den folgenden Jahren 
eine große Aufgabe und Verantwortung 
übernehmen müssen.
Wir stehen uns ebenso nahe, wie die Ein­
wohner von West- und Ost-Deutschland, 
auch wenn von zwei Deutschland kaum 
noch gesprochen werden kann. Wir ste­
hen uns weitaus näher, wie die Deutschen 
in Deutschland und zum Beispiel die 
Sachsen oder Schwaben in Siebenbürgen. 
Wir müssen uns dessen bewußt sein, daß 
jetzt viel von uns abhängt, daß sich jetzt 
Europas Schicksal wendet, nicht nur 
Westeuropas, sondern ganz Europas. 
Unbestritten, daß es Regionen in Europa 
gibt; Skandinavien, die Benelux-Staaten, 
das Baltikum, der Balkan und Mitteleuro­
pa. Wir stehen an einer historischen Wen­
de, wo Mitteleuropa tatsächlich jenes sein 
kann, was bisher unmöglich war. In Frie­
den leben, ein tatsächliches lebendiges 
Mitteleuropa.
Dieses Einanderfinden ist eine dringende 
Sache, schon allein deshalb, weil eine gi­
gantische Macht in unserem Rücken sitzt, 
die zu jeder Zeit zerfallen kann und nie­
mand kann wissen, wen und was sie unter 
sich begräbt.
Stabilität in Europa ist ein wichtiges Ele­
ment für Stabilität Mitteleuropas. Doch 
unvorstellbar ohne Normalisierung der 
Beziehungen der hier lebenden Völker, 
der Schaffung von Zusammenarbeitsfor­
men in Wirtschaft, Infrastruktur und Kul­
tur. Die Staaten dieser Region müssen 
sich dessen bewußt sein, daß der Weg 
nach Europa über Helsinki führt und je­
nes Volk ist selbst daran schuld, welches 
dies nicht rechtzeitig erkennt und nicht

berücksichtigt.
Ein schönes und bedeutendes Zeichen für 
diese Zusammenarbeit ist jene Vereinba­
rung, die jüngst in Venedig unter der Be­
zeichnung Pentagonale paraphiert wurde. 
Außer einer zukünftigen wirtschaftlichen 
und kommerziellen Zusammenarbeit ist 
jenes daran wunderbar, daß sich Länder 
einander nähern, die vor 40—50 Jahren 
in Systemen lebten, die im Verlaufe einer 
langen historischen Entwicklung entstan­
den, die jedoch in den vergangenen Jahr­
zehnten durch den Eisernen Vorhang ge­
trennt waren.
Von größter Bedeutung ist jene Erklärung 
der Pentagonale, wonach das Europa der 
Fünf zum Bestandteil eines großen ein­
heitlichen Europas werden will, jedoch 
eine gleichzeitige Schaffung mehrerer re­
gionaler Zentren nicht ausschließt. Die 
Formulierung und Durchführung ge­
meinsamer Programme der Pentagonale- 
Staaten unterstützt eine sichere und stö­
rungsfreie Vereinigung und Zusammenar­
beit in Europa. Der ungarische Stand­
punkt, der aus der Erklärung von Mini­
sterpräsident Jözsef Antall hervorgeht — 
und mit dem ich mich vollkommen iden­
tifiziere — beinhaltet, daß die europä­
ische Integration Vorrechte genießt, doch 
auf historische Traditionen aufbauende 
und auf diesem Gebiet organisch vernetz­
te regionale Zusammenarbeit kann gera­
de zu jener Integration eine wichtige Stu­
fe darstellen und spielt deshalb bei der 
Wahrung der Stabilität in Europa eine we­
sentliche Rolle.
Hinsichtlich Mitteleuropa (dies trifft na­
türlich auch auf ganz Europa zu) stellt 
der unglaublich große Unterschied im 
ökonomischen Niveau die größte Gefahr 
dar. Diesen Unterschied müssen wir jetzt 
mit gemeinsamen Anstrengungen anglei­
chen.
Ich betrachte die Umgestaltungs- und In­
tegrationsbestrebungen in Mitteleuropa 
als außergewöhnlich wichtig. Die Zei­
chen sind zuversichtlich. Ich bin ein Op­
timist. Frieden in Europa ist ohne Frie­
den und Zusammenarbeit in dieser Re­
gion unvorstellbar.
Nicht verfrüht, wenn ich behaupte, daß 
ein „lebendiges Mitteleuropa“ verwirk­
licht wird. Vielleicht werden sich die 
Menschen einst so grüßen: Lebendiges 
Lebendiges.
* Referat beim Stainzer Symposium „Kultur, Wirtschaft und Politik 
im Wandel“, September 1990.



SLOWENIEN UND OWITTEUEUBOPA
Miro Cerar ____________________________________________

1. Die Slowenen als Nation
Slowenien befindet sich heute im Prozeß 
des Selbständigwerdens und nur von die­
sem Gesichtspunkt aus kann man die 
Weise seiner Einschließung in den mittel­
europäischen Raum, dem es der geogra­
phischen Lage nach schon von Natur ge­
hört, gänzlich verstehen. In diesem Arti­
kel will ich deswegen einige aktuelle Än­
derungen in Slowenien wenigstens teil­
weise darstellen, wobei diese — beson­
ders wegen ihres „jugoslawischen“ Kon­
textes — in bestimmten Maße auch lehr­
reich sind. Derjenige, der nämlich nicht 
versteht, warum Jugoslawien sich verum 
einigt (in der Tat zerfällt es eigentlich) in 
einem Zeitpunkt, wo sich die anderen eu­
ropäischen Staaten vor allem verbinden, 
mag hinsichtlich des letzteren sogar zu 
großer Optimist sein, denn Europa ist 
längst nicht immun gegen nationale Zu­
sammenstöße, was seine nahe und weite 
Geschichte sehr überzeugend beweist. 
Das Streben nach slowenischer Staatlich­
keit ist ein unmittelbarer Ausdruck des 
Strebens nach slowenischer nationaler 
Emanzipation. Hinsichtlich des Begriffes 
Nation bestehen zahlreiche, auch sehr 
verschiedene Definitionen, Grob dürfte 
es festgestellt werden, daß in Westeuropa 
und in vielen anderen Teilen der Welt die 
Nation und die Nationalität überwiegend 
mit Staatsangehörigkeit identifiziert wer­
den, während in Mitteleuropa, noch mehr 
aber in Osteuropa, Nationalität vor allem 
als Synonym für eine besondere Kultur­
gemeinschaft (geschichtliche, sprachliche 
usw. Gemeinschaft) gilt, die nicht mit 
dem Staat gleichgestellt wird bzw. die mit 
dem Staat oft sogar in Disharmonie steht. 
Während nach der ersten Anschauung die 
Nation nicht vom Staat getrennt ist und 
man sich deshalb bei deren Untersuchung 
vor allem nach dem (un)demokratischen 
Charakter des Systems als gemeinsamer 
Identität der beiden fragt, wird im Rah­
men der zweiten Meinungsgruppe der 
Nationalität bzw. der Nation eine größere 
Bedeutung als dem Staat zugeschrieben. 
Im Rahmen des letzteren, d. h. bei Über­
ordnung der Nation dem Staat bzw. bei 
deren Gegenüberstellung, besteht aber 
die Gefahr, daß die Nation in eine su­
praindividuelle Individualität übergeht, 
deren grundlegendes Strukturglied — der 
Mensch — vergessen, unfrei bzw. der 
Kollektivität geopfert, bleibt. Das Be­
wußtsein einer solchen Gefahr ist in mit­
teleuropäischen, aber auch in weiterem, 
Raum noch immer verborgen oder offen 
vorhanden, weswegen Bestrebungen nach 
nationalem Selbständigwerden oft auto­
matisch einen Beiklang von Nationalis­
mus haben, was natürlich unbegründet 
ist. Die Erinnerungen (z.B. deutscher 
Nationalismus) sind jedoch noch frisch

genug, deswegen ist eine diesbezügliche 
Vorsicht nie überflüssig.
Die gesellschaftliche Existenz des Einzel­
menschen wird einerseits durch seine In­
dividualität, anderseits aber durch die 
Angehörigkeit einer bestimmten Kollek­
tivität bzw. Kollektivitäten festgelegt. Der 
Unterschied zwischen den beiden kann 
nur bei einem Einzelmenschen auf einer 
öden Insel verschwinden, im gesell­
schaftlichen Leben kann dieser Unter­
schied nie abgeschafft werden. Einige 
extremistische Ideologien wollen einen 
solchen Dualismus durch Verabsolutie­
rung der Kollektivität übersteigen, andere 
wieder wollen den Menschen durch Ver­
absolutierung der Individualität „be­
freien“; beide Extreme sind aber lang­
fristig unhaltbar. Das gesellschaftliche 
Leben erfordert hier einen Kompromiß, 
ein ununterbrochenes Suchen und Wie­
derherstellen des richtigen Maßes bzw. 
des optimalen Verhältnisses zwischen 
der Individualität des Einzelmenschen 
(„Freiheit von...“) und der Angehörigkeit 
der Kollektivität („Freiheit für..;1). Na­
tionale Emanzipation ist deshalb nur 
sinnvoll, wenn sie ununterbrochen zur 
Sicherung eines solchen dynamischen 
Gleichgewichts strebt.
Natio im Latein heißt Geburt. Diese Ge­
burt ist von geistiger Natur, sie ist eigent­
lich nichts anderes als Konstimierung 
durch Selbsterkenntnis, durch kollektives 
Bewußtsein der eigenen kulturellen und 
politischen Identität.' Und jede Nation 
sucht als solche die geeigneteste Form ih­
rer externen Manifestation. In der moder­
nen Welt stellt diese Form den demokrati­
schen Rechtsstaat dar, welcher eine inter­
nationale Subjektivität hat und diese er­
möglicht der Nation ein direktes Hinein- 
treten in die Welt, was bedeutet, daß sie 
bei ihrem Auftreten authentisch ist und 
durch niemand vertreten wird. Es muß 
natürlich betont werden, daß jede Nation 
nur als eine intern demokratische struktu­
rierte Gänze, deren Kern und Wert der 
Mensch bleiben bzw. werden muß sinn­
voll ist. Eine Nation, die den Menschen 
vergißt, hat keine Zukunft. Die Zukunft 
der Menschheit (wenn sie ihre eigenen 
Dummheiten überlebt) ist aber sowohl in­
ternational (zwischen-national) als inter­
individuell (zwischen-menschlich).
Die Bemühung der Slowenen für das na­
tional-staatliche Selbständigwerden ist 
darum verständüch; sie ist ja die Folge 
der langjährigen Sehnsüchte, welche die 
schmerzhafte „jugoslawische“ (balkani- 
sche) Sachlichkeit auf die Spitze getrie­
ben hat. Wir Slowenen (mit wenigen Aus­
nahmen) haben endgültig eingesehen, 
daß wir ohne unseren eigenen und selb­
ständigen Staat über uns selbst nicht ver­
fügen können, dann ohne direkt aner­
kannte internationale Subjektivität sind

wir zwangsläufig jemandem unterordnet 
bzw. von jemandem abhängig, und damit 
haben wir, wie gesagt, in naher und wei­
ter Vergangenheit viel mehr schlechte als 
gute Erfahrungen gehabt. Die Herstel­
lung der slowenischen Staatlichkeit als 
Form des rechtspolitischen Selbständig­
werdens heißt jedoch keine Tendenz nach 
Unterbrechung von persönlichen, kultu­
rellen, wirtschaftlichen, politischen und 
anderen Verbindungen mit den benach­
barten und fernen Ländern. Im Gegen­
teil, der Wunsch Sloweniens ist, sich be­
schleunigt auf alle gegenseitig nützliche 
und annehmbare Weise in internationale 
Beziehungen einzüschließen.

2. Der Weg in die slowenische 
Staatlichkeit
Sowohl institutionell (Machtorgane, 
Rechtsordnung usw.) als von anderen Ge­
sichtspunkten aus (Territorium, Bevölke­
rung usw.) erfüllt Slowenien schon in 
ziemlich großem Maße die Kriterien für 
eine staatbildende Nation. Slowenien ist 
jedoch noch kein Staat; es ist nämlich 
nicht souverän. Slowenien ist nicht in 
Gänze sein eigener Herr, in manchen 
Hinsichten ist es noch immer der „jugo­
slawischen“ (genauer; pro/serbischen) 
Macht unterstellt. Souveränität, die die 
oberste und allumfassende Macht nach 
innen und Unabhängigkeit und Gleichbe- 
rechtigkeit nach außen bedeutet, ist aber 
ein Tatbestand und kein subjektives 
Recht. Souveränität ist also nicht etwas, 
was lediglich auf eine deklarative Weise 
gegründet wird, sondern etwas, was in 
der gesellschaftlichen Sachlichkeit herge­
stellt wird. Deshalb kann Slowenien seine 
Souveränität nur durch entschlossene 
praktische Wirkung erzielen, die die 
Machtwaage mit der Zeit zugunsten Slo­
weniens ausschlagen wird. Sehen wir uns 
einige der wichtigsten rechtspolitischen 
Gesichtspunkte dieses Prozeßes in der 
letzten Zeit an.
Im Frühling dieses Jahres hat Slowenien 
die ersten demokratischen Wahlen nach 
dem 2. Weltkrieg durchgeführt und hat 
sich dadurch, obwohl in bescheidenem 
Maße (wegen zu karger Propaganda in 
Massenmedien und sonst), der Welt in ei­
nem politisch positiven Licht vorgestellt. 
Eine solche Reaktion der Welt und andere 
günstige Trends in Europa und in der 
Welt haben dem kommunistischen Teil 
„Jugoslawiens“ und (überwiegend) sei­
nen Repressionsorganen (der Armee) in 
mancher Hinsicht seine faktische Kraft 
abgenommen, die aber auch wegen der 
allgemeinen wirtschaftlichen und ander­
weitigen Krise ununterbrochen sinkt. 
Heute ist wohl ganz klar, daß jeder Ver­
such eines Militärumsturzes in Slowenien
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unlegitim, vom Gesichtspunkt der gülti­
gen slowenischen Verfassung aber auch 
verfassungswidrig wäre.
Aufgrund des allgemeinen Konsenses der 
slowenischen Parteien beschloß und ver­
kündigte die Versammlung der Republik 
Slowenien eine „Deklaration über die 
Souveränität des Staates der Republik 
Slowenien.“ Eine solche Erklärung ist 
einigermaßen ohne faktische Grundlage, 
denn wie gesagt, Souveränität kann erst 
deklariert werden, wenn sie in der Sach­
lichkeit schon hergestellt wurde (dabei ist 
natürlich klar, daß die Souverämtät im­
mer nur relativ und nicht absolut sein 
kann). Aber die Deklaration ist trotzdem 
berechtigt: einerseits teilt sie der Welt­
öffentlichkeit die politische Entscheidung 
bzw. Richtlinie Sloweniens mit, anderer­
seits dient sie aber als legitime Grundlage 
für gewisse ganz konkrete Handlungen, 
welche die slowenische Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit stärken. Neben der 
Erklärung Sloweniens als Staat bestimmt 
die Deklaration auch, daß das politische, 
wirtschaftliche und rechtliche System der 
Republik Slowenien auf der Verfassung 
und den Gesetzen der Republik Slowe­
nien beruhen muß und daß die Vorschrif­
ten der Sozialistischen (!) föderativen 
Republik Jugoslawien auf dem Gebiet 
Sloweniens nur gelten, wenn sie nicht im 
Gegensatz mit der slowenischen Verfas­
sung und den Gesetzen stehen. Auf dieser 
Grundlage wurden in der letzten Zeit 
mehrere föderative („jugoslawische“) 
Gesetze bzw. deren einzelne Bestimmun­
gen in Slowenien als ungültig erklärt. 
Slowenien hat auch schon viele Ergän­
zungen zur slowenischen Verfassung be­
schlossen, wodurch die Gültigkeit einiger 
föderativen Vorschriften für das Gebiet 
Sloweniens beschränkt wurde. In der 
Praxis aber stärkte Slowenien seine inter­
nationale Tätigkeit und gewisse andere 
Tätigkeiten, die zur Selbständigkeit 
führen.
In der letzten Zeit, in der ich das schrei­
be, beschloß die Versammlung Slowe­
niens den Entwurf einer ganz neuen 
slowenischen Verfassung, durch welche 
Slowenien als souveräner, demokrati­
scher Rechtsstaat gestaltet wird. Der Ver­
fassungsentwurf sieht wesentliche Ände­
rungen im politisch-rechtlichen System 
der Staatsmacht vor (er bietet aber ver- 

. schiedene mögliche Lösungen an, sodaß 
erst die sogenannte öffentliche Diskus­
sion der ganzen Bevölkerung Sloweniens 
die weniger annehmbaren Lösungen ab­
lehnen und die mehr annehmbaren Lö­
sungen annehmen wird), und sichert ein 
modernes Repertoire von Menschenrech­
ten und Grundfreiheiten. Der Entwurf 
widmet besondere Auftnerksamkeit den 
Volksminderheiten, der Organisation der 
Ortsverwaltung, den Grundlagen der 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnis­
se usw. Der Text berücksichtigt interna­
tionale Dokumente und Konventionen 
und die Verfassungssysteme bzw. Erfah­
rungen verschiedener moderner demo­
kratischer Staaten, natürlich unter beson­

derer Berücksichtigung der slowenischen 
Verhältnisse und des Willens der Slowe­
nen. Der Text unterscheidet sich wesent­
lich von den bisherigen slowenischen Ver­
fassungen nach dem Krieg, die in der 
Regel nur geschriebene föderative Ver­
fassungen waren, voll ideologischer Phra­
sen und Begriffeerfiridungen, Verfassun­
gen, die als die längsten in der Welt gal­
ten. Der jetzige Text ist relativ kurz und 
„juristisch“ bündig, aber nicht zu ungun- 
sten des Inhalts. Der Entwurf befindet 
sich zur Zeit in öffentlicher Diskussion, 
die Beschließung der Verfassung, die 
durch nachträgliches Volksreferendum zu 
bestätigen ist, wird aber im Monat 
Dezember bzw. in den Wintermonaten er­
wartet. Es wäre schon, wenn der erste 
Artikel: „Republik Slowenien ist ein sou­
veräner Staat...“ damals schon den Tat­
bestand ausdrückte, welchen auch die in­
ternationale Anerkennung Sloweniens als 
selbständigen Staat endgültig befestigen 
sollte. Natürlich wird schon die Verfas­
sung selbst wesentlich der Souveränität 
beitragen, weil sie auf eine originelle

Weise die Grundlagen der neuen Rechts­
ordnung aufstellen wird, und die Rechts­
ordnung ist eines der wesentlichen Ele­
mente jedes modernen Staates.

3. Konföderation (?)
In Slowenien und in anderen Teilen „Ju­
goslawiens“ wird viel über die Konföde­
ration geredet, wobei aber meistens mit 
diesem Begriff politisch manipuliert 
wird. Die Konföderation wird als eine 
schwächere föderative Verbindung zwi­
schen den „jugoslawischen“ Gebieten 
dargestellt, im Hintergrund versteckt sich 
aber die Tendenz, die Selbständigkeitsbe­
strebungen Sloweniens, Kroatiens usw. zu 
verhindern.
Konförderation ist aber gar nicht etwas 
„unpräzises“, es ist keine unklare Form 
der Föderation. Sie ist eine theoretisch 
genau definierte und praktisch mehrmals 
verwirklichte (obwohl mit wenig Erfolg) 
Erscheinung. Konföderation ist ein Staa­
tenbund, d. h. ein Bund souveräner Staa­
ten. Da die Konföderationsmitglieder



souveräne Staaten sind, können sie jeder­
zeit frei aus dem Bund austreten. Trotz 
der Tatsache, daß die geschichtlichen 
Konföderationsformen in der Regel nicht 
lange gedauert haben (z. B. die schweize­
rische Konföderation dauerte von 1291 bis 
1789 un4 von 1815 bis 1848, die Republik 
der vereinigten Provinzen der Niederlan­
de von 1579 bis 1795, die Konföderation 
der Vereinigten Staaten von Amerika von 
1781 bis 1787, die Rheinische Konfödera­
tion von 1806 bis 1813 usw.), ist doch ty­
pisch für eine Konföderation, daß sie mit 
einem gewissen dauerhaften Ziel gegrün­
det wird, zum Unterschied von vorüber­
gehenden Staatenbünden (z. B. für den 
Kriegsfall). Typisch für die geschichtli­
chen Konföderationsformen war vor al­
lem, daß die Mitgliederstaaten einige Zu­
ständigkeiten (in erster Linie jene, die ge­
meinsame Abwehr und gewisse wirt­
schaftliche Geschäfte betreffen) auf die 
Konföderationsebene übertragen haben. 
In allen anderen Angelegenheiten waren 
die Mitglieder vollkommen selbständig 
und blieben auch Subjekte des internatio­
nalen Rechts (nur in beschränktem Um­
fang war das auch die Konföderation). 
Ein Merkmal aller bisherigen Konfödera­
tionen war die unwirksame vollziehende 
Gewalt, worin einer der wesentlichen 
Gründe für den relativen Mißerfolg und 
Kurzlebigkeit der Konföderationen zu se­
hen ist, usw.
Vom „jugoslawischen“ Gesichtspunkt aus 
ist also klar, daß die allfällige Konfödera­
tion erst nach der Veruneinigung der Fö­
deration und dem vollkommenen staats­
rechtlichen Selbständigwerden ihrer Ein­
heiten möglich ist. Slowenien kann erst 
dann in die Konföderation eintreten, 
wenn es einmal als souveräner Staat kon­
stituiert wurde. In diesem Fall, ünd da 
liegt das Wesen der Sache, kann Slowe­
nien zwischen allen konföderativen und 
anderen internationalen bzw. zwischen­
staatlichen Verbindungen wählen, wes­
halb in diesem Fall die „jugoslawische“ 
Konföderation für Slowenien ganz unver­
bindlich wird.
Anfang Oktober wurde der slowenischen 
Öffentlichkeit ein Modell (also nur eine 
Art bedingtes Schema) der konföderati­
ven Verbindungen Sloweniens mit den an­
deren „jugoslawischen“ Gebieten darge­
stellt (aktuell ist eigentlich nur noch eine 
solche Verbindung mit Kroatien). Einer­
seits übereilt dieses Modell die logische 
(natürliche) Reihenfolge der Ereignisse, 
denn vor Herstellung der Souveränität 
und Beschließung der neuen sloweni­
schen Verfassung kann Slowenien in kei­
ne Konföderation eintreten. Andererseits 
führt der sonst inhaltlich sehr konsistente 
Text in der Einführung im Fluge an, daß 
es für Slowenien eine derartige Verbin­
dung mit den anderen „jugoslawischen“ 
Teilrepubliken möglich ist, verschwiegen 
wird aber die offenbare Tatsache, daß 
dem Staat Slowenien eine konföderative 
Verbindung auch mit jedem Nachbar­
staat, theoretisch sogar mit einem nicht 
benachbarten Staat, offen steht. Persön­

lich bin ich hinsichtlich der konföderati­
ven „slowenisch-jugoslawischen“ Per­
spektive skeptisch. Ich meine, daß es bes­
ser wäre, wenn das selbständig geworde­
ne Slowenien seine internationalen Ver­
bindungen in anderen Formen herstellte. 
Eine Ausnahme hier ist das zukünftige 
Vereinigte Europa, welches eine moderne 
Konföderationsform sein wird. Slowenien 
wünscht sich natürlich die Mitgliedschaft 
in einem solchen Europa, es ist aber klar, 
daß es einstweilen dazu noch nicht genug 
bereit ist.

4. Slowenien und (Mittei)Europa
Slowenien fügt sich schon in verschiede­
ne Ströme Mitteleuropas ein. Dieser ge­
genseitig nützliche Prozeß wird hoffent­
lich nicht gewaltsam unterbrochen wer­
den. Und was wünsche ich mir von Mit­
teleuropa? Vor allem folgendes: 1) Er­
haltung der National-Staatsgrenzen, 2) 
Offenheit dieser Grenzen für allseitigen 
Verkehr und gegenseitige Zusammen­
arbeit, 3) Anregung demokratischer Pro­
zeße und Sicherung des Volksminder­

heitsschutzes in diesem Rahmen, 4) ge­
meinsame Berührungen um den Umwelt­
schutz, 5) Solidaritätshilfe, wenn er­
forderlich, 6) „Fair play“ in den gegen­
seitigen Beziehungen.
Unter den angeführten Wünschen, deren 
eigentlichen Wert selbst der eventuelle 
phrasenhafte Beiklang nicht verringern 
kann, füge ich zum Schluß etwas dem 
ersten Wunsch zu. Weder Mitteleuropa 
noch das zukünftige Vereinigte Europa 
dürften den Fehler machen (wieder­
holen), dessen Folgen heute im Kontext 
Jugoslawiens und der Sowjetunion, be­
obachtet werden können. Die zukünftige 
europäische Integration (Konföderation) 
muß die National-Staatsgrenzen erhalten, 
denn zwischen den zahlreichen schon 
herkömmlichen nicht übereinstimmenden 
europäischen Nationen (den Engländern, 
den Franzosen, den Deutschen, den Po­
len, usw.) mag eine zu enge „Annähe­
rung“ mit der Zeit in scharfe und ver­
hängnisvolle Nationalzusammenstöße 
übergehen. Nur Vereinbares soll vereint, 
Unvereinbares aber toleriert werden.
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KROATIEN UND MITTELEUROPA
Betrachtet man das Verhältnis Kroa­

tiens zu Mitteleuropa, sollte man 
zuvor einige historische Gegeben­
heiten in Erinnerung rufen:

— Mitteleuropa ist für Kroatien nichts 
Neues. Kroatien war bereits in einer Pe­
riode seiner Geschichte im politischen 
Sinne ein Teil Mitteleuropas, im kulturel­
len jedoch gehört es ihm — zumindest 
teilweise — bis zum heutigen Tage an. 
— Während es häufig nähere Kontakte 
anderer Teile Jugoslawiens mit Teilen 
Westeuropas gab (z. B. Serbien und Mon­
tenegro mit Frankreich), ging die Verbin­
dung Kroatiens mit Europa traditionsge­
mäß aus der Verbindung zu den Staaten 
Mitteleuropas hervor.
— Was die Kultur und die Traditionen 
anbelangt, ist Kroatien nicht nur an Mit­
teleuropa gebunden, sondern auch an 
eine Reihe von Mittelmeerländern und 
aufgrund der gemischten Bevölkerung 
und deren kultureller Tradition und Ge­
schichte auch an slawische Länder und 
den Balkan1 im allgemeinen.
— Kroatien bildete im eigentlichen Sinne 
nie einen gleichberechtigten Teil Mittel­
europas, sondern stellte vor allem eine 
Schutzmauer dar, eine planmäßig ge­
schaffene Pufferzone (Antemuralis Chri- 
stianitatis). Außerdem war zu der Zeit, 
als Kroatien politisch einen Teil Europas 
bildete, die demokratische und industriel- 

22 le Entwicklung Mitteleuropas noch im 
Anfangsstadium, und Kroatien besaß in 
relativ bescheidenem Ausmaß politische 
Selbständigkeit.
Die Zerstörung der politischen Einpartei- 
en-Diktaturen in Osteuropa bedingte, daß 
Mitteleuropa in der Phantasie einiger 
kulturell und historisch mitteleuropäisch 
orientierter osteuropäischer Länder 
plötzlich von neuem auftauchte. Mittel­
europa wird unter diesen Voraussetzun­
gen vorwiegend in mythischen Dimensio­
nen erlebt — als Kombination romanti­
scher Reminiszenzen und der Hoffnung, 
die Lebensqualität erlangen zu können, 
welche für den Teil Mitteleuropas kenn­
zeichnend ist, der in Anbetracht räum­
licher und zeitlicher Gegebenheiten auf 
der günstigeren Seite des „Eisernen Vor­
hangs“ verblieben war.
Die Trennung Kroatiens von Mitteleuro­
pa begann mit der Schaffung Jugosla­
wiens nach dem Ersten Weltkrieg, wo den 
übrigen Völkern auf diesem Raum, ent­
gegen ihren Bestrebungen, neben der 
großserbischen Hegemonie2 die serbi­
sche staatliche, politische und teilweise 
auch kulturelle Tradition aufgezwungen 
wurde. Infolge der Mißachtung der natio­
nalen Eigenständigkeit der anderen Völ­
ker sowie der schlechten wirtschaftlichen 
Erfolge3 konnte das System nur als mehr 
oder weniger offene Diktatur funktionie­
ren. Die kulturellen Verschiedenheiten

wurden unterdrückt, und an diesem Pro­
zeß der Balkanisierung und der Auferle­
gung von Einheit und Gleichheit scheiter­
te die kulturelle Tradition Mitteleuropas 
tatsächlich.
In Kroatien versuchte man — zur fal­
schen Zeit auf die falsche Art und mit 
tragischen Folgen, die auch blutige Ab­
rechnungen zwischen den Völkern be­
inhalteten — während des Zweiten Welt­
krieges erfolglos eine kroatische Eigen­
staatlichkeit im „Unabhängigen Staat 
Kroatien“ zu errichten, dessen Gründung 
von den Okkupationsmächten unterstützt 
und dessen Funktionieren von diesen 
kontrolliert wurde. Zum Unterschied von 
der Cetnik-Bewegung, die eine Rückkehr 
zum alten Jugoslawien unter serbischer 
Vorherrschaft anstrebte, hat die Partisa­
nenbewegung (in der die Kommunistische 
Partei eine Schlüsselrolle hinsichtlich der 
Koordinierung und Mobilisierung inne­
hatte), gerade durch das Versprechen 
nationaler Gleichberechtigung nach dem' 
Krieg für alle jugoslawischen Völker 
wesentlich an Anziehungskraft gewon­
nen.
Nach dem Krieg hat die Kommunistische 
Partei, teilweise unter Anwendung bruta­
ler Methoden, rasch ihre Macht stabili­
siert4. Aufgrund der historischen Gege­
benheiten ermöglichte der Bruch zwi­
schen Jugoslawien und der Sowjetunion 
im Jahre 1948 dennoch, daß das kommu­
nistische Einparteien-Regime in Jugosla­
wien nicht so totalitär wie in den anderen 
Staaten Osteuropas war5. In einzelnen 
Perioden experimentierte man mit der 
Marktwirtschaft, eine politische Demo­
kratie entwickelte sich jedoch überhaupt 
nicht (lediglich teilweise im Hinblick auf 
internationale Beziehungen).
Den großen Zusammenbruch der kom­
munistischen Länder in den 90er-Jahren 
haben die Kroaten im Bewußtsein eines 
kulturell entwickelten Volkes erwartet, 
aber ohne jegliche Erfahrung hinsichtlich 
einer politischen Demokratie; in diesem 
Kroatien lebt ca. 1 Million Nicht-Kroaten 
(hauptsächlich Serben, in geringer Zahl 
Italiener und Ungarn) und ca. 1 Million 
Kroaten lebt in der Föderation, zermürbt 
durch nationale und politische Auseinan­
dersetzungen außerhalb der Grenzen 
Kroatiens.
Einstmals war Europa schicksalhaft für 
Kroatien. Heute ist Europa für Kroatien 
Gegenstand einer rationalen politischen 
Entscheidung und von erstrangigem 
nationalem Interesse. Die Chancen, daß 
Kroatien ein wirtschaftlich entwickeltes, 
demokratisches, normales, modernes, 
europäisches Land wird, sind ziemlich 
groß, aber auch die Gefahren, die auf 
diesem Wege lauern, sind keineswegs zu 
unterschätzen.
In ökonomischer Hinsicht hat Kroatien

von allen jugoslawischen Ländern wahr­
scheinlich die größten Chancen für eine 
wirtschaftliche Modernisierung. Die gün­
stige Lage (und das gerade im Verhältnis 
zu Mitteleuropa als dessen natürlicher 
Zugang zum Mittelmeerraum), die ausge­
prägte Meeresorientierung, die Qualitäts­
steigerung der Dienstleistungen im Frem­
denverkehr, verbunden mit Privatinitiati­
ve und Untemehmergeist, eine am 
Export und an effektiverem Einsatz der 
Arbeitskräfte — wofür bereits jetzt die 
fachlichen Voraussetzungen gegeben sind 
— orientierte Wirtschaft, könnten eine 
erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung 
ermöglichen.
Bei den freien und demokratischen Wah­
len in Kroatien siegte die „Kroatische 
Demokratische Union“ (HDZ) mit einem 
Programm, dessen Schwerpunkt in der 
Betonung der nationalen Souveränität 
liegt und in dem Jugoslawien unter der 
Voraussetzung einer demokratischen Zu­
sammensetzung aller Mitglieder und des 
vollen Schutzes der Menschenrechte als 
Konföderation vorstellbar ist. Neben die­
ser volksnahen Partei haben auch andere 
bedeutende Parteien Kroatiens (außer der 
„Serbischen Demokratischen Partei“ — 
SDS) diese Elemente des Programmes 
übernommen, sodaß man in diesem Zu­
sammenhang von einem nationalen Pro­
gramm sprechen kann. Die Unterschiede 
zwischen den einzelnen Parteien beziehen 
sich auf andere Fragen, und es scheint, 
daß deren Zahl bis zur Verwirklichung 
des Programmes nicht übermäßig steigen 
wird.
Die Risken sind jedoch groß und die Ein­
schränkungen für die Verwirklichung der 
Vorhaben bedeutend: eine ungenügende 
politische Kultur und Arbeitskultur, das 
Fehlen elementarer Geschäftsführungs­
kenntnisse, die technologische Rückstän­
digkeit, der Mangel an Mitteln für ernst­
lichere Reformversuche, eine allgemeine 
Unordnung und Uneinheitlichkeit im 
Rechtssystem — sind die Einschränkun­
gen, die in erster Linie hervortreten.
Der Wahlsieg wird mancherorts als Ge­
legenheit für eine Ämterverteilung an­
gesehen und es kommt auch vor, daß die 
Rechte der Minderheiten nicht beachtet 
oder demokratisch gefaßte Beschlüsse 
nicht anerkannt werden und politische 
Primitivität zum Vorschein kommt. Zere­
monien und Symboländerungen können 
mit der Zeit immer schwerer über die 
Probleme der sozialen Sicherheit, das 
Fehlen eines klaren Programüies für die 
wirtschaftliche Entwicklung und den ein 
wenig anarchistischen Zustand in einzel­
nen staatlichen Organen und öffentlichen 
Ämtern hinwegtäuschen. Die Schwierig­
keiten bei der Durchführung der Repriva­
tisierung stärken wiederum die Rolle des 
Staates in der Wirtschaft.



Mit nationaler Mobilisierung eine politi­
sche Legitimierung zu schaffen, bringt 
das Risiko eines Zusammenstoßes mit an­
deren Nationen in Kroatien und Jugo­
slawien mit sich. In Kroatien sind ganze 
Gebiete mit vorwiegend serbischer Be­
völkerung unter Kontrolle bewaffneter 
Einheiten (Verbündete der SDS), die die 
Zentralregierung nicht anerkennen, den 
Verkehr durch diese Gebiete behindern 
und die Durchsetzung von Rechtsvor­
schriften des kroatischen Staates, die ih­
nen mißfallen, verhindern. Ein solcher 
Widerstand wird durch die Politik der Re­
publik Serbien unterstützt, deren Politik 
die ständige Eskalation von Zusammen­
stößen zur Aufrechterhaltung der nationa­
len Homogenität der Serben (ohne Rück­
sicht auf die Grenzen der Republiken, in 
denen sie leben) und die Stärkung der 
Position bei Verhandlungen über die 
Zukunft Jugoslawiens entspricht. Im 
Falle einer Konföderation oder einer Ab­
spaltung droht man Kroatien mit dem 
Verlust seiner territorialen Einheit und 
der Abspaltung fast eines Drittels seines 
Territoriums. Bereits jetzt lebt in anderen 
Teilen Jugoslawiens (vorwiegend in Bos­
nien und Herzegowina und in der Vojvo­
dina) fast ein Viertel aller Kroaten.
In Kroatien betrachtet die Regierung der­
zeit die Tolerierung von Gesetzesmißach­
tungen und anarchischer Zustände in 
einem Teil des Staates als geringeres 
Übel, anstatt irgendeinen Anlaß zu einer 
militärischen Intervention oder einem 
Bürgerkrieg zu geben. Man wartet den 
Ausgang der demokratischen Wahlen in 
den anderen Teilen der Föderation ab, um 
zu sehen, welche legitimen Partner die 
Legitimation für Gespräche über die zu­
künftigen Beziehungen zwischen den ju­
goslawischen Republiken erhalten wer­
den, wobei zu befürchten ist, daß man die 
Streitigkeiten anstatt durch ein Gespräch 
legitimer, demokratisch gewählter Vertre­
ter mit gewaltsamen Mitteln zu lösen ver­
sucht.
Für Kroatien ist dies eine Zeit der Unge­
wißheit und des Risikos, der Hoffnung 
und der Ambition. Das Bild der Wirk­
lichkeit ist so verworren, daß ohne eine 
Vereinfachung Geschwindigkeit und Dy­
namik des Veränderungsprozesses über­
haupt nicht zu verstehen sind. Das ideo­
logische Bild des Staates als Garant für 
Sicherheit, einer Gesellschaft mit soziali­
stischer Gleichberechtigung, einer cha­
rismatischen Ordnung, ist zerfallen. Zer­
stört sind die Institutionen der Solidari­
sierung und soziale Einrichtungen, die 
Selbstverwaltung verschwindet, und dies 
alles geht so rasch vor sich, daß bereits 
vergessen wurde, daß noch gestern diese 
Ordnung im Bewußtsein der meisten 
Menschen unveränderbar und ewig er­
schien. Das Alte ist untergegangen und 
Neues noch nicht errichtet. Vor allem 
spielt wohl die Zeit die bedeutendste 
Rolle: es ist unmöglich, alles auf einmal 
ändern zu können, doch die Bevölkerung 
erwartet Wunder. Die finanziellen Mittel, 
mit denen man „Zeit kaufen“ könnte,

fehlen aber.
Im Vergleich zu der Verwirrung und dem 
Druck der Ungewißheit des täglichen Le­
bens ist Europa für Kroatien ein anzie­
hendes Symbol für Stabihtät, Demokratie 
und Prosperität. Mitteleuropa ist Kroa­
tiens unmittelbarer Nachbar, mit dem 
wirtschaftliche Interessen, kulturelle Tra­
ditionen und Ambitionen einer zukünfti­
gen Entwicklung verbunden sind.
Was erwartet Kroatien von Mitteleuropa, 
was Mitteleuropa von Kroatien? Kroatien 
erwartet unverzüglich eine starke Unter­
stützung bei der demokratischen und 
friedlichen Lösung der politischen Krise 
in Jugoslawien, ausgehend von einem 
völkerrechtlich garantierten Recht der 
Völker auf Selbstbestimmung bis hin zu 
einer Abspaltung. Kroatien erwartet, daß 
international dahingehend Druck ausge­
übt wird, daß die Verhandlungen über die 
zukünftige Gestaltung Jugoslawiens von 
in demokratischen Wahlen gewählten 
Vertretern aller jugoslawischen Republi­
ken und Provinzen geführt werden. 
Langfristig gesehen und ohne Bedacht- 
nahme auf eine aktuelle Lösung der jugo­
slawischen Krise (im Sinne einer Verein­
barung über eine konföderative Einheit 
oder des Zerfalls Jugoslawiens) erwartet 
Kroatien von Mitteleuropa nicht nur eine 
Intensivierung der kulturellen und wirt­
schaftlichen Zusammenarbeit, sondern 
auch eine wichtige politisch-stabilisieren- 
de. Rolle.
Aus dem Blickpunkt Mitteleuropas, stellt 
Kroatien eine gefährliche Zone politi­
scher Instabilität, ja sogar eines potentiel­
len Bürgerkrieges dar, der nicht ohne 
Widerhall auf die unmittelbaren Nach­
barn bleiben würde. Kroatien teilt mit 
dem gesamten Osteuropa die vorhandene 
wirtschaftliche Antriebskraft (basierend 
auf dem Hunger nach höherem Lebens­
standard, der Ausschöpfung des vorhan­
denen wirtschaftlichen Potentials und der 
Motivation der Arbeitskräfte), aber auch 
jene Sehnsüchte, die — zumindest kurz­
fristig — nicht erfüllbar sind. Die natio­
nalen Konflikte, das Fehlen von politi­
scher Kultur und unerfüllte Wünsche, das 
jähe Anwachsen der Arbeitslosigkeit, als 
Folge des Übergangs auf eine freie 
Marktwirtschaft, und vieles mehr könnte 
in allen diesen Staaten zu autoritären

politischen Systemen führen, und diese 
damit zu keinesfalls angenehmen Nach­
barn machen. Für eine breite Schicht der 
armen Bevölkerung, die zu allem bereit, 
verloren und desorientiert ist, kann die 
Emigration wünschenswerter sein als der 
ständige Druck der Ungewißheit. 
Andererseits bringt eine stärkere Bindung 
Mitteleuropas an Kroatien für die jeweili­
gen Staaten auch beträchtliche Gewinne 
mit sich: den erleichterten natürlichen 
Zugang zum Meer, ein Reservoir verhält­
nismäßig günstiger Arbeitskräfte, sowie 
friedliche und gesicherte Grenzen im 
mitteleuropäischen Raum.
Nach 43 Jahren politischer Verbannung 
kehrte kürzüch das Denkmal Fernkorns 
für Banus Jelacic auf den zentralen Platz 
Zagrebs zurück. Es ist ein emotionales 
Symbol für die Vergangenheit Kroatiens 
und für dessen Teilhabe an Mitteleuropa. 
Doch wonach Kroatien strebt, ist die Mit­
wirkung im Europa und Mitteleuropa der 
Gegenwart — noch mehr aber — der Zu­
kunft.
Übersetzung in das Deutsche von Mag. Tomislav Boric * 1 2 3 4 5
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Gerhard W. Baumgartner

DER POLNISCHE WEIHNACHTSMANN
oder: Weil das Wünschen noch nie geholfen hat!

D
ie Symbolfigur der kommenden 
Jahre für die Länder des ehemali­
gen Ostblocks ist ein in Osteuropa 
weit verbreitetes Kinderspielzeug, ein 

Stehaufmännchen aus rotem Plastik, das, 
wenn man es in Bewegung setzt, mit hel­
lem Glockengebimmel vor und zurück 

' schaukelt. Im Volksmund nennt man es 
den „polnischen Weihnachtsmann“, weil 
es, wie jener, „nur tanzt, aber keine Ge­
schenke bringt!“
Solche traurigen, „polnischen“ Weih­
nachten stehen aller Wahrscheinlichkeit 
nach den meisten Bürgern der neuen 
osteuropäischen Demokratien bevor. Die 
Eingliederung in den westlichen Kapital- 
und Arbeitsmarkt beginnt für große Be­
völkerungskreise mit einem Verlust ihres 
bisherigen bescheidenen Lebensstan­
dards und dem Absacken oft bis weit un­
ter die offizielle Armutsgrenze. Die Be­
wohner der Tschecho-SIovakischen Föde­
rativen Republik, Rumäniens und der 
ehemaligen DDR-Gebiete dürften dabei 
diesmal noch eher ungeschoren davon­
kommen. Doch den Ungarn, Jugoslawen 
und den Bewohnern der westlichen Teil­
republiken der Sowjetunion, steht kein 
stiller Advent ins Haus. Die Zeichen ste­
hen auf Sturm, und kalte Winterstürme 
werden die harmlosesten davon sein.

34 Auch wenn es gefährlich und bisweilen 
sehr irreführend ist, in historischen Ana­
logien zu denken, so läßt sich die neue 
Situation in Osteuropa doch recht gut mit 
der Situation Österreichs nach dem 
Kriegsende 1945 vergleichen. Ein altes 
totalitäres Regime — das sich nicht weni­
ger Mitläufer erfreute — ist recht plötz­
lich zusammengebrachen, die Wirtschaft 
ist am Boden und alle Augen richten sich 
hoffnungsvoll nach Westen, von wo die 
große Hilfe kommen soll. Wenn politi­
sche Kommentatoren heute mit dem 
großen Zeigefinger daraufhinweisen, daß 
in allen osteuropäischen Staaten die wirt­
schaftliche Erneuerung der demokrati­
schen Erneuerung hinterher hinke und 
weit und breit von einem finanzkräftigen 
Marshall-Plan für diese Länder nichts zu 
sehen sei, so ist dies zwar eine richtige, 
aber etwas ungeduldige Feststellung. Die 
USA hatten nach dem Zweiten Weltkrieg 
die ungeheure Summe von 2 % ihres 
Bruttosozialproduktes auf fünf Jahre hin­
aus für den wirtschaftlichen Wiederauf­
bau Europas bereitgestellt. Die 120 
Millionen Dollar, über die die mit viel 
Tam-Tam und Trara ins Leben gerufene 
Ost-Bank in Paris verfügen wird, sind 
verglichen damit vorerst nur ein Brot- 
krummen. Doch auch nach 1945 vergin­
gen bis zum Anlaufen des Marshall-Pla­
nes 1948 gute drei Jahre. Die osteuropäi­

schen Staaten werden also lernen müs­
sen, mit den westeuropäischen und ame­
rikanischen Regierungen mehr Geduld zu 
haben. In der Zwischenzeit werden diese 
politischen Systeme ihre ersten Krisen zu 
bewältigen haben. Polen hat bereits eine 
Million Arbeitslose, Ungarn eine galop­
pierende Inflation und die jugoslawische 
Föderation steht vor dem Zerbrechen. 
Zwei Szenarien zeichnen sich in dieser 
Krisensituation in Osteuropa ab. Einer­
seits ein Ansteigen sozialer und nationa­
ler Konflikte, andererseits eine reelle Ge­
fährdung der noch nicht eingespielten de­
mokratischen Systeme. Die sozialen und 
nationalen Konflikte werden an Häufig­
keit, Intensität und Grausamkeit eher 
noch zunehmen, aber sie werden lokal 
beschränkt bleiben und sich nicht zu 
einem Krieg auswachsen, nicht zu einem 
Dritten Weltenbrand. Andererseits aber 
werden in vielen osteuropäischen Staaten 
die jungen Demokraten wiederum ver­
schiedenen totalitären Staatsformen Platz 
machen — wenn auch hoffentlich nur vor­
übergehend.
Für das Ansteigen besonders der nationa­
len Konflikte gibt es besondere Gründe. 
Entgegen der weitverbreiteten Meinung 
handelt es sich bei diesen Konflikten zwi­
schen Serben und Kroaten, Moldaviem 
und Gagausen oder Ungarn und Rumänen 
nicht um Quasi-Stammeskriege. Und daß 
diese oberflächliche und unqualifizierte 
Behauptung von politischen Kommen­
tatoren landauf, landab nachgebetet wird, 
ist zwar bedauerlich, ändert aber nichts 
an ihrer Naivität. Die nationalen Aus­
einandersetzungen in Osteuropa, wie wir 
sie heute erleben, haben ganz konkrete 
politische und ökonomische Ursachen. 
Hinter dem Konflikt zwischen Serben, 
Kroaten und Slowenen verbergen sich 
einerseits ein starkes innerjugoslawisches 
Gefälle im Lohnniveau, im Wirtschafts­
bereich und im Lebensstandard, gleich­
zeitig aber auch ein Konflikt zwischen 
den neuen demokratischen Regierungen 
in den Teilrepubliken Kroatien und Slo­
wenien und der serbischen KP-Regie- 
rung. Außer Albanien ist Serbien heute 
das einzige Land Osteuropas, in dein bis­
her noch keine freien Wahlen stattgeftm- 
den haben. Interessant ist nun aber, daß 
sich sowohl die neuen demokratischen 
Kräfte in den nördlichen jugoslawischen 
Teilrepubliken als auch die kommunisti­
sche Nomenklatura Serbiens zur Durch­
setzung ihrer Ziele einer nationalisti­
schen Partei bedienen.
Dafür gibt es eine einfeche Erklärung. 
Durch den Zusammenbruch der alten po­
litischen Ordnung war ein Machtvakuum 
entstanden und die politischen Kräfte

dieser Länder waren gezwungen, sehr 
schnell eine Massenbasis um sich zu 
sammeln. Dies ging am leichtesten, in­
dem man einerseits die neuen ökonomi­
schen Themen aufgriff — und sich wie 
im Falle des relativ reichen Slowenien 
wehrte, die armen serbischen Teilgebiete 
weiter mitzufinanzieren — und indem 
man diesen neuen politischen Forde­
rungen altbekannte nationalistische Män­
telchen umhängte — wie im Falle der 
kroatischen Parteien. Diese Instrumenta­
lisierung alter Vorurteile und Ressenti­
ments hat natürlich zur Folge, daß diese 
nationalistischen Argumentationen eine 
gewisse innere Eigendynamik entwickeln 
und zu weiteren — jetzt auf den ersten 
Blick schon völlig irrational erscheinen­
den — Konflikten führen. Die Unruhen in 
den Wohngebieten der serbischen Min­
derheit in Kroatien sind ein solches Bei­
spiel. Die Ängste der serbischen Minder­
heit sind wahrscheinlich unbegründet, 
aber verständlich. Denn der letzt kroati­
sche Nationalstaat war ein faschistisches 
Greuelregime, das sich durch die Aus­
rotten ganzer serbischer Dörfer einen 
traurigen Ruf in der Geschichte erworben 
hat. Zu gut haben viele Serben noch diese 
Pogrome in Erinnerung, um in einem un­
abhängigen kroatischen Staat sich ihrer 
Haut ganz sicher zu fühlen, besonders 
wenn wieder mit Parolen gegen Serbien 
— und die Serben — politisiert wird, die 
der alten Ustascha-Propaganda bisweilen 
bedenklich nahe kommen.
Die Gefahr eines Ausbruchs nationaler 
Konflikte besteht jedoch auch in anschei­
nend so stabilen Staaten wie in Ungarn. 
Zwar gibt es dort keine Minderheiten­
konflikte, da seit etwa einem Jahrzehnt 
alle ungarischen Regierungen — haupt­
sächlich aus Rücksicht auf die in den 
Nachbarländern lebenden ungarischen 
Minderheiten — eine wirklich vorbild­
liche Minderheitenpolitik verfolgten. Je­
doch mehren sich in Ungarn die Zeichen 
dafür, daß mit zunehmender innenpoliti­
scher Krise gewisse politische Kräfte ver­
suchen, durch aggressivere Außenpolitik 
in der Frage der ungarischen Minder­
heiten in Rumänien und der Slowakei von 
innenpolitischen Konflikten abzulenken 
und verlorene Wählerschichten mit natio­
nalistischer Politik wiederzugewinnen. 
Zentralfigur dieser Gruppe ist der am­
tierende Staatssekretär im ungarischen 
Verteidigungsministerium, Emö Raffay, 
dessen Bücher über Siebenbürgen und 
über rumänische Geschichte ihn als einen 
nationalisten und notorischen Rumänen­
fresser ausweisen. Als Präsident der 
Magyar Szent Korona Szövetseg, des Bun­
des der Ungarischen Heiligen Krone,



hat Raffay angekündigt, daß man das 
sogenannte Trianon-Denkmal aus den 
Zwischenkriegsjahren wieder an seinem 
ursprünglichen Platz errichten werde. 
Das nach 1945 abgetragene Denkmal 
zierte eine Schwurhand zum Zeichen 
dafür, daß Ungarn niemals seiner im Ver­
trag von Trianon verlorenen Gebiete, 
seiner „tausendjährigen Erde“, entsage, 
und . als Motto ein Zitat Mussolinis, 
wonach „Friedensverträge nicht ewig 
währen!“. Der Vorschlag wurde durch 
den wütenden Protest der Oppositions­
parteien nicht ausgeführt, doch bezeich­
nenderweise hatte der Vorfell keinerlei 
Konsequenzen für den betreffenden Poli­
tiker.
In allen osteuropäischen Staaten ist — 
historisch bedingt durch ihre vierzig­
jährige Geschichte der Unterdrückung — 
das Schlagwort von der nationalen Selbst­
bestimmung in den letzten Jahren zu 
einem der meistdiskutierten politischen 
Konzepte geworden. Anfangs nur als ein 
Vehikel zur Befreiung aus der sowjeti­
schen Umklammerung gedacht, wird 
dieses Schlagwort nun auch in den innen­
politischen Diskussionen immer häufiger 
ventiliert. Dabei offenbart sich jedoch 
sehr klar die mit diesem politischen 
Konzept verbundenen Gefahren für die 
Demokratie. Im Namen der nationalen 
Selbstbestimmung werden Rechte für das 
Volk als solches — oder für Volksgruppen 
— gefordert, sehr oft aber die grundsätz­
lichen Freiheits- und Menschenrechte 
einzelner Staatsbürger negiert. Bis zur 
Ausgrenzung und Verfolgung einzelner 
Minderheiten ist es dann nur ein kleiner 
Schritt. Wenn heute in Ungarn selbst 
Parlamentsabgeordnete sich von ihren 
Kollegen antisemitische Beschimpfungen 
anhören müssen, wenn der ungarische 
Außenminister meint, daß, wer nicht 
hinter dem Programm der jetzigen Regie­
rung stehe, eigentlich nicht die Interessen 
der ungarischen Nation verkörpere, dann 
spricht aus diesen Äußerungen sehr stark 
jenes „Nationale“, in dessen Namen auf 
den Rechten all jener herumgetrampelt 
werden kann, die eben nicht zu dieser 
Nation gehören, nicht zu ihr gehören 
können oder gehören wollen. Das 
Schicksal der Juden und der osteuro­
päischen Zigeuner — einer kulturellen 
Minderheit und sozialen Randgruppe — 
sowie der Sprachminderheiten, wird in 
den nächsten Jahren zu einem relativ ver­
läßlichen Gradmesser für die demokrati­
schen Strukturen dieser Staaten werden. 
Denn für viele Bewohner Osteuropas 
besitzen die nationalen Ideologien eine 
große Anziehungskraft.
Mit dem Zusammenbruch der kommuni­
stischen Systeme sind die osteuropäi­
schen Gesellschaften auch aus einem 
Dornröschenschlaf erwacht, in dem sie 
vier Jahrzehnte vor sich hinschlummer­
ten. Innerhalb nur weniger Wochen ist die 
moderne westliche Kultur und Lebens­
weise über sie hereingebrochen und sie 
stehen ihr oft hilflos und zum Teil völlig 
verständnislos gegenüber. In einem Land

wie Ungarn, in dem noch 1988 der An­
blick eines nackten weiblichen Busens in 
einem Spätfilm des ungarischen Fern­
sehens für wochenlange Diskussionen 
sorgte, werden heute an allen Straßen­
ecken Pornovideos, Lesben- und Schwu- 
lenmagazine verkauft und in Ostdeutsch­
land touren sogar Lastwägen von Beate 
Uhse als mobile Sexshops durch die 
Kleinstädte. Wie in einer Zeitschleife, 
waren die Gesellschaften Osteuropas im 
Denken und Fühlen der fünfziger, ja 
mancherorts auch der zwanziger Jahre 
verfangen. Konfrontiert mit den weniger 
attraktiven Formen der modernen Welt 
sehen sie nun — nach dem Verlust der 
politischen, staatlichen und gesellschaft­
lichen Normen — auch sämtliche ihrer 
moralischen Werte und Wertsysteme ge­
fährdet. In dieser Phase der Orientie­
rungslosigkeit bieten nationale Ideologien 
— häufig verknüpft mit Elementen des 
politischen Katholizismus — ein Gefühl 
der Zugehörigkeit, ein ideologisches Zu­
hause für alle jene, die sich in der moder­
nen Welt nicht — oder nur schwer — 
zurechtfinden. Die nationalen Ideologien 
mit ihren starken und einfachen Symbo­
len, den Fahnen, Kronen und Hymnen 
bieten ein eifaches und bequem erschlos­
senes Weltbild.
Wenn serbische Intellektuelle — oder was 
sich dafür hält — die Unterdrückung der 
Albaner im Kosovo gutheißen, wenn dun­
kelhäutige Personen in Ostberlin und 
Leipzig tagtäglich körperlichen Angriffen 
ausgesetzt sind, wenn die rumänische 
Zeitung Romania Mare den Sprecher der 
ungarischen Partei ungestraft als „kurz­
sichtiges Nilpferd“ bezeichnet, wenn slo­
wakische Nationalisten gegen das Recht 
zum Gebrauch der ungarischen Sprache 
demonstrieren, wenn ernsthaft diskutiert 
wird, ob ungarisches Volkstänzen zum 
verpflichtenden Unterrichtsgegenstand 
werden soll, wenn die Vertreter der bul­
garischen Opposition die Vertreibung der 
türkischen Minderheit für eigentlich ganz 
gut hält und sich nicht vorstellen kann, 
diese Vertriebenen wieder einzubürgern, 
dann nehmen diese Bedrohungen bedenk­
liche Formen an.
Mit der Verschärfung der ökonomischen 
und sozialen Krise in den osteuropäi­
schen Ländern werden diese Konflikte 
noch eher zunehmen. Und felis die Teil­
republiken in Jugoslawien sich wirklich 
als souverän erklären und damit einen 
Präzedenzfall für die Neuziehung von 
Grenzen schaffen, dann könnte die Domi­
notheorie sich nocheinmal bewahrheiten

und ein osteuropäischer Staat nach dem 
anderen sich an die Neuziehung seiner 
Grenzen machen. Potentielle Betreiber 
solcher Pläne gibt es mehr als genug.
Und doch wird sich daraus kein über­
regionaler Krieg entwickeln. Denn die 
Führung von Kriegen kostet Geld, viel 
Geld, und genau das haben die osteuro­
päischen Staaten alle nicht. Eine beruhi­
gende Eigentümlichkeit der bewaffneten 
Auseinandersetzungen im Osten — von 
Armenien bis Dalmatien — ist die Tat­
sache, daß es sich bei den Kämpfenden 
um Volksmilizen handelt, die zwar in 
lokalen Ausschreitungen genug Schaden 
anrichten können, mit denen , aber kein 
Krieg zu führen ist. Auch wären die aus­
ländischen Geldgeber der osteuropäi­
schen Länder wohl kaum bereit, diese 
militärischen Abenteuer auch nur einen 
Tag zu finanzieren. Und internationale 
Interessen irgendeiner Supermacht sind 
hierbei nicht im Spiele. Die Sowjetunion 
wird in den nächsten Jahrzehnten mit 
inneren Problemen beschäftigt sein, und 
ein Interesse westeuropäischer Staaten 
oder gar der USA an einem weiteren 
Krisenherd kann ausgeschlossen werden. 
Unter den osteuropäischen Ländern 
scheint einzig Rumänien finanziell in der 
Lage zu sein, einen bewaffneten Konflikt 
über einige Wochen hinweg finanzieren 
zu können, doch dürfte dies auch in 
Rumänien innenpolitisch nicht durchsetz­
bar sein, ohne den inneren Bestand des 
Staates zu gefährden.
Konkret bedroht sind jedoch die jungen 
demokratischen Strukturen dieser Staa­
ten. Die neuen demokratischen Verfas­
sungen sind das Werk einer schmalen 3 
Schichte von idealistischen Intellektuel­
len. Demokratische Institutionen und 
Traditionen sind nur schwach ausgebildet 
und laufen Gefehr, in Zeiten heftiger 
Stürme als erstes über Bord geworfen zu 
werden. Solange die neuen Verfassungen 
der osteuropäischen Staaten nicht ab­
gesichert sind durch die Einsetzung un­
abhängiger Richter und Höchstgerichte, 
solange die Gewaltenteilung zwischen 
Legislative, Judikative und Exekutive 
nicht überall existiert, solange Grund- 
und Freiheitsrechte der Person nicht 
überall einklagbar und durchsetzbar sind, 
solange müssen wir mit zeitweiligen 
Rückfällen in autoritäre Staatsformen 
rechnen. Ich fürchte, unsere alte Couch 
im Wohnzimmer hat als Schlafstelle für 
osteuropäische Dissidenten noch lange 
nicht ausgedient.



Atilla Ara-Kovacs

ABSCHIED VOM KONTINENT
H

ätte es vor einigen Jahren noch 
weissagerischer Fähigkeiten be­
durft, um die nähere Zukunft 
einiger typisch ost-europäischer Länder 

vorherzusagen, so ist dies heutzutage 
überflüssig geworden. Die zukünftige 
Entwicklungsrichtung der osteuropäi­
schen Regionen ist heute gut absehbar 
und ihre politischen Perspektiven können 
mit ziemlicher Genauigkeit skizziert 
werden. Viel Gutes haben wir nicht zu er­
warten, wenn auch die Aussichten nicht 
ganz finster sind. Alleine wenn wir nur 
den Umstand berücksichtigen, daß sich 
Osteuropa — scheinbar definitiv — aus 
dem Block der Länder sowjetischen Typs 
befreit hat, ist damit schon klar, daß die 
geschlossenen Eindeutigkeiten in ihrer 
Totalität so nicht wieder herstellbar sind. 
Doch all.dies trifft im Grunde nur für 
jene schmale Zone zu, die vor 1945 nicht 
— oder wie im Falle Polens nur teilweise 
— einer östlichen Okkupation ausgesetzt 
war, also für Mitteleuropa im engsten 
Sinn des Wortes. Die übrigen Länder 
werden allem Anschein nach auch in 
Zukunft durch die russische Machtpolitik 
beeinflußt werden, und nicht nur von 
dieser. Die Veränderungen der vergange­
nen Monate und Jahre — wenngleich 
offensichtlich und in ihren Auswirkungen 
schicksalhaft und total — haben dennoch 
in jenen „tieferen Schichten“, die mit dem 
abgenutzten „Sovjet'-Begriff nur unzu­
reichend Umrissen werden, keinerlei Ver­
änderung bewirkt. Denn diese „tieferen 
Schichten“ waren dafür verantwortlich, 
daß jenseits der politischen Grenzen sich 
noch eine zweite, wesentlich unüber­
windbarere Teilungslinie erstreckte, wel­
che die nur rein geographisch zu Europa 
gehörenden Regionen vom wahren Euro­
pa trennte. Hinter diesem kulturellen Ei­
sernen Vorhang leben solche Gesellschaf­
ten, die auch heute noch höchstens in na­
tionalen Kategorien zu einer Identität ge­
langen können und welche daher eben aus 
diesem Grunde nicht imstande sind, in 
Regionen zu denken, noch weniger in 
einer „kontinentalen Einheit“. Außerdem 
sind diese Gemeinschaften auch nicht 
fähig, ihren Mitgliedern die rechtlich 
garantierte Individualität zu sichern. 
Unter den „Staatskonstruktionen“ dieser 
Region möchte ich drei hervorheben, 
welche mir nicht nur beispielhaft er­
scheinen, sondern deren Zukunft — ein­
schließlich der ihnen innewohnenden 
Instabilität — in großem Maße auch ent­
scheidend sein wird für die weitere Ent­
wicklung des gesamten Gebietes.
Die größte, mit nationalstaatlichen Ambi­
tionen liebäugelnde politische Einheit ist 
die Ukraine, die schon seit einiger Zeit 
eigene politische Ziele verfolgt. Da je­
doch die Sowjetunion, teils unter dem 
Zwang des faktischen ihrer inneren Ver­

hältnisse, teils unter dem Druck der 
Stabilitätserwartungen des Westens, noch 
eine Weile zusammenbleiben wird — sei 
es als Föderation oder aus einer wirt­
schaftlich-machtpolitischen gegenseitigen 
Abhängigkeit — wird die Ukraine wahr­
scheinlich versuchen, in einer solchen 
Föderation eine wichtige Rolle zu spielen 
und aus der Moskauer Führung so viele 
Vorteile herauszuholen, wie nur möglich. 
Der teilweise Austritt der Ukraine aus der 
Sowjetunion ist aber — trotz all des eben 
Gesagten — freilich nur eine Frage der 
Zeit. Dieser Austritt hat aber seine 
Grenzen, und diese Grenzen werden 
nicht in Kiew und auch nicht Moskau 
festlegen, sondern Lemberg, jene grie­
chisch-katholische Kulturlandschaft der 
Ukraine, die ihre separatistischen Ten­
denzen schon vor der Zeit der allgemei­
nen Souveränitätsbestrebungen signali­
siert hatte.
Der zweite hier zu nennende Staat ist 
Rumänien, dessen relative Stabilität vor­
läufig durch den Umstand garantiert 
wird, daß — vom Standpunkt einer inter­
nationalen Perspektive aus — niemand 
dieses Land in keine wie immer geartete 
regionale Grappe einbinden möchte, da 
niemand an den inneren Gegensätzen die­
ses Staates teilhaben möchte. Vom innen­
politischen Standpunkt ist zu dieser 
Stabilität zu sagen, daß die Armee noch 
immer zu stark ist, die Bevölkerung hin­
gegen noch immer zu unentschlossen und 
kulturell mindestens so zersplittert ist wie 
im nördlichen Nachbarland Ukraine. Die 
im Interesse gesellschaftlicher Ver­
änderungen notwendigen politischen und 
kulturellen Prinzipien des Zusammen­
haltens von seinen europäischen Nach­
barn zu erlernen hat der einfache Rumäne 
bisher keine Gelegenheit gehabt. Bevor 
daher die Rumänen ihre erste echte Re­
volution erstreiten können — was sie 
hoffentlich, nicht wie bisher immer und 
zuletzt auch im Dezember 1989, wieder 
ihrer korrupten und putschfreudigen 
Armee überlassen — werden sie gezwun­
gen sein, ihre Zugehörigkeit zu einer 
oder mehreren Nationen in inneren Aus­
einandersetzungen zu klären. Denn die­
ses Land wird so lange das schwächste 
Glied in der Kette sämtlicher europäi­
schen Lösungsversuche sein, solange 
nicht jener Mythos zum Verschwinden 
gebracht ist, wonach für alle Übel hur das 
Ausland oder — je nach Anlaß — der 
nicht-rumänische Geist einiger Bürger 
verantwortlich ist. Das wird sich erst 
ändern, wenn die Rumänen erkennen, 
daß in den gesellschaftlichen Auseinan­
dersetzungen den Rumänen wiederum 
Rumänen gegenüberstehen und daß ge­
sellschaftliche Konflikflinien nicht per 
definitionem parallel zu ethnischen Zu­
gehörigkeiten verlaufen. Solange also in

Rumänien diese gesellschaftliche Be­
wußtseinsäußerung nicht eingetreten ist, 
solange die Pogrome und die Gefahr der 
immer weitere Bevölkerungskreise in ih­
ren Bann ziehenden gesellschaftlichen 
Konflikte traurige Aktualität sind, solan­
ge die ultima ratio rumänischer Politik 
das sofortige Unter-den-Teppich-kehren 
dieser Probleme ist, kann man in Rumä­
nien mit einer gesellschaftlichen Verän­
derung nach europäischem Muster nicht 
beginnen.
In diesem Zusammenhang ist es auch 
wichtig, sich Rumäniens machtpolitische 
Aspirationen vor Augen zu halten, mit 
welchen sie nicht nur die bereits erworbe­
nen Gebiete (Siebenbürgen) zu verteidi­
gen beabsichtigen, sondern auch auf ei­
nen Wiedererwerb der Moldavischen Re­
publik abzielen, welche zum Großteil von 
Rumänen bewohnt ist und derzeit zur So­
wjetunion gehört. Tatsächlich haben die 
Moldavier nicht die Absicht, mit den Ru­
mänen ein rasches Bündnis einzugehen. 
Der Grand für ihr Zäudern liegt in der 
Tatsache, daß für die Moldavier jener 
halbkoloniale Status, den Bukarest den 
von Ungarn weggenommenen siebenbür- 
gischen Gebieten gewährt, wenig 
attraktiv ist. Außerdem haben sie keine 
Lust, eine fern abgelegene Provinz zu 
sein, die im traditionell zentralistischen 
System Rumäniens von den wirklichen 
Entscheidungen ausgeschlossen ist. 
Gleichzeitig denkt man aber auch in an­
deren Regionen, wie etwa im Banat — 
von wo der Funke für die Dezember­
ereignisse ausging — ganz anders über 
die Zugehörigkeit zu Rumänien, als man 
das in Bukarest für ideal erachtet. Und es 
steht zu erwarten, daß auch andere — 
nicht notwendigerweise von' Minder­
heiten bewohnte Gebiete — sich im ent­
sprechenden Moment dahingehend ent­
scheiden, daß sie nichts mehr wissen 
wollen von einer Einheit, die nur mittels 
radikal nationahstischen Emotionen und 
nur über die Preisgabe des „Europäi­
schen“ am Leben zu erhalten ist.
Was Jugoslawien betrifft, so ist es vom 
Blickpunkt unserer Betrachtung aus über­
raschend, daß dort noch immer wieder 
jene Meinung vertreten wird, wonach der 
Zerfall des Landes zu diesem Zeitpunkt 
ein ebenso schwerer Fehler wäre wie die 
seinerzeitige Schaffung des Staaten­
bundes. Diese Konzeption haben sich 
mehrere — nicht auf nationaler Ebene 
organisierte — Vereinigungen zu eigen 
gemacht. Diese haben auch ihre Vor­
stellungen definiert, wie und warum man 
dieses Land wieder lebensfähig machen 
könnte, welches von der Mehrzahl seiner 
Bevölkerung — aber in zunehmendem 
Maße auch vom Ausland — als ein vor­
übergehendes und in keinster Weise be-



darfegerechtes Produkt der großen Politik 
beurteilt wird. Die klingenden Zielvor­
stellungen jener Utopien, die Jugoslawien 
am Leben erhalten wollen — Vereinigte 
Südslawische Staaten, Serbisch-Kroa­
tisch-Slowenische Konföderation, Freier 
Südeuropäischer Staatenbund — finden 
nicht nur bei den mit den täglichen Un­
zulänglichkeiten kämpfenden einfachen 
Menschen keinen Widerhall, sie scheinen 
geradezu provokante Angriffe gegen jene 
zu sein, die ihr Volk nur mehr durch die 
Schaffung eines markant rechtsorientier­
ten Nationalstaates aus dem Konkurs der 
„titoistischen Idee“ retten wollen. Und 
sie sind ebenso eine Provokation für jene, 
die — wie zum Beispiel die gegenwärtige 
serbische Führung — ihre Macht durch 
die Verkündigung eines nationalen Kom­
munismus weiter aufrecht erhalten 
wollen.
Auch streben einige Republiken — ihre 
Lehren aus den osteuropäischen Verände­
rungen ziehend — danach, die nationale 
Souveränität auf dem Wege freiere Wah­
len zu erkämpfen und in erforderlichem 
Ausmaß zu legitimieren. Freilich ist auch 
das keine einfache Aufgabe, da besonders 
Belgrad mit großer Ausdauer versucht, 
das Zustandekommen der für die inneren 
Umgestaltungen notwendigen demokrati­
schen Voraussetzungen zu behindern. 
Das den politischen Pluralismus ermög­
lichende Parteigesetz konnte erst Mitte

dieses Sommers nach dritter Lesung be­
schlossen werden, zeitlich weit hinter den 
anderen osteuropäischen Ländern zu­
rückbleibend. Und auch dieses Gesetz 
verfahrt mit den kleineren Parteien in 
sehr diskriminativer Weise, schließt sie 
zum Teil von den Wahlen aus und be­
hindert die pohtischen Ambitionen der 
weniger entwickelten und durch die na­
tionalen und wirtschaftlichen Gegensätze 
ohnehin zersplitterten Gebiete.
Unter diesen Voraussetzungen ist es kein 
Wunder, daß • die Teilrepubliken sich 
gegen zentrale, an das „alte System“ 
erinnernde Initiativen stellen. Der ein­
deutige Sieg der Opposition in den bereits 
abgehaltenen Wahlen in Slowenien und 
Kroatien ist so zu verstehen, und es ist 
kaum zu bezweifeln, daß die Wahlen in 
Bosznien-Herzegowina, Makedonien und 
Montenegro nicht auch nach diesem 
Drehbuch verlaufen werden. In Jugo­
slawien ist also wieder mit einer Periode 
des verzwickten Spiels unterschiedlich­
ster Kräfte zu rechnen, in jenem Jugo­
slawien, in dem allen Anzeichen nach 
sich heute selbst die Armee nicht mehr in 
ein „homogenes Organ“ des Staates ver­
wandeln kann. Leider ist es so, daß jenes 
Dominoprinzip, das die osteuropäischen 
Diktaturen der Reihe nach hinwegfegt, 
nicht auch dafür Sorge trägt — und auch 
im Falle Jugoslawiens nicht dafür Sorge 
tragen wird — daß automatisch demokra­

tische Verhältnisse entstehen und Wirt­
schaftsbedingungen des freien Marktes 
herrschen, ganz zu schweigen von den 
Möglichkeiten der Menschenrechte und 
der persönlichen Freiheitsrechte. An ihre 
Zukunft in Osteuropa zu glauben ist vor­
läufig mehr als eine Illusion, es ist reine 
Selbsttäuschung.
Die drei erwähnten Länder werden — 
obwohl ihre Chancen wesentlich von­
einander abweichen — die folgenden Jahre 
in sehr ähnlicher Weise, nämlich sehr un­
friedlich, erleben. Den Austritt der jugos­
lawischen Länder aus diesem auf Befehl 
entstandenen Bund können wir eigentlich 
heute schon als eine Tatsache ansehen. Der 
Zerfall Rumäniens wird bald eine tatsäch­
lich virulente Frage sein, wenn nämlich die 
Bukarester Führung im Staatsapparat nicht 
sofort dem föderativen Element zur Gültig­
keit verhilft. Die Ukraine wiederum wird 
vor ihrer eigenen — früher oder später be­
vorstehenden — Spaltung noch den Aus­
tritt aus der Sowjetunion vollziehen. Bleibt 
nur noch die Frage, wie die Nachbarstaaten 
— und eventuell ein solches Bündnis, wie 
es an der Donau-Alpen-Linie eben jetzt im 
Entstehen begriffen ist —jene Gegensätze 
und Widersprüche neutralisieren können, 
die von den kleinen, als Inseln vom Konti­
nent wegdriftenden Staaten ausgehen — 
Gegensätze, die notwendigerweise auch 
auf die Situation in allen Nachbarstaaten 
einwirken werden.



Hubert Isak~

EIN WIRTSCHAF1SRAUM FÜR
EUROPA?

Vorbemerkung
„Mitteleuropa“ und „europäischer Wirt­
schaftsraum“ sind gängige Stichworte der 
aktuellen öffentlichen Auseinanderset­
zung. Neu und eine Herausforderung ist 
die Verknüpfung der beiden Begriffe — 
oder sollte man angesichts eines jeweils 
sehr umstrittenen Begriffsinhalts eher 
von Prozessen sprechen? So wie bis vor 
kurzem die meisten Überlegungen zu 
Mitteleuropa die historischen, politischen 
und kulturellen Aspekte dieses Raumes 
betrafen, so war andererseits in der seit 
etwa Mitte der 80er Jahre geführten Aus­
einandersetzung um die Schaffung eines 
„europäischen Wirtschaftsraumes“ von 
„Mitteleuropa“ nicht die Rede. Einen be­
scheidenen sektoriellen Ansatz eines 
„mitteleuropäischen Wirtschaftsraumes“ 
kann man allenfalls in den diversen Pro­
jekten wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
im Rahmen der Pentagonale sehen. Dazu 
später mehr.
Die Frage nach der Zukunft Mitteleuro­
pas ist eine Funktion der grundsätzlichen 
Entscheidung darüber, ob für die Zukunft 
vernünftigerweise jeweils in „europäi­
schen“ (im Sinne von EG), „mitteleuro­
päischen“ oder „gesamteuropäischen“ 

38 Zusammenhängen zu denken wäre. Mehr 
denn je, so meine ich, hat uns die jüngste 
Geschichte die Chance eröffnet und zu­
gleich aufgetragen, grundsätzlich von ei­
ner gesamteuropäischen Perspektive aus­
zugehen! So fatal es wäre, das ökonomi­
sche wie pohtische Gewicht der EG und 
jenes einer künftigen Europäischen Poli­
tischen Union zu negieren, so falsch wäre 
es wohl auch, Europa deshalb nur durch 
die Brüsseler Brille zu sehen. Eine ge­
samteuropäische Sichtweise ist schon und 
gerade jetzt geboten, auch wenn ange­
sichts der Unterschiede zwischen Westeu­
ropa und den wirtschaftlichen und sicher­
heitspolitischen Gegebenheiten in den 
Ländern des ehemaligen Ostblocks die 
„Vision von einem wirklich einheitlichen, 
einem wirklich voll von ,Dublin bis zum 
Ural’ geeinten Europa demnach keine 
nahe, sondern eine fernere Zukunft (be­
schreibt).“1 Auch die betroffenen Staaten 
Mittel- und Osteuropas streben nach dem 
„großen Europa“ und wollen nicht in ein 
„Vorzimmer“ zu diesem Europa verwie­
sen werden. Wie Europas neue Gestalt 
aussehen könnte, ist Gegenstand zahlrei­
cher Überlegungen von Wissenschaft, 
Politik und Diplomatie unter dem Gene­
ralthema einer neuen „europäischen Ar­
chitektur“.2
Ausgangspunkt aller Überlegungen muß 
aber auch noch ein Jahr nach dem fakti­

schen Ende des sozialistischen Blocks in 
Ost- und Mitteleuropa3 das Eingeständnis 
sein, daß sich dieser Raum in einer kei­
neswegs abgeschlossenen Phase der De­
stabilisierung befindet, in der viele Kräfte 
um Einfluß ringen, verschiedene Ent­
wicklungsoptionen möglich sind, die Si­
tuation in den einzelnen Reformstaaten 
sehr unterschiedlich ist4 und daher für 
jede Äußerung oder Diagnose die ent­
sprechende Zurückhaltung geboten ist.

Der Europäische Wirtschafts­
raum im Umbruch
Drei Elemente kennzeichnen im wesentli­
chen die wirtschaftliche Entwicklung in 
der zweiten Hälfte der 80er Jahre in Eu­
ropa: die von der EG auf der Grundlage 
des Weißbuchs von 1985 unternommenen 
Anstrengungen zur Vollendung des Bin­
nenmarktes bis 1992, die Bemühungen 
der durch Freihandelsverträge mit der EG 
verbundenen EFTA-Staaten um eine Teil­
nahme an diesem Binnenmarkt und 
schließlich die Abkehr von der 
Kommando- und schrittweise Rückkehr 
der sog. Reformstaaten Osteuropas zur 
Marktwirtschaft.
Das Binnenmarktprogramm der EG zielt 
darauf ab, durch Abbau der materiellen, 
technischen und Steuerschranken zwi­
schen den Mitgliedstaaten endlich den in 
den Gründungsverträgen bereits festge­
legten Gemeinsamen Markt zu realisie­
ren. Die Kommission der EG hatte dem 
Europäischen Rat von Mailand 1985 ein 
Weißbuch zur Vollendung des Binnen­
marktes5 sowie ein Memorandum für 
eine Technologiegemeinschaft6 vorge­
legt. Die EFTA-Staaten7 waren alarmiert, 
mußten sie doch als logische Konsequenz 
des vollkommenen Wegfalls der Binnen­
grenzen und Grenzkontrollen innerhalb 
der Gemeinschaft eine umso striktere 
Grenzziehung gegenüber Nicht-Mitglied­
staaten befürchten. Es galt daher, noch 
stärker als im Rahmen des sog. „Luxem­
burger Prozesses“ eine Annäherung an 
die Gemeinschaft zu suchen.
Der Luxemburger Prozeß war 1984 ein­
geleitet worden.8 EG und EFTA-Staaten 
waren zu einer Bestandsaufnahme nach 
mehr als lOjähriger Geltung der'Freihan­
delsabkommen und „zur Erarbeitung 
weiterer Orientierungen zur Fortsetzung, 
Vertiefung und Ausdehnung der Zusam­
menarbeit im Rahmen der Freihandelsab­
kommen und darüber hinaus“ zusam­
mengekommen (Pkt. 1). Ziel der „Konso­
lidierung und Stärkung der Zusammenar­
beit“ war es, „einen dynamischen euro­

päischen Wirtschaftsraum“ zu schaffen 
(Pkt. 2).9 In Expertengesprächen auf Be­
amtenebene sollte über die Harmonisie­
rung von Normen, die Beseitigung tech­
nischer Hemmnisse, Vereinfachung der 
Grenzabfertigung und Ursprungsregeln, 
Beseitigung unlauterer Handelspraktiken 
usw. verhandelt werden. Substantielle Er­
gebnisse dieses Luxemburger „Follow- 
up“ waren der Abschluß der beiden mul­
tilateralen Übereinkommen zur Harmoni­
sierung der Zolldokumentation (SAD- 
Abkommen) und des Transitverfahrens in 
Interlaken 1987 sowie die Unterzeichnung 
des Parallelübereinkommens über die ge­
richtliche Zuständigkeit und die Voll­
streckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen (Lugano- 
Übereinkommen) am 16. September 
1988, mit dem praktisch für ganz Westeu­
ropa ein einheitliches Gerichtsstandrecht 
geschaffen wurde.10 Dennoch wurden 
Verlauf und Ergebnisse dieses Follow-up 
vor allem von den EFTA-Staaten als un­
befriedigend empfunden, zumal man er­
kennen mußte, daß sich auch durch ein­
zelne technische Anpassungen am Status 
als Drittstaat nichts ändern würde. So 
kam es, daß diese Expertengespräche 
plötzlich durch den sog. Delors-Prozeß11 
in den Hintergrund gedrängt wurden.
In seiner Antrittsrede vor dem Europäi­
schen Parlament in Straßburg am 17. Jän­
ner 198912 hatte der Präsident der (neu­
en) EG-Kommission, Delors, die Überle­
gung vorgetragen, mit den EFTA-Staaten 
„eine neue Form der Assoziierung zu fin­
den, die institutionell strukturiert wäre 
und gemeinsame Entscheidungs- und Ver­
waltungsorgane hätte...“13 Die EG sei be­
reit, mit einer strukturell gestärkten 
EFTA, die mit einer Stimme sprechen 
sollte, darüber zu verhandeln (sog. Zwei- 
Säulen-Ansatz).
Das Angebot zu einem „umfassenden 
Dialog“ wurde von der EFTA positiv auf­
genommen und am 20. März 1989 be­
schlossen die EG- und EFTA-Außenmini- 
ster in Brüssel die Durchführung von 
Sondierungsgesprächen. Es wurde eine 
Arbeitsgruppe Hoher Beamter eingesetzt, 
die die mit der Verwirklichung der Frei­
zügigkeit von Waren-, Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr auch 
innerhalb des EWR verbundenen Fragen 
abzuklären hatte.
Damit war die Entwicklung zu einem 
EWR in die sog. Sondierungs- bzw. Iden­
tifikationsphase eingetreten. Die EC- 
EFTA High Level Steering Group richte­
te 5 Arbeitsgruppen ein, die sich mit den 
4 Freiheiten, den sog. „flankierenden Po­
litikern“ sowie den rechtlichen und insti­



tutionellen Fragen des EWR-(Vertrages) 
befaßten. Die Experten schlossen ihre 
Arbeiten vorerst am 20. Oktober 1989 ab. 
Aufgrund des Beschlusses des EG- 
EFTA-Mihistertreffens am 19. Dezember 
1989 in Brüssel wurden jedoch die Bera­
tungen als „explorative Gespräche“ bis 
20. März 1990 fortgesetzt und die Ergeb­
nisse in einem Bericht zusammenge­
faßt.14
Am 20. Juni 1990 haben in Brüssel die 
formellen Verhandlungen zwischen der 
EG und den sechs EFTA-Staaten über ei­
nen EWR-Vertrag begonnen, nachdem 
der EG-Ministerrat am 18, Juni die Ver­
handlungsrichtlinien für die Kommission 
beschlössen hatte; Anfang September 
wurde die zweite Verhandlungsrunde ein­
geläutet. Ziel der Verhandlungen ist ein 
Assoziierungsabkommen, das auf der 
Grundlage des einschlägigen Gemein­
schaftsrechts zugleich mit dem EG-Bin- 
nenmarkt, dh Ende 1992, auch im Ver­
hältnis zu den EFTA-Staaten die Freizü­
gigkeit des Waren-, Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs ver­
wirklichen soll, wozu die EFTA-Staaten 
den einschlägigen „acquis communautai- 
re“ der EG zu übernehmen haben wer­
den. Über (vorläufige oder dauernde)

. Ausnahmeregelungen zugunsten spezifi­
scher Interessen einzelner EFTA-Staaten 
(zB Ausländerfrage in der Schweiz) wird 
zu verhandeln sein.
Kernproblem ist das Finden eines ge­
meinsamen Nenners zwischen der Forde­
rung der EG nach Beibehaltung der vol­
len Entscheidungsautonomie einerseits 
und der dezidierten Forderung der EFTA- 
Staaten nach einer institutionalisierten 
Mitwirkung bei der Willensbildung ande­
rerseits. Die EFTA verlangt, daß sie zu­
mindest in der Phase der Meinungsbil­
dung in der EG, dh im Vorfeld der eigent­
lichen Rechtserzeugung, Einfluß nehmen 
kann („Osmose“ bzw. „decision sha- 
ping“). Ferner sind geeignete Verfahren 
und Institutionen zur Durchsetzung und 
Kontrolle von EWR-Recht zu ermitteln. 
Die Verhandlungsatmosphäre zu Beginn 
dieser Runde wird von der bekannt 
sprachgewaltigen Neuen Zürcher Zeitung 
so beschrieben, daß die „cartesianische 
Denkweise der EG auf einen alpin und 
nordisch geprägten Pragmatismus der 
EFTA (stoße)“.15
Im Selbstverständnis der Verhandlungs­
partner ist Mar, daß der EWR auf abseh­
bare Zeit nur die 18 Staaten von EG und 
EFTA umfassen wird; dennoch möchte 
ich behaupten, daß der EWR gerade 
durch den Zusammenbruch der Planwirt­
schaften in den Ländern, Mittel- und 
Osteuropas hinsichtlich seiner geographi­
schen Dimension im Prinzip an Be­
stimmtheit verloren hat. Hatte nicht 
schon Delors in seiner Rede vom 17. Ja­
nuar 1989 eine Erstreckung des EWR 
„...vielleicht später auf andere europäi­
sche Nationen“ erwogen? Wie ist die Er- 
Märung von EG-Außenkommissar An- 
driessen anläßlich der Vorlage des Be­
richts der EG-Kommission über die Be­

ziehungen zur EFTA vom 22. November 
1989 an den Rat zu bewerten, wenn er 
meint, daß eine Erweiterung des EWR 
durch Länder Ost- und Mitteleuropas 
„möglich“ sei?16 Jede EWR-Regelung 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt hätte daher 
mE mit dem Verständnis zu erfolgen, daß 
dies eine der möglichen, den aktuellen 
Bedingungen entsprechende Variante ist; 
keinesfalls dürfte damit gewissermaßen 
ein „Patent“ auf den EWR verbunden 
und sowohl eine Erweiterung als auch 
eine strukturelle Umgestaltung zu einem 
späteren Zeitpunkt ausgeschlossen sein. 
Es mögen nicht in allen europäischen 
Staaten die gleichen ökonomischen Ver­
hältnisse bestehen, ein Wirtschaftsraum 
ist es allemal!

Die Zukunft Mittel- und Osteu­
ropas im neuen Europäischen 
Wirtschaftsraum
Kürzlich hat sich der Osteuropa-Experte 
des Wifo, Jan Stankovsky, zur Zukunft 
der Beziehungen zwischen EG und den 
mitteleuropäischen Staaten Österreich, 
CSFR und Ungarn geäußert17 und vier 
Optionen zur Realisierung des ökonomi­
schen Hauptinteresses Ungarns und der 
CSFR — Zugang zu den Westmärkten — 
aufgelistet: präferentieller Assoziierungs­
vertrag mit der EG; Beitritt zur EFTA; 
Freihandelsabkommen mit der EG; Bei­
tritt zur EG. Allerdings: ,,[D]as einzige 
reale und zukunftsträchtige Integrations­
konzept“, so Stankovsky, sei für die 
CSFR oder Ungarn (wie für Österreich 
auch) die EG; die EFTA habe sich zwar 
hervorragend bewährt, sei aber immer 
nur als Übergangslösung konzipiert ge­
wesen; andere Integrationskonzepte wie 
der EWR, „Mitteleuropa“ oder das „Ge­
meinsame Haus Europa“ seien „spezifi­
schen Interessen oder aber Nostalgien 
verpflichtet“18 und letztlich nicht zielfüh­
rend. Für eine „gute Übergangslösung“ 
hielte er aber die Aufnahme der beiden 
Staaten in die EFTA, da dies einen asym­
metrischen Zollabbau ermöglichen wür­
de, während die Ökonomien Ungarns und 
der CSFR im Falle eines FHA mit der 
EG der Wettbewerbssituation noch nicht 
gewachsen wären.19 Die letztlich „opti­
male und einzig sinnvolle Lösung“ für 
alle drei Staaten aber sei, unter Zugrun­
delegung einer etwa zehnjährigen Per­
spektive, der EG-Beitritt.20 
Für Österreich war Mittel- und Osteuropa 
stets ein bedeutsamer Markt. So weist die 
EFTA-Statistik 198821 für den Osthandel 
Österreichs ein Importvolumen von 2,3 
Mrd. S und ein Exportvolumen von 2,8 
Mrd. S aus; dies war nach Finnland der 
zweithöchste Osthandelsanteil aller 
EFTA-Staaten. 5,3% der Importe kamen 
aus diesem Raum, 9,1% der Exporte ent­
fielen auf Osteuropa. Sieht man sich die 
Verteilung auf die einzelnen Länder nä­
her an, so liegt jeweils nach der UdSSR 
Ungarn an zweiter Stelle, importseitig ge­
folgt von der (damaligen) CSSR, bei den

Exporten von der DDR. Während mehr 
als vier Jahrzehnten seit der Machtergrei­
fung der Kommunisten hat Österreich ei­
nen vergleichsweise hohen und stabilen 
Anteil seiner Außenwirtschaftsbeziehun­
gen mit Mittel- und Osteuropa abge­
wickelt. Es schiene mir daher unver­
ständlich und ökonomisch unklug, würde 
man gerade jetzt angesichts des — durch­
aus verständlichen — Interesses an einer 
Intensivierung der Beziehungen mit der 
EG22 alle jene Chancen einfach aufge­
ben, die sich aus der Erfehrung im Wirt­
schaftsverkehr mit diesen Ländern, aus 
der geographischen Nähe und der histo­
risch-kulturellen Bindung ergeben! An­
ders gesagt: Selbstverständlich genießt 
die EG erste Priorität, aber vergessen wir 
darüber nicht die Möglichkeiten eines 
uns unmittelbar umgebenden Wirtschafts­
raumes!

Wie also weiter mit Mitteleu­
ropa?
„Die Wirtschaftshilfe an die ex-kommu- 
nistischen Staaten ist ja auch weniger 
wirtschaftlich als politisch motiviert. Es 
geht ja nicht darum, westlichen Unter­
nehmen lukrative Investitionsmöglichkei­
ten23 zu schaffen... Es geht in erster Linie 
darum, diese Staaten so zu stabilisieren, 
daß der Demokratisierungsprozeß fortge­
führt werden kann und daß sie sich all­
mählich in die westeuropäische Wirt­
schaft und damit in die Gemeinschaft der 
westeuropäischen Staaten eingliedem 
können.“24 Auch Ökonomen vertreten die 
Auffassung, die Staaten Westeuropas hät­
ten „alles Interesse“, die Reformstaaten 
des Ostens „in die Neuordnung Europas 
einzubeziehen.“25
Über die notwendigen Aufwendungen für 
die Ümstellung, für die zB für die DDR 
ein Zeitraum von etwa drei bis fünf Jah­
ren als realistisch angesehen wird, darf 
man sich keiner Illusion hingeben: Allein 
die Erneuerung der relativ kleinen und 
relativ am weitesten entwickelten DDR 
wird die BRD jährlich etwa 100 Mrd. 
DM kosten, das entspricht ca. 4—5 % des 
BNP oder in etwa der gesamten, allen 
EntwicMungsländem gewährten jährli­
chen öffentlichen EntwicMungshilfe!26 
Für die übrigen osteuropäischen Staaten 
muß nach Auffassung renommierter 
Wirtschaftsexperten für eine erste Auf­
holphase gegenüber den westeuropäi­
schen Volkswirtschaften ein Zeitraum von 
15—20 Jahren veranschlagt werden, von 
Fragen wie der EntwicMung entsprechen­
den betriebs- und volkswirtschaftlichen 
sowie wirtschaftsrechtlichen Know-hows 
einmal ganz abgesehen. Nicht zu verges­
sen die enorme Verschuldung dieser Län­
der, die 1989 dem Bericht des Washingto­
ner Institute of International Finance zu­
folge beinahe 180 Milliarden Schweizer 
Franken (= ca. 1.500 Mrd. Schilling) be­
trug!27
Der Beginn der neueren Ostpolitik der 
EG ist mit dem Pariser Sondergipfel vom



18. November 1989 anzusetzen, bei dem 
die EG-Mitgliedstaaten die Bedingungen 
für eine EG-Wirtschaftshilfe an Ungarn 
und Polen definierten28. Zu diesem Zeit­
punkt existierten bereits Kooperationsab­
kommen mit Ungarn (1988) und Polen 
(1989) bzw. standen unmittelbar vor ihrer 
Unterzeichnung (UdSSR, CSSR)29. Wur­
de zunächst nur Polen und Ungarn Wirt­
schaftshilfe gewährt, so wurde diese Hilfe 
Mitte 1990 im Rahmen der Gruppe der 24 
(OECD) auch auf andere Reformstaaten 
(ausgenommen Rumänien) ausgedehnt.30 
Mit der Gründung der Europäischen 
Bank für Wiederaufbau und Entwick­
lung31 wurde zusätzlich ein spezifisches 
Finanzierungsinstrument geschaffen. Die 
Sondertagung des Europäischen Rates 
der Staats- und Regierungschefs am 28. 
April 1990 in Dublin sah den umgehen­
den Beginn von Beratungen im Rat über 
sog. Assoziierungsabkommen „zweiten 
Grades“ mit jedem der mittel- und osteu­
ropäischen Länder vor, wobei diese „ei­
nen institutioneilen Rahmen für den poli­
tischen Dialog einschließen“ sollten. Die 
Verhandlungen darüber sollten so bald 
wie möglich abgeschlossen werden, „so­
fern die Grundbedingungen für ein demo­
kratisches System und den Übergang zu 
einer Marktwirtschaft erfüllt werden.“32 
Die Gemeinschaft geht bei der Neugestal­
tung ihrer Osteuropa-Politik von einem 
Konzept konzentrischer Kreise aus, in 
dessen innerstem die Vertiefung der Inte­
gration der 12 zur Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion und zur politischen Union 
vorangetrieben wird; in einem zweiten 
Kreis verdichten sich die EG-EFTA-Be- 
ziehungen zum EWR; und erst im äußer­
sten Kreis ist die Assoziierung mit den 
(welchen?) Reformstaaten Osteuropas an­
gesiedelt.33
Einige Reformstaaten wie Jugoslawien, 
Ungarn oder Polen scheinen eine qualifi­
zierte Annäherung an die EG34 im Wege 
einer EFTA-Mitgliedschaft anzustreben; 
die EFTA ihrerseits lehnt eine solche 
„Babysitter-Rolle“, die ihr auch von Stim­
men in der EG „nahegelegt“ wird, kate­
gorisch ab: Wegen der stark unterschied­
lichen wirtschaftlichen Daten würde dies 
das Funktionieren der FHZ mit der EG, 
insbesondere aber das vordringliche Ziel 
der Teilnahme am EG-Binnenmarkt ge­
fährden.35 Jedenfalls ist nicht zu überse­
hen, daß Ost-Assoziierung und EWR in 
einem Zusammenhang stehen.36 Mayr- 
zedt entwickelt mehrere mögliche Szena­
rien für die künftige Ausgestaltung eines 
EG, EFTA und Osteuropa umfassenden 
Europäischen Wirtschaftsraumes. Für an­
gesichts derzeit noch „spekulativ“, aber 
als „vernünftige Lösung“ der außenwirt­
schaftlichen Probleme der Reformstaaten 
nicht ausgeschlossen hält Mayrzedt die 
Idee eines „Erweiterten Europäischen 
Wirtschaftsraumes“ (EEWR), der sich 
aus 25 Staaten zusammensetzen würde: 
einer um die vier EFTA-Staaten erweiter­
ten EG der 16, der Schweiz, Island und 
der 7 Staaten umfassenden „neuen 
EFTA“.37

Auch die EFTA denkt über eine Neuge­
staltung ihrer Beziehungen zu den Re­
formstaaten nach. Anläßlich der Mini­
stertagung des EFTA-Rates am 11. und
12. Dezember 1989 in Genf wurde eine 
„Stellungnahme der EFTA-Minister über 
die Beziehungen zu Ländern Osteuropas“ 
angenommen38, in der erstmals neben Ju­
goslawien auch andere Staaten Osteuro­
pas angespröchen waren. Ungarn hatte im 
Oktober 1989 den Entwurf einer Erklä­
rung für die Zusammenarbeit zwischen 
der EFTA und Ungarn vorgelegt, mit 
dem es um formelle Beziehungen zur 
EFTA nach dem Muster Jugoslawiens 
(Erklärung von Bergen) ersuchte. Die 
CSSR, DDR, Polen und die UdSSR hat­
ten ihr Interesse an der Teilnahme an ein­
zelnen Übereinkünften der EFTA geäu­
ßert. Der EFTA-Rat wurde auf Beamten­
ebene damit betraut, „einen Dialog mit 
einzelnen Ländern Osteuropas unter ge­
bührender Berücksichtigung der ver­
schiedenen, von ihnen geäußerten Wün­
sche aufzunehmen“ bzw. „die geeignet­
sten und gegenseitig vorteilhaften Formen 
der Zusammenarbeit auszuarbeiten“39 
Das Ministertreffen in Göteborg am
13. /14. Juni 1990 einigte sich auf einen 
Dreiphasenplan: Als Basis einer ersten 
Phase erweiterter Zusammenarbeit wur­
den „Erklärungen“ betreffend Ungarn, 
Polen und CSFR angenommen, die in der 
Substanz übereinstimmend auf die For­
malisierung der Kontakte in Gemischten 
Ausschüssen zielen und Kooperationen 
breiten Raum einräumen. In der zweiten 
Phase seien Freihandelsabkommen denk­
bar, in der dritten eine Einbeziehung in 
den EWR. Voraussetzung für den Eintritt 
schon in die zweite Phase seien eine eini­
germaßen funktionierende Marktwirt­
schaft (dh freie Preisbildung, konvertible 
Währung und diversifiziertes Eigentum) 
sowie politischer Pluralismus im betref­
fenden Land.40 Wesentliche Vorausset­
zung für einen Wirtschaftsaufschwung in 
dieser Region wird sicherlich auch die 
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen 
für Investitionen sein, wie dies in Ungarn 
bereits geschehen ist.41
Ansätze eines subregionalen Wirtschafts­
raumes können uU in der wirtschaftli­
chen Zusammenarbeit der sog. Pentago- 
nale gesehen werden, einer im November 
1989, wenige Tage nach dem Fall der 
Mauer, auf ungarische Initiative aus der 
Taufe gehobenen, im Mai 1990 um die 
CSFR erweiterten Kooperationsform mit 
ausdrücklicher Betonung des mitteleuro­
päischen Rahmens.42 Eine Erweiterung 
ist vorerst nicht in Aussicht genommen, 
wohl aber eine sektorielle Öffnung ein­
zelner Arbeitsbereiche für andere interes­
sierte Staaten (zB Polen im Bereich des 
Umweltschutzes) möglich.43 
Die Pentagonale soll die Zusammenar­
beit, was Mitteleuropa als Wirtschafts­
raum anlangt44, in den Bereichen Um­
welt, Verkehr, Klein- und Mittelbetriebe, 
Information und Telekommunikation so­
wie Kultur und Wissenschaft fördern.45 
Die Koordination der Tätigkeit der Ar­

beitsgruppen und Untergruppen liegt bei 
einzelnen Staaten (Österreich koordiniert 
die AG Umweltschutz). Die Gesamtkoor­
dination erfolgt durch regelmäßige Zu­
sammenkünfte auf Beamtenebene. Die 
Finanzierung der einzelnen Projekte soll 
entweder weiterhin auf nationaler Ebene 
oder durch internationale Finanzinstitu­
tionen (ECE46, Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung — 
BERD47, Weltbank, IWF usw.) erfolgen, 
wobei eine gemeinsame Antragstellung 
der Pentagonale-Staaten ins Auge gefaßt 
wird.
Österreich sieht seine Aktivität in der 
Pentagonale ausdrücklich nicht als Aus­
druck „rückwärts gewandter mitteleuro­
päischer Mentalität im schlechten Sinn“, 
sondern als Form „konkret angewandter 
aktiver und sozusagen multilateralisierter 
Nachbarschaftspolitik in Mitteleuropa“48, 
als Versuch, „durch die Lösung spezifi­
scher Probleme einer Subregion die Zu­
sammenarbeit in der Gesamtregion zu 
erleichtern.“49

Schlußbemerkung
Mit den Reformen im Osten ist Österreich 
von der Peripherie in das Zentrum Euro­
pas zurückgekehrt, nachdem mehr als 40 
Jahre lang 40% der Grenzen Österreichs 
vom Eisernen Vorhang umfaßt waren!50 
Jetzt gilt es für dieses Land, von den 
durch Jahrzehnte abgegebenen Lippenbe­
kenntnissen Abschied zu nehmen und 
eine den neuen Bedingungen korrespon­
dierende aktive Politik zu formulieren 
und umzusetzen. Diese kann sich nicht in 
einer ersten (unverzichtbaren) „Starthil­
fe“ darin erschöpfen, daß man diesen 
Staaten die Rückzahlung von Krediten er­
läßt, die sie ohnedies nicht mehr bedie­
nen können bzw. weitere Unterstützung 
in Form nicht-rückzahlbarer Zuwendun­
gen (nach dem Muster der US-Hilfe für 
das freie Europa) insbesondere zur Sanie­
rung jener Infrastruktur (Eisenbahn, Te­
lephon, Straßen usw.), die für die wirt­
schaftliche Entwicklung unentbehrlich 
ist, sich aber nicht sofort produktiv nie­
derschlägt, gewährt.51 
Entscheidend wird sein, Havels Wort von 
der „Rückkehr nach Europa“ ernst zu 
nehmen, diese Staaten nicht wie arme 
Brüder patemalistisch zu bemitleiden 
oder in frühkapitalistischer Manier aus­
zubeuten, sondern sie auch ökonomisch 
als das zu sehen, was sie tatsächlich sind, 
nämlich Teil eines Europäischen Wirt­
schaftsraumes! Dies bedeutet einerseits 
Ermutigung und Unterstützung privater 
Initiativen österreichischer Unternehmen 
in diesem Raum; das verlangt aber v. a. 
auf einer makroökonomischen und politi­
schen Ebene die Schaffung eines flexiblen 
Rahmens für einen Europäischen Wirt­
schaftsraum. Mag sein, daß das EWR- 
Modell von EG und EFTA unter den ge­
gebenen Bedingungen ein Optimum dar­
stellt; dennoch ist, insbesondere im Fall 
der Weiterentwicklung der EG zur Politi­
schen und Sicherheitsgemeinschaft, nicht



auszuschließen, daß manche Staaten an 
diesem Prozeß nicht zur Gänze teilhaben 
wollen, während sich ein gesamteuropäi­
scher Wirtschaftsraum in anderer Gestalt 
neu konstituiert. Daher sollte auch Öster­
reich — bei allem legitimen Bemühen um 
die Annäherang an die EG — traditionel­
le Bindungen zu Ost- und Mitteleuropa 
nicht leichtfertig auf dem „Binnenmarkt- 
Altar“ opfern, sondern aktivieren und 
ausbauen. Auf mittlere Frist sollte mE 
das Ziel einer geschmeidigen Verzahnung 
von „mitteleuropäischem“ und „westeu­
ropäischem“ Wirtschaftsraum im Hin­
blick auf das Fernziel eines neustraktu- 
rierten gesamteuropäischen Wirtschafts­
raumes verfolgt werden. Warum sollte 
nicht dereinst für Gesamteuropa konsta­
tiert werden können, was bislang für die 
Trennung von EG und EFTA galt, näm­
lich daß es sich dabei um eine bloß insti­
tutionelle, „keine natürliche wirtschaftli­
che Teilung“ handelte?52
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Willibald Posch

ZUR WIEDERKEHR DES PRIVATEN
IM RECHT

Ein Ansatz zu einer „mitteleuropäischen“ Rechtskultur ?

Gesellschaftlicher Wandel ist ohne 
Rechtsreform nicht möglich. Das 
Scheitern der marxistisch-leninisti­
schen Gesellschaftsdoktrin in den Län­

dern des östlichen Mitteleuropas muß da­
her Auswirkungen auf die Rechtssysteme 
dieser Länder haben, die bisher als „so­
zialistisch“ qualifiziert wurden. Diese 
Länder sehen sich nicht in der Rolle der 
früheren Deutschen Demokratischen Re­
publik, auf deren Gebiet am 3. 10. 1990 in 
nahezu allen Bereichen des Rechts bun­
desdeutsche Normen Geltung erlangten 
und im Privatrecht das sozialistische 
ZGB von 1975 buchstäblich von heute auf 
morgen wieder dem BGB von 1900 wei­
chen mußte und deren Rechtsfakultäten 
unter die Fittiche westdeutscher Partner­
universitäten gelangten.
In der Tatsache, daß sich die Juristen Un­
garns oder der Tschecho-Slowakischen 
Föderativen Republik aus eigener Kraft 
um die umfassende Neugestaltung ihrer 
Rechtsordnungen bemühen müssen, kann 
eine große Chance gesehen werden; 
Denn sie können aus ihren eigenen Erfah­
rungen und aus jenen der westeuropäi­
schen Nachbarrechtsordnungen — auch 

42 der österreichischen — viel lernen und 
Kodices schaffen, die auch innovatorische 
Regeln für das soziale Zusammenleben 
der Gesellschaft des 21. Jahrhunderts sta­
tuieren.
So sehr für die institutionelle Neuord­
nung der früheren Satellitenstaaten der 
UdSSR die (Re-)Konstruktion einer de­
mokratischen, , die Menschenrechte voll 
respektierenden Verfassung und einer 
rechtstaatlichen Verwaltung wichtig ist, 
so entscheidend kommt es für diese Län­
der auch darauf an, daß sie im Bereich 
der sogenannten „bürgerlichen Rechts­
pflege“ wieder Anschluß an eine Rechts­
kultur finden, deren Eckpfeiler die Wah­
rung der Persönlichkeitsrechte des einzel­
nen, die Privatautonomie, die Respektie­
rung eines prinzipiell freien Erwerbs von 
Gütern aller Art und einer prinzipiell un­
eingeschränkten Nutzung dieser Güter im 
je gegebenen Rahmen sozialer Bindungen 
durch den hiezu Legitimierten bilden. 
Die möglichst rasche Etablierung und 
Absicherung eines „bürgerlichen“ 
Rechtsverständnisses im Bereich des Pri­
vatrechts hat für die Reformstaaten ange­
sichts der großen Probleme, die sich ih­
nen auf wirtschaftlichem Gebiet stellen, 
geradezu existentielle Bedeutung. Nur 
eine alsbaldige Beseitigung der Maximen 
der sich nunmehr wohl für alle Zeit als 
verfehlt herausgestellten marxistisch-le­

ninistischen Rechtsideologie aus dem ju­
ristischen Alltag kann das dauerhafte Ge­
lingen der Gesellschaftsreform sicherstel­
len.
Die bisher in den unmittelbar im Norden, 
Osten und Südosten an Österreich an­
grenzenden Staaten erfolgten Rechtsrefor­
men beziehen sich auf vermögensrechtli­
che Materien, deren „marktgerechte“ 
Umgestaltung für das Funktionieren der 
Wirtschaft besonders dringlich war, ins­
besondere auf das Gesellschaftsrecht und 
das „Wirtschaftsrecht.“ Die ungarischen 
Gesetzgebungsinstanzen haben mit dem 
Gesetz Nr. VI vom Jahre 1988 über die 
Wirtschaftsgesellschaften und dem Ge­
setz Nr. XXTV aus dem gleichen Jahr 
über die Investitionen von Ausländern in 
Ungarn den Anfeng gemacht. Die Tsche- 
cho-Slowakische Föderative Republik hat 
im April 1990 ihr Wirtschaftsgesetzbuch 
und ihr Gesetz über Wirtschaftsbeziehun­
gen mit dem Ausland grundlegend novel­
liert und die Gründung von Unternehmen 
mit ausländischer Kapitalbeteiligung auf 
neue rechtliche Grundlagen gestellt.
In diesen Gesetzen wird das Kerndogma 
jedes sozialistischen Zivilrechts von der

prinzipiellen Unzulässigkeit des Eigen­
tums einer Einzelperson an Produktions­
mitteln aufgegeben. Auch in Jugoslawien 
hat der gesamtstaatliche Gesetzgeber mit 
der Novelle zum Bundes-Grundlagenge- 
setz über die Eigentumsverhältnisse vom 
29. Juni 1990 die Aufgabe des in Jugo­
slawien durch die bisherige „Arbeiter- 
kooperativen-Ideologie“ besonders ge­
färbten „gesellschaftlichen Eigentums“ 
eingeleitet und ist man — mit von Repu­
blik zu Republik unterschiedlich rascher 
Geschwindigkeit — auf dem Weg zu einer 
auf „Privateigentum“ aufbauenden Gü­
terverteilungsordnung.
In Rechtsordnungen, in denen das Wort 
„privat“ jahrzehntelang aus der juristi­
schen Terminologie offiziell eliminiert 
war, in denen es kein „Privatrecht“ auch 
kein „internationales“ geben durfte, son­
dern nur „Zivilrecht“, bzw. „Gesetzes­
kollisionsrecht“ oder „Rechtsanwen­
dungsrecht“, ist die Wiederkehr des „Pri­
vaten“ im Recht gleichbedeutend mit 
einer Rückkehr zu einer westlichdemo­
kratischen Rechtstradition. Kann sie aber 
auch als eine Wiederbelebung jener mit­
teleuropäischen Rechtskultur, die ganz
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lösbaren Verbindung zw. bewejd. 
'feilen oder einem festen n. einem 
beweul. Teil, bestellend ans Kie- 
uel, Zuhaltnnu n. Schlüssel; man 
unterscheidet Kasten-, Kinlaü-, 
Einst eck- und Vorlegesehlösser; 
Krliöhnn<i der Sicherheit durch 
Einbau mehrerer Zubaltiinuen 
(f Sicherheitsschloß), durch Zah­
len- bzw. Buchstabenschlösser, 
die nur ueölfnet werden können, 
wenn zuvor eine best. Zahlen­
oder Bncbstabenkombination
eingestellt wird, oder durch Zeit­
schlösser, die nur zu best. Zeiten 
geöffnet werden können; 2) 'feil 
der Handfeuerwaffe, in dem die 
l’atronenzuführung, das Abfeu­
ern u. das Auswerfen der Hülse 
erfolgt .



wesentlich von der alt-österreichischen 
Gesetzgebungstradition vor 1914 geprägt 
wurde, gedeutet werden?
Diese spezifische Rechtskultur, die ihre 
Blütezeit vom Ende des 18. bis gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts hatte, wurde 
durch „Mitteleuropäer“ geschaffen, von 
Männern wie dem Welschtiroler Martini, 
dem Grazer Zeiller, dem aus einer süd­
mährischen Judengemeinde hervorgegan­
gen, zum Christentum konvertierten Son­
nenfels, dem aus Österreichisch-Schle- 
sien stammenden Pratobevera; und sie 
wurde auch späterhin von Mitteleuropä­
ern gepflegt, wie etwa dem Slowenen 
Krainz, dem in Westgalizien geborenen 
Deutsch-Böhmen Anton Mengen, dem 
Wiener Franz Klein, dem Krakauer Zoll, 
oder dem Czernowitzer Begründer der 
Rechtssoziologie Eugen Ehrlich.
Zu dieser Rechtskultur gehörte das Be­
wußtsein von der unvermeidlichen Un­
vollständigkeit einer Kodifikation und die 
Ablehnung eines unrealistischen Perfek- 
tionsstrebens — und vor allem hierin un­
terschied sie sich von der postpandektisti- 
schen Privatrechtskultur im deutschen 
Reiches, von der sie allerdings zunächst 
1914 bis 1916 durch die Teilnovellierung 
und ein weiteres Mal nach dem „An­
schluß“ überlagert werden sollte. Wie 
insbesondere die Reformen im Bereich 
des Familienrechts und andere eher 
bruchstückhafte Neuerungen aus jüngster 
Zeit illustrieren, ist — gerade in der 
Legistik — nicht mehr viel von dieser 
Rechtskultur zu merken.
Angesichts der politischen Umwälzungen 
in den Nachbarstaaten, aus deren geogra­
phischen Raum so viele, die alt-österrei­
chische Rechtskultur prägende Juristen­
gestalten kamen, legen sich einige Fragen 
nahe:
Wer stellt heute in Österreich zur Diskus­
sion, ob die Inhalte des Allgemeinen Bür­
gerlichen Gesetzbuchs, jener voraus­
blickenden Privatrechtskodifikation des 
Naturrechts, die sich an den sozialen Ge­
gebenheiten einer vorindustriellen Zeit 
orientiert und teils ausgeböhlt, teils durch 
Novellen und Sondergesetze verändert, 
mitunter entstellt, teils durch neue Inhalte 
ersetzt worden ist, nicht einer umfassen­
den Neukonzeption bedürfte? Wer stellt 
diese Frage unter gleichzeitiger Betonung 
der Notwendigkeit, daß die lügenden des 
ursprünglichen kodifikatorischen Stiles 
und der daraus entstandenen „österreichi­
schen Rechtskultur“, die eine mitteleuro­
päische war, konserviert werden müßten? 
Wer vermag aus österreichischer Sicht in 
den intensiven Bemühungen, die seit kur­
zem in Ungarn und der CSFR mit dem 
Ziel eingesetzt haben, möglichst bald 
über ein modernes „bürgerliches Gesetz­
buch“ verfügen zu können, auch eine 
Chance zur Modernisierung der eigenen 
Rechtsordnung und zur Wiederer­
weckung einer gewissen Rechtsharmonie 
im Donauraum zu sehen? Wie groß ist die 
Zahl der Lehrer an den österreichischen 
Universitäten, die es für hinlänglich in­
teressant finden, zu beobachten; welche

Wege die Gesetzgebungskommissionen in 
den Nachbarstaaten gehen werden? Wie­
viele halten einen grenzüberschreitenden 
Meinungsaustausch über jene Rechts­
grundsätze, die in einer der „bürgerli­
chen Rechtstradition“ verbundenen 
Rechtsordnung unabdingbar sind, für 
hilfreich und nutzbringend?
Es besteht der Eindruck, daß trotz der 
Sprachverschiedenheit und gewisser hi­
storischer „Altlasten“ ein höheres Maß 
an Anteilnahme durch die österreichische 
Rechtswissenschaft nicht unerwünscht 
wäre. Für die diffizile Erarbeitung der le- 
gistischen Reformmaßnahmen scheint 
nämlich in den ost-mitteleuropäischen 
Nachbarstaaten nur ein begrenztes Poten­
tial von entsprechend ausgebildeten refor- 
matorischen Kräften zu existieren. Wurde 
doch unter den alten Regimen vierzig 
Jahre lang eine strenge Selektion bei der 
Zulassung zum Rechtsstudium vorge­
nommen und eine bewußte Politik der 
zahlenmäßigen Limitierung der Rechtsfa­
kultäten und der Studenten betrieben. 
Um zu klären, ob es sich lohnt, das Erbe 
der „mitteleuropäischen Rechtskultur“

ungeachtet ihrer Hybridisierung und 
ephemären Verdrängung durch die Barba­
rei des „Tausendjährigen Reiches“ wie­
derzubeleben und durch innovative Reak­
tionen auf die gesellschaftlich-techni­
schen Entwicklungen der Menschheit an­
gemessen zu modifizieren, sollten sich 
die österreichischen Rechtsfakultäten ge­
zielt und in interner Koordination um 
Partnerschaften zu den Fakultäten in den 
benachbarten Reformstaaten bemühen 
und diese auch pflegen.
Da es in diesen Staaten vor allem die 
Rechtslehrer sind, die in den Reformkom­
missionen Richtung und Inhalte bestim­
men und da auch die angestrebte EG-Mit- 
gliedschaft eine Besinnung auf die rechts­
kulturellen Eigenheiten Österreichs nahe­
legt, könnte eine Zusammenarbeit viel 
für eine gemeinsame „mitteleuropäische 
Rechtskultur neuen Typs“ leisten, in der 
sich Bewahrenswertes mit Innovativem zu 
einem tragfähigen, die Völker dieses 
Raumes verbindenden Amalgam ver­
mengt, was keineswegs nur von nostalgi­
schem Wert wäre!
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Taras Kermauner

EIN KATHOLISCHES MITTELEUROPA?
1.
Nach dem Jahr 1945 wandte sich das offi­
zielle und siegreiche Jugoslawien (und 
damit auch Slowenien) wohl mehrheitlich 
— politisch, historisch, kulturell, wirt­
schaftlich, militärisch dem Osten zu, 
d. h. nach 1948, nach dem Bruch mit der 
UdSSR auch dem Süden, der dritten 
Welt, also insgesamt dem Südosten zu. 
Die kritische aus dem Volksbefreiungs­
kampf in den Jahren 1941—45 hervorge­
gangene slowenische Intelligenz lehnte 
schon seit Anfang der fünfziger Jahre die­
se Hinwendung zum Osten ab, die bis 
heute, zumindest in Slowenien und wahr­
scheinlich auch bei der breiten Bevölke­
rung, seine Glaubwürdigkeit verloren 
hat. Heute vertritt (insbesondere die slo­
wenische Jugend) eine Option für den 
Westen.
Ich selbst habe diese Wahl schon vor Zei­
ten als Eurojugoslawien oder Euroslowe­
nien bezeichnet. Mein Appell galt auch 
den Euroserben. Ich traf auf Widerstand, 
denn in Serbien treffen zwei Strömungen 
aufeinander, eine europäische und eine 
südöstliche. Doch auch die europäische 
ist über die Orthodoxie und die Bindung 
an den ehemaligen serbischen Staat an 
Byzanz und damit an den Geist des heuti­
gen Griechenland gebunden. Der Begriff 
„Byzanz“ und sein Wert gewinnt in Ser­
bien immer mehr an Bedeutung. Es gibt 
in Jugoslawien einige Millionen serbo­
kroatischsprachiger Moslems und zwei 
Millionen albanischer Moslems, die 
durch Glauben und Tradition an den ara­
bisch-persischen Südosten gebunden 
sind.
Heute eröffnen sich für Jugoslawien eine 
Reihe von Dilemmata im Zusammenhang 
mit der Frage, wohin es sich als Ganzes 
binden solle, felis seine selbständigen 
Teile — und das ist auch tatsächlich der 
Fall — jeder für sich ihre natürliche kul­
turelle, politische und religiöse Identität 
entdeckt haben. Mit dem vollständigen 
Scheitern des Unternehmens „Jugosla­
wien“, im Sinne einer einheitlichen süd­
slawischen Identität, der dritten und rich­
tigen Orientierung zwischen Ost und 
West, zwischen Stalinismus und Kapita­
lismus, dem Verlust jeglicher überzeu­
genden Identität in Zukunft und der mo­
nolithischen Einheit seiner Nationen 
mußte die spezifisch jugoslawische Ideo­
logie endgültig Schiffbruch erleiden. 
(Nur einige Zeit kann der Status quo von 
den gemeinsamen Interessen aufrechter­
halten werden, ohne daß der Staat in ei­
nen Bürgerkrieg driftet.) So überwogen 
bei allen jugoslawischen Nationen die al­
ten Traditionen; nur diese können in Kri­
senzeiten oder in nahezu katastrophalen 
Verhältnissen für jede einzelne Nation 
das Minimum an innerer Koherenz, ge­

sellschaftlichem Sinn, vernünftiger Iden­
tität und kollektiver Kontinuität gewähr­
leisten, das für den Bestand jeder Gruppe 
notwendig ist.
Wir Slowenen stehen mehrheitlich noch 
immer zu Jugoslawien, doch immer mehr 
unter der Voraussetzung, daß die jugosla­
wische Föderation die slowenische natio­
nale und staatliche, politische, wirtschaft­
liche und kulturelle Souveränität nicht 
nur ermöglicht, sondern auch garantiert. 
Wir sind bereit, von einigen unserer 
Rechte — eigene Außenpolitik, eigenes 
Militär — keinen Gebrauch zu machen, 
wenn die gesamtjugoslawische Außenpo­
litik und das gesamtjugoslawische Militär 
die slowenische Weltoption verteidigen. 
Und das wird immer schwieriger, denn 
andere National-Republiken befürworten 
andere Optionen. Die jugoslawische Ge­
meinschaft wird immer problematischer 
werden, wenn sie nicht eine konföderati- 
ve wird, oder, und dieser Gedanke findet 
in Slowenien immer mehr Zuspruch, sich 
am Beispiel der EG orientiert.

2.
In diesem Zusammenhang stellt sich seit 
geraumer Zeit die Frage nach einer Ver­
bindung mit Mitteleuropa, Staatlich und 
politisch kommt das in der sogenannten 
ARGE Alpen-Adria zum Ausdruck. Be­
zeichnend ist, daß die ostorientierten Ser­
ben — zum Beispiel im bekannten Wo­
chenblatt MIN — dieser Arbeitsgemein­
schaft einen Genozid als Zielsetzung 
nachsagen. Dieser Vorwurf ist aus dem 
Blickwinkel der Slowenen (auch der Kro­
aten) und der Arbeitsgemeinschaft selbst, 
besonders aber von Mitteleuropa aus ge­
sehen schwachsinnig, erfunden, auf pri­
mitive Weise radikal; dahinter verbirgt 
sich das serbische Ressentiment gegen 
Mitteleuropa, denn die Serben identifi­
zieren Mitteleuropa mehrheitlich noch 
immer mit dem Nationalsozialismus und 
der Besetzung Serbiens durch die Deut­
schen bzw. mit Österreich-Ungarn und 
der Besetzung Serbiens 1915 sowie mit 
der österreichisch-ungarischen Staatspo­
litik überhaupt, die gegen den serbischen 
Staat gerichtet war.
Die Slowenen sind mit dem europäischen 
Westen weniger stark verbunden als mit 
Mitteleuropa. Westliche Ideen kamen 
nach Slowenien entweder über Italien — 
so der christliche katholische Glaube, 
später die Renaissance und das Barock, 
die Tridentiner Gegenreformation — oder 
über Mitteleuropa, durch den österrei­
chisch-deutschsprachigen Raum. Neben 
Aquilea war für die Slowenen Salzburg 
das wichtigste Christianisierungs- und 
Kultifikationszentrum. Dort nahm sowohl 
der Typus des Feudalismus, des Staates, 
der sozialpolitischen Ordnung seinen

Ausgang, der bis zu den österreichischen 
politischen Reformen am Beginn dieses 
Jahrhunderts Geltung behielt, damit in 
der Folge also auch das Bürgertum, die 
Aufklärung, der Liberalismus und der 
Marxismus, ganz zu schweigen vom spe­
zifischen Typus der Kultur. Für die Slo­
wenen war Schiller wichtig, nicht Cor­
neille, obwohl auch Shakespeare und die 
spätere französische Kultur des 19. Jahr­
hunderts ungewöhnlich großen Einfluß 
gewannen. Luther konnte sich nicht 
durchsetzen, obwohl er — vermittelt 
durch Trubar und den slowenischen Pro­
testantismus — einen Beitrag zur sloweni­
schen Selbstbewußtseinsbildung im 16. 
Jahrhundert leistete; oder genauer: nach 
einer kulturell ungewöhnlich fruchtbaren 
Zeit anfänglicher Siegesgewißheit wurde 
der, Protestantismus von der Gegenrefor­
mation an die slowenische Peripherie ver­
drängt (und blieb auf einen Teil des Über­
murgebietes beschränkt).
In der Zeit Karl des Großen gehörte der 
slowenische Raum zum Westen. Im gro­
ßen und ganzen gilt dieser weite 
westeuropäische Rahmen für Slowenien 
bis zum heutigen Tag. Doch nach den Tei­
lungen der Nachfolger Karls entwickelte 
sich Slowenien, das damals freilich noch 
nicht so hieß und dessen Bewohner noch 
über kein slowenisches Nationalbewußt­
sein verfügten, zu einer charakteristi- 
schen mitteleuropäischen Nation.
Der deutschsprachige und deutschnatio­
nal-bewußte Teil Österreichs beging im
19. und 20. Jahrhundert einen Kardinal­
fehler, ähnlich wie im Zwischenkriegsju­
goslawien und heute wieder die Serben: 
man versuchte die Slowenen zu entnatio- 
nalisieren, sie sich nach und nach oder 
unverzüglich einzuverleiben. Die Serben 
haben dabei noch weniger Chancen als 
die Deutschen, denn die Serben sind im 
Vergleich mit ihnen kulturell und wirt­
schaftlich schwächer, selbst nicht souve­
rän genug. Für die Slowenen stellen sie 
eine betont inadäquate Option dar. Gab es 
im Jahr 1941 in ganz Slowenien — in der 
Untersteiermark, in Ober- und Unter- 
krain — eine beachtliche Anzahl von 
Leuten, mehrere zehn Prozent der Ge­
samtbevölkerung, die 1941 die Deutschen 
und deren Reich mit Begeisterung erwar­
teten und sich erst abkühlten, als sie erle­
ben mußten, wie sie von den Deutschen 
von oben herab als minderwertig angese­
hen wurden, so erwartet heute nur ein 
Prozent der Slowenen die Serben als Er­
löser. Die Emanzipation der Slowenen 
ging schrittweise vonstatten: in den letz­
ten Jahren wurde aus einer sprachlich­
kulturellen Emanzipation eine politisch­
staatliche. Damit müssen die Nachbarn 
der Slowenen — Österreicher, Italiener 
und andere — schon heute rechnen. (Für 
die Kroaten gilt das schon längere Zeit,



nur sind sie heute in ihrer souveränen Op­
tion ihren Konsens betreffend nicht so ei­
nig wie die Slowenen; oder es gelingt ih­
nen nicht, ihre Einheit öffentlich so klar 
darzulegen.)
Hätten die Deutschen den Slowenen im
19. Jahrhundert und der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts eine Konföderation und 
nationalstaatliche Souveränität geboten, 
wären die Slowenen wohl politisch und 
staatlich in Mitteleuropa verblieben. Na­
türlich hat es historisch gesehen keinen 
Sinn, von so einem Angebot zu reden; 
damals war eben die Zeit der national­
staatlichen Exklusivismen. Erst heute, da 
sich Westeuropa von solchen Exklusivis­
men und solchen (Mini)Imperialismen 
losgesagt hat, ist es möglich — zumindest 
als Entwurf, als Szenario — andere 
Staatsverbände bzw. eine breite europä­
ische Konföderation zu konstruieren.

3.
Ungeachtet der Tatsache, daß in der neue­
ren slowenischen Geschichte — vom 
Ende des 18. Jahrhunderts an — immer 
mehr die Bindung zum Südosten ent­
scheidend wurde, eben wegen der Über­
macht der slawischen Sprache, denn auf 
der Sprache gründet die grappennationa- 
le Autonomie auf der Grundlage einer 
spezifischen Identität, behielten immer 
noch ein paar Mitteleuropa zugeneigte 
slowenische Optionen ihre Geltung. Die 
erste bezog sich auf die Tradition; die 
Slowenen konnten sich lange nicht vor­
stellen, außerhalb von Österreich, nicht 
unter dem Haus Habsburg zu leben. Die 
Legitimität dieses feudalistischen Herr­
scherhauses unterstützte auch die slowe­
nische katholische Kirche. Nach dem 
Jahr 1918 ging diese Verbindung schnell 
in die Brüche.
Die extremistischen slowenischen katho­
lischen Kreise, die zwar extrem slowe­
nisch waren, zugleich aber auch extrem 
klerikal im Geiste der Ecclesia militans 
der Vorkriegszeit, im Geiste eines kämp­
ferischen Antikommunismus und Antili­
beralismus, im Geiste der Wiedererrich­
tung des mittelalterlichen theokratischen 
Staates und dessen Ständegesellschaft 
und einer diesseitigen Macht der katholi­
schen Kirche — das wäre zugleich staat­
lich, politisch, kulturell, moralisch, nicht 
nur religiös monolithisch — entwickelten 
sich zu einem Totalitarismus, den man an 
den exponiertesten Stellen auch als Kle- 
rofaschismus bezeichnen konnte. So 
formte sich auch die Idee eines katholi­
schen, an der Donau gelegenen Mitteleu­
ropa, gegründet auf einem klerikalen 
Katholizismus — vom faschistischen Ita­
lien bis Polen reichend, mit Kroatien, wo 
Pavelic’ Ustaschabewegung die Macht 
hätte übernehmen sollen und diese auch 
tatsächlich einige Zeit innehatte; mit 
Österreich, wo sich der Ständestaat Gel­
tung verschaffte; mit der Slowakei und 
Ungarn, um die es ähnlich stand, mit der 
entliberalisierten Tschechei; vielleicht 
auch mit Bayern.

Nach dem Krieg war für das kommunisti­
sche Jugoslawien eine solche katholische 
Donaukonföderation der Kritikpunkt 
schlechthin, sowohl von ideologischer — 
katholischer — als auch von nationaler 
Seite: eine solche Konföderation hätte 
den Zerfall Jugoslawiens bedeutet. Von 
der Mitte der zwanziger bis zur Mitte der 
dreißiger Jahre gab es auch eine parallele 
kommunistische Mitteleuropaoption in 
einem ähnlichen Gebiet: Vertreten wurde 
sie von der Kominterne, weil sie das so­
genannte Versailles’sche profranzösische 
und großserbische Zwischenkriegsjugos­
lawien zerschlagen wollte. Doch erwies 
sich diese Option in der zweiten Hälfte 
der dreißiger Jahre als nicht mehr rele­
vant.
Heute stellt die klerikale Option für ein 
Mitteleuropa, das katholische National­
staaten verbinden würde, beherrscht von 
einer einheitlichen katholischen Kirche, 
eine vernachläßigbare Größe dar. Politi­
sche und zivilisatorische Prozesse, die im 
Nachkriegseuropa stattfanden, auch die 
DeMerikalisierung der katholischen Kir­
che, besonders nach dem zweiten Vatika­
nischen Konzil, begründeten neue Werte. 
In Slowenien bezeichnet man diese neuen 
Werte als zivile oder bürgerliche Ge­
sellschaft; eine Gesellschaft eben in 
Übereinstimmung mit den Errungen­
schaften der Französichen Revolution, 
mit der Trennung von Kirche und Staat* 
mit einem laizistischen — religiös, ideo­
logisch neutralen — Staat. Auch die ka­
tholische Kirche nahm Abstand von ihrer 
langjährigen Ablehnung der Ideen der 
Französischen Revolution und des Libe­
ralismus. Sie akzeptierte, nur ein Subjekt 
in einer pluralistischen zivilen Gesell­
schaft zu sein. Dieses Subjekt ist zwar bei 
sich überzeugt, Gottes Wort in sich zu 
tragen, doch versucht es nicht, dieser 
Überzeugung Geltung zu verschaffen — 
weder mit Gewalt noch paternalistisch, 
feudalistisch, monolithisch, intergrali- 
stisch oder gar totalitär — wie eine Kir­
che mit diesseitiger Macht, sondern evan­
gelisch, mit besonderem Augenmerk auf 
die Freiheit und die Autonomie des Indi­
viduums, auf bauend auf dem eigenen Be­
wußtsein und Gewissen, dem Erkennen 
der Seele, der Liebe zum Anderen als 
dem Anderen, nicht aber fasziniert von 
der eigenen — kollektiven — Identität.

4.
Wenn wir den slowenischen (und jugosla­
wischen) Marxismus nicht zu den mittel­
europäischen Weltanschauungen zählen 
(er wurde eher durch den Leninismus 
vermittelt und in der Folge durch den Sta­
linismus als durch den Austromarxis­
mus), begann sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg unter den Slowenen — schon in 
den fünfziger Jahren — die Annäherung 
an Mitteleuropa auf dem Gebiet der Kul­
tur durchzusetzen. Der Stalinismus tole­
rierte Oppositionen anfangs und lange 
Zeit nur im Rahmen von Kultur und 
Kunst. Essayismus und Philosophie wa­

ren meist am Rande oder in der Regel 
schon jenseits dieser Toleranz. Daher 
auch die zwangsweise Einstellung des Er­
scheinens von Literaturzeitschriften, Pu­
blikationsverbote, selbst Inhaftierungen. 
Doch der Prozeß der Liberalisierung der 
Kultur war nicht aufzuhalten, von Slowe­
nien bis in die Sowjetunion.
In den fünfziger und sechziger Jahren un­
terschieden wir Slowenen nicht zwischen 
der westlichen und der mitteleuropäi­
schen Kultur. Beide faßten wir als west­
lich auf. Erst in den siebziger Jahren 
bildete sich das Bewußtsein einer beson­
deren mitteleuropäischen Kultur und gei­
stigen Struktur deutlicher heraus; auch — 
doch nicht nur — in Verbindung mit dem 
allgemeinen Boom des Begriffs Mittel­
europa — von Norditalien über Öster­
reich bis in die Tschechoslowakei und 
nach Ungarn geschah diese Annäherung 
jedoch autochton. In den fünfziger Jahren 
befreite sich die slowenische Kultur von 
den Fesseln des Stalinismus, indem sie an 
Kafka, Musil, Trakl, Benn, Heidegger, 
Freud anknüpfte, und gleich stark, wenn 
nicht noch stärker an Sartre, Gabriel 
Marcel, Camus, Beckett, Joyce. Das kam 
besonders deutlich in der Malerei zum 
Ausdruck, da der Expressionismus weder 
in Slowenien noch im gesamten Europa 
Ansehen genoß, denn er war spezifisch 
mitteleuropäisch; während wir immer ra­
dikalere künstlerische Richtungen in un­
serem Banner führten: von Cezanne über 
den Kubismus, von Bacon bis zur Ab­
straktion, bis zur Ecole de Paris, bis zur 
Pop Art. Und die Einflüsse kamen eher 
aus Amerika. Kokoschka usw. wurden 
erst in den siebziger Jahren mit dem Ent­
stehen der expressionistischen Abstrak­
tion schätzen gelernt. Damals erlebte 
plötzlich auch die Sezession bzw. die Art 
Nouveau einen Aufschwung — als Ge­
gengewicht zum Corbusier’schen Puris­
mus, Geometrismus, Konstruktivismus, 
zu Abstraktion und Funktionalismus. 
Genannt sei noch ein paralleler Einfluß in 
Slowenien, die neue Linke, von der 
Frankfurter Schule bis Brecht. Doch man 
könnte kaum behaupten, daß es hierbei 
um etwas spezifisch Mitteleuropäisches 
ginge. Im Gegenteil: Marcuse, Fromm 
usw. haben sich in den USA international 
profiliert; Brecht steht jedenfalls auf ei­
ner anderen Seite als Heidegger. Die slo­
wenische neue Linke in den siebziger 
Jahren bedeutete zwar eine extreme ideo­
logische Ausformung des Marxismus, 
denn sie übernahm die Positionen der 
chinesischen Kulturrevolution und des 
Anarchismus: In der Folge verwandelten 
sich in den achtziger Jahren fast alle ihre 
Proponenten über den Postmarxismus in 
leidenschaftliche, politisch aktive Ver­
fechter der zivilen Gesellschaft. ,
Von der Erneuerung der Sezession bis 
zum heutigen Postmodernismus ist es nur 
ein Schritt. Der Postmodernismus ist ein 
eklektischer Freiraum, in dem alle Aus­
richtungen möglich sind, doch sämtlich 
formalisiert, in neuen, ungewöhnlichen 
Kombinationen, doch kulturifiziert, eine
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Mischung aus Traditionalismus und Inno- 
vativität, Massenmedienkultur und Elitis- 
mus, Popkultur und hohem Professiona­
lismus, Kosmopolitismus und Intimis­
mus, von allem, doch unter der Bedin­
gung, daß der religiöse Sinn, den das 
Christentum einst gegeben hat und wie­
der geben müßte, aüsgespart bleibt. Der 
Marxismus hatte als millenaristische Be­
wegung in der jüngeren Vergangenheit 
versucht diesen Sinn auf pseudoreligiöse 
Weise zu substituieren. Den großen, 
überzeitlichen, totalen Sinn kann und will 
der Postmodernismus grundsätzlich nicht 
geben. Er gibt sich mit den äußeren Ele­
menten der großen Bewegungen zufrie­
den; auch mit der Faszination. Doch die 
Faszination ist gespielt. Das ist Ludis- 
mus. Die postmoderne Distanz zu allem 
und zu sich selbst ist die Haltung einer 
Skepsis, die Leidenschaft, Begeisterung 
und Aktivismus zu spielen weiß. Auch 
die Naivität ist simuliert. Als ginge es um 
eine Form des Hellenismus.

5.
Weil der Postmodernismus äußerst weit, 
tolerant, kultiviert, liberal ist, legt er kei­
ne starre, zentrale Linie fest: Deshalb er­
möglicht er in sich den Wettstreit mehrer 
Strömungen um die Übermacht. Diejeni­
ge unter ihnen, die mir die konservativste 
zu sein scheint, obwohl sie sich selbst als 
innovativ anpreist und an die jüngere Ver­
gangenheit Mitteleuropas anknüpft, die 
Strömung, die mir am wenigsten sympa­
thisch ist, die jedoch in der zugespitzten 
jugoslawischen und slowenischen Krise 
bzw. Katastrophe bei den Slowenen nicht 
wenig Zuspruch finden könnte, habe ich 
Gentilismus und Sakralismus genannt. 
Das ist (noch) kein Faschismus. Und es 
ist doch die Grundsteinlegung für zumin­
dest ein Element des Faschismus: Durch 
die Ablehnung der klerikalen ka­
tholischen Kirchen und der stalinisti- 
schen Partei als totalitär, ermöglicht das 
eine Entwicklung des Volkes als neue ei­
gentlich totalitäre Totalität; vorläufig 
zwar im Rahmen der zivilen Gesell­
schaft, am Ende müßte die zivile Gesell­
schaft in einer gentilistischen Nation je­
doch verschwinden. Der Gentilismus 
wird rearchaisiert zur Gesellschaft vor 
der antiken Polis, in eine Stammes- und 
Sippengesellschaft, wo der pseudoreligi­
öse Sinn das heilige Wesen des Volkes ist. 
Er ist das gemeinsame Schicksal der in 
die selbe originäre Sprache Ein-Gebore- 
nen. Es geht um eine , neue integralisti- 
sche Bruderschaft oder sogar um ein Bru­
dertum, eine Blutsverwandtschaft der 
Volksfamilie, die der unteilbare Volkskör­
per ist. Die deutsche und auch die öster­
reichische Geschichte zwischen den Jah­
ren 1938 und 1945 sind sich dieser Tatsa­
che nur allzugut bewußt.
An die Stelle des Göttlichen und Gottes 
treten das heidnische Heilige und das 
Volk. Der Gentilismus und Sakralismus 
manipuliert mit dem Liberalismus und 
der zivilen Gesellschaft nur, zugleich ar­

beitet er am Niedergang des Stalinismus. 
Am ablehnendsten steht der dem evange­
lischen Christentum gegenüber, der evan- 
gelisierten katholischen Kirche und Gott. 
Deshalb ist ihm in der jüngeren Vergan­
genheit Mitteleuropas das Dämonische, 
Diabolische, Ultraimanentistische, 
Schicksalhafte nahe. Die Vorsehung ist 
für ihn schicksalhaft. Am fremdesten ist 
ihm die Gnade. Er bindet sich an die ver­
schiedensten pseudoreligiösen Sekten, 
vor allem an solche östlicher Prägung 
(wie im Wiener fin-de-siecle): diese Sek­
ten bedeuten zwar eine Erneuerung des 
Gehörs für das Religiöse, und, so hoffe 
ich, nur ein Übergang vom Atheismus 
des Liberalismus und des Marxismus ein­
erseits zum neuen Christentum anderer­
seits. Im Gentilismus und Sakralismus 
geht es um eine neue ekstatische, jedoch 
manipulierte, auf Simulation beruhende 
magisierte Autofaszination.
Mir scheint, daß der Gentilismus und Sa­
kralismus in Kroatien, das sich in einer 
ähnlichen Lage wie Slowenien befindet, 
erfolgreich ist; daß er vielleicht in der 
Tschechei, in der Slowakei und Ungarn 
Erfolg haben wird; daß er ihn — außer 
bei den extremen neuen Rechten — in Ita­
lien, Österreich, Deutschland nicht haben 
wird, wo er schon — glücklos — reali­
siert worden war und heute historisch ab­
solviert ist.
Als würde sich heute das Vorkriegsmittel­
europa nach Süd- und Osteuropa verla­
gern, währenddessen sich Mitteleuropa 
okzidentalisiert. Dennoch genügt diese 
Okzidentalisierung — als Wohlfahrts­
und Rechtsstaat — nicht. Die zivile Ge­
sellschaft ist eine formale Institution. Sie 
gibt keinen vollen und großen — absolu­
ten — Sinn.

6.
Heute sucht man in Slowenien die ver­
schiedensten Verbindungen mit Mitteleu­
ropa. Die erste von diesen bezieht sich 
auf das kulturelle Erbe der vergangenen 
Jahrhunderte, vor dem Auftreten der Auf­
klärung und der profanen slowenischen 
Literatur.
Seit geraumer Zeit schon erscheint in 
Slowenien Fachliteratur über romanische 
und gotische Kirchen, Plastiken und 
Fresken. Und auch über Renaissance und 
Barock. Es gibt viel religiöse Kunst aus 
diesen Epochen in Slowenien. Dennoch 
scheint es, daß man sie einstweilen nur 
als Kultur auffaßte, deren Thematik eben 
in diesen Epochen eine religiöse war; als 
sei die Thematik nur ein äußerer Überzug 
(bloße Motivik). Heute sei die Thematik 
eben eine andere. Doch die romanische, 
gotische usw. Kunst ist — bei solch einer 
Lesart — heute eben Kunst und nicht ein 
Teil der religiösen Sphäre.
Die katholische Kirche, die in Slowenien 
in den ersten Nachkriegsjahrzehnten 
nicht nur abgeschoben wurde, sondern 
auch unterdrückt war, erlebt heute eine 
Phase der Erneuerung und des Auf­
bruchs, als befände sie sich zur Zeit in ei­

ner Aufbauphase. Kirchen und Kultur­
denkmäler waren zerstört oder vernach­
lässigt worden; es tat not sie zuerst mate­
riell zu befestigen. Landpfarrer werden 
vor allem zu Maurern. Die eigentliche 
Aufgabe erwartet sie erst: das (Wie- 
der)Einbringen religiösen Inhalts in den 
slowenischen Geist.
Die erwähnten Epochen verbanden Slo­
wenien eng mit Mitteleuropa. Eine — die 
Gotik — mit dessen Norden, die andere 
— Renaissance und Barock — mit dem 
Süden; die eine mit Deutschland, die an­
dere mit Italien. Beide Einflüsse kreuzten 
sich in Slowenien, ähnlich wie im restli­
chen österreichischen Vaterland, doch ge­
bunden an die slawische Provenienz der 
Bewohner, was später in den Vordergrund 
zu treten begann, um sich so vom — 
deutschsprachigen — Österreich zu (un­
terscheiden.
Heute besteht die neue Aufgabe der Slo­
wenen nicht nur im Sicherinnern an den 
Laienaspekt der Verbundenheit mit Mit­
teleuropa, an Kunststile und kulturelle 
Einflüsse. Das genügt nicht. Man beginnt 
zu suchen, was sich unter dieser — bloß 
kulturellen — Form verbirgt. Die katholi­
sche Kirche muß ihre kulturelle Sendung 
von neuem entwickeln, die sich mit dem 
Auftreten von Aufklärung und Liberalis­
mus zu verlieren begann, obwohl sie die­
se in der Zeit des slowenischen nationalen 
Selbstbewußtwerdungsprozesses und in 
den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts 
als sogenannten katholischen Expressio­
nismus immer noch zum Ausdruck 
brachte. Doch isfdie katholische Kirche 
dabei, diesen Wettlauf von vorneherein 
zu verlieren, wenn es nur um einen Wett­
lauf geht, um die Erneuerung von Stilen, 
um eine kulturelle Form, um eine bloße 
kulturelle Produktion und Sinngebung 
des Lebens. Für das Christentum und für 
die slowenische, die mitteleuropäische 
und westeuropäische oder atlantische Zu­
kunft entscheidend ist die Notwendigkeit 
einer wesentlichen und tiefe Rechristiani- 
sierung der, vorerst bloß zivilen, pro- 
fan(isiert)en, laisierten, säkularisierten, 
wenn in gewissen Zeiten und Räumen 
nicht sogar faschistisierten und stalini- 
sierten europäischen Welt. Eine starke 
katholische Kultur in Mitteleuropa und 
eine christliche in der ganzen westlichen 
Welt wird erst dann möglich sein, wenn 
sich eine neue starke Beziehung zum Ab­
soluten, zu Gott, einstellt.

7.
Diese Forderang steht nicht im Gegensatz 
zu den heutigen politischen und staatli­
chen Verhältnissen in Europa. Auf der ei­
nen Seite erfordert das moderne Chri­
stentum eine tolerante, weitherzige Ein­
stellung anderen Glaubensbekenntnissen 
gegenüber; auch eine solche Einstellung 
des Katholizismus zu Orthodoxie und 
Protestantismus. Hierbei geht es um die 
ökumenische Mission des Katholizismus. 
Der jugoslawische Raum ist für diese 
Aufgabe denkbar geeignet. Wird die Into­



leranz siegen, die die heutige serbische 
Orthodoxie der makedonischen gegen­
über immer deutlicher an den Tag legt — 
der makedonischen autokephalen ortho­
doxen Kirche gegenüber, die sie über­
haupt nicht anerkennt —, gegenüber dem 
kroatischen1 Katholizismus, den sie für 
eine vatikanische und antiserbische 
Agentur hält, insbesondere aber dem Is­
lam gegenüber, den sie vor allem mit den 
jugoslawischen Albanern in Verbindung 
bringt, die sich in Serbien mit einem 
wachsenden fanatischen das ganze Volk 
umfassenden Haß konfrontiert sehen? 
Oder wird gerade die katholische Kirche 
einen Betrag zur Beilegung dieser Strei­
tigkeiten leisten, die evangelische Liebe 
zum Anderen als dem Anderen hervor­
streichen — und nicht die Identität von 
Glauben und Volk, die ausschließliche 
Rechtgläubigkeit des einen Volkes und 
die Verteufelung aller übrigen?
In dieser Hinsicht reicht das Apostolat 
der katholischen Kirchen in Slowenien 
über den slowenischen Raum in den ju­
goslawischen hinaus: Die katholische 
Kirche christianisiert auch andere, doch 
nicht indem sie sie — wie früher einmal 
— zur Union führt, katholisiert, sondern 
indem sie echte christliche-evangelische 
Werte zur Geltung bringt: neben der Lie­
be und der Vergebung das Erbarmen, das 
Verstehen anderer, eine tolerante Ge­
sprächsführung in der Hoffiiung, die Lie­
be werde alle militärischen Interessens­
konflikte überwinden.
In der Beziehung zwischen der sloweni­
schen katholischen Kirche zur österrei­
chischen, italienischen usw. kommt es 
vor, daß die katholische Kirche nicht die 
Trägerin der nationalen oder staatlichen 
Exklusivität ist, sondern umgekehrt, daß 
neben der nationalen Verschiedenheit und 
der Souveränität der Slowenen, Kroaten, 
Österreicher, Italiener, Ungarn usw. der 
ganze mitteleuropäische Raum durch­
strahlt zu werden beginnt von Rechristia- 
nisierung oder katholischer Glaubenser­
neuerung, die die Slowenen, die Österrei­
cher usw. nicht gewaltsam in den Rahmen 
der katholischen Kirche zurückführen 
wird, sie in klerikaler Weise verfolgen 
wird wie eine totalitäre Obrigkeit, son­
dern ihnen jene Zukunft eröffnen wird, 
die sie — als eine absolute — selbst für 
die einzige Erlösungsperspektive der heu­
tigen Welt erachtet: Den christlichen 
Glauben — wohlwissend, daß eine radi­
kale Säkularisierung der Welt in Nihilis­
mus, Sinnentleerung, in Diabolie und Dä­
monie, in die Faszination durch den Teu­
fel führt.
Gerade im Geiste einer solchen christ­
lich-evangelischen Erneuerung zeigt sich 
der mitteleuropäische Raum als Einheit, 
die nicht nur historisch, kulturell, zivili­
satorisch ist — obwohl sie natürlich das 
alles ist — doch über einen Zukunftsplan 
verfügt, eine starke Zukunftsorientie­
rung, den Glauben, daß vielleicht gerade 
aus diesem Raum eine der notwendigen 
Initiativen für eine nicht engherzige 
Rechristianisierung Europas und der Welt

ausgehen soll. Unabhängig davon, wie 
sich einzelne Nationalstaaten in diesem 
Raum in naher Zukunft neu gruppieren 
werden, unabhängig also von der Politik, 
müßte eine enge Verbindung Platz grei­
fen, die mehr wäre als die bloße Zusam­
menarbeit katholischer Institutionen in 
Mitteleuropa.
Die katholische Kirche und das Christen­
tum stehen vor einem Dilemma: nur ver­
gangene Positionen zu bewahren und da­
mit nach und nach seine geistige Kraft 
einzubüßen, oder überzugehen in eine 
neue Phase religiös-geistiger Kreativität.

8.
Das slowenische Christentum rechnet 
hierbei auf die enge, innere Verbindung 
mit Mitteleuropa, das nicht nur der er­
neuerte Kulturraum Mitteleuropas ist. 
Diese präsentiert sich vorerst vor allem 
als Museum, als Kulturerinnerung, als 
Folklore, als Moment im Postmodernis- 
mus, als Mode, als Ausnützung einer 
Schicht des historischen Depots.
Die Kultur — insbesondere die Kunst — 
verfügt über keine größere Kraft. In den 
vergangenen zwei drei Jahrhunderten 
wurde sie inspiriert von der aufkläreri­
schen Idee der Befreiung vom mittelalter­
lichen Katholizismus, einer Rückkehr zur 
Antike, der Schaffung von Subjektivität, 
Freiheit, Geist und Wissenschaft neuzeit­
licher Prägung. Jetzt ist dieses Ziel einer­
seits erreicht, auf der anderen erweist 
sich die Wissenschaft, unabhängig von 
ihrer Entwicklung immer mehr als ein­
seitige Expanion der humanen Emanzipa­
tion, die übergeht in den Imperialismus 
des Geistes, in den Hochmut des Men­
schengeschlechts.
Man sieht schon die Grenzen der Aufklä­
rung und der zivilen Gesellschaft. In der 
Hoffnung, daß es in Slowenien und Kroa­
tien oder in der Tschechoslowakei und in 
Polen zu keiner Refaschistisierung kom­
men wird, ist keine andere Möglichkeit 
der Sinngebung und des Seligwerdens be­
greiflich als die christliche.
Der katholische Mitteleuroparaum, von 
dem hier die Rede ist, kann nicht nur das 
Modell für die wirtschaftlich-touristische 
ARGE Alpen-Adria sein. Auch nicht al­
lein ein zwischenstaatlicher Austausch 
von kulturell-künstlerischen Errungen­
schaften oder Traditionen. Auch nicht al­
lein eine politische und staatliche Annä­
herung von Nachbarn — obwohl dieser 
Raum alle diese drei Punkte und noch 
Ähnliches in noch größerem Maß als bis­
her erfüllen sollte. Die Wissenschaft — 
die Geschichtsschreibung — soll den Ein­
fluß des Wieners Karl Luegger auf den 
Slowenen Janez Evangelist Krek untersu­
chen, oder den der deutschen Romantik 
auf Preseren, oder den Einfluß von Rob- 
ba und Quaglio auf das slowenische Ba­
rock oder den der Schauspielschule des 
Burgtheaters auf das slowenische Thea­
ter; Einflüsse in der umgekehrten Rich­
tung sind kaum festzustellen.
Das, wofür ich mich einsetze, ist mehr

und liegt tiefer: eine gemeinsame Glau­
bensaktion, die in tausenden verschiede­
nen Orten in Österreich. Italien, in Kroa­
tien und Ungarn entsteht, auf der Basis 
von Gläubigen und Gläubigkeit, sich von 
dort aus in die kulturellen und politischen 
Zentren ausbreitet, ergibt ein neues Mo­
dell von mitteleuropäischem Zusammen­
leben. Unter Zubilligung aller politischen 
usw. Souveränitäten der emanzipierten 
Nationalstaaten dieses Raumes, unter Be­
rücksichtigung der Unterschiede, die in 
dieser Welt gegeben sind und die die 
Selbstbestätigung der individuellen und 
sozialen Subjekte dieser Welt erfordert. 
Die Verbindung und Vereinigung, von de­
nen ich spreche, sind von anderer Natur. 
Es geht um das Auftreten eines religiösen 
Sinnes, sowohl in den Seelen einzelner 
Personen als auch in der Institution ka­
tholische Kirche, die das christliche reli­
giöse Leben der Einzelnen organisiert 
und im Fluß des Wortes Gottes bewahrt.

Aus dem Slowenischen von Fabjan Hafner.
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GRENZEN UBERWINDEN
• • __
Überlegungen zur Gestaltung des „Hauses Europa“

1. Offene Grenzen — eine Her­
ausforderung für Österreich
Die jüngsten innenpolitischen Auseinan­
dersetzungen um die Novellierung des 
Ausländerrechts, die Einführung der Vi­
sumpflicht für bulgarische, rumänische, 
polnische und türkische Staatsbürger und 
die immer restriktivere Asylpraxis Öster­
reichs1 stehen in bedrückendem Gegen­
satz zur anfänglich so vielbejubelten Öff­
nung der Grenzen unserer östlichen 
Nachbarländer. Der Eindruck entsteht, 
Ausländer seien nicht erwünscht: als 
Konkurrenten und Lohndrücker auf dem 
(Schwarz-)Arbeitsmarkt, als Mieter oder 
Wohnungsnachbarn, als „Wirtschafts­
flüchtlinge“, die auf Kosten von Herrn 
und Frau Österreicher angenehm leben 
wollen.
Hinter dem vielfach gebrauchten Schlag­
wort von der „Überfremdung“ mag sich 
durchaus verstehbare Angst und Unsi­
cherheit verbergen, wohl aber auch man­
gelndes Wissen und Verständnis für die 
tatsächliche Situation von Emigranten 
und mangelnde Bereitschaft zur Solidari- 
tät.
Auf der anderen Seite strebt Österreich, 
beispielsweise im Rahmen der sogenann­
ten „Pentagonale“, eine Neugestaltung 

48 der Beziehungen zu den Nachbarstaaten, 
an.
Ein offensichtlicher Widerspruch zu den 
eingangs skizzierten Tendenzen der Ab­
schließung gegenüber „Ausländern“, ein 
Widerspruch, der als Anzeichen einer 
„Krise“ angesehen werden mag: Krise 
verstanden als Herausforderung und 
Chance zu einer Neuorientierung. Die 
politische Umgestaltung Europas, einge­
leitet mit der Demokratisierang unserer 
Nachbarländer, verlangt auch von Öster­
reich ein neues Rollenverständnis und 
eine Neubestimmung seiner Verantwor­
tung diesen Ländern gegenüber.
In diesem Zusammenhang ist auch die 
Frage zu sehen, inwieweit Österreich po­
tentiellen Einwanderern aus diesem Kul­
turraum, die immer noch die große 
Mehrheit der Asylwerber darstellen,2 of­
fen steht — ungeachtet der politischen, 
wirtschaftlichen oder anderen Motive, 
die diese Menschen zum Verlassen ihrer 
Heimat bewegen.

2. Österreich — ein Einwande­
rungsland?
Immer wieder wird darauf hingewiesen, 
daß Österreich kein Einwanderungsland 
ist. Zwar beruft man sich mit Stolz auf 
die internationale Anerkennung unseres 
Landes in bezug auf seine Asylpolitik, 
doch verstand Österreich seine Funktion

primär als Transitland für Polit-Emigran- 
ten. Die Verschärfung der Aufnahmebe­
dingungen in den klassischen Einwande- 
rungsländem und die westeuropäischen 
Abschottungstendenzen3 haben diese Si­
tuation entscheidend verändert. Öster­
reich kann sich diesen Tendenzen anglei­
chen — die jüngsten Gesetzesnovellen 
weisen in diese Richtung — oder eine den 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingun­
gen des Landes entsprechende 
Einwanderungs- und Integrationspolitik 
formulieren.
Ein kurzer Blick in die Vergangenheit il­
lustriert Österreichs Tradition als „Ein­
wanderungsland“. Im Zeitraum zwischen 
1869 und 1880 betrug die Nettoeinwande­
rung aus den Kronländern in das Gebiet 
der heutigen Republik 242.000 Personen, 
was einer Jahreszuwachsrate von 22.000 
Personen entspricht. Im Jahr 1900 stellten 
diese Zuwanderer 38,1% der rund 1,75 
Mio. Einwohner Wiens.4 Allerdings war 
man bereits in der Ersten Republik be­
strebt, den Zustrom billiger Arbeitskräfte 
aus der nunmehrigen Tschechoslowakei 
durch gesetzliche Maßnahmen zu unter­
binden.5
Seit 1945 hat Österreich rund zwei Mil­
lionen Flüchtlinge — wenn auch größten­
teils nur kurzfristig — aufgenommen. 
Immerhin fanden etwa 600.000 von ihnen 
in unserem Land eine neue Heimat. Mit 
Einsetzen der Hochkonjunktur Anfang 
der 60er Jahre erfolgte nach Absprache 
der Sozialpartner eine verstärkte Zuwan­
derung von Gastarbeitern.
Im Durchschnitt betrug die jährliche Net­
toeinwanderung nach Österreich zwi­
schen 1961 und 1981 rund 7.500 Perso­
nen,6 diese Zahl schließt sowohl Asylwer­
ber zumeist osteuropäischer Herkunft als 
auch Arbeitsemigranten aus Südosteuro­
pa ein. Zwischen 1976 und 1985 sank die 
Einwanderung auf rund 2.500 Personen; 
wobei bereits seit 1974 der Gastarbeiter- 
Zuzug erheblich eingeschränkt und die 
Rückwanderung intensiviert wurde.
Für den wachsenden Anteil an Gastarbei­
tern in Österreich bis zu Beginn der 70er 
Jahre waren ausschließlich ökonomische 
Beweggründe maßgeblich: kurzfristige 
Engpässe in der Verfügbarkeit von Ar­
beitskräften sollten vermieden werden. 
Das 1975 verabschiedete Ausländerbe­
schäftigungsgesetz, das im westeuropäi­
schen Vergleich als eines der restriktiv­
sten angesehen werden mußte, machte die 
Beschäftigungsbewilligung für Ausländer 
vom österreichischen Arbeitsmarkt ab­
hängig7. Die sinkende Zahl der 
Gastarbeiter8 zwischen 1975 und 1985 
zeigt die erfolgreiche Funktion des Aus­
länderbeschäftigungsgesetzes für den

„Export“ von Arbeitslosigkeit.

3. „Arbeitskräfte“ benötigt — 
„Menschen“ unerwünscht?
Im allgemeinen wurden die Arbeitsemi­
granten als bloße „Produktionsfaktoren“ 
angesehen; damit hängt zweifellos auch 
ihre weitgehend rechtlose Stellung zu­
sammen. Diese Rechtlosigkeit wird 
schon dadurch veranschaulicht, daß bis­
lang die Beschäftigungsbewilligung dem 
Arbeitgeber, nicht aber dem ausländi­
schen Arbeitnehmer, erteilt wurde. Im­
merhin ist in der Novelle zum Ausländer­
beschäftigungsgesetz vom Juli 1990 vor­
gesehen, daß ausländische Arbeitnehmer 
bereits nach einjähriger legaler Beschäfti­
gung eine Arbeitserlaubnis erhalten, die 
die freie Wahl des Arbeitsplatzes inner­
halb eines Bundeslandes ermöglicht. 
Abgesehen von der Arbeitsmarktsituatiön 
sind Ausländer auch in bezug auf verfas­
sungsgesetzliche Rechte den Inländern 
nicht gleichgestellt. Das Recht auf 
Gleichheit vor dem Gesetz gilt nicht für 
Ausländer; das aktive und passive Wahl­
recht ist ihnen auf allen politischen Ebe­
nen verweigert (im Gegensatz dazu ge­
währen andere westeuropäische Staaten 
Ausländern das Wahlrecht auf kommuna­
ler Ebene). Bei Wahlen zu Interessensver­
tretungen oder Betriebsratswahlen kommt 
ihnen nur das aktive Wahlrecht zu. Auch 
in bezug auf Sozialleistungen sind Aus­
länder den Österreichern nicht gleichge­
stellt; sie haben in der Regel keinen An­
spruch auf Notstandshilfe; Sozialhilfe 
wird ihnen kaum gewährt und auch kaum 
in Anspruch genommen, da sie mit einer 
Meldung an die Fremdenpolizei verbun­
den ist.9
Konventionsflüchtlinge, die nach § 7 Abs. 
1 des Asylgesetzes zum dauernden Auf­
enthalt in Österreich berechtigt sind, er­
halten in Wien zwar Sozialhilfe, jedoch 
nicht im selben Ausmaß wie Österrei­
cher; andere Flüchtlinge erhalten nahezu 
keine Sozialhilfe, obwohl Art. 23 der 
Konvention über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge in diesem Bereich die Gleich­
behandlung mit Inländern vorsieht.10 
Der rechtlichen Ungleichbehandluhg 
korrespondiert die soziale Randstellung 
der großen Mehrheit der Ausländer in 
Österreich; fast 93 % von ihnen sind Ar­
beiter; bei Inländern beträgt das Verhält­
nis zwischen Arbeitern ünd Angestellten 
etwa 48:52. Überdies sind Ausländer zu­
meist in jenen Bereichen beschäftigt, in 
denen schwere, schmutzige und gesund- 
heitsgefahrdende Arbeit zu verrichten 
ist.11



Der hohe Anteil ausländischer Kinder an 
Sonderschulen und die Tatsache, daß die 
Mehrheit der ausländischen Jugendlichen 
ihre Schulpflicht nicht mit dem 9. Schul­
jahr sondern mit einer niedrigeren Schul­
stufe beendet,12 verdeutlicht die künfti­
gen beruflichen und sozialen Chancen 
der 2. Generation.
Nach der Genfer Konvention anerkannte 
Flüchtlinge sind in Österreich beschäfti­
gungsmäßig den Inländern gleichgestellt. 
Auch „De facto-Flüchtlinge, deren Asyl- 
verfahren zwar negativ abgeschlossen 
wurde, für die eine Rückkehr in ihre Her­
kunftsländer aus sozialen oder humanitä­
ren Gründen nicht zumutbar ist, haben 
Anspruch auf eine Beschäftigungsbewilli­
gung.13
Sprachbarrieren, fehlende berufliche Fer­
tigkeiten und Umschulungsmöglichkei­
ten, fehlende Wohnungsangebote und 
mangelnde mitmenschliche Anerkennung 
erschweren aber auch dieser betroffenen 
Gruppe die Eingliederung in ihr neues 
soziales Umfeld und den beruflichen und 
gesellschaftlichen Aufstieg!
Integration — ein „Fremd-Wort?

4. Integration — „Brücke in die 
Zukunft“?
Ganz bewußt wurde in den vorangegange­
nen Überlegungen die Differenzierung 
zwischen Flüchtlingen bzw. Asylwerbern 
und Arbeitsmigranten weitgehend ausge­
klammert. Der Flüchtlingsbegriff der 
Genfer Konvention kann den komplexen 
Ursachen der gegenwärtigen weltweiten 
Flucht- und Wanderbewegungen in keiner 
Weise mehr gerecht werden.14 Die diskri­
minierende Unterscheidung von „echten“ 
(politisch verfolgten) und sog. „Wirt­
schafts“ Flüchtlingen bewirkt nur eines: 
eine verschärfte Asylpraxis. Eine dogma­
tisch klare Trennung zwischen politisch 
motivierter Flucht und Flucht aus unzu­
mutbaren wirtschaftlichen und sozialen 
Lebensumständen ist weder praktisch 
durchführbar noch ethisch zu legitimie­
ren. Sind nicht auch Mangel an lebens­
notwendigen Gütern, Verelendung, feh­
lende Chancen zur menschenwürdigen 
Lebensgestaltung schwerwiegende Ver­
letzungen der Menschenrechte?
Papst Johannes XXIII. griff bereits 1963 
in seiner Enzyklika „Pacem in Terris“ 
diese Problematik auf15 und postulierte 
das Recht „der menschlichen Person, sich 
in diejenige Staatsgemeinschaft zu bege­
ben, in der man hofft, besser für sich und 
die eigenen Angehörigen zu sorgen. Der 
Papst forderte die Regierungen auf, „an- 
kommende Fremde aufzunehmen und, 
soweit es das wahre Wohl ihrer Gemein­
schaft zuläßt, dem Vorhaben derer entge­
genzukommen, die sich einer neuen Ge­
meinschaft anschließen wollen.“ 
Integration von Einwanderern als „Men- 
schemecht“ und als solidarische Ver­
pflichtung der „reichen“ Länder? Dahin­
gehend ist diese Aussage wohl zu verste­
hen. Freilich: mit der kirchlichen Sozial­

lehre war bislang — auch in unserem 
Land — im wahrsten Sinn des Wortes 
„kein Staat zu machen“.
Dennoch — oder gerade deshalb — 
möchte ich diese Forderung von Johannes 
XXffl. aufgreifen und durch den Sozial­
hirtenbrief der österreichischen Bischöfe 
vom Mai d. J. verstärken: „Wir werden 
uns noch viel mehr bemühen müssen, die 
Vorurteile Fremden und Ausländern ge­
genüber abzubauen und solchen Men­
schen nicht nur eine wirtschaftliche son­
dern auch eine mitmenschliche Heimat 
zu geben.“16
Der Begriff „mitmenschliche Heimat“ 
umfaßt auch, was unter „Integration“ zu 
verstehen ist. Migration bedeutet — un­
geachtet ihrer Motive — immer einen 
Verlust an Gemeinschaft Und des durch 
sie gewährten Schutzes und damit einen 
Verlust an Lebensorientierung, Identität 
und Sicherheit. Integration bedeutet für 
Migranten Lernprozesse: in bezug auf 
neue Fähigkeiten und Handlungstechni­
ken, aber auch in bezug auf eine Neube­
stimmung der eigenen Identität und 
Rolle.
Integration fordert jedoch auch Lernpro­
zesse von der aufhehmenden Gesell­
schaft: Offenheit, soziale Durchlässig­
keit, Wandlungsfähigkeit und Angstfrei­
heit, Vor allem aber erfordert sie die Be­
reitschaft zur Aufnahme „Fremder“ und 
das Bewußtsein potentieller eigener kul­
tureller Bereicherung durch sie. Gerade 
hier liegt der Ansatzpunkt für politische 
Bewußtseinsbildung. „Fremdenangst“ — 
in jüngster Zeit vielfach zitiert — darf 
nicht zum Argument für eine restriktive 
Ausländerpolitik werden. Wenn Gestal­
tung der Wirklichkeit (und damit ihre 
Veränderung) Aufgabe von Politik ist, 
dann hat Politik gesellschaftliche Lern­
prozesse einzuleiten und zu verstärken 
und — selbstverständlich unter Maßgabe 
der sozioökonomischen Möglichkeiten —- 
Maßnahmen der Integration zu setzen, 
deren Notwendigkeit offenbar bislang 
nicht erkannt wurde. Dies zeigt auch das 
jüngst verabschiedete Gesetz über die Be­
treuung von Flüchtlingen, das zwar die 
Obsorge für Unterkunft und Verpflegung 
der Asylwerber, vorrangig in privaten 
Unterkünften, verankert (auf die aller­
dings kein Rechtsanspruch besteht), je­
doch nicht einmal einen Hinweis auf 
dringliche Erfordernisse der Integration 
(wie Sprachunterricht, berufliche Schu­
lungen, soziale Betreuung, Vorbereitung 
auf den Arbeitsmarkt) enthält.
Zweifellos können staatliche Einrichtun­
gen die in diesem Bereich erforderlichen 
Aufgaben nicht oder nur zum geringen 
Teil erfüllen. Gesetze und Verordnungen 
können die Voraussetzungen für „Integra­
tion“ schaffen. Notwendig ist hier aber 
die Kooperation mit nichtstaatlichen so­
zialen Einrichtungen. Vor allem aber be­
darf Integration der Aufnahmebereit­
schaft und aktiven, Mitwirkung der be­
troffenen Gemeinde. Die Ereignisse um 
Kaisersteinbruch, die Diskussionen um 
die Aufnahme von Asylwerbern in ande­

ren österreichischen Gemeinden haben — 
neben Vorurteilen, Ablehnung und Be­
fürchtungen — auch ein anderes, positi­
ves Bild gezeigt: Verständnis, uneigen­
nützige Hilfe und Bereitschaft zur Auf­
nahme von Ausländem. Es gibt keine 
Formel zur Berechnung des einer Ge­
meinde „zumutbaren Ausländeranteils“, 
aber es gibt die Möglichkeit, durch Be­
wußtseinsbildung, Einbeziehung in politi­
sche Entscheidungsprozesse und sozia­
le/wirtschaftliche/arbeitsmarktbezogene 
Hilfestellungen ein Klima des Wohlwol­
lens gegenüber Ausländem zu schaffen. 
Integration hat aber auch eine „äußere“ 
Dimension: die Bemühungen um eine 
neue Basis außen- und wirtschaftspoliti­
scher und interkultureller Zusammenar- 

, beit zwischen Österreich und den Nach­
barländern; die Intensivierung der zwi­
schenstaatlichen Beziehungsebene, das 
regionale „Zusammenrücken“, wird in 
Konsequenz die Grenzen zwischen den 
staatlichen Akteuren in beiden Richtun­
gen „durchlässiger“ machen und damit 
auch die Voraussetzungen von Arbeitsmi­
gration für die Bürger der betroffenen 
Staaten verändern. Darüber hinaus muß 
jedoch ein vorrangiges Ziel die Schaffung 
und Bewahrung solcher wirtschaftlicher, 
ökologischer, sozialer, politischer und 
humanitärer Bedingungen sein, die es den 
Menschen gestatten, in ihrer Heimat 
menschenwürdig zu leben. Das „europäi­
sche Haus“ mag zur Zeit mit einer Bau­
stelle vergleichbar sein. Österreich hat 
gemeinsam mit seinen Nachbarstaaten 
seinen Anteil an diesen „Bauarbeiten“ zu 
leisten. Dabei darf jedoch — und gerade 
im Hinblick auf Asylwerber und Migran- 
ten — der weltweite Kontext nicht außer .' 
Acht gelassen werden. Nur ein geringer 
Teil der rand 15 Millionen Menschen, die 
sich weltweit auf der Flucht befinden, ge­
langt nach Europa,17 noch weniger wer­
den aufgenommen.18 Die politische Ent­
wicklung in vielen Ländern der soge­
nannten Dritten Welt, „regionale Konflik­
te, Verfolgung aus ethnischen oder reli­
giösen Beweggründen und die Folgen der 
aktuellen wirtschaftlichen Probleme min­
derentwickelter Länder geben Anlaß zu 
der Vermutung, daß der Einwanderungs­
druck auf die Industrieländer eher auf ho­
hem Niveau anhalten als absinken 
wird.“19
Eine abschließende Perspektive und Ziel­
vorstellung für Österreich als recht wohl­
habenden Bewohner des „europäischen 
Hauses“ möchte ich mit den Worten des 
Schlußdokuments der Europäischen öku­
menischen Versammlung „Frieden in Ge­
rechtigkeit“ (Basel 1989) ausdrüeken:
„Im europäischen Haus sollten die Be­
wohner etwas unternehmen gegen das 
Gefälle zwischen den Armen und den 
Reichen in Europa, gegen die Trennung 
zwischen Nord und Süd auf diesem Kon­
tinent, gegen die diskriminierende Be­
handlung von Nicht-Staatsbürgern.“ — 
„Das europäische Haus sollte ein offenes 
Haus sein, ein Ort der Zuflucht und des 
Schutzes, ein Ort des Willkommens und



der Gastfreundlichkeit, wo Gäste nicht 
diskriminiert, sondern als Mitglieder der 
Familie behandelt werden.“
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IN DER WAHRHEIT LEHEN - 
UND IN UNFREIHEIT

Jözef Tischner ______________________

Ohne den Beitrag der Intellektuellen 
hätte der Kommunismus nicht be­
stehen können — daran zweifelt 
niemand.

War aber ihre Rolle bei dem Niedergang 
des Kommunismus gleich gewichtig? 
Wäre er nicht auch ohne Zutun der Inte- 
lektuellen zu Fall gekommen? 
Unbestritten sind die Verdienste solcher 
Symbolfiguren wie Andrej Sacharow — 
und bleiben es. Sacharow war eine schil­
lernde Gestalt, Mitglied der sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften und 
Schöpfer der sowjetischen Wasserstoff­
bombe, die Stalin als ein ungeheuer 
wirkungsvolles Erpressungsmittel in der 
Weltpolitik bravourös auszuspielen wuß­
te. Dieser Sacharow war es aber auch, 
der sich dann später waghalsig und im 
Alleingang der kommunistischen All­
macht entgegenstellte, sie herausforderte 
und damit nicht nur seine wissenschaft­
liche Karriere sondern auch sein Leben 
aufs Spiel setzte. Diesen zweiten Schritt 
tat Sacharow allerdings erst zu einem 
Zeitpunkt, nachdem er dem verhaßten 
Machtapparat das Werk seines Intellekts, 
dieses höchstgefahrliche Instrument der 
totalen Vernichtung voll zur Verfügung 
gestellt hatte. Stalin hielt bereits die ganze 
Welt fest an der Leine. Die innere tragi­
sche Zerrissenheit Sacharows — und er 
steht da stellvertretend für viele — läßt 
sich auf die simple Frage zurückflihren: 
Welche Bedeutung hat ein persönlicher 
Protest eines Intellektuellen gegen einen 
objektiven Zustand, zu deren Schaffung 
er selbst mit Hand angelegt hat?
Wir stimmen heute Alexander Solscheni- 
zyn voll inhaltlich zu, daß der Beitrag der 
Intellektuellen zur Festigung des Kom­
munismus vor allen Dingen in ihrer Be­
teiligung an der Lüge beruhte. Dies­
bezüglich nahmen die Wissenschaftler 
eine zweifache Rolle auf sich — zum 
einen besorgten sie der Macht durch ihre 
wissenschaftliche Arbeit furchtbare In­
strumente der Machtausübung, zum an­
deren waren sie bemüht, den Kommunis­
mus zu rechtfertigen. Auch wenn sie dies 
mitunter nur halbherzig taten, blieb der 
Erfolg nicht aus und die Schuld wird da­
durch nicht geringer. Gewiß waren die In­
tellektuellen nicht zur Aufsicht über die 
Gulags und Gefängnisse bestellt, wohl 
aber stellten sie sich als bereitwillige 
Multiplikatoren jener Lüge zur Ver­
fügung, welche die übrige Welt hinters 
Licht führen und das grausame Werk der 
Folterknechte decken sollte.
Im Zeitalter des Kommunismus lebten 
viele, aber bei weitem nicht alle Intel­
lektuellen, im kommunistischen Macht­

bereich. In anderen Ländern frönten sie 
dem Kommunismus aufgrund ihrer eige­
nen Entscheidung und aus ihrer Erkennt­
nis der Dinge heraus.
Leszek Kolakowski macht auf folgendes 
aufmerksam:
„An dieser Lüge beteiligten sich sämt­
liche kommunistischen Intellektuellen 
der Welt ohne Ausnahme. Die italieni­
schen und französischen Arbeiter, die in 
diesen Jahren der kommunistischen Be­
wegung beitraten, interessierten sich im 
allgemeinen kaum für die Perspektiven 
der Weltrevolution und das sowjetische 
System; sie unterstützten die Partei, die 
ein energischer Verfechter ihrer unmittel­
baren Ansprüche und Interessen war. Die 
Intellektuellen dagegen akzeptierten den 
Marxismus und den Kommunismus als 
eine umfassende Doktrin und waren sich 
bewußt, daß sie eine Bewegung unter­
stützen, die ganz und gar von Moskau ge­
steuert wurde und den Zielen der sowjeti­
schen Politik untergeordnet war; kritiklos 
wiesen sie alle (im Westen unschwer aus 
Büchern erhältlich und in den Ländern 
mit einer Volksdemokratie mit eigenen 
Augen zu beobachtenden) Informationen 
von sich, die das wahre Gesicht des so­
wjetischen Gesellschaftssystems deutlich 
machten. Alle erklärten bei verschiede­
nen Gelegenheiten ihre Unterstützung für 
dieses System, und sie erklärten sie im 
übrigen schon durch ihre Zugehörigkeit 
zu den Kommunistischen Parteien. Alle 
beteiligten sich an der Farce der stalinisti- 
schen „Friedensbewegung“, die unter 
dieser Orwellschen Bezeichnung in der 
Zeit des Kalten Krieges eines der Instru­
mente der aggressiven imperialen Politik 
der Sowjetunion war. Alle schluckten sie 
widerspruchslos die phantastischen Pro­
pagandaerfindungen (z. B. über die an­
gebliche bakteriologische Kriegsführung 
der Amerikaner in Korea). Diejenigen, 
die Zweifel an der Vollkommenheit des 
kommunistischen Systems hegten, betro­
gen sich selbst mit der Behauptung, daß 
der Kommunismus sich „trotz allem“ als 
die einzige oder die wirksamste Form des 
Kampfes gegen die Gefahr des Faschis­
mus erwiesen habe und daß man ihn des­
halb insgesamt und vorbehaltlos akzeptie­
ren müsse.“
(Hauptströmung des Marxismus, S. 935 
-936)
Den ersten nennenswerten Versuch, dem 
Arrangement der Intellektuellen mit dem 
Kommunismus auf den Grund zu gehen, 
unternahm Czeslaw Milosz in seinem 
Werk „Zniewolony umysl“, was ins Deut­
sche als „Der geknechtete Verstand“ 
übersetzt werden müßte, was aber in der

deutschen Fassung unter dem Titel „Der 
verführte Verstand“ vorliegt. In dieser 
kleinen Unstimmigkeit in der Übertra­
gung steckt aber der Teufel. War nun der 
Verstand geknechtet oder verführt?
Was heißt es, Anteil an der Lüge haben? 
Dies bedeutet zum einen, die aufgetischte 
Lüge weiter zu verbreiten, zum andereh 
aber noch weit mehr, und zwar: diese 
Lüge mit eigener Autorität zu stützen und 
sie mit neuen Argumenten zu untermau­
ern. Dabei muß der Unterschied zwi­
schen einer Illusion und einer Lüge mit 
aller Schärfe geltend gemacht werden: 
Einer Illusion verfällt man unbewußt, in 
die Lüge tritt man hingegen voll und 
immer mit. innerer Zustimmung. Millio­
nenjunger Menschen, die im Kommunis­
mus herangewachsen und ausgebildet 
waren, von der freien Welt weitestgehend 
abgeschottet, dürften teils schuldlos der 
kommunistischen Illusion auf den Leim 
gegangen sein. Es gab jedoch auch jene, 
welche ihnen diese illusorische Welt ge­
schaffen und sie mit einem eigenen Bei­
trag zur Lüge unterstützt haben. Der 
Dienst an der Lüge vollzog sich auf zwei 
Ebenen: auf der einen galt es, sich zum 
Kommunismus öffentlich zu bekennen, 
auf der anderen kam es darauf an, die 
eigene wissenschaftliche Disziplin mit 
dem Kommunismus zu durchsetzen. Der 
Kommunismus hätte sich nie allein mit 
dem Glaubensbekenntnis begnügt. Be­
kanntlich ist der Glaube für sich allein 
tot. Somit konnte die Beflissenheit der 
Wirtschaftswissenschaftler im Um- und 
Neudeuten noch so groß sein, sie ver­
mochte die Ansprüche der Ideologen 
nicht zu befriedigen; es bedurfte einer 
neuen Wirtschaftswissenschaft. Die Un­
terstützung der Historiker konnte nicht 
befriedigen, eine neue Geschichte mußte 
geschrieben werden. Desgleichen betraf 
Physik, Biologie, Chemie und andere 
Wissenschaften. Die positiven Wissen­
schaften wie Ökonomie, Geschichte, 
Physik u. a. konnten als kommunistisch 
erst von dem Punkt an angesehen werden, 
als sie sich ganz für die Begründung der 
Richtigkeit des Kommunismus engagier­
ten.
Was war der Zielpunkt dieser Bemühun­
gen? — Diese langfristige Strategie zielte 
darauf ab, die gesamte Aktivität des wis­
senschaftlichen Verstandes der Macht des 
politischen zu unterstellen, welcher ein 
Produkt der kommunistischen Ideologie 
war. Vor dem politischen Verstand stan­
den alle Geheimnisse der Welt offen. Der 
politische Verstand ging von einem Wis­
sen aus, welches mit dem wissenschaft­
lichen nicht zu vereinbaren war — daß



nämlich die gesamte hie et nunc existente 
Welt allein Ausgangspunkt und Rohstoff 
für eine neue, erst zu schaffende Welt 
darstellt. Für die Schöpfer dieser neuen 
Welt gab es keine objektive Wahrheit 
mehr. Von da an sprach man ausschließ­
lich entweder von einer rückständigen 
oder von einer fortschrittlichen Wahrheit. 
Aufgabe eines jeden Menschen war es, 
sich vorbehaltlos in den Dienst des Fort­
schritts zu stellen und aus ganzer Kraft 
die Rückständigkeit zu bekämpfen. Der 
politische Verstand verlangte es, daß kei­
ne der Wissenschaften im Widerspruch 
zum Marxismus-Leninismus stand. Die 
den Wissenschaften vom politischen Ver­
stand zugewiesene Aufgabe bestand dar­
in, sein Wesen zu erläutern und zu recht- 
fertigen.

Die Knechtung und ihre 
Erscheinungsformen
Als geknechtet kann ein solcher Verstand 
angesehen werden, der am politischen 
Verstand vorbehaltlos den Vorrang gibt, 
was seinen Ausdruck nicht nur in der 
fachwissenschaftlichen Einstellung des 
Betroffenen findet. Das persönliche En­
gagement wurde für gewöhnlich durch 
die Parteizugehörigkeit formal bezeugt. 
Bekleidete der Betroffene darüberhinaus 
auch noch eine leitende Funktion in der 
Wissenschaft, hatte er sein politisches 
Bewußtsein zusätzlich dadurch unter Be­
weis zu stellen, daß er seine Mitarbeiter 
nach dem Ausleseprinzip der Parteizuge­
hörigkeit wählte. Auch in der Forschung 
standen politische Überlegungen im Vor­
dergrund. Es galt, seinen Beitrag zur Be­
gründung einer „neuen Wissenschaft“ zu 
leisten, die von der bisherigen, „bürger­
lichen“ grundverschieden war. Die Tie­
fenwirkung dieses Prinzips war je nach 
Disziplin unterschiedlich groß. Natur­
gemäß waren die Geisteswissenschaften 
von der Ideologie viel stärker befallen als 
die Naturwissenschaften.
Was war die Zielsetzung der Kommuni­
sten in den Geisteswissenschaften? Das 
oberste Gebot war, die Rolle der indivi­
duellen Freiheit des Menschen im Leben 
der Gesellschaft so weit als möglich zu­
gunsten der historischen Gesetzmäßigkeit 
zu reduzieren. In. einem akademischen 
Lehrbuch unter dem Titel „Das Wesen 
und Entwicklungsstufen der sozialisti­
schen Demokratie“ („Istota i rozwöj form 
demokracji socjalistycnej (zbiör arty- 
kulöw)“, Warszawa 1976) ist folgendes 
nachzulesen:
„Auszugehen ist vom Verständnis der 
Freiheit als einer Freiheit zu etwas, als 
Einsicht in die Notwendigkeit. Dies ist 
eine höhere Form der Freiheit, die erst in 
einer sozialistischen Gesellschaft mög­
lich wird. Erst der Sozialismus erkannte 
die historischen Notwendigkeiten und 
Gesetzmäßigkeiten des gesellschaftlichen 
Lebens voll und ganz. Die wahre Freiheit 
des Menschen ist nichts anderes als die 
Kenntnis über das komplizierte Gefüge

von zwischenmenschlichen Beziehungen, 
aufgrund deren erst eine zielgerichtete 
und erfolgversprechende Aktivität ent­
faltet werden kann.“ (S. 81)
Die Geisteswissenschaften hatten die 
Aufgabe, direkt oder indirekt, mehr oder 
minder eindringlich die Grundvorausset­
zungen des Kommunismus darzulegen 
und diese plausibel zu machen. Allen an­
deren Thesen voran war jene von der 
„historischen Notwendigkeit“ der soziali­
stischen Gesellschaftsordnung zu verkün­
digen. Im Vollzug dieser Aufgabe 
schlüpfte der „geknechtete Verstand“ un­
versehens in die Rolle eines „knechten­
den Verstandes“.
Auch die Naturwissenschaften bleiben 
von dieser Entwicklung nicht ganz ver­
schont. Stalin Mte es so auf, daß die 
Prinzipien des dialektischen Materialis­
mus — also die Ontologie der materiellen 
Welt — auf die Ebene der Menschheits­
geschichte gehoben werden können und 
sollen. Die Ausdehnung und Anwendung 
des Materialismus und der Dialektik auf 
die Erforschung der menschlichen Ge­
sellschaft und ihrer Geschichte begründe­
te den historischen Materialismus. In der 
Tat galt aber die Umkehrang: der dialek­
tische Materialismus leitete sich aus dem 
historischen ab. Die im gesellschaftlichen 
Leben vorkommenden Konflikte lieferten 
einen Raster zur Deutung der Naturgeset­
ze. Im Gefolge davon entstanden die so­
genannten „besonderen“ Auslegungen 
von wissenschaftlichen Theorien. Eine 
davon war die berühmt-berüchtigte Aus­
legung der Relativitätstheorie von Ein­
stein, die im „Philosophischen Wörter­
buch“ aus der Stalinzeit in folgender Ge­
stalt belegt ist:
„An die idealistische Auslegung der Re­
lativitätstheorie bängten sich Obskuran­
ten und Mystiker, die sich mittlerweile 
sogar über die Realität der vierten Di­
mension, über die Endlichkeit der Welt 
und über andere ähnliche Hirngespinste 
einig geworden sind. Die falschen Auf­
fassungen von Einstein sind das beste 
Beispiel dafür, wie eine durchaus richtige 
physikalische Theorie in der Zeit der all­
gemeinen Zersetzung der europäischen 
Kultur entstellt und durch Vertreter des 
Idealismus mißbraucht werden kann. 
Sowjetische Physiker und Philosophen 
konnten inzwischen eine ganze Reihe der 
nichtwissenschaftlichen Behauptungen 
Einsteins, Eddingtons und anderer wider­
legen.“ (S. 683)
Einen vergleichbaren Sachverhalt schil­
dert in dem schon einmal zitierten Werk 
Leszek Kolakowski:
„Gleich nach Stalins Tod erschien in der 
,Prawda‘ ein Artikel mit einer noch sen­
sationelleren Meldung: Es stellte sich 
heraus, daß man in einer Fabrik in Sara­
tow einen Apparat gebaut hatte, der mehr 
Energie abgab, als er aufnahm, was so­
wohl den Hauptsatz der Thermodynamik 
endgültig widerlegte als auch die Wahr­
heit der Behauptung von Engels erwies, 
daß die Energie, die im Weitall zerstreut 
ist, sich auch irgendwo konzentrieren

müsse. Nun wußte man also, daß sie sich 
in der Saratower Fabrik konzentriert.“ 
(s. o. S. 909)
Der geknechtete Verstand stellt jedoch 
keine konstante Größe dar. Sein Anteil an 
der Lüge differierte von Fall zu Fall. 
Auch in einer der Ideologie restlos unter­
geordneten Wissenschaft wurde Mei­
nungsstreit geführt. Die Vielfalt der mög­
lichen Positionen war relativ groß: ganz 
plötzlich hatten wir es mit einem Revisio­
nismus zu tun, dem z.B. ein Dogmatis­
mus gegenübergestellt wurde. Man konn­
te sich fortschrittlicher, subjektivistisch 
oder gar bürgerlich erweisen, von man­
nigfachen Varianten des „verfaulenden 
Objektivismus“ ganz zu schweigen. Da­
durch wurde aber die ursprüngliche Be­
teiligung an der Lüge nicht aufgehoben. 
Dafür gibt es triftige Gründe: Entschei­
dend für den Freispruch von der Mittäter­
schaft ist die so oft ins Feld geführte Aus­
rede: „trotz alledem“. Dieses Vokabel 
erschien immer im Kontext einer Selbst­
entschuldigung. Es hieß dann: Trotz aller 
Fehler und Unzulänglichkeiten, trotz der 
fürchterlichen Knechtung, der Gewalt­
anwendung und trotz all der begangenen 
Verbrechen ist doch etwas dran — an dem 
Kommunismus, sprich: Sozialismus.
Sehr verschieden waren die Standpunkte, 
von denen aus dieses „trotz allem“ seine 
Berechtigung zu haben schien. Eine bun­
te Palette von Intellektuellen sah einen 
Grund, ihr „dennoch“ und „trotzdem“ 
geltend zu machen. Die Liberalen, denen 
der Einfluß der Kirche ein Dom im Auge 
war, erfanden ihr eigenes „trotz allem“, 
zu dem sie sich durch den antikirchlichen 
Kurs der Kommunisten veranlaßt fühlten. 
Dergleichen jene, die sich an den vielen 
Streitereien in der Demokratie stießen, 
und jene, die dem Kapitalismus feindlich 
gegenüberstanden — auch für sie war der 
Kommunismus eine annehmbare Alterna­
tive. Moralisten von großer Sensibilität, 
für die die Ausbeutung der Menschheit 
nicht mitanzusehen war, und manche 
Christen und Katholiken, die sich aus den 
Fängen der sie umlauernden Pornogra­
phie endlich befreit sahen und der Sorge 
um die Prostitution enthoben, sprachen 
ebenfalls erleichtert ihr „trotzdem“, um 
die „gute“ Variante des Kommunismus 
gutzuheißen. Durch Beifügung des Prädi­
kats „gut“ glaubten sie, sich natürlich von 
allen seinen Mißbildungen und Fehlreali­
sationen hinreichend deutlich losgesagt 
zu haben.
So hat sich der wissenschaftliche Ver­
stand in die Dienste des politischen ge­
stellt. Der wissenschaftliche Verstand ak­
zeptierte die volle Beteiligung an der 
Lüge. Nachdem er diesen Kotau voll­
bracht hatte, konnte er ungestört um 
zweitrangige Wahrheiten auf dem Gebiet 
seiner wissenschaftlichen Disziplin tapfer 
ringen. Mit unterschiedlichem Erfolg. 
Auch wenn er einen Sieg davonzutragen 
glaubte, war es eine Niederlage.
Was fehlte, war der radikale Bruch mit 
der Lüge. Man riß an der Leine, jedoch 
immer mit Respekt, nie allzu heftig. Die



Leine sollte halten. Dies war an der Spra­
che der Intellektuellen deutlich zu er­
kennen, die immer doppelbödig, voll 
falscher Scham und Ziererei war und ge­
spickt mit vieldeutigen Anspielungen; 
vor allen Dingen aber fern von jeglicher 
unmittelbarer Erfahrung. Diese Sprache 
war ein Spiel, eine Komödie oder gar 
eine Informationsstörung. Der Verfall der 
Sprache war ein Indiz für den Rückgang 
im Denken. Denkinhalte, die in eine sol­
che Sprache gekleidet waren, riefen Miß­
trauen hervor. Es darf folglich nicht ver­
wundern, daß die in Polen entstandene 
„Solidarität“ nicht aus den intellektuellen 
Kreisen hervorgegangen ist und nicht in 
den Intellektuellen ihre Anführer fand, 
sondern daß sie von den „einfachen Ar­
beitern“ aus der Taufe gehoben und groß­
gezogen wurde. Ihre ungelenke Aus­
drucksweise bot dem Strom beflissenen 
Lügens Einhalt. Die Intellektuellen fan­
den erst später Anschluß, kamen nicht 
selten herangeschwirrt wie ein von ver­
schütteter Milch gelockter Fliegen­
schwarm.

Die intellektuelle Opposition
Das soeben Geschilderte krankt aber an 
Einseitigkeit, denn eine intellektuelle Op­
position hat es immer schon gegeben, 
auch wenn ihre Stimme kaum wahrnehm­
bar war. Zu dieser Opposition zählen 
alle, die von Anfang — bzw. von einem 
bestimmten Punkt an — der Lüge entsag­
ten und durch ihren Widerspruch die Sou- 
verämtät des wissenschaftlichen Verstan­
des gegenüber dem politischen geltend 
gemacht haben. Diese Opposition machte 
sich in vielfältiger Weise bemerkbar: Die 
Erscheinungsformen reichten vom 
Schweigen, über die Kritik einzelner 
Aussprüche des politischen Verstandes 
bis hin zu seiner totalen Ablehnung und 
zum offenen Kampf, wie ihn zuletzt Sa- 
charow aufgenommen hat. Es kam sehr 
auf die Umstände an. In der Stalinzeit 
flüchteten sich viele ins Schweigen, mit 
der Zeit aber ging man nach und nach zu 
immer unverhohlener Kritik über. Ich 
will hier nicht all jene Intellektuellen na­
mentlich erwähnen, die den Verstand ge­
rettet haben. Es gab in jedem Land eine 
Reihe davon, insbesondere in Polen hin­
reichend viele, so daß der heranwachsen- 
den Jugend der Begriff einer ehrlichen 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
auf den Weg gegeben werden konnte. 
Was war der Wissenschaft zur Rettung 
geworden? Eigentlich die Rückbesinnung 
auf die klassische Idee der Wahrheit. Die 
Betonung liegt auf „Idee“, denn es ging 
nicht um die klassische Definition der 
Wahrheit, sondern um die Idee. Nicht die 
Form, sondern der Wert stand hier im 
Vordergrund. Je breiter sich die Lüge 
machte, umso heller leuchtete der absolu­
te Wert der Wahrheit auf.
Im politischen Denken faßte man bislang 
die Wahrheit als einen fernen Zielpunkt 
auf, welcher erst im Zuge der nach dem

ideologischen Konzept eingeleiteten Ver­
wandlung der Welt zu erreichen war. Das 
klassische Denken hingegen erblickte in 
der Wahrheit etwas, was dem Verstand als 
Aufgabe gegeben war und was entdeckt 
werden mußte. Der pohtische Verstand 
strebte eine Verwandlung der Welt an, der 
wissenschaftliche wollte sie lediglich be­
greifen. Der wissenschaftliche Verstand 
sperrte sich nicht im vornhinein allen Än­
derungen, weil er sich der Möglichkeiten 
der Technik durchaus bewußt war. Diesen 
Änderungen aber hatte eine eingehende 
wissenschaftliche Bestandsaufnahme vor­
anzugehen. . Der politische Verstand 
schlug den umgekehrten Weg ein und 
forcierte Änderungen auf Teufel komm 
raus, um nach jeder nächsten Niederlage 
wieder einen Rückzieher zu machen. Der 
politische Verstand reagierte erst auf ein­
getretene Katastrophen, der wissen­
schaftliche war bemüht, sie vorauszu­
sehen. Nach und nach setzte sich die Ein­
sicht durch, daß dem fieberhaften Partei­
aktivismus doch das Denken vorange- 
stellt werden muß.
Diese Einsicht erzeugte zwei verschiede­
ne Verhaltensweisen.
Eine Gruppe der Intellektuellen flüchtete 
sich auf die Ebene des „reinen wissen­
schaftlichen Objektivismus“. Dort hieß 
es: Keine der Wissenschaften darf sich 
über ihren Fachbereich hinauswagen. Die 
Wissenschaften haben sich ideologieneu­
tral zu verhalten, es sei denn, die Ideolo­
gie selbst greife unberechtigterweise auf 
die Wissenschaften über, um ihre Er­
kenntnisse zu verfälschen. Eine so aufge­
faßte Neutralität der Wissenschaften wäre 
jedoch im Grunde genommen auch nur 
eine scheinbare. Dennoch, der wissen­
schaftliche Verstand war so unwiderruf­
lich von der Herrschaft des politischen 
befreit. Auch galt die „trotz-allenvArgu- 
mentation“ für überwunden. An diese 
Stelle trat die „All-dem-zum-Trotz-Denk- 
weise“. Die Verpflichtung, allen Zwängen 
entgegen Zeugnis für die Wahrheit abzu­
legen, gewann an Selbstverständlichkeit. 
Die andere Gruppe übte unverhohlene 
Kritik, und zwar an den Grundlagen des 
Systems selbst. Seine fundamentalen Lü­
gen und seine Verlogenheit wurden scho­
nungslos bloßgestellt. Auf diesem Wege 
wurden jedoch die Errungenschaften der 
Gegenseite nicht pauschal abgelehnt. Von 
dem Standpunkt einer radikalen Infrage­
stellung war es möglich, dem geknechte­
ten Verstand in einigen Punkten recht zu 
geben, ohne daß man selbst unter den 
Verdacht kam, so den geknechteten Ver­
stand voll zu akzeptieren.
Die intellektuelle Opposition kaute je­
doch schwer an einem Problem, welches 
das Gewissen jedes Intellektuellen be­
drängte: Wo verläuft die Grenze eines 
noch annehmbaren Kompromisses? Der 
Intellektuelle lebte und agierte inmitten 
der kommunistischen Welt. Lehrte er an 
einer Universität, so war dies eine sozia­
listische. Nicht anders andere wissen­
schaftliche Einrichtungen. Die geistige 
Unabhängigkeit des einzelnen — hat es

diese gegeben — war den Kommunisten 
kein Geheimnis. Der oppositionelle Intel­
lektuelle war auf den Gnaden- und Tole­
ranzakt der Kommunisten angewiesen. 
Ergab sich daraus für ihn eine Verpflich­
tung zur Loyalität? Darauf gab es keine 
Mare Antwort. Kompromisse waren un­
umgänglich, keiner wollte aber so richtig 
schmecken.
Die volle Anerkennung der Wahrheit zog 
zwangsläufig eine radikale Umwertung 
der Rolle nach sich, die der politische 
Verstand für sich beansprachte. So mußte 
sich der pohtische Verstand dem Urteil 
des wissenschaftlichen unterziehen. Die 
AnMage lautete — knapp formuliert — 
auf Lüge und Rechtfertigung des Verbre­
chens. Damit konfrontiert, war der politi­
sche Verstand chancenlos. Um bei der 
Wahrheit zu bleiben, muß darauf hinge­
wiesen werden, daß der politische Ver­
stand besiegt war, lange bevor sich die 
Arbeiter in ihrem Protest erhoben. In 
Seminaren, die in Privatwohnungen statt­
fanden, in den Kirchen, in den Priesterse­
minaren und auch an den Universitäten 
fanden sich immer wieder Intellektuelle, 
die die Freiheit nicht als „Einsicht in die 
Notwendigkeit“, sondern als Einspruch 
gegen alle Notwendigkeit auffaßten.
Die Geburtsstunde der „Solidarität“ war 
in Polen eine Zeit der einzigartigen Be­
gegnung zwischen dem unabhängigen 
Verstand der Intellektuellen und der Er­
fahrung der Arbeiter. Der Arbeiterprotest 
war Ausdruck und zugleich das fehlende 
Glied einer Widerstandsfegung der Intel­
lektuellen, die dem Kommunismus seine 
Legitimation endgültig entzogen.

Offensichtliche Selbstverständ­
lichkeiten
Die abenteuerliche Epoche des totalitären 
Kommunismus liegt hinter uns. Was für 
Lehren ziehen wir daraus für uns selbst? 
Zunächst wird uns die ethische Dimen­
sion der wissenschaftlichen Arbeit wie­
der einmal voll bewußt. Die Zeit des 
Totalitarismus brachte keine nennenswer­
ten wissenschaftlichen Errungenschaften 
hervor. Dies war vielmehr eine Zeit der 
Stagnation. Allen propagandistischen Be­
teuerungen entgegen schaffte der Kom­
munismus der Wissenschaft keine günsti­
gen Existenzbedingungen. Es war aber 
auch kein Leerlauf.
Als erster Erfolg ist die neue Aktualität 
jener Erkenntnis zu verbuchen, die uns 
ohnedies seit Jahrhunderten bekannt war: 
Die Wahrheit macht den Menschen frei. 
Auf der Suche nach der Wahrheit wird 
uns Freiheit beschert. Wer nach der 
Wahrheit fragt, der ist bereits frei. Und 
dies ist dann eine sinnträchtige und sinn­
orientierte Freiheit, nicht eine, die als­
bald in Willkür und Terror umschlägt. 
Durch die Frage nach Wahrheit erlangt 
der Mensch seine menschliche Würde. 
Wer aus der Not der Lüge die Frage nach 
der Wahrheit aufwirft, verspürt zugleich, 
wie in ihm ein neuer Mensch geboren



wird.
Es ist dem Menschen kein schöneres und 
erhabeneres Gefühl möglich als jenes, 
welches ihm in der Frage nach Wahrheit 
zuteil wird.
Dies sind die Erfahrungen, die wir — 
Bürger der vor kurzem noch geknechte­
ten Länder — der freien Welt anbieten in 
der stillen Hoffnung, daß sie angenom­
men und richtig verwertet werden.

Deutsch von Stanislaw Dzida

Vorabdruck aus dem Sammelband 
der Vorträge und Diskussionsbeiträ­
ge anläßlich des von der Österreichi­
schen Forschungsgemeinschaft ver­
anstalteten Österreichischen Wissen­
schaftstags 1990 „Geist und Wissen­
schaft im politischen Aufbruch 
Mitteleuropas



_:________________ Emil Brix

DIE KULTUR MinELEUROPAS 
NACH DEN REVOLUTIONEN

Keine emstzunehmende intellektuelle 
Diskussion in Europa konnte in den 
80er-Jahren an dem Thema Mittel­
europa Vorbeigehen, ohne sich dem Vor­

wurf auszusetzen, daß mit einer solchen 
Leugnung des Kulturraumes Mitteleuro­
pa auch ein Verrat an den Menschen in 
Osteuropa verbunden sei, die für ihren 
Protest gegen die Wirklichkeit des realen 
Sozialismus die Erinnerung an ein imagi­
näres „Mitteleuropa“ wachhielten. Vor 
1989 war für die Opposition gegen die 
herrschende Wirklichkeit im östlichen 
Teil des künstlich getrennten Europas die 
gemeinsame kulturelle Tradition eines 
die, Blockgrenzen überschreitendes Zu­
sammengehörigkeitsgefühls nicht nur 
wichtig für das kulturelle Selbstverständ­
nis des Raumes und seiner Kulturschaf­
fenden, sondern es war dies auch eine 
sehr plakative Metapher des Protestes ge­
gen die Zweiteilung des Kontinents und 
gegen den Versuch, im Osten Europas ein 
kommunistisches Menschen- und Welt­
bild zu etabheren.
Dieser kulturelle Protest der Intellektuel­
len gegen die scheinhafte Wirklichkeit 
eines zum Osten gestempelten Raumes 
trag entscheidend zum raschen Ende des 
realen Sozialismus bei. Heute stellt sich 
allerdings die Frage, ob bei der Neuord­
nung Europas nach den Prinzipien der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und 
der Marktwirtschaft das Nachdenken 
über eine mitteleuropäische Kultur auch 
eine positive Rolle in der Umgestaltung 
Europas erfüllen kann.
Zu unterschiedlich scheinen die Interes­
sen der einzelnen Länder, die nun nach 
dem Westen, nach Europa stürmen und 
das Thema Mitteleuropa bestenfalls als 
Trittbrett oder Eintrittskarte in die Glück­
seligkeit der ökonomisch so starken Eu­
ropäischen Gemeinschaft ansehen. In der 
neuen Konkurrenzsituation von Staaten 
wie der Tschechoslowakei, Polen, Ungarn 
und Jugoslawien sollte sich sehr rasch 
erweisen, ob jahrhundertelange kulturelle 
Traditionen auch in Zeiten eines radika­
len politischen Wandels wirksam sein 
können. Die Werte der mitteleuropä­
ischen Kultur sind nicht leicht zu bestim­
men und schon gar nicht präzise zu 
definieren. Sie liegen im Bereich von 
kollektiven Erfahrungen, von der Lebens­
notwendigkeit, permanent mit Gegen­
sätzen auszukommen, Fremdes und 
Unterschiedliches so weit zu akzeptieren 
und in die eigene Haltung zu integrieren, 
daß es gelingt, das eigene Leben zu ge­
stalten. Wenn aus diesen Anforderungen 
der Geschichte dieses Raumes eine be­
sondere Fähigkeit zur Synthese entstan­

den ist, so müßte eine derartige Fähigkeit 
wohl gerade in der aktuellen Situation des 
Aufbrechens alter und überkommenge­
glaubter Konflikte zum Tragen kommen. 
Die einzelnen Elemente der kulturellen 
Gemeinsamkeiten und Auseinanderset­
zungen sind das Produkt der historischen 
Entwicklung der Mitte Europas. Sie sind 
entstanden in der Auseinandersetzung um 
die eigene Nation und um andere Formen 
des Patriotismus. Sie wurden ausgebildet 
in der Auseinandersetzung um die 
sprachliche und ethnische Vielfalt und 
haben dabei geschichtswirksame Beson­
derheiten angenommen, wie dies etwa in 
einer evidenten, aber umso merkwürdi­
geren Sehnsucht nach Assimilation deut­
lich wird. Erinnert sei hier an die Assimi­
lationssehnsucht des mitteleuropäischen 
Judentums, aber auch an die aktuelle 
Sehnsucht vieler Menschen in den ehe­
mals osteuropäischen Staaten nach neuen 
Geborgenheiten, die sich nicht nur natio­
nal konstruieren. Ich meine damit etwa 
die Galiziennostalgie im südpolnischen 
Raum.
Sie dokumentieren sich in einer intensi­
ven Auseinandersetzung um das, was wir 
im Westen politische Kultur nennen, und 
das, was der ungarische Schriftsteller 
György Konräd Antipolitik nennt. Die 
Stimmung mag sehr romantisch sein, das 
Ziel ist jedenfalls ein geordneter Umgang 
mit Konflikten und der Versuch, Demo­
kratie und Kultur auf einer Ebene — dort 
wo sie die Menschen berührt — zu disku­
tieren.
All dies unterstreicht die ungebrochene 
Präsenz der Geschichte als moralische 
Kategorie oder zumindest als eine positiv 
empfundene Form der Nostalgie. Es 
findet dabei der Habsburgermythos noch 
genauso Platz wie die notwendige Auf­
arbeitung jener gemeinsamen histori­
schen Probleme, die in der Zeit des 
realen Sozialismus tabuisiert waren. Für 
viele Menschen dieses Kulturraumes ist 
die Gleichzeitigkeit von Ungleichzeiti­
gem eine tägliche Lebenserfahrung. Die 
Gegenwart unterscheidet sich dabei nur 
graduell, nicht aber in der Substanz von 
der Vergangenheit. Wer in seiner un­
mittelbaren Umgebung unterschiedliche 
Lebenschancen wahrnimmt und selbst 
aktiv oder passiv mit permanenten Wan- 
derangsbewegungen konfrontiert ist, 
kann aus diesen Erfahrungen für sich 
selbst profitieren, auch wenn er in dieser 
Situation nicht auf der Seite des Erfolg­
reicheren oder Glücklicheren steht. Wie 
rasch sich derartig scheinbar stabile 
Situationen ändern können, zeigt das Bei­
spiel Jugoslawien. War bis vor wenigen

Jahren dieses Land noch weit von den 
übrigen tristen Erfehrungen der osteuro­
päischen Staaten entfernt (wofür es vom 
Westen auch gelobt wurde), so sieht sich 
Jugoslawien heute in einer viel schlech­
teren Position als die anderen Staaten 
dieses Raumes. Vielleicht kann aus einer 
solchen Lebenserfahrung der zeitgebun­
denen Relativität der eigenen Situation 
gelernt werden. Jedenfalls ist der mittel­
europäische Raum stets mit solchen 
Erfahrungen konfrontiert und kann sich 
nicht auf die Sicherheit eines National­
staates oder einer sonstigen ideologischen 
Vereinfachung zurückziehen.
Aus dieser permanenten Unsicherheit 
entsteht auch eine besondere Rolle der 
Intellektuellen. Es wäre daher unklug, 
nun nach den Revolutionen, deren Rück­
zug aus der Politik zu fordern und ihnen 
den unmißverständlichen Auftrag zu ge­
ben, sich nun kulturell um den Aufbau 
der jeweils gewünschten Identitätsmuster 
zu kümmern. Selbstverständlich werden 
sie in der Mehrzahl neue Aufträge wahr­
nehmen. Sie werden gegen wachsende 
Nationalismen anschreiben und den 
Mythos Europa kritisch durchleuchten. 
Für die Kultur Mitteleuropas insgesamt 
werden die politischen Veränderungen im 
östlichen Teil des Kontinents neue Er- 
fahrangshorizonte eröffnen. Die mög­
lichen Gefahren einer „Europaeuphorie“ 
liegen für Europa nicht nur in einer zu 
hohen wirtschaftlichen Erwartungs­
haltung, sondern auch in dem vorüber­
gehenden Verzicht auf manche der mittel­
europäischen Kulturtraditionen, die be­
wußt in Abgrenzung zur politischen Rea­
lität „Osteuropas“ bewahrt und weiterent­
wickelt wurden. Wenn sich auch die Zu­
kunft der mitteleuropäischen Kultur nicht 
einfach und schlüssig definieren läßt, so 
wird sie doch irgendwo dort zu suchen 
sein, wo neuerlich der eine oder andere 
der verlockend einfachen Vorstellung 
einer Teilung Europas in ein „entweder 
oder“ zu erliegen droht. Die Kultur 
Mitteleuropas leistet vielleicht damit 
ihren größten Beitrag zur Zukunft dieses 
Kontinents, wenn sie darauf hinweist, daß 
in den Revolutionen des Jahres 1989 nicht 
die Kultur des Westens gegen die Kultur 
des Ostens gesiegt hat, sondern, daß sich 
die wichtigsten Elemente der europä­
ischen Kultur im ehemaligen Osten be­
währt und durchgesetzt haben.
Wie immer die europäische Neuordnung 
in den nächsten Jahren aussehen wird, 
wird sie in jedem Fall die Wirklichkeit 
Mitteleuropas nicht leugnen können. 
Nachdem jahrzehntelanges Erleben unter­
schiedlicher politischer Systeme mittel-



europäische Kulturtraditionen nicht auf- 
heben konnte, werden auch die großen 
wirtschaftlichen Unterschiede zwischen 
den neuen Demokratien und dem übrigen 
Europa die kulturellen Gemeinsamkeiten 
nicht beseitigen.
Nach den Revolutionen ist nun wieder der 
Blick auf die historisch gewachsenen 
Kulturräume Europas frei geworden. 
Vorurteilsfrei kann nun darüber nachge­
dacht werden, daß in den letzten Jahrtau­
senden und besonders seit dem frühen 
Mittelalter zwischen der entwickelten at­
lantischen Zivilisation und dem nach 
Asien offenen großen östlichen Raum 
auch eine mittlere Region existierte. Der 
Westen und der Osten dieses Kontinents 
zeichnen sich markant ab, sie können in 
Oppositionen beschrieben werden. In den 
Worten des ungarischen Historikers Peter 
Hanak ist der Westen durch eine „von un­
ten aus aufgebaute, über ständische und 
stadtrechtliche Privilegien verfügende, 
relativ mobile Gesellschaft, in der die

Elemente der Marktwirtschaft früh er­
schienen“, gekennzeichnet, der Osten 
durch die „von oben geregelte und ge­
lenkte Gesellschaft, die Immobilität, 
durch die Elemente eines asiatischen 
Feudalismus und Autokratismus“. Diese 
beiden in, ihrem Aufbau oppositionellen 
großen Regionen haben in ihrem Über­
gangsgebiet eine Reihe von Mischformen 
ausgebildet, die eine mittlere Region als 
Gebiet unterschiedlicher territorialer 
Größe und. politischer Struktur konsti­
tuierten. Diese mittlere Region orientier­
te sich zwar stets nach den Vorgängen im 
Osten und im Westen, sie entwickelte 
aber sehr früh eigenständige Strukturen. 
Bis in die Neuzeit war religiös und kultu­
rell die Ausrichtung nach dem Westen 
entscheidend. In der Neuzeit begann mit 
dem Verfall des Mittelmeerraumes, der 
türkischen Expansion in Europa und der 
territorialen Konsolidierung der Staaten 
Westeuropas eine Veröstlichung und da­
mit eine Phase der Bewahrung traditio­

neller Herrschaftssysteme, die der hete­
rogenen Struktur dieser mittleren Region 
größere politische Stabilität verliehen als 
der unmittelbare Nachvollzug westlicher 
politischer und gesellschaftlicher Errun­
genschaften.
Dieses mittlere Europa wurde zur Peri­
pherie, in der sich geographische Räume 
sehr unterschiedlicher Entwicklung mit 
einer ethnisch sehr unterschiedlich zu­
sammengesetzten Bevölkerung mischten. 
Auch der demokratische Neubeginn in 
der Mitte Europas muß davon ausgehen, 
daß gerade diese Region in ihrer Ge­
schichte stets von den Problemen der 
Marginalität und Pluralität gekennzeich­
net war. Gerade mit der Annäherung der 
politischen Systeme in Europa wird 
Mitteleuropa wieder zu einer zwischen 
West und Ost verschiebbaren Größe, die 
nur in der Relation zwischen Ost und 
West gedeutet werden kann.
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Richard Kriesche

INFORMATIONELLE BEGRENZUNG
VERSUS

KULTURELLE ENTGRENZUNG
1.
„die wirMichkeit ist ein spiel zwischen 
unendlich vielen informationen“ kündet 
der weltgrößte Computerhersteller in sei­
ner europaschau sein wirklichkeitsbild 
an. (wien, rathausplatz 1987) ihm sei es 
unbenommen, die weit als ein großange­
legtes planspiel zu begreifen und uns die 
weit via Computer als ein solches erschei­
nen zu lassen, wohl aber, und dies ist zu 
bedenken, wird aus dem wirklichkeits­
bild der Computer unversehens ein weit­
bild für uns menschen. 
da im obigen Statement auch nicht die 
rede davon ist, um welche art spiel es sich 
handelt, läßt es den logischen Schluß zu, 
daß die Computerwirklichkeit grundsätz­
lich eine spielerische ist und daß wir dank 
der Spielstruktur der Computer schließ­
lich in einem universellen spielerischen 
Zeitalter aufgehen werden, diese digitale 
paradiesische heilsversprechung ist dazu 
angetan, olympischen gedanken, des „da- 
beisein ist alles“ zu vollenden, ja sie ist 
dessen einlösung in form globaler welt­
spiele und der absoluten teilnahme eines 
jeden von uns an einem in permanenz 
sich ereignenden gesamtkunstwerkes. 
in diesem kunst-raum formieren sich die. 
neuen kulturellen und politischen fragen, 
die wir uns spätestens heute stellen müs­
sen, solange sich nicht auch unsere kultur 
— als letzter fetzen kollektiven bewußt- 
seins — in der technisch-wissenschaftli­
chen logik aufgelöst hat: welche spiele 
werden gespielt, und nach welchen Spiel­
regeln wird gespielt? die wohl alles ent­
scheidende frage aber lautet: wird es 
überhaupt möglich sein nicht mitzuspie­
len?

2.

die traditionellen olympischen spiele wa­
ren noch dadurch gekennzeichnet, einige 
wenige auserwählte spielen zu lassen, die 
beschränkte gruppe von aktiven stand ei­
ner überwältigenden gruppe von passiven 
gegenüber, es bestand eine eindeutige 
grenze zwischen spielem und nichtspie- 
lern, zwischen Spielern und publikum, 
zwischen spielem und fans. diese grenze 
ist gefallen, in der globalen, mediatisier- 
ten Strategie wird im menschen nicht 
mehr, wie noch im industriezeitalter, der 
konsument gesehen, vielmehr wurde mit 
dem informationsmilieu im „teilnehmer“ 
die figur gefunden, die die grenze zwi­
schen akteur und publikum, zwischen be- 
trachter und betrachtetem, zwischen Sub­
jekt und objekt aufzulösen verspricht.

im teilnehmer verschwimmen die her­
kömmlichen grenzen, er mutiert pausen­
los zwischen „on“ und „off“, zwischen 
„0“ und „1“. open air rockkonzerte, bzw. 
die fußballweltmeisterschaften in italien 
mit den vom publikum gestalteten gigan­
tischen wellen sind die ersten indizien der 
elektronischen aufladung der körper, in 
denen die auf den menschen bezogene 
entgrenzung bereits auf das feld des so­
zialen übergegriffen hat. es scheint sich 
zu bewahrheiten, was von den computer- 
giganten prognostiziert wird: zwischen 
„star wars“ und „digitalen spielszenarien 
sind die grenzen längst aufgehoben, beide 
sind nur noch ein spiel mit zahlen.

3.
erst in diesem „elektronisch entgrenzten 
kontext“ scheint eine mitteleuropa-, eu.ro- 
pa-, welt-europadebatte zielführend, vor­
ausgesetzt die blickrichtung ist nach ei­
nem neuen europa und nicht propagandi­
stisch, historisierend, nostalgisch nach 
hinten gerichtet, diese debatte (ums neue 
europa) muß in einem globalen diskurs 
geführt werden, will sie nicht zu einem 
euro-provinziellen ereignis verkommen, 
erst mit diesem „globalen diskurs“ wird 
es möglich die richtungen des sich verän­
dernden europas festzulegen bzw. nach 
einem neuen mitteleuropa, nach einem 
europa als einem der kulturen zu fahnden 
und damit die zukunftsfrage europas ge­
nerell zu stellen, die in einer neudefini- 
tion seiner kulturellen aufgabe — im kon­
text eines global vernetzten informätions- 
environmenfs — liegt, auch wenn wir 
heute schon wieder vergessen zu haben 
scheinen, daß die revolution im osten des­
halb eine friedliche war, weil sie, als tra­
ditionelle revolution auch gleichzeitig auf 
dem globalen elektronischen informa- 
tionsniveau stattfand, — die rumänische 
revolution war eine tv-revolution 
schlechthin! — so ordnen sich, die politi­
schen ereignisse und auflösungserschei- 
nungen im osten durchaus als ein anpas- 
sungsprozeß in das allgemeine globale in­
formationsmilieu ein. und von diesem 
muß ausgegangen werden, wenn wir uns 
künftig über die Zukunft europas gedan­
ken machen wollen, für uns, die sich 
noch im westen, neuerdings in der mitte 
vermuten und dort ihre identität (wirt­
schaftlich!) als gesichert erwarten, stellt 
sich die alles entscheidende frage: was ist 
nach der generellen auflösung der gren­
zen, also eine existenz in „grenzenlosig- 
keit“? — nachdem das neue paradigma

allgegenwart heißt, und dies sowohl mili­
tärisch, ökologisch, ökonomisch, kultu­
rell, sozial etc. Ökologie bezieht über­
haupt erst aus dem konzept der allgegen- 
wärtigkeit ihren sinn, wir werden uns in 
europa der kunst entsinnen müssen, in 
der schon seit langem der elektrische kör­
per im gesamtkunstwerk „erde“ seine 
entgrenzung sucht, (slow-scan projekte, 
multimedia, performance, interaktive en- 
vironments, Video- und computerinstalla- 
tionen, etc.) wir werden uns auch auf die 
kreative Wissenschaft besinnen müssen, 
wie sie etwa der naturwissenschaftler da- 
vid bohm, ein enger mitarbeiter von niels 
bohr und albert einstein vertritt, wenn er 
meint: „der erste schritt der Wirtschaft 
heißt einzusehen, daß die erde nur noch 
ein haushalt ist. die behauptung, daß die 
umweit uns bloß umgäbe, ist genauso 
falsch, wie wenn das gehim den magen 
nur als seine umweit betrachtete“, (david 
bohm, art meets Science and spirituality, 
amsterdam 1990)

4.
die kulturelle frage wird nicht nur die 57 
nach einem neuen europa sondern nach 
der weit ganz allgemein sein, carios fuen- 
tes hält aus iberoamerikanischer Perspek­
tive uns europäern vor, daß sich unsere 
kultur überlebt habe, ihre einzigen Visio­
nen bestünden aus spektakeln, theatern, 
museumsbauten und medialen vergnü­
gen. wie recht fuentes haben wird, wird 
sich daran zeigen, inwieweit wir selbst 
erkennen, daß museumsbauten bzw. me­
diale Vergnügung nur die andere seite ein 
und derselben medaille, der demateriali- 
sierung darstellen, wird mit dem museum 
versucht, dem entschwinden einhalt zu 
gebieten, so wird es im „medialen ver­
gnügen“ beschleunigt, mit dem kunstde­
fizitbegriff einer postmodeme, auf den 
hier kurz eingegangen werden soll, kann 
der europakritik fuentes’ nicht entgegnet 
werden, nur zu bestürzt erfahren wir, wie 
sich auch ins spektakulum der postmo­
deme das der „ostmoderne“ nahtlos ein­
reiht.
die postmoderne versucht, den zynischen 
Schlußstrich unter kunst zu setzen, indem 
sie auf die technisch informationelle ent- 
materialisierung selbst nicht antwortet, 
sie versteht sich nur als kulturkritik, wo­
bei sie im geistigen mit entideologisie- 
rung, im gesellschaftlichen mit depoliti- 
sierang und privatisierang, im wirtschaft­
lichen mit deregulierung, in sozialen mit



isolation und Vereinzelung und schließ­
lich im kulturellen mit „die weit als (un- 
terhaltungs!)spiel“ antwortet, die post- 
modeme, ein kind der traditionalisten 
und konservativen, hat damit aber gleich­
zeitig, und eher unbeabsichtigt, sozusa­
gen gezwungener maßen, „im spieleri­
schen, als die maxime des Zugangs zur 
weit“ nicht nur jegliche grenze von kunst 
und nichtkunst, sondern kunst generell 
aufgehoben, und damit hat die postmo­
derne wohl ihren wichtigsten beitrag zur 
kulturgeschichte als dem ersten fehlge­
schlagenen versuch zur auslöschung von 
kunst geleistet, (negierte die postmoderne 
die tatsache, daß neue Vorstellungen nicht 
einfach mittels alter codes ausgedrückt 
werden können, daß der technische code 
nota bene kein kultureller ist, daß 
schließlich die Unmöglichkeit, „kulturelle 
daten“ in technische codes zu übertragen 
daher rührt, so entband sie sich als aus- 
druck der „antimodeme“ jeder neuen 
form künstlerischer, kultureller und auch 
politischer Verantwortung, postmoderne 
hat auch in der aufgabe versagt, alte Vor­
stellungen durch neue codes zu neuer be- 
deutung zu bringen, einer aufgabe, die je­
der postmodeme bzw. jedem manieris- 
mus immer zustünde.) postmodeme ist 
nur das eingeständnis vom ende einer 
kultur, die carlos fuentes treffend mit er­
mattet, verdrießlich, überlebt, spektakel­
haft bezeichnet, wenn er von einem un­
vollendet gebliebenen entwurf der „re- 
naissance Utopie-europa spricht, so kann 
er, wie wir, nur die kunst als gestalt mei­
nen, für die von der renaissance bis heute 
uneingeschränkt gilt: leistungsstärkeres 
modell als die Wirklichkeit selbst zu sein, 
die postmoderne konnte fuentes dabei 
nicht im sinn haben, denn diese versuchte 
ja gerade das feld der gesellschaftlichen, 
sozialen und politischen erneuerangen 
unter ausschluß von kunst und kultur zu 
legitimieren und sie den technisch-wis­
senschaftlichen kräften allein zu überlas­
sen, was zur folge hat, daß das „neue“ als 
„innovatives“ ausschließlich und ein für 
alle mal der Sphäre der technischen ratio- 
nalität, d.h. der Sphäre der „technischen 
computerinszenierang “ überantwortet 
wird, „das neue“ im gesellschaftlichen, 
sozialen, kulturellen wird demnach nur 
noch als technisch bedingt gesehen, was 
letztlich das ende von kunst in der „nicht- 
spielerischen“ Variante bedeuten würde, 
das programm für kunst und kultur heißt 
unweigerlich „kulturelle computerisie- 
rang“, die kunst, forsehung und ästhetik 
erneut zusammenführt, denn längst 
schon, so paul virilio, „löst eine ästhetik 
der forsehung die forsehung nach einer 
ästhetik ab und in der ästhetik des Ver­
schwindens setzt sich das unternehmen 
des erscheinens fort.“ (paul virilio, ästhe­
tik des Verschwindens, 1986.)

5.
dem postmodemen kunstdefizit gegen­
über gewinnen heute künstlerisch infor­
mationeile konzeptionen immer stärker 
an bedeutung, welche der dematerialisie-

rung widerstand entgegensetzen, konzep­
tionen, die kunst in den globalen Überle­
benszusammenhang setzen, die an der 
dematerialisierung der kunst den exi- 
stenzkampf der kunst ums eigene überle­
ben bereits lange vorweggenommen ha­
ben (mindestens seit duchamp), die heu­
te erst in dieser radikal existenziellen be­
deutung in den vordergrand zu treten 
scheinen, kunst — als der entwurf einer 
gegenweit — als der mikrokosmos von 
weit, wie sie aussehen sollte — hat sich 
mit dieser fragenstellung existenziell 
selbst gefordert, wenn auch kunst im sin­
ne einer klassischen kulturvorstellung 
(und insbesondere einer klassisch-moder­
nen kunstkonzeption und angesichts der 
macht des marktes und traditionalisti- 
scher kultureller wirkkräfte) sozusagen 
unter ausschluß der Öffentlichkeit „ent­
würfe einer gegenweit“ schuf, sich auch 
dem „computerspiel“ verweigerte, fand 
kunst zwangsläufig nur noch innerhalb 
der eigenen kulturellen sozietät statt, nur 
noch für diese wurde entworfen, was zum

einen als gesellschaftliche verweigerang 
stilisiert und zum anderen als gettoisie- 
rang kritisiert wurde, heute wissen wir, 
daß damit das überleben von kunst gesi­
chert wurde, und wenn, wie sich zeigt, 
das interesse an kunst noch nie so groß 
war wie heute, so führe ich dies nicht auf 
die marktkräfte zurück, sondern darauf, 
daß kunst als kostbare ressource — ähn­
lich der natur — angesehen wird, die es 
zu gleichen teilen zu schützen gilt, damit 
sie uns vor der informationellen demate- 
rialisierung in schütz nehmen kann, kunst 
ist bereits ursprünglicher als die natur 
selbst, ist, so paradox es scheinen mag, 
unverdorbener als die vom menschen 
geknechtete und dem menschen unter­
worfene natur und davon fehlgeleiteten 
kultur. von kunst, dem letzten ursprüngli­
chen in dieser weit, erwarten sich die 
menschen,Orientierung und halt ...in ei­
ner sich auflösenden Zukunft.

6.
ist es die kultur, die der dematerialisie-
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rang widerstand leistet, so ist es letztlich 
die kunst, die neue modelle des Wider­
stands formuliert, wenn heute so viel von 
der kultur europas (Österreich eine einzi­
ge kulturnation!) die rede ist, so muß zur 
kenntnis genommen werden, daß diese 
kulturen einem gigantischen verschleiß 
unterliegen, daß der Zugriff auf die kultu­
ren im militärischen stil und militärischer 
größenordnung von statten geht, dabei 
geht es um die totale macht, deren neue 
größenordnung daran abgelesen werden 
kann, daß zwischen militärisch-kriegeri­
schen und unterhaltend-spielerischen 
Strategien nicht mehr unterschieden wer­
den kann, am augenscheinlichsten, als 
Vorspiel oder Vorgefecht, wird uns diese 
globale kulturelle dematerialisierangs- 
strategie im bereich der spräche, sozusa­
gen auf unsere primäre kulturerrangen- 
schaft vorgeführt. Joseph weizenbaum, 
der Computerdissident vom M.I.T., ver­
wies noch in einem aufsehen erregenden 
referat in graz im febraar 1987 auf die zu­
nehmende bedeutung der Sprache, insbe­
sondere der Umgangssprache, und die 
darauf aufbauende legitimität und qualifi- 
kation der schule, „die herrschaft über 
die spräche“, so weizenbaum, „ist der er­
ste auftrag der schule“, weizenbaums’ 
plädoyer galt der durch die zunehmende 
computerisierung gefährdeten mutter- 
sprachen und der darauf aufbauenden bil- 
dungs-, erziehungs- und kulturformen, in 
diesem globalen sprach-spiel-krieg kon­
statiert schmutzer bereits eine kultur des 
Schweigens, „wenn kunst arbeit an der 
transformation der Wirklichkeit ist, und 
daß zwischen form und inhalt einer aus- 
sage eine beziehung besteht, wo durch die 
form das, was gesagt werden kann, be­
stimmt wird, dann ist mit dem einsatz der 
informationstechnologien, ihren befehls­
sprachen und ihrer widersprachslosigkeit 
wohl jener punkt nahe, wo wir uns einem 
langen schweigen nähern.“ (manfred a. 
schmutzer, auf dem weg zur computer- 
kultur? 1986). nach schweigen aber folgt 
Sprachlosigkeit, demnach wird spräche 
nicht mehr kulturell sondern nur noch 
maschinenlogisch definiert, spräche ge­
winnt erst wieder im kontext der sprach- 
verarbeitenden maschinen neue bedeu­
tung. die entgrenzung der spräche führt 
nicht, wie maschinenlogisch zu vermuten 
wäre, zu einer forcierten Vielfalt, oder 
zum ausbau von „esperantos“ und ähnli­
chem, sondern zu informationeller 
macht, „people study english because it 
is the language of power, not because it is 
the best language... american business- 
men and politicians want to see english 
spoken everywhere because it makes tra­
de easier and facilitates the export of u.s. 
political ideas.“ (kevin fmneran, the futu- 
rist, Juli 1986.)

im kontext eines offenen europas, in wel­
chem geographische, monetäre, wirt- 
schafdiche, politische grenzen sich auf­
zulösen scheinen, bleibt die spräche, 
auch in ihrer ausgrenzungsfunktion, nicht 
verschont, wenn wir uns zur Verständi­

gung in den arge-alpen-adria-ländern, im 
trigon-raum, anstelle der jeweiligen mut- 
tersprache der enghschen spräche bedie­
nen, entspricht dies nicht nur finnerans’ 
thesen, es zeigt auch das spannungsfeld 
dieses kleinraumes und die gewaltigen 
gesellschaftlichen anforderungen, die an 
unsere kultur und kunst gestellt sind, um 
neben dem rein „technischen“ überleben, 
was allein schon alle unsere kräfte binden 
müßte, ein „kulturelles“ leben im compu­
terisierten kontext, d.h. im kontext eines 
weltumspannenden grenzenlosen infor- 
mationsenvironments zu gewährleisten, 
diese Situation gibt aber auch zu großem 
Optimismus anlaß: unsere jeweils „er­
sten“ sprachen hatten nicht einmal für 
eine abgrenzung garantiert, bestenfalls 
hatten sie ausgegrenzt, ob es uns jetzt 
recht ist oder nicht, ob wir es wollen oder 
nicht: die „zweite spräche“ ist auf jeden 
fall eine apparaten-sprache und damit un­
sere kultur eine auf apparaten beruhende 
informationskultur. wie es das beispiel 
der spräche zeigt wird die europäische

kultur gefordert sein, die apostrophierte 
kulturelle und künstlerische Vielfalt zu 
nutzen, unser sprach- und bildverständnis 
und die darauf aufbauenden gesellschaf- 
ten (unser gesamtes kulturelles erbe!) auf 
diese informationelle ebene zu transpo­
nieren, weil uns eines nicht mehr gelin­
gen wird; die informationellen apparate 
selbst kulturell zu transformieren, und 
damit könnte die kulturelle Vielfalt euro­
pas zum eigenen europäischen Schicksal 
werden: j.erhaltung und Steigerung der 
Vielfalt“ in kultur und natur als globale 
herausförderung. 
richard kriesche, graz 1990 
anmkg: die Veranstaltung „entgrenzte 
grenzen“ (venedig/graz 1986) — im rah­
men der arg-alpen-adria sollte in diesem 
sinne als Meiner beitrag zum großprojeM 
„kulturelles europa“ gesehen werden. 
„Städtenetzwerk“, eine initiative des kul- 
turreferats der Stadt graz zur Weltausstel­
lung 1995, versucht sich erneut als beitrag 
zu einer europadiskussion der regionen.



Zoran Konstantinovic

LITERATURPRODUKTION UNTER 
VERÄNDERTEN REDINGUNBEN

Die mitteleuropäischen Schriftsteller vor neuen Aufgaben

In zwei Beiträgen vor allem haben die 
Wünsche und Vorstellungen der 
mitteleuropäischen Schriftsteller, die 
sich seit Ende der Siebziger Jahre immer 

• hörbarer gegen die ausschließliche, von 
den beiden Machtblöcken getragene Auf­
teilung Europas auf Ost und West zur 
Wehr zu setzen begannen, ihren program­
matischen Ausdruck gefunden. Beide 
sind 1984 erschienen — Der Traum von 
Mitteleuropa von György Konrad (nach 
einer ungarischen Vorveröffentlichung im 
,Wiener Journal’, Juni 1984) sowie The 
Tragedy of Middle Europe von Milan 
Kundera (,The New York Review of 
Books’, April 1984, in deutscher Überset­
zung: ,Wiener Journal’, Juli 1984) — und 
haben seitdem in mehreren Anthologien 
Aufnahme gefunden. Die darin enthalte­
nen Gedanken waren in gleicher Weise 
utopisch und doch auch in ihrem Inhalt 
politisch sehr bestimmt. Denn während 
Konrad von einer „Philosophie der para­
doxen Mitte“ spricht, „die eigentlich das 
Wesen einer vorstellbaren europäischen 
Weltanschauung sein könnte“ und deren 
größte Energie „im Gemischtsein dieses 
Raumes verborgen liegt“, erklärt Kunde- 

60 ra: „Das österreichische Kaiserreich hat­
te die große Chance, Mitteleuropa zu ei­
nem starken geeinten Staat zu machen. 
Aber die Österreicher waren leider selbst 
hin- und hergerissen zwischen einem ar­
roganten pangermanischen Nationalis­
mus und ihrer eigenen mitteleuropäi­
schen Mission. Es gelang ihnen nicht, 
eine Föderation gleichberechtigter Natio­
nen zu bilden...“
Viele Schriftsteller haben sich in diesen 
Jahren bewußt als Mitteleuropäer be­
zeichnet. Neben Kundera bei den Tsche­
chen zum Beispiel auch Vaclav Havel, 
Bohumil Hrabal, Josef Skvorecky und 
Ludvfk Vaculfk, bei den Ungarn außer 
Konrad auch Peter Esterhazy, das enfant 
terrible und zugleich der erfolgreichste 
Autor der ungarischen Gegenwartslitera­
tur, ferner der Slowake Anton Hykisch, 
Autor des Maria-Theresia-Romans Mi- 
lujte krälovnu (Es lebe die Königin). In 
Prag beginnt im Untergrund, im Samiz- 
dat, eine Zeitung zu erscheinen, die sich 
,Sfedni Evropa’ (.Mitteleuropa’) nennt 
und, anknüpfend än eine Deklaration mit 
dem Titel „Das Recht auf Geschichte“ 
der Gruppe „Charta 77“, das Recht für 
die Tschechen und Slowaken fordert, die 
unverfälschte Vergangenheit ihres Volkes, 
frei von Propaganda und Verzerrungen zu 
erfahren, als einen Anspruch, der genau­
so wichtig und unveräußerlich ist wie

auch das Recht auf Leben, und genauso 
eine Notwendigkeit darstellt. Im Vorwort 
zur deutschen Ausgabe des Romans Die 
Geburt des Vergessens (im slowenischen 
Original Dvojcka) stellt Vladimir Dedi- 
jer, bekannter jugoslawischer Historiker, 
Mitkämpfer Titos im Kriege und dann 
dessen Rebell im Frieden, den Autor die­
ses Werkes, Zarko Petan, mit den Worten 
vor: „Mitteleuropa hatte und hat seine 
Kaiserreiche, mächtige Staaten und große 
Feldherren. Das alles ist für mich ver­
gänglich, unvergänglich ist jedoch, mei­
ner Meinung nach die Kultur und die Zi­
vilisation, die uns Mitteleuropa gab. 
Würde ich mich fragen, wer von den Slo­
wenen heutzutage der erste Mitteleuro­
päer ist, würde ich mich, nach langem 
Überlegen, für Zarko Petan entscheiden, 
denn ihm ist es gelungen, die tragische 
Enge und Selbstzensur der slowenischen 
Intellektuellen zu überwinden“.
In ähnlicher Weise wird Giuliana Moran- 
dini, die Autorin des biographischen Ro­
mans ihrer trientinischen Familie, I cri- 
stalli di Vienna (Die Kristallgläser aus 
Wien), von den Literaturkritikern ihres 
Landes als die mitteleuropäischste aller 
italienischen Schriftsteller bezeichnet, 
und auch sie sieht sich in der Erfüllung 
einer kulturellen und nicht einer politi­
schen Aufgabe. In einem Interview für 
die Wiener .Presse’ (23. 6. 1984) wider­
setzt sie sich allen Versuchen, sie in jene 
spezifische Nostalgiewelle einzubezie­
hen, und sie sieht ihr schriftstellerisches 
Wirken ausschließlich auf die Zukunft 
gerichtet. Auf die mitteleuropäischen Be­
strebungen in der rumänischen Literatur 
wiederum hat niemand geringerer als Eu­
gene lonesco aufmerksam gemacht 
(.Gross Currents’, 1984, S. 4, 6 u. 7), und 
in der gleichen Reihe, einer Publikation 
der University of Michigan, Ann Arbor, 
veröffentlichte der polnische Nobelpreis­
träger Czeslaw Milosz Auszüge aus sei­
nen Vorlesungen zum Thema „Mitteleu­
ropa“, die er dort gehalten hatte (.Gross 
Currents’, 1986). Auch Milosz bekennt 
sich zu diesem utopischen Traumland der 
Intellektuellen und zieht dessen Grenzen 
im Osten so weit, als die letzten barocken 
Kirchenbauten der unierten Christen aus 
der Landschaft herausragen. Diese sind 
seiner Meinung nach nicht ausschließlich 
Denkmäler einer Zwangsunion mit dem 
Vatikan oder eines Kraftaktes der Polen, 
sondern Zeichen der sich von der Ortho­
doxie, von Byzanz lösenden und zu Mit­
teleuropa entwickelnden geistigen Zuge­
hörigkeit.

In der Literatur, die dieses Mitteleuropa 
hervorgebracht hat, offenbart sich nach 
Milosz die Gemeinsamkeit vor allem in 
der Weise, daß die Zeit nicht nur als ein 
Dahinfließen von Geschehen empfunden 
wird, sondern als etwas äußerst Dramati­
sches, erfüllt von ständig sich abwech­
selnden historischen Veränderungen. So 
wird auch die Zeit ganz einfach zum wah­
ren Protagonisten der mitteleuropäischen 
Literatur, und Milosz erinnert im Zusam­
menhang damit an Kunderas Romane, wo 
die handelnden Gestalten immer aus der 
Zeit heraus agieren. Die Reihe der Bei­
spiele könnte in dieser Hinsicht sicherlich 
noch endlos ausgeweitet werden. Beson­
ders charakteristisch jedoch für ein sol­
ches mitteleuropäisches Zeitgefühl dürfte 
wohl jene Szene in Miroslav Krlezas, des 
großen kroatischen Schriftstellers, Ro­
man Povratak Filipa Latinovicza (Die 
Rückkehr des Filip Latinovicz) sein, wo 
Filip, aus Paris wieder in seine pannoni- 
sche Heimat zurückgekehrt, eine Meine 
antike Statue betrachtet, die der Kuhhirte 
Mirko gefunden hatte, als er sich eine 
Feuerstätte zurechtrichten wollte. Jahr­
hunderte waren seitdem über Mitteleuro­
pa hinweggegangen und dieser Raum hat 
niemals selbst Geschichte gemacht, son­
dern immer nur die Formen jener ge­
wahrt, die geschichtsbildend über ihn 
hinweg gegangen waren.
Der mitteleuropäische Roman ist in die­
sen Jahren, die unmittelbar hinter uns lie­
gen, auch wirklich zu einem Begriff ge­
worden. Ilma Rakusa spricht von den 
„drei großen K-s“ der mitteleuropäischen 
Literatur, von Kundera, Konrad und Kis 
(Paimonische Inventuren. In: Bogen 22 
1987) und Jules Bernadette schreibt in der 
französischen Literaturzeitschrift .Ca­
hiers de Sud’ (2 1987): „Mit seinen The­
men der Niederlage, der Identitätssuche, 
des Bestehens auch weiterhin, des Her­
umirrens, der Entfremdung und der Ver­
treibung wird der mitteleuropäische Ro­
man, so wie ihn die Tschechen im Exil, 
Skvorecky und Kundera, der Jugoslawe 
Danilo Kis und der Österreicher Thomas 
Bernhard schreiben, immer mehr zum 
Gewissen des modernen Romans über­
haupt, zum Aufruf an seine Wachsam­
keit. Die große Wahrheit, die diese Auto­
ren verkünden, liegt auch unbewußt oft 
darin, nur an die Vergangenheit zu glau­
ben, an das Morbide, Groteske. Das Ge- 
fangensein in der Gegenwart, bedroht 
durch die beiden Totalitarismen unseres 
Jahrhunderts, hat mehr als alle anderen 
mitteleuropäischen Autoren vor allem



Danilo Kis zu verlebendigen gewußt, eine 
völlig in Unordnung geratene Welt, be­
völkert nur durch die Macht der Erinne­
rung; deren Zukunft ausschließlich im 
Wissen besteht, daß es eine solche Zu­
kunft nicht gibt“.
Die Erwähnung von Thomas Bernhard ist 
geradezu ein Schlagwort, an dieser Stelle 
auch auf die in Österreich üblichen 
Mitteleuropa-Vorstellungen einzugehen. 
Denn Mitteleuropa war und bleibt für 
Österreich vor allem ein Weg zur Selbst­
findung. Die Frage stellte sich in ihrer 
vollen Aktualität unmittelbar nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Nicht nur die aus der 
Emigration zurückgekehrten Schriftstel­
ler, wie zum Beispiel Franz Theodor 
Csokor, oder jene, die wieder aus der in­
neren Emigration hervortreten konnten, 
wie Paula von Preradovic, sondern auch 
diejenigen, die sich im Ständestaat der 
nationalsozialistischen Tarnorganisation 
des Bundes deutscher Schriftsteller in 
Österreich angeschlossen hatten, ver­
suchten nun die so notwendige Identität 
gemeinsam in der Besinnung auf die Ver­
gangenheit, auf das „große Erbe“ zu fin­
den, wobei die Begriffe „Österreich“ und 
„Mitteleuropa“ einfach als austauschbar 
vorausgesetzt wurden, ohne daß man die­
ses Erbe jedoch als einen gemeinsam, mit 
den anderen Völkern dieses Raumes er­
worbenen Besitz betrachtet hätte, was 
wiederum bei diesen Völkern auf kein be­
sonderes Verständnis stoßen konnte. So 
erlebte Csokors Stück Der 3. November 
1918, dieses Requiem auf das untergegan­
gene Reich der Habsburger, nur dank of­
fizieller Förderung jeweils eine Auffüh­
rung in ungarischer und in polnischer 
Sprache.
Erst die daraufhin auftretende junge Ge­
neration der österreichischen Schriftstel­
ler und Dichter beginnt eine andere Ein­
stellung zu diesem Erbe zu entwickeln. 
Auf der Suche nach den Wurzeln ihres 
Seins sieht fiigeborg Bachmann diese in 
ihrem Gedicht Böhmen liegt am Meer in 
der Verbundenheit mit den Nachbarvöl­
kern, und in der Novelle Drei Wege zum 
See streitet die autobiographisch gezeich­
nete Elisabeth mit ihrem Vater über die 
Trottas von Sipolje aus Joseph Roths Ro­
manen. Nicht diejenigen, die ihre Wur­
zeln vergessen haben und ihre Sprache 
nicht mehr kannten, waren die idealen 
Vertreter in der Vergangenheit, sondern 
diejenigen, die in Sipolje geblieben sind 
und immer wieder rebellierten. Die wah­
ren Mitteleuropäer demnach als Rebel­
len, das Aufrührerische als mitteleuropäi­
sche Gemeinsamkeit.
So mag Thomas Bernhards Werk, sein 
Roman Auslöschung — ein Zerfall zum 
Beispiel in Österreich selbst vielleicht 
wie eine „Vernichtung Mitteleuropas“ 
empfunden worden sein, als reinster Ge­
gensatz zu Oswald Wieners Die Verbes­
serung Mitteleuropas, da Erzählen — 
wie man meinte — in diesem Falle nicht 
mehr die Aufbewahrung der Vergangen­
heit bedeutete, sondern offensichtlich ihre 
Vernichtung durch Erzählen. Aber vor al­

lem in den benachbarten Ländern über­
sah man nicht, daß in diesem Werk doch 
über all der Vernichtung letztlich das er­
zählende Ich, die Individualität trium­
phierte, daß hier ein im Geiste verwand­
ter Schriftsteller das Wort ergriffen hatte. 
Einer aus diesen kleinen mitteleuropäi­
schen Völkern, wie Krleza in seinem Ro­
man Na rubu pameti (in deutscher Über­
setzung Ohne mich) abschließend ver­
merkt, die nichts anderes besitzen als 
eine Schachtel voll Bleibuchstaben als 
einzige Waffe, die aber letztlich doch eine 
mächtige Waffe geblieben ist.
Es gibt nicht den geringsten Zweifel, daß 
diese Waffe entscheidend auch zu den 
Umwälzungen beigetragen hat, die sich 
nun in Mitteleuropa abgespielt haben. 
Mirgea Dinescu hat mit einem seiner Ge­
dichte, in dem er davon sprach, wie Gott 
sich von den Rumänen abgewandt hat, 
eine lebensgetreue Stimmung des Volkes 
zum Ausdruck gebracht und jeder kannte 
dieser Verse auswendig. Im entscheiden­
den Augenblick entzündet er dann mit ei­
nem neuen Gedicht-— „Gott hat sich den 
Rumänen wieder zugewandt“ — vor dem 
Fernsehen den allgemeinen Volksauf­
stand, der zum Sturz des Systems führt. 
Vaclav Havel wird verhaftet, enthaftet 
und über Nacht zum Staatspräsidenten 
gewählt. Überall sind nun ehemalige Dis­
sidenten in führenden und verantwor­
tungsvollen Stellen.
Werden sie Schriftsteller bleiben? Man 
könnte sogar die Frage stellen, brauchen 
diese Länder überhaupt noch Schriftstel­
ler?
Jedenfalls gibt es keinen Samizdat mehr, 
keine Verlagstätigkeit im Untergrund. 
Aber es gibt auch keine Subventionen 
mehr, die literarische Produktion in den 
ehemaligen Ländern des sozialen Realis­
mus muß sich mm den Marktgesetzen un­
terordnen. Wir wußten sehr wohl, meint 
Adam Michnik, ein ehemaliger Dissident 
und Autor der zuerst in englischer Spra­
che veröffentlichten Briefe aus dem Dan- 
ziger Gefängnis (Letters from the 
Gdansk Prison), wie man für eine freie 
Marktwirtschaft kämpft, jetzt aber wis­
sen wir nicht, wie man in ihr überleben 
kann.
Es ist ein sonderbares Bild, das sich dem 
Betrachter bietet. Allenthalben herrscht 
ein immenses Nachholbedürfnis. Fast 
jede Woche werden neue Zeitschriften 
und private Verlage gegründet. Es handelt 
sich meistens um Kleinverlage und diese 
Vielfalt garantiert kurze Durchlaufzeiten, 
allerdings trotz der relativ hohen Ver­
kaufspreise nicht immer Qualität. Gleich­
zeitig schießen Schund- und Pornoer­
zeugnisse wie Pilze aus dem Boden und 
finden an Straßenständen oder in Unter­
führungen reißenden Absatz, weit mehr 
als die vor den Umwälzungen und wäh­
rend der Umwälzungen selbst so gefragte 
politische Literatur. So steht die ambitio­
nierte Literatur in einem starken Konkur­
renzkampf.
Die vorhin regimekritischen Schriftstel­
ler, die einstigen Dissidenten, sind aber

noch immer die Helden des Tages; ihre 
Bücher, Artikel und Interviews erschei­
nen bemerkenswert schnell, ebenso die 
Rezensionen über sie. In der Tschecho­
slowakei ist dies vor allem Vaclav Havel, 
in Ungarn sind es György Konrad, Istvän 
Försi und György Petri. War noch 1984 
die Erwähnung Arthur Koestlers in Un­
garn ein Ereignis, das im Ausland so­
gleich registriert wurde, so sind die 
Übersetzungen seiner Werke, die er 
schon lange nicht mehr in ungarischer 
Sprache schrieb, nun eine Selbstverständ­
lichkeit. Die zumeist in Paris oder in 
München erscheinenden tschechischen 
und ungarischen Literaturzeitschriften 
sind nun auch in Prag und Budapest er­
hältlich. Ivan Klima, dessen kritische 
Theaterstücke in Westeuropa und Ameri­
ka zu häufigen Aufführungsehren gelang­
ten, in der Tschechoslowakei selbst aber 
nur in Abschriften zirkulieren konnten, 
steht zur Zeit im Mittelpunkt des Prager 
Literaturlebens.
Zu vermerken ist auch die Vielfalt der 
Themen. Das grundlegende Thema gilt 
natürlich der Bewältigung der Vergangen­
heit. Paul Goma, der Solschenizyn Ru­
mäniens, jahrelang im Gefängnis und zu 
Zwangsarbeit verurteilt, hat in seinem 
weltberühmt gewordenen Gefängnisro­
man Ostinato folgenden Ausspruch ge­
prägt, der inzwischen Allgemeingültig­
keit erhalten hat: „Verstehen wir uns rich­
tig, wir, die Wächter und Bewachten, sind 
einander ähnlicher als ihr es wahrhaben 
wollt; es ist fatal, aber wir bewachen ein­
ander gegenseitig, wir sind eure Gefange­
nen, und ihr seid unsere Wärter — also 
gehört ihr uns, ihr seid so frei wie wir — 
ich will sagen, daß die Reaktionen unter 
bestimmten Gegebenheiten einander ähn­
lich sind“.
Aber auch außerhalb des Gefängnisses 
stößt der Mensch immer wieder auf Mau­
ern. So beschreibt der ungarische Schrift­
steller Imre Kertesz rückblickend in sei­
nem Roman Fiasko die einzelnen Phasen 
bis zur endgültigen Ablehnung seines 
Manuskripts. Ihr Schicksal arbeitet auch 
Udikö Sölyom unter einem Titel auf, der 
ins Deutsche übertragen lauten würde: 
„Was sich hinter meinem Lächeln ver­
steckt“. Sie ist Schauspielerin und die 
Tochter des im Zuge eines Schauprozes­
ses hingerichteten Generalleutnants Läsz- 
lö Sölyom. Der Vater wurde zwar rehabi­
litiert, aber die Rehabilitation eigentlich 
niemals vollzogen, und so spielt sich das 
ganze Leben der Autorin hinter einem 
schmerzhaft gekünsteltem Lächeln ab. 
Ein sehr frequentiertes Thema ist die au­
tobiographisch motivierte Befindlichkeit 
junger Intellektueller in diesen Ländern 
in den vergangenen Jahrzehnten, wobei 
nicht nur die unvermeidlichen Gemein­
samkeiten, sondern auch die Rolle des 
Alkohols als Droge im Leben dieser da­
mals Jugendlichen ins Auge fällt. Vom 
System verborgene Laster werden offen­
kundig und es sind ausgezeichnete Sozio- 
graphien, die geboten werden. Bei diesen 
Autoren — Zsolt Csalog, Denes Csengey,



Ferenc Temesi und Peter Szentmihäly 
Szabö — ist die Tendenz zur Selbstver­
nichtung ein zentrales Thema. Diese 
Werke sind wertvolle Belege der seeli­
schen und geistigen Lage einer Zeit und 
einer Generation.
Daß sie sich Mitteleuropa verbunden 
fühlten, zeigen die Erzählungen und 
Kurzromane von Miklös Meszöly, der 
das Vorbild dieser jüngeren Schriftsteller­
generation ist und eine repräsentative 
Auswahl seiner Werke aus fünfunddreißig 
Jahren unter dem Titel herausgab, der das 
letzte Wort in deutscher Sprache bewahrt, 
nämlich: Es war einmal ein Mitteleuro­
pa. Reale Gestalten und Erscheinungen 
sind Teile seiner persönlichen Mytholo­
gie, zusammengestellt vorerst in seiner 
südungarischen Heimatstadt und dann 
immer weiter sich ausdehnend zu einer 
mitteleuropäischen Heimat. Der Unterti­
tel „Variationen auf die schöne Hoff­
nungslosigkeit“ weist auf die Stellung 
hin, die den Menschen dieses Raumes 
von der Geschichte her zugeteilt wurde, 
ein seit Jahrhunderten heroisches, um die 
Existenz bemühtes Sein: „Wir müssen 
ohne Sicherheitsnetz auskommen. Das 
Wagnis und die Schönheit des Wagnisses 
sind unser Los, Hoffnungslosigkeit eng 
verflochten mit Hoffnung, eine Hoff­
nung, die wir uns von Augenblick zu Au­
genblick neu erschaffen. Für uns sind we­
der Sicherheit noch Hoffnung oder Hoff­
nungslosigkeit endgültig“.
Aber auch Meszöly ist zu diesem Zeit­
punkt noch vollauf mit Aufgaben überla­
den, die den Schriftstellern aus der ge­
waltigen Umwälzung erwachsen sind. 
Auch für ihn gilt, was Eva Kanturkovä, 
seine tschechische Kollegin sagt. Die Au­
torin von vielgelesenen Romanen und 
Novellen, deren Gesamtauflage 1971 ein­
gestampft wurde (eines der vernichteten 
Bücher trug den bezeichnenden Titel 
Nulovy bod — Der Nullpunkt), die aus 
ihrer Hafterfahrung mit Pntelkyne z 
domu smutku (Die Freundinnen aus 
dem Haus der Trauer) auch eines der 
schönsten Beispiele von Frauenliteratur 
in der modernen tschechischen Belletri­
stik verfaßt hat, gesteht nun: „Die prakti­
schen Forderungen der Umwandlung 
überwiegen und lassen uns keine Chance, 
darüber nachzudenken, was mit uns ge­
schieht. Aber in Zukunft möchte ich doch 
nur Autorin sein“. Vielleicht — so könnte 
man womöglich hinzufügen — ist eine 
solche Unterbrechung sogar nützlich, um 
die notwendige Distanz zu den Ereignis­
sen zu finden und jede persönliche Ab­
rechnung zu vermeiden.
Nach all dem, was sich in diesem Raum 
in allerletzter Zeit ereignet hat, erklärt 
György Konrad: „Wir haben bewiesen, 
wie stark die Macht des Geistes ist. Mit­
teleuropa wird auch weiterhin unsere gro­
ße Aufgabe bleiben“. Aber auch Mitteleu­
ropa wird seine Schriftsteller unter den 
veränderten Verhältnissen wohl ebenso 
wie bisher benötigen. Nach vierzig Jah­
ren ist der Weg zur Demokratie nicht 
leicht, und auch in der Demokratie birgt

der Dienst an der Wahrheit, wenn er mit 
der Macht verbunden ist, Gefahren in 
sich. Viele nun neue soziale Probleme 
und völlig vernachlässigte Fragen des 
Umweltschutzes, vor allem aber die bren­
nenden nationalen Konflikte werden eine 
verstärkte Aufmerksamkeit auch als lite­
rarische Themen erfordern. Ganz beson­
ders werden die Schriftsteller dieser Län­
der darauf beharren müssen, nicht in jene 
marginale Position abgedrängt zu wer­
den, die ihnen von der Konsumgesell­
schaft bestimmt ist. Das Mißgeschick, 
das die Vision von Marx erlitten hat, 
dürfte zudem nicht zur Ablehnung jeder 
Art von Vision führen. Im Gegenteil, 
vielleicht ist die Sorge um die Gesell­

schaft, um die Kultur und um die Zukunft 
der Menschheit in einem Zeitabschnitt, in 
dem die Fortschrittsidee aus dem vorigen 
Jahrhundert sich ausgelebt hat und die 
kommunistische Ideologie völlig ausein­
andergefallen ist, noch viel notwendiger 
als bisher. Es bleibt zu hoffen, daß sich 
die mitteleuropäischen Schriftsteller 
schon allein im Bewußtsein ihrer Tradi­
tion auch unter den veränderten Bedin­
gungen um neue Formen zwischen­
menschlicher Beziehungen bemühen wer­
den, die nicht mehr auf einer Utopie be­
ruhen müssen, sondern sich aus den viel­
fachen Entwicklungsmöglichkeiten einer 
freien Gesellschaft ergeben.



___________ Helmut Strobl

WIEVIEL WESTEN 
BRAUCHT DER OSTEN?

Bestimmte Arten von „Tourismus“ 
von West nach Ost gibt es schon seit 
längerem;

— Kultur-Funktionärsreisen, aber auch 
Reisen Kulturschaffender im TRIGON- 
Raum.
— Kulturverband Südmark, die deutsche 
Nation und ihre Bastionen.
— Katholiken, Solidaritätskundgebungen 
und -aktionen.
— Aber auch: Mülltourismus, der Osten 
als Abfallkübel.
— Konsum-Tourismus.
— usw.
Nun sind die Türen offen, man darf an­
nehmen, daß auch viele Österreicher 
nicht bloß vom Helfersyndrom, aber auch 
von Neugierde im besten Sinne getrieben, 
als Kundschafter, aber auch als Botschaf­
ter unterwegs sein werden.
Welche Botschaften haben sie mit?
Was haben wir zu bieten?
Wieviel Westen braucht der Osten?
Auf jeden Fall wird — meist unbewußt 
— sehr oft die Nachricht transportiert: 
„Uns geht es gut? Uns geht es besser als 
Euch!“
— Mit dem Auto, dem Sweatshirt und 
seinen Aufschriften, dem Toilettebeutel 
im Hotel-Badezimmer, unserem Verhal­
ten in der Öffentlichkeit, mit der Foto- 
und nun auch Videokamera, mit unseren 
Bäuchen.
— Auch Fernsehen und Hörfunk, von 
hier aus gesendet und dort immer öfter 
empfangen, schicken Botschaften von 
Luxus, Wohlstand, sozialer Sicherheit, 
wirtschaftlichem Wachstum, aber auch 
Botschaften von schleichender Umwelt­
bedrohung, kultureller Verflachung, Poli­
tikverdrossenheit, sind Nachrichten, Bot­
schaften, möglicherweise sogar „Infek­
tionen?“
Wenngleich inzwischen auch bei uns ins 
öffentliche Bewußtsein gedrungen ist, 
daß
— Umweltverschmutzung in den Indu­
strierevieren des „Ostblocks“ viel bruta­
le! und unkontrollierter stattfindet als bei 
uns, siehe die Verstrahlung durch AKW, 
die Flüße in der DDR, den Wald im Erz­
gebirge, die Luft in Krakau und an­
derswo;
— es keine Informationen über aktuelle 
Kunst und ihre Entwicklung im Westen 
gab und Berichte über unkonventionelle 
Strömungen, nicht-angepaßte Kunst und 
Künstler unterdrückt wurden,
— Kulturaustauschprogramme mehrheit­
lich auf offizieller Funktionärsebene 
stattfanden und weniger via gemein­
schaftlicher Projekte der kulturschaffen- 
den und produzierenden Künstlerinnen 
selbst,

— Demokratie in den Untergrund oder 
hinter Mauern gedrängt, verbannt oder 
gar jeder Ansatz im Keim erstickt worden 
war.
Zu sehen ist aber auch, daß beim täg­
lichen Konsum des üppigen Festtags­
mahles bei uns im Westen auch die 
Gefahr des Überfressens steckt, für die 
bereits dicken Bäuche einerseits wie auch 
jene, die es nicht gewohnt sind, gut zu 
essen und sich nun anschicken, sich an 
den großen Tisch zu setzen, andererseits. 
Unsere Nachbarn im Osten sollten selbst 
entscheiden, was sie von uns lernen wol­
len — es wird recht viel sein, aber sie 
sollten wenig nachmachen.
Wir Westler sollten im Osten Nachbar­
schaftshilfe leisten statt Almosen vertei­
len, know-how vermitteln statt belehren
— im Grundsätzlichen und Politischen 
sowie im individuellen und tagtäglichen 
Verhalten. Solidarität, nicht Überheblich­
keit ist gefragt.
„Osteuropa sanieren?“ „Ja, aber nicht mit 
grandiosen Initiativen, nicht mit groß an­
gelegten europäischen Architektur-Ent­
würfen sondern durch eine behutsame, 
stetige Ausweitung der Prozesse der west­
lichen Zusammenarbeit nach Osten“ (aus 
„Die Zeit“ Nummer 3 von 12. 1. 1990; 
„Im Osten lockt kein Eldorado“).
Der Osten braucht den Westen — keine 
Frage! Er muß selbst entscheiden, wie­
viel davon.

Der Westen braucht den Osten! Nicht nur 
als neuen Markt!
Wir können einiges lernen, wenn wir die 
Augen und Ohren, aber auch die Herzen 
offenhalten — in diesem Sinne ist touristi­
sche Neugier durchaus am Platze und auf 
diesem Wege wird uns unsere eigene kul­
turelle Identität bewußter — indem wir 
andere Kulturen auf friedlichem Wege 
wieder Kennenlernen.
Es gilt die Mauern abzubauen, auch in 
unseren Köpfen und Herzen. Denn die 
Phänomene des Nationalismus, der kon­
fliktreich in den Mehrvölkerstaaten So­
wjetunion, Jugoslawien, Rumänien und 
auch CSFR wiederentsteht, gibt es auch 
bei uns — sie äußern sich in Form von 
Fremdenhaß, wir sind nicht frei davon! 
Die großen Veränderungen in unseren 
Nachbarländern sind zu einem guten Teil 
von Intellektuellen, Literaten, Künstlern, 
Medienmachern — Kopfarbeitern eben 
— vorbereitet und getragen worden. Die 
Dynamik der Veränderungen jedoch 
kommt aus den Bäuchen — die breite 
Masse wünscht höheren, westlichen Le­
bensstandard. Es könnte ein Kampf 
„Bäuche gegen Köpfe“ werden, denn der 
höhere Lebensstandard läßt auf sich war­
ten, ja sinkt vorerst sogar.
Wo bleiben die Herzen? Einmal mehr 
liegt die Chance bei der Jugend, deren 
Emotion — sofern sie nicht mißbraucht 
wird — auf ein pluralistisches, multikul­
turelles Mitteleuropa in Demokratie und 
Freiheit hoffen läßt.
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Fritz Csoklich

WIE MEDIEN DAS NEUE EUROPA 
VERDERDEN ODER FÖRDERN KÖNNEN
W

as war das für eine Euphorie, als 
im Vorjahr der Eiserne Vorhang 
zwischen Ungarn und Österreich 
fiel, als die „sanfte Revolution“ in der 

Tschechoslowakei und in der DDR siegte, 
als sogar über Nacht die Berliner Mauer 
zerbrach. Heute ist dieser Überschwang 
durch Gefühle der Angst und der Be­
drohung abgelöst. Der Zusammenbruch 
der Wirtschaft in den osteuropäischen 
Ländern, die nun wieder auftretenden 
Nationalitätenkonflikte, die Zuwande­
rung zehntausender Arbeitssuchender aus 
dem Osten — all diese Probleme haben 
zu einem radikalen Umschwung der 
Stimmung im Westen geführt. Zusätzlich 
verschärft wird diese Situation durch die 
Politik bestimmter Parteien, durch die 
Berichterstattung bestimmter Zeitungen, 
die aus den Angstgefühlen breiter Bevöl­
kerungsschichten bedenkenlos Kapital 
schlagen, Aufmachertitel wie „Österreich 
darf nicht Flüchtlingslager für ganz Euro­
pa werden“, „Jetzt droht Österreich eine 
Invasion von arbeitslosen Polen!“ oder 
„Drei Millionen Russen auf Arbeitssuche 
in den Westen“, wie sie in einer einschlä­
gig bekannten österreichischen Zeitung 
erschienen, sind Signale der Stimmungs­
mache, ja der Hetze, die da ganz bewußt 
betrieben wird.
Auf einer solchen Grundlage, die von 
Brunnenvergiftung und systematischer 
Pflege antiquierter Vorurteile bestimmt 
wird, ist ein neues Europabewußtsein, 
das alle alten Grenzen überwindet, nur 
unter größten Schwierigkeiten herzustel­
len. Trotzdem gibt es auch Hoffnungs­
punkte, so etwa die heftige innerösterrei­
chische Diskussion um die Massenaus­
weisung von 7000 rumänischen Flüchtlin­
gen, die ebenfalls durch die einseitige Be­

richterstattung einer bestimmten Zeitung 
publizistisch aufbereitet worden ist, die 
aber dann auf den energischen Wider­
spruch anderer Medien in Österreich 
stieß. Binnen kurzer Zeit zeigte sich, daß 
auch eine solche Ausländerhetze ihre 
Grenzen hat, wenn nur entschieden genug 
andere Standpunkte artikuhert werden, 
und wenn es auf allen Ebenen Menschen 
gibt, die derartiger Demagogie ein ent­
schiedenes „bis hierher und nicht weiter“ 
entgegensetzen. Offenkundig ist es eine 
besondere Aufgabe verantwortungsbe­
wußter Medien, in der gegenwärtigen 
Zeitstunde eine solche Rolle zu spielen. 
Den Medien fallt außerdem die schwieri­
ge Aufgabe zu, inmitten des psychologi­
schen Rückschlages, den wir alle erleben, 
die Chancen eines neuen und größeren 
Europas überzeugend darzustellen. Dazu 
gehört eine möglichst umfassende Infor­
mation über das, was in unseren Nach­
barländern vor sich geht, und eine Deu­
tung der großen Entwicklungslinien, 
denen wir uns jetzt gegenübersehen. Viel 
wird aber auch davon abhängen, inwie­
weit den Menschen in West und Ost die 
Widersprüche klargemacht werden kön­
nen, in denen wir uns nun, nach dem 
Ende der gewaltsamen Teilung Europas, 
gegenwärtig befinden:
1) Während im Westen nach dem Zwei­
ten Weltkrieg durch zähe und geduldige 
Bemühungen die Bedeutung des Natio­
nalstaates relativiert und die westeuropäi­
sche Integration mit großen wirtschaft­
lichen Erfolgen vorangetrieben werden 
konnte, sind im Osten nach der Pleite des 
Kommunismus die Nationen als einziger 
Baustein für den Wiederaufbau übrigge­
blieben. Dieses widersprüchliche Phäno­
men führt zu großen Mißverständnissen

zwischen West und Ost. Denn während 
den Völkern im Osten nach 50 oder gar 
70 Jahren brutaler Unterdrückung gar 
nichts anderes übrigbleibt, als jetzt die 
Wiedergewinnung ihrer nationalen Iden­
tität zu versuchen, unterschiebt man im 
Westen derartigen Bemühungen nur allzu 
leicht „nationalistische“ Zielsetzungen. 
Nun besteht gar kein Zweifel, daß das 
Streben nach nationaler Identität im 
Osten auch zu einem Ausbrach von Na­
tionalismus, ja Chauvinismus führt, aber 
der Wunsch kleiner Völker wie der Slo­
wenen, der Kroaten, der Letten, der Li­
tauer, der Esten oder Slowaken wird nicht 
unbesehen als „nationalistisch“ verteufelt 
werden dürfen. Dies geschieht im Westen 
nicht selten deshalb, weil sich die offiziel­
le Politik nicht weniger westlicher Staaten 
auf die Erhaltung des Status quo ein­
geschworen hat und daher gar nicht ein- 
sehen will, daß künstliche Erfindungen 
wie jene des sowjetischen, des jugoslawi­
schen oder des tschechischen Volkes, die 
es nie gegeben hat, jetzt auseinander­
fallen. Gerade in den Medien werden 
Mißverständnisse über diese Entwicklun­
gen gefördert, wenn sie nicht die histori­
schen, gesellschaftlichen und sozialen 
Hintergründe aufzeigen, und die gegen­
wärtig sichtbar werdenden Tendenzen 
besser zu differenzieren versuchen.
2) Im Westen ist das kapitalistische 
System durch die Herausbildung einer 
sozialen Marktwirtschaft nach dem Zwei­
ten Weltkrieg weitgehend „gezähmt“ 
worden. Vielfältige soziale Sicherungen 
geben den Menschen im Westen Schutz 
vor den negativen Auswirkungen der 
kapitalistischen Wirtschaftsform. Im 
Osten hingegen kommt es jetzt, nach dem
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Bankrott des Kommunismus, zur Wieder­
belebung eines im Westen bereits längst 
überwundenen brutalen Manchester- 
Kapitalismus, der keine sozialen Rück­
sichten kennt. Nicht wenige Konzerne 
und Unternehmungen westlicher Länder 
beteiligen sich an dieser Entwicklung, in­
dem sie in ostmitteleuropäischen Ländern 
zu Spottpreisen alles zusammemam- 
schen, was Gewinn verspricht. Die Ent­
wicklungen in der ungarischen Medien­
szene sind ein besonders krasses Beispiel 
dafür. Jene Medien im Westen, die sich 
an diesem Wettlauf nicht beteiligt haben, 
sollten ein wirksameres kritisches Kor­
rektiv gegenüber dieser besorgniserre­
genden Entwicklung sein.
3) Im Westen hat sich die katholische 
Kirche in der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg den Allianzen mit christlichen 
Parteien weitgehend entzogen. Damit 
konnte die Kirche in zahlreichen west­
europäischen Ländern eine neue Integra­
tionskraft gewinnen. Im Osten hingegen 
besteht die akute Versuchung, nach dem 
Wegfall des kommunistischen Systems 
die alten Allianzen zwischen der katholi­
schen Kirche und neugegründeten christ­
demokratischen Parteien wieder auf­
zunehmen. Damit begibt sich die Kirche 
in diesen Ländern in die Gefahr, in ein 
neues Ghetto hineinzugeraten, nachdem 
sie sich eben aus jenem Ghetto befreit 
hat, in das sie durch den kommunisti­
schen Terror hineingezwungen wurde. 
Traditionalistische katholische Kreise im 
Westen, auch bei uns in Österreich, be­
stärken in bedauerlicher Kurzsichtigkeit 
die Katholiken im Osten zu einem 
solchen Kurs. Es wäre eine wichtige Auf­
gabe für Medien in West und Ost, in diese 
Zusammenhänge stärker hineinzuleuch­
ten, um eine Entwicklung zu verhindern, 
die unter Umständen zu einer neuen Kul­
turkampfatmosphäre in den vom Kommu­
nismus befreiten Ländern führen könnte.
4) Im Osten überwiegt nach wie vor eine 
oft übertriebene Hoffnung auf die Vorzü­
ge des westlichen Systems. Dadurch 
kommt es zu einer Massenwanderung von 
Arbeitssuchenden von Ost nach West. Im 
Westen hingegen ist gerade durch die 
Angst vor einer solchen neuen Völker­
wanderung für nicht wenige Menschen 
ein Schockerlebnis eingetreten. So 
klatschte man bei uns in Österreich wohl 
begeistert Beifall, als das KP-System zu­
sammenkrachte, aber mit den Sorgen und 
Problemen der in diesen Ländern leben­
den Menschen will man nicht allzu haut­
nah befaßt werden. Das gilt nicht nur für 
Österreich, das gilt für alle westlichen 
Länder. Die Einführung der Visumpflicht 
in Österreich für Bürger östlicher Nach­
barstaaten und der Einsatz des Bundes­
heeres an der österreichisch-ungarischen 
Grenze sind Beispiele für die politischen 
Konsequenzen solcher Angstgefühle. Pla­
stisch hat der ungarische Ministerpräsi­
dent Jozef Antal davon gesprochen, daß 
an Stelle des Eisernen Vorhanges nun­
mehr eine „Wohlstandsmauer“ zwischen 
West und Ost errichtet wird. Medien, die 
ein großes, gemeinsames Europa wollen, 
werden sich solchen Entwicklungen mit

aller Kraft entgegenstemmen müssen.
5) Das neue Europa beruht vor allem auf 
der Versöhnung zwischen Deutschen und 
Franzosen, die schon bald nach Ende des 
Zweiten Weltkrieges von weitsichtigen 
deutschen und französischen Politikern in 
Gang gesetzt wurde. Jetzt, nach der Be­
freiung der osteuropäischen Länder aus 
dem Joch einer bürokratischen Diktatur, 
ist es an der Zeit, ähnliche Zeichen und 
Akte der Versöhnung zwischen Österrei­
chern und Tschechen, zwischen Slowe­
nen und Österreichern, zwischen Tsche­
chen und Deutschen, zwischen Deut­
schen und Polen zu setzen. Dabei muß es 
zu einer gemeinsamen Aufarbeitung der 
tragischen Geschichte dieser benachbar­
ten Völker, zu einer Revision der Lehr­
bücher, zu einem großzügigen Jugendaus­
tausch kommen. Das alles wird nicht 
Wirklichkeit werden, wenn sich nicht vie­
le Journalisten in zahlreichen Medien für 
derartige Ideen engagieren. Und alle Be­
mühungen werden langfristig erfolglos 
bleiben, wenn es nicht endlich zu einem 
großen gemeinsamen europäischen Auf­
bauwerk mit westlicher Hilfe für die vom 
Kommunismus befreiten Länder und 
Völker kommt. Westeuropa hätte seinen 
Wiederaufbau nicht in dieser Weise be­
wältigen können, hätten nicht die Ameri­

kaner nach 1945 durch das Instrument 
des Marshall-Planes die Initialzündung 
gegeben. Es ist eine Dankesschuld der 
Westeuropäer, daß sie sich jetzt zu einem 
solchen großen, gemeinsamen Aufbau­
werk zugunsten der Völker im Osten zu­
sammenschließen. Damit ist nicht nur 
eine Lebensmittelhilfe in akuten Not­
situationen für die Sowjetunion oder an­
dere Gebiete im Osten gemeint, sondern 
es muß zu einer solidarischen Kraftan­
strengung zum systematischen Wieder­
aufbau der Ökonomie in den osteuropäi­
schen Ländern kommen. Dazu bedarf es 
eines neuen Marshall-Planes, der aber 
nur dann zustande kommen wird, wenn 
sich die Medien in allen Bereichen für ein 
derartiges Unternehmen nachdrücklich 
aussprechen.
Erst dann, wenn es zu solchen konkreten 
Ergebnissen und Initiativen kommt, wird 
man von einem neuen Europabewußtsein 
sprechen können. Bis dahin, so steht zu 
befürchten, bleiben derartige Floskeln 
und Parolen nur auf dem Papier. Es wird 
einer intensiven Bewußtseinsbildung 
durch Medien und eines langen Atems 
bedürfen, wenn das, was Sonntagsreden 
das „große- gemeinsame europäische 
Haus“ nennen, in die politische Praxis 
umgesetzt werden soll.



Fabjan Hafner

MITTELEUROPA ALS 
ÜBERSETZUN6SPR0BLEM

W
er sich daran macht, von einem 
Problem zu sprechen, erzeugt 
oft, ob er will oder nicht, den 
Eindruck, er habe es, zumindest für sich, 

gelöst.
Als dürfte niemand, der es nicht besser 
als andere wisse, als alle anderen im 
Grund, sich zu einer Sache zu Wort mel­
den. Doch der Sinn einer Auseinander­
setzung kann nicht nur sein, daß sich eine 
Überzeugung durchsetzt; daß eine Seite 
sich gegen eine andere oder alle anderen 
behauptet; oder daß beide Seiten von ih­
rem Standpunkt und der eigenen Sicht ab­
rücken zugunsten eines gemeinsamen 
Dritten. Hier soll freilich weder der 
Kompromiß als praktikabler Lösungsweg 
diskreditiert werden, noch die Tatsache in 
Abrede gestellt, daß sich in mancher Dis­
kussion eine Auffassung als die für die 
Allgemeinheit oder zumindest Mehrheit 
angemessenste erweisen kann.
Das ist nicht der Ort, die Art und Weise 
demokratischer Meinungsbildung und 
-findung zu kritisieren. Dennoch bringen 
uns alle bisher nur abgerissenen Proble­
me immer näher hin zum Kern unseres 
Themas.
Doch in diesem Kern soll die Rede sein, 
von Übertragung und Übertragbarkeit. 

ßß Eine einzige Sicht wird hier näher be­
schrieben. Über ihre Übertragbarkeit und 
Allgemeingültigkeit zu befinden, bleibt 
dem einzelnen überlassen.
Gern werden historische Zusammenhän­
ge bemüht, um den Begriff „Mitteleuro­
pa“ mit Sinn zu erfüllen. Nicht endenwol­
lende Diskussionen führen einerseits zu 
einer Begriffserweiterung, zu Verwässe­
rung und Nebelhaftigkeit, zu einer in sich 
widersprüchlichen Vieldeutigkeit ande­
rerseits. ;
Ein leichtes wäre es,, den Begriff eines 
„Vermitteleuropa“ in die Welt zu setzen 
und so einen weiteren Beitrag zur allge­
meinen Begriffsverwirrung zu leisten. 
Die Zahl der Definitionsversuche ist Le­
gion: neben geschichtlichen Grenzen 
werden religiöse Gemeinsamkeiten be­
müht, Peter Handke sieht vor seinem gei­
stigen Auge nur die Wetterkarte und 
meint, sein Begriff von Mitteleuropa sei 
ein rein meteorologischer.
Tatsache ist und bleibt, daß der Wunsch 
nach Zusammenhang besteht. Milan 
Kunderas Essay „Die Tragödie Mittel­
europas“, Karl Schwarzenberg als tsche­
choslowakischer Minister, Otto von 
Habsburg als Präsidentschaftskandidaten­
anwärter in Ungarn und die Benennung 
einer Straße in Budapest nach der öster­
reichischen Kaiserin Elisabeth. Sehen die 
einen überall Anzeichen einer k. u. k. 
Restauration oder zumindest Nostalgie,

erwachen allenthalben nationale Regun­
gen und Resentiments.
Der Wunsch nach Gemeinsamkeit be­
steht, nicht nach einem Zusammen­
schluß. Und die Unterschiede zwischen 
den ehemals kommunistischen Staaten 
und dem Westen haben sich seit dem 2. 
Weltkrieg zu Gegensätzen ausgewachsen. 
Die Aufgabe des (Übersetzers ist ange­
sichts solcher Unterschiede beleihe keine 
bloß sprachmittlerische. Selbst Zweispra­
chigkeit kann auch nur zwei Welten nie 
zur Gänze fassen.
Sogar Wörter und Begriffe innerhalb ei­
ner Sprache können, wie es George Or- 
well schon 1948 in seinem Roman „1984“ 
beschrieb, ihre Bedeutung verändern, 
man denke da nur an die Ost- und die 
Westvariante des Deutschen.
Um wieviel schwieriger ist es, Verständi­
gung zu ermöglichen und zu gewährlei­
sten, wo zu manchen Begriffen keine Be­
zeichnungen existieren. Hat denn z.B. 
das Slowenische wirklich keinen Begriff 
von „Leistung“? Der Sachverhalt muß 
bisher jedenfalls mit Fremdwörtern aus­
gedrückt oder langwierig umschrieben 
werden, was überhaupt ein Charakteristi­
kum der jugoslawischen Selbstverwal­
tungsterminologie war: „Akkumulation“ 
meint „Gewinn“, „Basisorganisation der 
vereinigten Arbeit“ „Betrieb“ usw.

Es kommt der Verdacht auf, es seien mit 
Hilfe der Sprache die Geister bewußt ver­
wirrt worden. Natürlich finden verschie­
dene Gesellschaftssysteme notwendiger­
weise auch im Bereich der Sprache ihren 
Niederschlag. Vieles an systembedingten 
Verständigungsbarrieren wird mit den 
neuen Gesellschaftsordnungen wohl ver­
schwinden.
Ein anderes Problem ist die Sprachkennt- 
nis selbst. Mit dem Selbstverständnis, 
eine Welt- und Kultursprache zu sein und 
einer beträchtlichen wirtschaftlichen 
Macht im Hintergrund will das Deutsche 
auch von den nichtdeutschsprachigen 
Mitteleuropäern gesprochen werden. 
Doch vieles läßt sich nicht übertragen, 
läßt sich auf Deutsch nicht sagen, erklä­
ren, verstehen.
Ein Mittler ist immer jemand der auch 
zwischen Personen steht. Daher auch die 
Vorbehalte gegen ein „Vermittel“ und 
„Mittlereuropa“. Was nicht bloß eine Ein­
ladung sein soll, die mitteleuropäischen 
Sprachen zu erlernen, sich mit ihnen we­
nigstens auseinanderzusetzen.
Nicht das Übersetzen ist das Hauptpro­
blem, sondern die Übersetzung. Das Da­
zwischen. Das Sprachliche ist nur die 
Spitze des Eisbergs, das sichtbarste ober­
ste Siebentel. Der Übersetzer wünscht 
sich überflüssig zu sein.
Diese Utopie heißt „Unmitteleuropa“.
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REISEN: DIE AUSSENPOLITIK 
DER „KLEINEN LEUTE“?

Auswirkungen des Reisens auf ein politisches System*
1. Reisen als Möglichkeit eines 
Weges der internationalen Ver­
ständigung.
Reisen ist gut. Ein jeder kennt die Dialek­
tik, die Spannung zwischen Garten und 
Landstraße, zwischen Heimweh und 
Fernweh. Schiller schrieb: „Die schön­
sten Träume von Freiheit werden in den 
Kerkern geträumt.“ Den stärksten 
Wunsch nach Freizügigkeit haben Leute, 
die keinen Paß haben. Die DDR-Bürger 
könnten davon lange erzählen. Aber wo­
hin soll unser Weg führen, wenn das gro­
ße Abenteuer beginnt? Wenn wir Frieden 
und Versöhnung der Nationen wollen, 
sollten wir nach jenen Ländern fahren, 
denen gegenüber wir Vorurteile haben. 
Die Deutschen in die Türkei, die Rumä­
nen nach Ungarn, die Amerikaner in die 
Sowjetunion. Wenn viele ein fremdes 
Land als Touristen kennenlernen, werden 
sie als Soldaten nicht einmarschieren 
wollen. Sie werden dann die gut bekann­
ten Städte nicht vernichten wollen, die 
einheimischen Bekannten und Freunde 
nicht töten wollen. Wir müssen nun ler­
nen, daß Verstehenwollen dem Urteil vor­
ausgehen soll. Die Menschen reisen im­
mer selbstverständlicher in der Welt her­
um. Viele arbeiten im Ausland bei inter­
nationalen Organisationen, bei multina­
tionalen Firmen, an Universitäten... Das 
bringt noch mehr Erfahrangen, weil man 
sich vom Alltag der Einheimischen nicht 
isoliert. Die Jugendlichen kennen andere 
Lebensformen, lernen fremde Sprachen, 
kommen überall zurecht. Sie wissen 
mehr über die Welt (und von sich selbst?) 
als ihre Opas, sie fühlen sich nicht ange­
zogen von den Lösungen der pathetischen 
nationalen Ideologien, sie sind neugierig 
auf die Welt, die für sie nicht mehr rie­
sengroß und feindlich ist. Sie sind die 
großen Entfernungen gewohnt. Das Flug­
zeug ist für sie wie der Zug für ihre 
Väter. Tn den kleinen Kneipen sitzen die 
Söhne der verschiedenen Nationen am 
Tisch freundlich nebeneinander. Sie füh­
len sich hier miteinander besser als in den 
Bunkern gegeneinander. Diese jungen 
Leute, diese Wanderer, sind die Zunft­
gesellen der modernen Zeit. Auch das 
Mittelalter hat die nationale Romantik 
noch nicht gekannt. Sie wurde erst im 14. 
Jahrhundert von den nationalen Eliten ge­
schaffen.
Wenn wir ein paar Monate in einem ande­
ren Land, in einer anderen Kultur weilen, 
werden wir begreifen, daß es auch andere 
Werte gibt als die uns bisher bekannten.

Ich ermutige jeden dazu, durch fremde 
Länder zu trampen. Sie werden dann 
auch Ungarn mit neuen Augen sehen. Ich 
denke, wenn jetzt viele Ungarn in die 
Welt reisen, entdecken sie neue Zusam­
menhänge und Relationen. Sie werden 
Werte entdecken, die für das Mensch- 
Sein vielleicht wichtiger sind als die Wer­
te der modernen Industriegesellschaften. 
Sie können den abendländischen Hori­
zont im Denken überwinden lernen, denn 
wir sehen die Welt auch heute noch aus 
eurozentrischer Perspektive, und das sind 
die Wurzeln für Intoleranz und nationale 
Überheblichkeit. So wie wir leben, hal­
ten wir es immer noch für die einzig 
denkbare Form des Daseins.
Das Kennenlernen unterschiedlicher Kul­
turen erweitert den Blick der Menschen, 
macht sie aufgeschlossener. Bei den 
Großmächten hat ihre Größe, ihr Über­
gewicht dazu geführt, daß sie andere Län­
der geringschätzen' und sie nicht als 
gleichberechtigte Partner behandeln. 
Jetzt müssen aber langsam sogar die 
Supermächte vom hohen Roß absteigen. 
Bei den kleinen Staaten war es eher um­
gekehrt. Sie hatten Minderwertigkeits­
gefühle in Ostmitteleuropa und kompen­
sierten sie mit den Ideologien des roman­
tischen Antikapitalismus. Sie hatten einen 
Mangel an Selbstsicherheit. Sie fühlten 
sich ständig bedroht und eingekreist, von 
den Türken und den Habsburgem, vom 
Pangermanismus und Panslawismus, sie 
glaubten, sich permanent verteidigen zu 
müssen.
Ein häufiger Fehler vieler Touristen ist, 
daß sie auch ihr soziales Umfeld mit 
exportieren wollen. Sie sind nicht auf 
Reisen, sie sind im Urlaub, dessen Zweck 
die Wiederherstellung der Arbeitskraft 
und das Genießen ist. Was nimmt ein 
Engländer von seinem Urlaubsland auf, 
wenn er mit seiner Küche, seinen Bars 
und seinem Golfplatz eine typisch eng­
lische Atmosphäre um sich herum schafft 
und sich von den Einheimischen ab­
schirmt. Das ist immer noch der Stil der 
Kolonialzeiten in Indien.
Reisen hat dann einen wirklichen Sinn, 
wenn man auch geistig und psychisch er­
neuert heimkehrt, wenn man sich in Ge­
sprächen mit Fremden bildet, denn das ist 
doch das Schönste am Reisen: Menschen 
mit anderen Anschauungen kennenzuler­
nen. So erschließt man sich fremde Kul­
turen.
Nichtreisen kann gefährlich sein. Eine 
Folge ist der Provinzialismus, die Auslän­
derfeindlichkeit, die Xenophobie, die zur

Überheblichkeit, zur Überbewertung der 
eigenen Nation führt. Dieses Phänomen 
ist vor allem für die großen Nationen cha­
rakteristisch: „Am deutschen Wesen soll 
die Welt genesen“, oder die aggressive, 
rücksichtslose, verständnislose Verbrei­
tung des „american way of life“, oder die 
Ideen der Slawophilen über die welt­
erlösende Mission der Russen, die viele 
Ähnlichkeiten mit den Bolschewiken 
zeigten.

2. Ungarns Weg von der ge­
schlossenen Gesellschaft in die 
offene Gesellschaft
Nach der kommunistischen Machter­
greifung trennte man uns von dem euro­
päischen Kontaktsystem, von den interna­
tionalen ökonomischen und politischen 
Institutionen und Ungarn driftete in Rich­
tung asiatische Formation. Die Kommu­
nisten wollten nicht nur die Hände fes­
seln, sondern auch das Denken verfüh­
ren. Die Voraussetzung dafür war, eine 
tabula rasa zu machen oder wie es in der 
Internationalen heißt, die Vergangenheit 
endgültig zu vernichten, und wo sie 
scheiterten, wurden die Überlieferungen 
der Kultur, Religion usw. als schädliche 
Überbleibsel beschimpft. Es war ein au­
ßerordentliches Verdienst, wenn man als 
Mitglied einer Reisegruppe in ein soziali­
stisches Land reisen durfte. Die Entspan­
nung kam erst im Sommer 1955. Die Rei­
sepaßanträge wurden nicht mehr vom In­
nenministerium (sprich Staatssicherheit) 
bearbeitet, sondern vom Reisebüro. Der 
Eiserne Vorhang, der bisher aus beiden 
Richtungen schwer durchgehbar war, be­
kam die ersten Löcher. 1956 überstieg die 
Zahl der ins Ausland Reisenden zum er­
sten Mal den Touristenverkehr des letzten 
Friedensjahres 1938. Früher durfte man 
privat kaum in die sozialistischen Bruder­
staaten fahren. In die DDR genau bis zum 
Bau der Mauer. Nach den Jahren der Ver- 
geltung der Revolution von 1956 ging die 
Liberalisierung der Gesellschaft und der 
Ausreisebestimmungen Hand in Hand. 
Bisher reisten die meisten Leute, um Ver­
wandte zu besuchen, oder mit einer orga­
nisierten Reisegruppe. Für die Jugendli­
chen der 60er Jahre waren die Reisen in 
die Nachbarländer ein großes Erlebnis. 
Viele von dieser Generation sind jetzt als 
Übersetzer und Vermittler dieser Kultu­
ren tätig, die bisher in Ungarn ziemlich 
unbekannt waren. Dieses Jahrzehnt war 
auch die Zeit der Wiederentdeckung der



ungarischen Minderheiten außerhalb der 
Grenzen.
Dann öffneten sich allmählich auch die 
Grenzen zum Westen. Früher war die At­
mosphäre des Kalten Krieges für den 
Tourismus ungünstig. Durch die Sportdi­
plomatie kamen zuerst Westtouristen in 
größerer Zahl nach Ungarn. Das Miß­
trauen löste sich erst langsam. Die engli­
schen Touristen z.B. wollten nur ihren 
mitgebrachten Tee trinken. Die Organisa­
toren der amerikanischen Reisegruppen 
mußten persönlich die Reisenden beglei­
ten, um ihr Mißtrauen zu zerstreuen. 
Eine Westreise war anfangs ein Privileg 
für einen kleinen Kreis. In der Zeit der 
Entspannung trafen sich zuerst nur west­
liche Manager und östüche Betriebsdi­
rektoren, um zu besprechen, wie man 
mehr aus den Arbeitnehmer/innen her­
ausholen könne. Die Politik des Wandels 
durch Annäherung blieb aber nicht er­
folglos. Auch die intelligenten Kommuni­
sten begannen einzusehen, daß das Regi­
me wegen des freieren Reiseverkehrs 
nicht sofort gestürzt wird. Als Beispiel 
stand da Jugoslawien. Was früher noch 
ein Privileg war, sickerte allmählich in 
die breiteren Schichten der Gesellschaft 
hinaus. So entstand ein Schlupfloch in der 
Mauer der totalen Herrschaft. Wer Un­
zufrieden war, konnte Weggehen, freilich 
nur mit leeren Taschen. „Wir weinen 
ihnen keine Träne nach“, war die Grund­
einstellung der Machthaber dazu. Sogar 
die Familienangehörigen wurden mit Rei­
severbot bestraft. „Wir unterstützen die 
Vollkomfort-Emigration nicht“, hieß ihr 
Argument nach dem Prinzip der Kollek­
tivschuld. Dieser Ventilfunktion ist zu 
verdanken, daß in Ungarn das meistbe- 
kannte österreichische Dorf Traiskirchen 
war, wo sich das Flüchtlingslager befin­
det. Diese Abstimmung mit den Füßen 
kam eine Zeitlang dem Westen zugute. 
Solange sich das kommunistische Regime 
seine Niederlage öffentlich nicht zugab, 
dienten die Flüchtlinge als Propaganda­
futter. Ein paar Tausende waren willkom­
men. Die Frage ist jetzt, ob auch die 
osteuropäischen Staaten im Westen will­
kommen sind. Mit der Zeit hat es sich 
herausgestellt, daß man eine Diktatur 
nicht unbedingt angreifen muß. Es reicht, 
wenn man ihr die Unterstützung verwei­
gert, dann bricht sie wie ein Kartenhaus 
zusammen („Ohne die Ohnmächtigen 
sind die Mächtigen ohnmächtig.“ — En­
zensberger). Die Reisenden kamen aus 
dem Westen nicht als Revolutionäre oder 
Bürgerrechtler zurück. Sie hatten keinen 
offenen Widerstand geleistet. Nach einer 
Weltreise konnte die Propaganda ihnen 
nicht mehr eimeden, daß der sogenannte 
Sozialismus die bessere Gesellschaftsord­
nung ist, und später rührten sie keinen 
Finger, um dieses System zu verteidigen. 
Aber sie schwiegen, weil sie keine Chan­
ce für Veränderungen sahen und weil sie 
mit dieser bedingten Reisemöglichkeit er­
preßt wurden. Die Freizügigkeit war 
nämlich kein in der Verfassung veranker­
tes Recht, sondern eine Gnade von oben, 
der Preis für das Mitspielen.
Lutz Rathenow schrieb über ein ähnliches

Phänomen in der DDR: „Reisefreiheit 
zur politischen Entaktivierung, der jähe 
Überrumpelungseffekt war eingeplant, 
die neuen Möglichkeiten sollten nicht als 
schrittweise hergestellte Normalität rei­
fen, sondern den einzelnen als berau­
schendes Glücksgefühl überfallen.“ Das 
Reisen erwies sich also auch hier als zeit­
weiliges Disziplinierungsmittel.
Die Machthaber dachten, wenn es zu 
Streiks käme, brauchten sie nur Pässe un­
ter die Aufmüpfigen zu schmeißen und je­
der Aufruhr wäre für eine Zeitlang er­
stickt. Die Rechnung der Machthaber 
ging aber nicht auf. Das Reisen blieb 
übrigens auch für die führenden Funktio­
näre, die KP-Mitglieder nicht ohne Aus­
wirkungen. Sie haben ihre Selbstsicher­
heit verloren, sie kämpften mit Minder­
wertigkeitsgefühlen ihren westlichen 
Partnern gegenüber. Auch ihnen schweb­
te das Beispiel der westlichen Unterneh­
mer vor. Ihre Kinder wurden schon zu 
Boutique-Besitzern, kleinen Unterneh­
mern usw. Diese Verflechtung war ein 
Grund dafür, daß der Übergang bisher 
leichter als gedacht vor sich ging.

3. Auswirkungen des Tourismus
Den größten Anteil hatte der Einkaufstou­
rismus. Mangels freier Wahlen war der 
Erfolg auf dem Gebiet des Lebensstan­
dards die Legitimation des Kadar-Regi- 
mes. Damit stand und fiel das System. 
Eine'ausgeprägte Konsummentalität do­
minierte in breiten Schichten der Bevöl­
kerung. Der begrenzte Zugang zu west­
lichen Einkaufsreisen war das Opium der 
Mittelklasse. Das waren die wohlbekann­
ten „Seifentouren“. Weil in den ungari­
schen Schulen bis vor kurzem Russisch 
die Pflichtsprache war, sprachen nur 
manche Deutsch. So blieb der persönli­
che Kontakt unseren Touristen meistens 
verwehrt. Was übrig blieb, war das Shop­
ping, Videorecorder, Pornofilme, Hifi- 
Anlagen strömten ins Land, aber die Rei­
senden gewannen keinen Einblick in das 
Leben des Parlaments, der Verwaltung, 
der Unis, der Firmen, sogar die Museen 
blieben von den meisten Ungarn wegen 
der für sie zu hohen Eintrittspreise ver­
schont. Mit den Worten eines Essayisten



ausgedrückt: Ungarn war auf dem Wege 
nach Bangkok. Ungarn und Österreicher 
trafen sich meistens nur als Käufer und 
Verkäufer, Falschparker und Polizisten, 
Touristen und Zöllner. Trotzdem gab es 
einige Erlebnisse, die von Relevanz wa­
ren. Die Durchlässigkeit der Grenzen im 
Westen war ein Objekt der Bewunderung 
nach den Erlebnissen an den Comecon- 
Grenzen.
Nach der Planwirtschaft war es seltsam, 
daß die Preise der gleichen Waren ver­
schieden sein können. Unsere Touristen 
hatten den Eindrack, daß hier alles funk­
tioniert, alles am Platze ist, alles einen 
Besitzer hat, der sich darum kümmert. 
Sie hatten zum ersten Mal das Gefühl, 
daß der Kunde König ist, daß die Verkäu­
ferinnen sie höflich behandeln. Auch die­
se positiven Eindrücke führten teilweise 
zum Abbau der Feindbilder. Bei den 
Truppenmanövern stand der Westen noch 
als Erzfeind da und jetzt stellte sich her­
aus, daß die Menschen im Westen keine 
bedrohlichen Kommunistenfresser sind 
und umgekehrt auch der Normalbürger 
des Ostens nicht der rote Drachen der 
westlichen Alpträume ist. Andererseits 
darf man die Wirkung der Volksdiploma­
tie nicht überschätzen. Es entstehen weni­
ge Freundschaften, weil es an Fremd­
sprachenkenntnissen fehlt. Der Zuwachs 
des Touristenverkehrs hatte sogar uner­
wünschte Nebenfolgen. In der Mangel­
wirtschaft wurden die Geschäfte von den 
Touristen überlaufen und leergekauft, 
was den Einheimischen viel Ärger ein­
brachte. 1980/81 wurde sogar anhand sol­
cher Vorfälle die traditionelle polnisch- 
ungarische Freundschaft von der Desin­
formation und Manipulation der Massen­
medien wesentlich verschlechtert.
Es gab aber auch direkt politische Aus­
wirkungen vor allem in den Kreisen der 
Intellektuellen. In der Reformzeit des 19. 
Jahrhunderts fuhren Adelige, wie Szeche- 
ny und Eötrös in den Westen, in den 70er 
Jahren des 20. Jahrhunderts hatten vor 
allem die Intellektuellen die Gelegenheit, 
Erfahrungen mit dem westlichen Gesell­
schaftssystem zu sammeln. Sie kehrten 
mit neuen Kenntnissen, Sehweisen zu­
rück und auch Büchern, wenn man sie 
ihnen beim Zoll nicht wegnahm. In den 
80er Jahren haben der Bildungstourismus 
(Stipendien) der Intellektuellen und der 
Massentourismus der Durchschnittsbür­
ger die Grundlagen der kommunistischen 
Ideologie ausgehöhlt.
Seit Ende der 70er Jahre, als die Zusam­
menarbeit zwischen den Oppositionen' 
der Ostblockstaaten intensiver wurde, 
durften namhafte Dissidenten nicht mehr 
in diese Länder reisen. Für Westreisen 
bekamen sie leichter eine Ausreiseerlaub­
nis. Es entstanden viele Freundschaften 
aus der Notlage, daß polnische, rumäni­
sche und DDR-Staatsbürger nur in stark 
begrenzter Menge Forint wechseln konn­
ten und so auf die Hilfe der Ungarn ange­
wiesen waren. Ein Freund von mir bot 
einmal einem polnischen Ökonomen eine 
Unterkunft an, der den Hotelpreis nicht

bezahlen konnte. Dieser Mann ist zur 
Zeit der polnische Finanzminister. Auch 
die mit Devisen notdürftig ausgestatteten 
Ungarn lernten den Westen aus einer spe­
zifischen Perspektive, von unten aus, ken­
nen. Obdachlosenheime, billige Kneipen, 
Märkte, Schwarzarbeitsmöglichkeiten, 
Tricks des Trampens sind ihnen wohlbe­
kannt. Sie wissen wahrscheinlich mehr 
von diesen Ländern und ihren Bürgern als 
ein Normaltourist.
Schließlich möchte ich ein paar Gedan­
ken über Ungarns Anschluß an Europa 
machen. Nach dem Trauma des Friedens­
vertrages von Trianon (1920), von Jalta 
(1945) und der Revolution (1956) haben 
die Ungarn ein ambivalentes Verhältnis 
zum Westen. Einerseits dient er als Vor­
bild wegen seiner Demokratie und seines 
Wohlstandes in der Innenpolitik, anderer­
seits gibt es starke Vorbehalte wegen der 
oft undemokratischen, heuchlerischen 
Außenpolitik. Das gilt besonders für die 
Großmächte.
Wenn uns die EG nicht aufnimmt, ist das 
in Ordnung. Aber Eüropa vor uns Euro­
päern zu verschließen, die wir seit 3000,

2000, 1100 Jahren hier sind, das geht 
nicht. Das würde bedeuten, daß man die 
Unterdrückten wieder bestraft dafür, daß 
sie einst von den Unterdrückern besetzt 
wurden. Man würde uns aus Europa aus­
schließen, weil wir durch die Schuld des 
deutschen Nationalsozialismus von den 
Russen okkupiert wurden, wobei der 
Westen tatenlos zusah und es akzeptierte. 
Wir glauben, Europa wird uns nicht aus 
Gutherzigkeit aufhehmen, sondern des­
halb, weil es aus irgendeinem Grund dar­
an interessiert ist oder es zumindest nicht 
gegen seine Interessen verstößt. So soll­
ten wir nicht flehen, eingelassen zu wer­
den, was demütigend wäre. Wir müßten 
eher in jeder Hinsicht ein solches Niveau 
erreichen, daß Europa letztlich sagt: Ja, 
natürlich, kommt herein. Wir sollten bis 
dahin auch darüber nachdenken, was 
Westeuropa von uns bekommen kann, 
was unsere Mitgift ist, denn wir müssen 
doch auch etwas zur Hochzeit der euro­
päischen Völker mitbringen.
* Referat bei der gemeinsam vom Katholischen Bildungswerk in der 
Steiermark und der Österreichischen Urania für Steiermark veran­
stalteten Tagung „Wieviel Westen braucht der Osten?“ im Februar 
1990.
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EXPO - HERAUSFORDERUNG 
MITTELEUROPA

Die Expo Wien-Budapest ist ein vor­
bildloses Projekt, das vorbildlich 
bewältigt werden soll. Die gemein­
same Veranstaltung zweier Städte in zwei 

Ländern ist tatsächlich in der langen Ge­
schichte der Weltausstellungen ohne Vor­
bild, und auch das Umfeld und seine Ver­
änderung sind ohne Beispiel.
Als die Idee der gemeinsamen Weltaus­
stellung geboren wurde, war das Thema 
mit „Brücken in die Zukunft“ noch we­
sentlich geprägt von der Vorstellung, die 
Expo als Kristallisationspunkt für die An­
näherung zweier unterschiedlicher Ge­
sellschaftssysteme zu nutzen. Die Veran­
staltung und das Projekt wurden nicht zu­
letzt deshalb so besonders spannend. 
Offensichtlich gibt es so etwas wie „den 
richtigen Augenblick“. Im ersten Moment 
schien für viele Beobachter, daß mit dem 
Wegfall des Eisernen Vorhanges auch der 
Reiz der gemeinsamen Veranstaltung in 
zwei unterschiedlichen Welten verloren­
geht. Inzwischen hat sich die Meinung 
durchgesetzt, daß genau das Gegenteil 
der Fall ist und die Expo ’95 in Wien und 
Budapest das Zusammenwachsen doku­
mentiert, das durch die Öffnung der 
Grenze möglich sein wird. Damit ist die 
Expo nicht nur im Jahr 1995 Symbol des 
Willens zur Verständigung, sondern 
schon in der gesamten Vorbereitung das 
Modell für einen gemeinsamen Weg, für 
gemeinsame Lösungen.
Die Frage ist nur: Was ist die gemeinsa­
me Lösung? Und überhaupt: Was ist ei­
gentlich Mitteleuropa?
Ein Kontinent wie Europa hat immer eine 
Mitte gehabt, die Einteilung in zwei Hälf­
ten war immer unnatürlich, schreibt Bun­
desminister Erhard Busek in einem Bei­
trag zur Rolle Österreichs in Mitteleuro­
pa. Die Öffnüng läßt ein Netz der Städte 
wie Wien, Budapest, Krakau, Prag und 
Lemberg, Triest, Laibach und Belgrad 
neu entstehen, schafft neue Zentren, neue 
Verbindungen, neue Zusammengehörig­
keiten. Zentrum und Peripherie wachsen 
ineinander. Zentralisierung und Regiona­
lisierung schaffen ein neues Wechsel­
spiel, die Chance der Verständigung ist 
ebenso eine Herausforderung für die Poli­
tik wie das Risiko der Ausgrenzung des 
anderen — sei es auf dem Arbeitsmarkt, 
im kulturellen Leben oder generell im 
Versuch der sozialen Integration.
Jeanne Hersch meint dazu, daß der Euro­
päer nicht irgendeine Art von Monopol 
für sich beanspruchen kann, wohl aber 
„eine unvergleichliche Diversifizierung 
auf allen Gebieten des menschlichen 
Seins“. Die Wirkung sei eine lebhaftere 
Geschichte, eine Kristallisierung des 
Rechts, eine stärkere Erneuerung der

Künste (vor allem der Musik) und 
schließlich die außergewöhnliche Ent­
wicklung von Wissenschaft und Technik. 
Europa zu gestalten bedeutet heute nicht 
nur eine wirtschaftliche und politische 
Einigung dieses Kontinents, sondern auch 
das, was Jacques Delors als „korrigierten 
Liberalismus“ beschreibt. - Hersch 
schheßt daraus: „Die geistige Rolle Euro­
pas ist es heute, diese dritte — politische, 
wirtschaftliche, soziale — Wirklichkeit 
zu erfinden, welche ihren Sinn im Dien­
ste des Menschen, im Dienste der Men­
schenrechte findet und es so einer mög­
lichst großen Anzahl von Menschen er­
laubt, den Paradoxa ihres Seins treu zu 
bleiben. Der Überfluß ersetzt nicht den 
Sinn, und man kann von einem sozialen 
System kein Paradies erwarten, in wel­
chem „Sinn“ und „Fülle“ nebeneinander 
bestehen können. Aber man darf — und 
das ist eine Pflicht — eine menschlichere 
Geschichte erwarten.
Was heißt das für die Expo ’95? Es gibt 
so etwas wie einen Zyklus, eine Art Si­
nusbewegung, in der die Inhalte von Welt­
ausstellungen zwischen „high tech“ und 
„high touch“ wechseln. Umfragen haben 
gezeigt, daß in Österreich eine „postmo­
derne Weltausstellung“ erwartet wird, die 
einen Beitrag zur Friedenssicherung und 
Völkerverständigung leisten kann, die ein 
reichhaltiges Kulturangebot bietet, die die 
Umwelt zu einem ihrer Mittelpunkte 
macht, während Technik, Industrie und 
Wachstumsdenken am unteren Rand der 
Skala rangieren. Man darf annehmen, 
daß die Prioritäten in Ungarn anders lau­
ten werden. Technik-Skepsis, Fort­
schritts-Feindlichkeit und Konsum-Hedo­
nismus stehen aus heutiger Sicht nicht auf 
der Tagesordnung. Fragen der Entwick­
lung der postindustriellen Gesellschaft 
werden in Österreich anders dargestellt 
werden als in Ungarn, die Kommunika­
tionsgesellschaft wird sich hier wie dort 
ebenso unterschiedlich präsentieren wie 
viele Details und Ausformungen differen­
ziert gesehen und vermutlich auch darge­
stellt werden. Von der Beantwortung vie­
ler Einzelfragen in diesem Zusammen­
hang wird aber das zu erwartende Besu­
cherverhalten und davon die Auswahl der 
Aussteller abhängen, wobei natürlich 
Wechselwirkungen berücksichtigt werden 
müssen.
Die Gestaltung der Expo ’95 wird diesen 
Entwicklungen und Erwartungen Rech­
nung tragen müssen. Eines muß aller­
dings allen, die in der Expo vorwiegend 
eine große Baumaßnahme sehen, klar 
sein; 1995 werden viele Städte Europas 
nicht mehr wiederzuerkennen sein und 
viel größere Projekte durchgezogen ha­

ben als Wien. Wer „la defense“ in Paris 
gesehen hat oder die dramatische Verän­
derung, die das Sanierungsprojekt „dock- 
lands“ der britischen Metropole .beschert 
hat, macht sich über die gesamteuropäi­
schen Dimensionen der Überplattung der 
Donauuferautobahn trotz aller dafür not­
wendigen Aufwendungen keine Illusio­
nen.
Dazu kommt, daß Wien natürlich nicht 
allein um eine Startposition im neuen Eu­
ropa kämpft. Allerdings hat die Stadt an 
der Donau durchaus die Chance, sich ge­
meinsam mit Budapest als Mittelpunkt 
des vielzitierten „mitteleuropäischen 
Sternenhaufens“ der Städte des neuen 
Mitteleuropa zu profilieren. Daß auch an­
dere Städte die Chance der „Trägerrakete 
Expo“ sehen, geht aus dem Interesse von 
Prag und Preßburg, von Laibach und 
Triest hervor.
Für Wien selbst sind die Veränderungen 
bereits in vollem Gange. Mit den planeri­
schen Vorbereitungsarbeiten für das un­
mittelbare Expo-Gelände und dessen Ein­
bettung in den donaunahen Entwick­
lungsraum verfügt Wien praktisch über 
Nacht über höchstwertige Erweiterungs­
flächen, die sofort über die Expo selbst 
und die vorher zu fixierende Nachnut­
zung verwertbar sind. Auch aus der Sicht 
der Stadtentwicklung, beispielsweise hin­
sichtlich der Verkehrswege, sind die Wei­
chen bereits gestellt. Wien wird eine „au­
tofreie Expo“ schaffen und damit dem an­
gestrebten „human touch“ in überzeugen­
der Weise Rechnung tragen. Die Ent­
scheidung für den öffentlichen Verkehr ist 
als grundsätzliche Weichenstellung zu 
verstehen, und die „Anschubfinanzie­
rung“ eines umfangreichen Umbausy­
stems durch die Expo ist ein nicht zu 
übersehendes Signal.
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DIE CHANCE DER MALAISE
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niverselle Weltausstellungen, die 
das Bureau International des Expo- 
sitions an Städte und Staaten vergibt 
und deren Gestaltung nach seltsam kryp­

tischen Riten und Statuten vor sich geht, 
haben nur mehr scheinbare Nutzen für 
den Veranstalter. Wesentlich wichtiger, 
vor allem für die Regionen eines sich bil­
denden Mitteleuropas, sind „Expos der 
Länder“ — wie etwa eine „Mitteleuropa- 
Ausstellung“. Sie haben größere Auswir­
kung und Strahlkraft in einem überblick­
baren Raum, fördern Innovation und Ak­
tion und schaffen ein neues Bewußtsein 
für Gemeinsamkeiten unter Beibehaltung 
individueller Eigenheiten. 
Weltausstellungen, zumindest so wie sie 
bisher geplant werden, sind ein Anachro­
nismus der heutigen Zeit. Sie sind wie 
Potemkinsche Dörfer und wie die Fassa­
denplusterei von Goldgräberstädten, die 
sich wichtig gebärden, hinter denen je­
doch das Wesentliche inexistent bleibt 
oder zum Mindestmaß verkümmert ist. 
Weltausstellungen sind die Ziegfeld-Girls 
aller Messen, die Glamour und Happi- 
ness verbreiten wollen, während draußen 
Hunger und Krieg und eine absterbende 
Umwelt alles regulieren. Weltausstellun­
gen geben sich global und haben in Wahr­
heit doch nur engsten regionalen Nutzen. 
Und: Weltausstellungen sind wie Mär­
chen, die immer mit „Es war einmal“ 
eingeleitet werden.
Es war einmal eine Zeit, in der man von 
kleinen Versorgungsmärkten Abstand 
nahm und dafür in landesweiten Lei­
stungsschauen des Handels, der Land­
wirtschaft, des Gewerbes versuchte, 
regionale Verbesserungen der betrieb­
lichen, industriellen und marktwirt­
schaftlichen Infrastruktur zu implemen­
tieren. Und es war einmal danach eine 
Zeit, in der man aus nationalstaatlich le­
gitimem politischen Denken daranging, 
durch multinationale Leistungsschauen 
entweder die englische Vormachtstellung 
der Schwerindustrie oder den französi­
schen Vorsprung in der damaligen Hoch­
technologie besonders leuchtend gegen­
über den kokosnuß- oder safranexportie­
renden Exoten darzustellen und daraus 
wahrhaft globalen merkantilen Nutzen 
für das Veranstalterland zu ziehen.
Und es war einmal (zwei große Kriege 
danach) noch eine andere Zeit, in der 
man — mittlerweile durch deutsches 
Reglement organisiert und durch ein spe­
zielles Büro administriert — durch die zu 
beantragende Erlaubnis, eine Weltausstel­
lung abzuhalten, versuchte, weltweit 
gültige politisch-ökonomische „Belobi­
gungen“ zu verteilen: für die aufkeimen­
de Vitalität Westeuropas etwa an Brüssel, 
für seine Mamierende Mitwirkung im 
Commonwealth-Konflikt an Montreal,

für den größten ökonomischen Macht­
erwerb an Osaka. Und es war einmal vor 
gar nicht langer Zeit, daß sich gleich zwei 
Staaten wie Zwillinge um die Austra­
gungserlaubnis für eine Weltausstellung 
bewarben — der eine Staat sich wohl in 
Angst befindlich, an das Ende der west­
lichen Öko-Macht zu geraten, und der 
andere in der Vorahnung und Hoffnung, 
über den ersten hinweg aus einem öst­
lichen Militärbündnis direkt in ein west­
liches Wirtschaftsbündnis eintreten zu 
können: der Gedanke an die Weltausstel­
lung in Budapest und in Wien zugleich 
war damit geboren. Und er wurde größer 
und bemühte sich, Gestalt anzunehmen 
(und tut dies heute noch) in den Köpfen 
von Nostalgikern, von Mitteleuropa-Mit- 
entdeckern, von System-Überwindern 
und von knallharten politischen und öko­
nomischen Kalkulanten in den beiden 
ehemaligen Residenzstädten.
Dabei wurden die offenliegenden Malai­
sen des Unternehmens Weltausstellung 
übersehen, und andere, ungeahnte, weil 
zu schnell über alle hereinbrechende, 
nicht mehr (Gottseidank!) reversibel zu 
machende, legten die ursprüngliche 
Spannung des Twin-City-Konzeptes 
lahm.
In der heutigen Zeit der totalen Kommu­
nikation, die den aufgeblähten Globus 
medial zum Schrumpfapfel verkleinert, in 
einer Zeit, in der eine Idee, bevor sie 
noch publiziert, bereits kommuniziert 
wird, in einer Zeit, in der das Entlegenste 
nah und das Nächstliegende fern gewor­
den ist, muß eine aus marktwirtschaft­
lichen, geopolitischen oder geokulturel- 
len Aspekten inszenierte Weltausstellung 
und somit Welt-Selbstdarstellung zum 
Unsinn verkümmern. Der früher mög­
liche Nutzen, nationalen, politischen 
oder ökonomischen Gewinn zu erzielen, 
ist auf diesem Weg nicht mehr gegeben. 
Die Chance für Staaten, sich durch Expo­
sition spezieller Leistungen weltweit zu 
profilieren, ist nicht mehr vorhanden (da­
für gibt es effizientere und kostengünsti­
gere Wege). Damit rutscht die ursprüng­
liche Idee der alten Leistungsschauen, 
der alten Welt-Ausstellungen, ab in die 
Perversion einer Glitzerwelt, in der man 
versucht, durch die Überhöhung nationa­
ler Topoi und vermarktbarer Klischees 
mit viel Brimborium garniert, möglichst 
hohe mediale Präsenz zu erreichen. Der 
Kommerz, der Klamauk, das Vorder­
gründige müssen so bestimmen. Welt-Be­
wegendes wird welt-exponentiell zur 
Welt-Verniedlichung gebracht. Weil es 
einfach stört. Weil seine Verkaufsziffern 
zu niedrig sind. Und weil es keine höhe­
ren Auflagen und Einschaltwerte bringt. 
Dies ist die eine Malaise, in der Budapest 
und Wien schon stecken. Und die die Pla­
ner der Weltausstellung 1992 in Sevilla

sogar öffentlich zugeben: „Der wirt­
schaftliche und industrielle Zweck wird 
heutzutage von den großen Messen über­
nommen.“ Bedeutende Kunstfestivals 
übernehmen die Unterhaltungs- und Kul- 
turfünktion, Wissenschaft, Technologie, 
Künste, Geistes- und Sozialwissenschaf­
ten finden „ihr Forum auf internationalen 
Ausstellungen“. Keine Produkte sollen 
mehr ausgestellt werden und keine natio­
nalen Errungenschaften, sondern „Kon­
zepte“ und „internationale Bestrebungen“ 
(was immer das sein mag) und „die Inte­
gration des Fernsehens in die fundamen­
tale Struktur der EXPO ’92 wird das We­
sen der Weltausstellungen verändern“. 
Der Große Bruder kommt nur mit wenig 
Verspätung. Und die österreichischen 
Planer für Sevilla ’92 haben bis heute 
noch keine Idee (außer schwammigen und 
klischeehaften „Konzepten“ und dem ar­
chitektonisch höchst interessanten Pavil­
lon-Entwurf des Grazers Giencke), wie 
sie sich in diesen neuen Gegebenheiten 
bewegen sollen.
Die andere Malaise für die österrei­
chisch-ungarische Weltausstellung im 
Jahr 1995 ist die veränderte politische Po­
sition der beiden EXPO-Partnerländer. 
Das ursprünglich so spannende Vorhaben 
der Überwindung zweier ideologischer 
Blöcke, zweier verschiedener Wirt­
schaftssysteme, zweier Staaten (wenn 
auch mit gemeinsamer Vergangenheit), 
zweier Städte (wenn auch mit viel ver­
wechselbarer Struktur) ist — so paradox 
es klingen mag, weil diese Entwicklung 
so viel Freude in sich birgt — verlorenge­
gangen. Die einstmals zumindest schein­
bar so wohlgefügte und monolithische 
Organisationsstruktur Ungarns mit dem 
für totalitäre Systeme typischen Hang zur 
Verwirklichung von sogenannten „Jahr­
hundert-Projekten ist dem monetären 
Desaster, dem volkswirtschaftlichen Zu­
sammenbruch, der politischen Verwir­
rung der Verantwortlichkeiten und der 
Angst zu Stellungnahmen und Festlegun­
gen gewichen. Nicht nur die Personen in 
Politik und Wirtschaft haben gewechselt, 
sondern auch die Meinungen (und die 
wechseln auch heute noch fast vierzehn-' 
tägig), was wiederum bedeutet, daß das 
einstmals so große Faszinosum einer 
EXPO in zwei Städten wohl nur mehr 
dann rettbar (als Veranstaltung) ist, wenn 
entweder Ungarn endlich kompetente 
Vertreter mit Mut zur Sache auftreibt 
oder Österreich eine Dependance der 
EXPO ’95 auf seine Kosten in Budapest 
errichten wird. Die Vorstellung des stell­
vertretenden Leiters des Budapester 
EXPO-Büros, Hargitai, daß entweder ja­
panisches oder italienisch/französisches 
Kapital oder (was ihm am liebsten wäre) 
Investitionen ungarischer Exil-Juden die 
finanziellen Vorbedingungen für die



Welt-Veranstaltung 1995 bringen würden, 
ist wohl in seiner Simplizität in die 
Traumwelt zu verweisen. Dazu kommt 
noch die von keinem der beiden mögli­
chen Partner zugegebene Angst voreinan­
der; wer wird mehr von dem globalen 
Projekt profitieren — ist es Wien, die öst­
lichste der westlichen Hauptstädte, mit 
seiner immerhin einigermaßen vorhande­
nen Infrastruktur, seiner zeitenweise flo­
rierenden Börse, seinem Image als Kul­
turstadt, seinem weltpolitischen Flair, 
oder ist es Budapest mit seinen günstigen 
Einstiegsmöglichkeiten in den Ostmarkt, 
mit seinen billigen Quadratmeterpreisen, 
mit derzeit fast unbegrenzten Möglichkei­
ten für loint-ventures und Investitionen, 
mit seinem Image (gerade für Übersee­
besucher) eines „Ost-Staates“, europä­
ischen „Entwicklungslandes“ und mit 
Menschen geheimnisvoller Herkunft, die 
auf Pferden sich fortbewegen und an­
dauernd Geige spielen, wenn sie Gulyäs 
essen?
Und das ist es nämlich, das Problem; 
auch wenn Busek und Glatz noch so sehr 
harmonisierten, auch wenn Vranitzky 
und Grosz den Vertrag zur Ausrichtung 
einer EXPO unterzeichnet haben, auch 
wenn Wiens geheimer Bürgermeister 
Mayr das EXPO-Sagen auch in der Nach­
barstadt steuert und kontrolliert — die 
Affinität der Ungarn zu den Österrei­
chern ist noch keineswegs gegeben. Lüi 
Csanädy, Gräfin und Leiterin der Buda- 
pester Sektion einer vor 120 Jahren gegen 
die Österreicher gegründeten 
Intellektuellen- und Künstlervereinigung, 
formuliert das latente Unbehagen als 
„Angst vor der neuerlichen Vereinnah- 
mung durch die Österreicher in der den­
kenden Bevölkerung“ aufgrund der grö­
ßeren Finanzkraft, aufgrund der größeren 
wirtschaftlichen Ressourcen, aufgrund 
der erlernten Freiheit mit den Gedanken 
(während die Ungarn immer unterdrückt 
gewesen wären), aufgrund des größeren 
Rückhaltes in freien Organisationen. Die­
se Angst besteht nicht gegenüber den In­
dividuen oder gegenüber Gruppen, ja 
nicht einmal gegenüber einzelnen Bun­
desländern — wohl aber gegenüber dem 
Gesamtstaat Österreich und seiner Haupt­
stadt. Wie, so beginnt nun die Fragestel­
lung, wie sollen unter dieser Prämisse 
sich die Staaten der Welt auf zwei offen­
sichtlich trotz der gemeinsamen Vergan­
genheit und der deutlichen Annäherung 
immer noch fernstehenden Bevölkerungs­
zentren gleichwertig und parteilos aus­
stellen?
Keiner redet über diese Probleme (und 
auch nicht über die vielen anderen, ver­
schwiegenen), wenn er „Welt-Ausstel­
lung“ sagt. Jeder führt Internationalität, 
weltweite Reputation, Verbesserungen 
der regionalen Infrastruktur, Umwegs­
rentabilität, Nachnutzung und was es 
sonst noch geben mag, als Indikator und 
Rechtfertigung für ein Projekt an, das in 
seiner jetzigen Konzeption Wien sehr viel 
und Budapest ein wenig bringen kann. 
Staaten, Konzerne, Welt — das will man

nach Wien und nach Budapest bringen. 
Aber haben das Österreich und Ungarn 
auch wirklich nötig? Freilich, es ist schon 
gesagt worden: für die veranstaltenden 
Städte und deren Umfelder und für alle 
jene, die an dem Unternehmen Weltaus­
stellung aktiv mitwirken werden (wobei 
diese Mitwirkung sich nicht auf die Er­
richtung eines Pavillons in den Metro­
polen einengt, sondern vielmehr lokales, 
regionales Engagement bedeutet) in vol­
lem Selbstverständnis und der Gewißheit 
seiner regionalen Verantwortung und so­
mit von politischem Welt-Verständnis und 
Weitblick über Legislaturperioden hin­
weg der Länderpolitiker zeugend, bringt 
eine derartige Großveranstaltung selbst­
verständlich Nutzen mit sich: Infrastruk­
turverbesserungen, die sonst lange nicht. 
durchgeführt worden wären, Verbesse­
rungen der touristischen Qualität, Über­
denken kultureller Schwerpunkte und 
Förderungen neuer Richtungen, Erneue­
rungen des Ortsbildes, durchgeplante 
Verkehrssysteme, verbesserte Handels­
einrichtungen, Förderung ökologischer 
Denkprozesse und so fort. Das ist gut, 
und diese Chance ist wahrzunehmen, will 
man verantwortlich für das nächste Jahr­
hundert Akzente setzen. Doch was wich­
tiger dabei ist, ist der Aufbruch neuer Di­
mensionen des Denkens, des Wagens, des 
unternehmerischen und forscherischen 
Mutes, des politischen Spürens für die 
Zukunft und der Erwerb von Verständnis 
seinen Nachbarn gegenüber.
Wichtig ist, den Mikrokosmos der nach­
barschaftlichen Beziehungen und der re­
gionalen partnerschaftlichen Verwebun­
gen anstelle des Makrokosmos der Natio­
nalstaaten und Großkonzerne vorzu­
führen. Khor und Koren als Vordenker 
für das Konzept einer EXPO zu nehmen. 
Regionale Zusammengehörigkeit anstelle 
der global city zu fördern. Den Freiraum 
von Gruppen und Provinzen vor der Ge­
fahr der internationalen Einebnung zu be­
wahren. Das Zusammenwirken im Klei­
nen als Großes ansehen zu lernen. Wich­
tig ist es, die gemeinsame Geschichte, ge­
meinsame Kultur, gemeinsame Wirt­
schaft und Musik darzustellen. Und 
wichtig ist es, über eine gemeinsame Ge­
genwart der Regionen hinaus den Versuch 
zu wagen, eine gemeinsame Zukunft zu 
erfühlen: eine gemeinsame Zukunft in 
der Wissenschaft, in der Kunst, in der

Forschung, in der Ökologie, im Touris­
mus, im Handel und vielleicht sogar auch 
in der Politik. Nicht dadurch, daß eine 
Welt-Darstellung in Wien und Budapest 
stattfindet, wird Mitteleuropa evident. 
Sondern durch die vielen, oft fast unsicht­
baren Verbindungsströme zwischen Ort­
schaften, Ländern und Personen entsteht 
das bei allem Eigenverständnis gemeinsa­
me Leben in einem zentralen, mittleren 
Europa.
Dies ist die Chance, die sich im Zusam­
menhang mit einer Weltausstellung an­
bietet und die nicht von Wien und nicht 
von Budapest wahrgenommen wird, weil 
sie zu intim, zu wenig weltweit und vor 
allem zu wenig kommerzialisierbar er­
scheint. Darum ist es zugleich die Chan­
ce der Regionen oder einer regionalen 
Hauptstadt, sich gleichermaßen als ein 
„Para-EXPO-Ort“ zu einer Metropole 
mitteleuropäischer Teilstaaten, zu deren 
weltweit vermarktbarem Aushängeschild 
und zu einem Katalysator der künftigen, 
engsten Kooperation in einem zentralen 
(Mittel-)Europa der Regionen zu werden. 
Dieses Unternehmen erfordert Weitblick 
der regionalen Politik und Weitherzig­
keit, erfordert gemeinsam aufzubringen­
des Kapital, damit für alle Beteiligten 
auch gemeinsamer Nutzen entsteht, er­
fordert offenherzige Zusammenarbeit der 
Teilstaaten und der in ihnen wirkenden 
Institutionen. Aber es gibt zugleich neben 
allem volkswirtschaftlichen Effekt den 
Ländern die Möglichkeit, unter Betonung 
ihrer Eigenartigkeit in einem gemeinsa­
men Ganzen öffentlich wirksam zu wer­
den, sich nicht selbst für einen Gesamt­
staat, für ein Wirtschaftskonzept, für die 
sogenannte „Internationalität“ im 
Dschungel einer gekünstelten Welt- 
Selbstdarstellung verleugnen zu müssen. 
Eine derartige „EXPO der Regionen“ als 
eine Schau der Selbstdarstellung etwa des 
zentralen Mitteleuropas ist nicht nur 
ideell von Wichtigkeit und angesichts der 
Nivellierungsmechanismen eines EG- 
Kontinents von Dringlichkeit, sondern sie 
ist auch finanzierbar, vermarktbar und in 
der Folge effektuierbar. Was bislang 
fehlt, ist das deutliche „Ja“ zu einem 
Unternehmen der Stärkung des Regional­
gedankens. Daß dazu Weitblick;' Mut und 
politische Stärke notwendig sein werden, 
ist klar.



STAINZ UND DIE KONSEQUENZEN
________ Herwig Hösele

W
as ist Österreichs und der Steier­
mark Standort im neuen Europa? 
Um diese Frage ging es Mitte 
September 1990, also knapp ein Jahr nach 

dem Wunder des osteuropäischen Auf­
bruchs, auf Schloß Stainz. Anstoß dafür 
waren Dr. Josef Krainer und sein 60. Ge­
burtstag, weshalb Rudolf Stamm im 
Schweizer Weltblatt „Neue Zürcher Zei­
tung“ feststellte: „Die Steirer, jene für 
ihren freundlichen und freundschaft­
lichen Eigensinn bekannte Million Men­
schen zwischen Semmering und jugo­
slawischer Grenze, verstehen nicht nur 
das Feiern, sondern auch das Schenken. 
Ihrem geliebten Landesvater Josef Krai­
ner schenkten sie zum 60. Geburtstag 
nicht einfach das Beste aus Küche und 
Keller oder irgendeine hohe Auszeich­
nung, sondern sie beehrten ihn mit einem 
dreitägigen Symposium, von dem zwar 
die Gaben der Natur und des Bodens 
nicht ausgeschlossen waren, das jedoch 
in erster Linie dazu bestimmt blieb, den 
Geist für neue Leistungen in Schwung zu 
halten. Treffpunkt war das Schloß Stainz, 
auf das sich gegen Mitte des letzten Jahr­
hunderts Erzherzog Johann von Öster­
reich, der nicht Kaiser werden mochte, 
zurückzog. Ob die heute renovierten Säle 
damals je von dem intellektuellen Glanz 
erhellt wurden, wie in diesem goldenen 
Spätsommer, bleibe dahingestellt; das 
Geburtstagstreffen, so scheint uns, war 
eher mit einer Versammlung erleuchteter 
Geister an einem aufgeklärten Fürstenhof 
des 18. Jahrhunderts zu vergleichen... 
Mit der Einladung des senegalesischen 
Historikers Dr. Ki-Zerbo bewiesen die 
Steirer, falls dies noch notwendig gewe­
sen wäre, daß für sie die Welt weder am 
Semmering noch im nun größeren offe­
nen Europa aufhört.“
Und Martin Behr in den „Salzburger 
Nachrichten“ ergänzt: „Josef Krainer 
wurde anläßlich seines 60. Geburtstages 
reich beschenkt: Mit einer .heuristischen 
Festwiese1, einem internationalen Sympo­
sium und mit einer 905 Seiten starken 
geistigen Nahrung. .Standort Österreich 
— Über Kultur, Wirtschaft und Politik im 
Wandel1 heißt das in sattem Grün gebun­
dene Opus. .Keine der üblichen zwei Kilo 
Jubiläumsdevotionalien, sondern ein 
Nachlese- und Nachschlagewerk von 
Rang1, erklärte Gerd Bacher, der die Fest­
schrift gemeinsam mit Dr. Karl Schwar­
zenberg und Dr. Josef Taus herausgege­
ben hat...“ „Standort Österreich ist eine 
umfassende Bestandsaufnahme“ Öster­
reichs und der Entwicklungen in Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und 
Umwelt und die Umbrüche, deren Kontu­
ren hier in letzter Zeit sichtbar wurden. 
Die Liste liest sich wie ein Gotha der 
österreichischen und europäischen Intel- 
lektuellen-Szene: Univ.-Prof. Dr. Karl

Aiginger, Wirtschaftswissenschafter, 
Wien; Gerd Bacher; Dr. Francois Bondy, 
Publizist, Zürich; Dr. Alois Brandstetter, 
Schriftsteller, Univ.-Prof für Deutsche 
Philologie an der Universität Klagenfurt; 
Prof. Dr. Friedrich Gramer, bis 1986 ge­
schäftsführender Direktor des Max- 
Plank-Instituts für experimentelle Medi­
zin, Göttingen; Dr. Bernd Guggenberger, 
Professor für Politische Wissenschaft an 
der EU Berlin; Prof. Edwin Hartl, Lyri­
ker und Essayist; Dr. Kurt Hübner, Pro­
fessor an der Universität Kiel; Bischof 
Dr. Egon Kapellari; Edward M. Kenne­
dy; Dr. Gottfried Kindermann, Univ.- 
Prof. für Politikwissenschaft an der Uni­
versität München; Univ.-Prof. Dr. Peter 
Koslowski, Direktor des Forschungsinsti­
tutes für Philosophie in Hannover; Prof. 
Dr. Wolfgang Kraus, Publizist, Wien; 
Prof. Dr. Hans Maier, langjähriger Baye­
rischer Staatsminister für Unterricht und 
Kultur; Wolfgang Mantl; Dr. Leonhard 
Neidhart, Univ.-Prof. an der Universität 
Konstanz; Ria Oomen-Ruijten, langjähri­
ges Mitglied des Holländischen Bundes­
tages; Peter Oswald, Leiter der Abteilung 
Ernste Musik im ORF-Landesstudio Stei­
ermark; Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Fritz 
Paschke, Vorstand des Instituts für Allge­
meine Elektrotechnik und Elektronik der 
TU Wien; Dr. Fritz B. Prinz, Direktor 
des Engineering Design Research Center 
an der Carnegi Melton University; Dr. 
Manfred Prisching; Dr. Drago Roksan- 
dic, Geisteswissenschafter an der Univer­
sität Belgrad; DDr. Joseph Rovan, bis 
1986 Professor für Geschichte und Politik 
der deutschsprachigen Länder an der Sor­
bonne; Dr. Walter Rüegg, Univ.-Prof. für 
Soziologie an der Universität Zürich; Dr. 
Manfred Sack, Redakteur bei „Die Zeit“; 
Dr. Roman Sandgruber, Univ.-Prof. für 
Wirtschaft und Sozialgeschichte an der 
Universität Linz; Ministerpräsident Dr. 
Jacques Santer, Luxemburg; Dr. Bernd 
Schilcher; Dr. Otto Schulmeister, Publi­
zist; Dr. Karl Schwarzenberg; Dr. Milan 
Simecka, Politologie und Literaturkriti­
ker, Vorsitzender des Präsidentenbeirates 
der CSFR (verstorben September 1990); 
Univ.-Prof. Dr. Wilfried Skreiner, Leiter 
der Neuen Galerie am Landesmuseum 
Joanneum in Graz; Dr. Christian Smekal, 
Univ.-Prof. für Finanzwissenschaften an 
der Universität Innsbruck; Dr. Rudolf 
Stamm; Univ.-Doz. DDr. Michael Stei­
ner; Dr. Erich W. Streissler, Univ.-Prof. 
für Volkswirtschaftslehre, Ökonometrie 
und Wirtschaftsgeschichte an der Univer­
sität Wien; Dr. Monika Streissler-Ruppe, 
akadem. Übersetzer; Dr. Josef Taus; Dr. 
Horst Teltschik, Leiter des Bundeskanz­
leramtes in Bonn; Dr. Günther Tichy, 
Univ.-Prof. für Volkswirtschaftslehre und 
-politik an der Universität Graz; Prof. Dr. 
Jozef Tischner, Präsident des Internatio­

nalen Instituts für die Wissenschaften von 
Menschen in Wien; Univ.-Prof. Dr. Erika 
Weinzierl, Vorstand des Instituts für Zeit­
geschichte der Universität Wien; Dr. Paul 
M. Zulehner, Univ.-Prof. für Pastoral- 
theologie und Kerygmatik in Wien.
Die Diskussionen des vom angesehenen 
Grazer Politikwissenschaftler Wolfgang 
Mantl in generalstabsmäßiger einjähriger 
Vorarbeit koordinierten Symposiums 
gliederten sich in vier Foren, die die ver­
schiedenen Facetten des Umbruchs be­
leuchteten: „Das politische Panorama im 
Zeitenbruch — Perspektiven des Wan­
dels“ mit Dr. DDDr. Karl Dietrich Bra­
cher, Professor für Politische Wissen­
schaft und Zeitgeschichte an der Univer­
sität Bonn; Univ.-Prof. Dr. Gesine 
Schwan, Politikwissenschaftlerin, Freie 
Universität Berlin; Prof. Dr. Helmut Son- 
nenfeldt, ehemaliger Berater des früheren 
US-Außenministers Henry Kissinger, 
Washington D.C.; DDr. Joseph Rovan, 
Paris; Dr. Gerald Stourzh, Professor für 
Geschichte der Neuzeit an der Universität 
Wien, und Prof. Dr. Wladislaw Bartos- 
zewski, Publizist, Botschafter der Repu­
blik Polen in Österreich. „Die Wissen­
schaft als Zukunftsressource, geistiges 
Leben, politisches Handeln, wissen­
schaftliches Denken“ unter der Modera­
tion von Univ.-Doz. Dr. Mag. Manfred 
Prisching, Institut für Soziologie an der 
Universität Graz; mit Prof. Dr. Thomas 
Kenner, Rektor der Kari-Franzens-Uni- 
versität Graz; Dr. Hubert Markl, Profes­
sor für Biologie an der Universität Kon­
stanz; Prof. Dr. Joseph Ki-Zerbo, Präsi­
dent des Verbandes afrikanischer Histori­
ker, Dakar; Prof. Dr. Zvonimir Sebaro- 
vic, Rektor der Universität Zagreb, und 
Franz Kreuzer, Chefredakteur, Intendant 
des 2. Programms, Informationsintendant 
im ORF Wien.
Das Forum „Wirtschaft und Umwelt — 
Handlungsspielräume in einer begrenzten 
Welt“ unter der Diskussionsleitung von 
Univ.-Dozent DDr. Michael Steiner, 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät der Universität Graz mit Joschka 
Fischer, Mitglied des Hessischen Land­
tages,! Frankfurt; Dr. Helga Rabl-Stadler, 
Präsidentin der Kammer der gewerb­
lichen Wirtschaft für Salzburg; Dr. Chri­
stian Watrin, Geschäftsführender Direk­
tor des Instituts für Wirtschaftspolitik, 
Köln; und Dr. Ota Sik, Professor für 
Systemvergleiche an der Hochschule St. 
Gallen, sowie schließlich das große Poli­
tiker-Forum „Steiermark — Österreich — 
Europa“ unter der Leitung von Dr. Bernd 
Schilcher mit Ministerpräsident Lothar 
Späth, Baden-Württemberg; Kanzler Dr. 
Karl Schwarzenberg, Prag; Dr. Gabor 
Roszik, erster freigewählter Abgeordne­
ter des Ungarischen Parlaments; Dr. Jan 
Carnogursky, stellvertretender Minister-



Präsident der Slowakischen Republik; 
Prof. Dr. Andrzej Stelmachowski, Präsi­
dent des Senats/Warszawa; Matija Male- 
sic, stellvertretender Ministerpräsident 
Sloweniens aus Laibach, nachdem Mini­
sterpräsident Peterle bereits bei der Er­
öffnung des Symposiums anwesend war; 
Verkehrsminister Prof. Carlo Bernini, 
Rom; Landeshauptmann Dr, Luis Durn- 
walder, Bozen; Wissenschaftsminister 
Dr. Erhard Busek und den österreichi­
schen Spitzenjournalisten Dr. Thomas 
Chorherr, „Die Presse“; Dr. Fritz Csok- 
lich, „Kleine Zeitung“; Dr. Hans Rau­
scher, „Kurier“; Klaus Emmerich, ORF; 
Dr. Gerfried Sperl, „Standard“, und 
Ernst Trost, „Kronenzeitung“.
Über dieses politische Forum schrieb 
Ernst Sittinger im „Standard“: „In der 
kleinen Welt von Schloß Stainz traf sich 
am Wochenende die große Welt einer 
internationalen Politikergeneration, die 
sich dem neuen Mitteleuropa verschrie­
ben hat. Föderalismus und kulturelle 
Vielfalt sollen in den ehemals kommuni­
stischen Ländern das Gespenst des Chau­
vinismus vertreiben, lautet ihre zentrale 
Botschaft.“
Daß Stainz ein fruchtbarer Boden war 
und es nicht bloß zu einer der weiteren 
Diskussionsstationen des hochkarätigen 
europäischen intellektuellen Wanderzir­
kus wurde, liegt an der in der Steiermark 
seit langem gepflegten Form der welt­
offenen Auseinandersetzung mit den Auf­
gaben, die ihr historisch und geopolitisch 
erwachsen — in Kultur und Wissenschaft 
genauso wie in Politik und Medien. Dies 
hängt ganz wesentlich mit dem Adressa- 

74 ten von Buch und Symposium, Josef 
Krainer, zusammen, über den der wort­

gewaltige Gerd Bacher folgendes feststell­
te: „Was macht seine Besonderheit aus, 
macht ihn zu den wenigen erheblichen 
Politikern, die die Zweite Republik nach 
dem Abtritt jener kennt, die noch aus der 
Ersten oder gar noch aus der Monarchie 
herüberreichten?... Bäuerisches und 
sprachgewandte Weltoffenheit, Volksver­
bundenheit und intellektuelle Abstrak­
tion, Direktheit und Sensibilität, ein poli­
tischer Synthesizer, der alle Register 
seiner selbst auch kennt und sie zu ziehen 
vermag. Der Josef Krainer ist — man ver­
zeihe das banale Wort — ein herausfor­
dernder Mensch. Das sind die meisten 
Politiker nicht. Er versetzt sich und seine 
Umgebung permanent in den Zustand von 
Frage und Antwort. Ob er einer politi­
schen Runde vorsitzt oder inmitten eines 
ausgelassenen Freundeskreises — span­
nend wird es immer durch Josef Krainers 
geradezu triebhaftes Talent, mehr aus 
Situationen und Personen herauszuholen, 
als sie an sich anbieten. Das aber ist das 
Geheimnis von Leadership. Der „Groß­
steirer“ Krainer ist einer der Väter der 
Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria, ein 
europäischer Mikrokosmos, der schon zu 
Zeiten über Eiserne Vorhänge hindurch 
zusammenarbeitete, in denen Perestrojka 
bestenfalls eine Sehnsucht war.“ 
Wesentliches Ergebnis der Diskussionen 
war die „Erklärung von Stainz“. Sie 
macht die Chance, aber auch die Verant­
wortung, Probleme und Verpflichtungen 
deutlich, die aus dem „Annus mirabilis“ 
folgen. Auf das Jahr des Wunders und der 
Hoffnung folgen die Jahre der Bewährung 
und Festigung. Johannes Steinbach zieht 
in der „Presse“ mit dem Satz: „Einmütig 
zeigte man sich aber darüber, daß ökono­

mische Unterschiede zwischen West und 
Ost ausgeglichen werden müßten“ das 
gleiche Fazit wie der Chefredakteur der 
„Kleinen Zeitung“, Dr. Fritz Csoklich: 
„Nur mit westlicher Hilfe ist die über­
menschliche Aufgabe unseres Nachbarn 
zu bewältigen, und die Demokratien dür­
fen da nicht versagen.“ Ministerpräsident 
Späth aus Stuttgart prägte in seiner plasti­
schen Sprache den Satz: „Nach all den 
vollmundigen Erklärungen im Westen 
über die Hilfe an den Osten müssen wir 
heute feststellen, daß in dieser Richtung 
nichts wirklich Großes passiert ist.“
In einer „Erklärung von Stainz“ wenden 
sich daher die Referenten und Diskutan­
ten aus zahlreichen Ländern Europas an 
die Öffentlichkeit. In dieser Erklärung 
wird ein westeuropäischer Marshall-Plan 
für das östliche Mitteleuropa gefordert. 
Nach 1945 sind auch wir Österreicher 
nur durch die Mittel des amerikanischen 
Marshall-Planes auf eigene Beine gestellt 
worden. Jetzt ist es höchste Zeit, daß die 
westlichen Demokratien sich zu einer 
ähnlichen Kraftanstrengung zusammen­
finden.
Geld allein genügt aber nicht. Auch das 
wurde bei diesem Symposium ganz klar 
erkannt. Es galt vielmehr, die mensch­
lichen Kontakte in jedem Bereich, auf 
allen Ebenen noch weiter zu verstärken. 
Gegenüber allem „Geschrei von Demago­
gen und Biertisch-Strategen“ sind unsere 
Grenzen offen zu halten. Nachdem die 
Mauer gefallen ist, müssen wir jetzt auch 
die „Mauern in unseren Köpfen“ beseiti­
gen.
Das ist unsere Aufgabe gerade auch der 
nächsten Monate und Jahre.
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Joseph Marko

SIAINZER MELANGE
Nachdem schon das Cafe Central 

beim Symposion „Kultur, Wirt­
schaft und Politik im Wandel“ in 
Schloß Stainz aus Anlaß und zu Ehren 

des 60. Geburtstages von Landeshaupt­
mann Josef KRAINER seine Pforten ge­
öffnet hatte, ist es an der Zeit, eine Me­
lange zu servieren. Ohne auf die gegen­
seitige Wertschätzung zwischen Österrei­
chern und Deutschen anhand des bekann­
ten Kalauers mit Frankfurter respektive 
Wiener Würstel zurückgreifen zu müs­
sen, hat sich wieder einmal sehr deutlich 
gezeigt, daß „Mitteleuropa“ vor allem ein 
kultureller und da wiederum kulinari­
scher Begriff ist, der eine Gemeinsamkeit 
zum Ausdruck bringt, die bis in die Spra­
che hinein reicht. Oder wie wäre es sonst 
zu erklären, daß ich meinem serbischen 
Freund beim Mittagessen die Speisekarte 
mit Paradeissalat und Palatschinken nicht 
zu „übersetzen“ brauche, dem neben mir 
sitzenden Professor aus Bonn aber sehr 
wohl?

* * *
So war das Kulinarische bei diesem Sym­
posion zwar durchaus Zweck, aber nicht 
Selbstzweck. Gerade im Bereich des Po­
litischen wurde sehr schnell deutlich, daß 
es einen Unterschied zwischen den gro­
ßen und den Meinen Fischen im Aquari­
um gibt. Mit Emotion widersprachen 
Slowaken und Slowenen den von bundes­
republikanischer Seite vorgetragenen 
Thesen von der Dezentralisierung Euro­
pas und wiesen darauf hin, daß Regionen 
mehr als administrative Einheiten der 
Brüsseler EG-Bürokratie sein müssen 
und forderten daher ein „Europa der Völ­
ker“. „Überwindung der Kleinstaaterei“, 
Einebnung aller pouvoirs intermediaires, 
die von einem französischen Professor 
der Politikwissenschaft mit verve vorge­
tragen worden war, fand daher lebhaften 
Widerspruch. Für die Meinen Völker — 
gerade der neuen Demokratien — ist 
nach jahrzehntelanger Fremdbestimmung 
ein gemeinsames „Haus Europa“ nur 
wünschenswert, wenn ihre Identität und 
damit auch politische und ökonomische 
Selbstbestimmung gewahrt bleibt. Die 
Überwindung des Nationalstaats und der 
nationalen Souveränität kann daher im 
mitteleuropäischen Ambiente nicht nur 
vertikal nach oben, zu supra-nationalen 
Instanzen hin erfolgen. Deren demokrati­
sche Legitimität muß erst an der Basis 
durch horizontale Kooperation der Völ­
ker und Regionen geschaffen werden. 
Nur politische Selbstbestimmung, die 
sich in institutionalisierten Verfahren der 
Mitwirkung und Mitbestimmung äußert, 
bietet letztlich Gewähr für ein demokrati­
sches Europa und ist daher Auftrag an die 
ArchiteMen, die am grand design dieses 
Hauses arbeiten. Das Konzept der kon­
zentrischen Kreise von Jacques DELORS

bedeutete ja nur, daß die neuen Demokra­
tien um die Südfrüchte ihrer Revolution 
betrogen würden und auch weiterhin die 
KellerMnder des Wirtschaftswunders 
bleiben sollten. Umso gewichtiger ist da­
her der in der Stainzer ErMärung neuer­
lich geforderte Marschallplan.

* sk *
Zur Verfassung Europas gehört auch, daß 
die Rechte der Meinen Völker als Volks­
gruppen und Sprachminderheiten bereits 
heute von „Les Grandes Nations“ recht­
lich institutionalisiert anerkannt werden, 
wie der Landeshauptmann von Südtirol 
mit Verweis auf das eigene Beispiel und 
dem ganzen Gewicht seiner Person über­
zeugend darlegte. Ob Personalitäts- oder 
Territorialitätsprinzip, ob politische oder 
kulturelle Autonomie oder sorgsam aus- 
geMügelte Mischformen, sicherlich wird 
es noch viel institutioneller Phantasie be­
dürfen, um Volksgruppen, und Sprach­
minderheiten in ihrer Existenz als Grup­
pe zu sichern. Durnwalders Plädoyer war 
daher auch für österreichische Ohren be­
stimmt, als er feststellte, daß jede Mehr­
heit daran zu messen sein wird, wie sie 
mit ihrer Minderheit im eigenen Land 
umgeht. KolleMive Grappenrechte in 
Verfassungsrang sind daher zwar eine 
notwendige, aber sicher keine hinrei­
chende Bedingung für den Schutz von

Volksgruppen, wie die Politik kommuni­
stischer wie postkommunistischer Herr­
schaftssysteme gezeigt hat und noch 
zeigt. Die Euphorie der deutschen Wie­
dervereinigung verstellt nur zu leicht den 
Blick darauf, daß noch nicht alle Revolu­
tionen friedlich, d.h. erfolgreich, abge­
laufen sind. Vergessen ist mittlerweile 
nicht nur der Platz des Himmlischen 
Friedens, im Schlagschatten der Kamera­
scheinwerfer liegt auch ein Land, das 
schon einmal nicht nur für europäische, 
sondern Weltgeschichte gesorgt hat.
Wie kann Albanern im Kosovo zugemutet 
werden, über die „serbische Frage“ zur 
Umgestaltung des jugoslawischen födera­
tiven Systems zu verhandeln, solange ihr 
Anliegen einer Reform eben dieses föde­
rativen Systems durch Anerkennung des 
Kosovo als eigener Republik im jugosla­
wischen Bundesstaat als „Separatismus“ 
mit polizeistaatlichen Methoden verfolgt 
wird? Die Verletzung der elementarsten 
Menschenrechte im Kosovo zeigt daher 
sehr deutlich, daß Rechtsstaat und Demo­
kratie notwendige Voraussetzungen jedes 
Systems eines Volksgruppenrechtsschut­
zes sein müssen. Der albanische Dichter 
aus Prishtine, der sein Brot als Journalist 
erwarb, ehe die serbische Regierung alle 
massenmedialen Äußerungen in albani­
scher Sprache verbot, bat daher sehr ein-



dringlich bei diesem Symposion; Das Ko­
sovo ist nicht nur eine „interne“ Angele­
genheit zwischen Serben und Albanern. 
Kann es „Neutralität“ gegenüber Men­
schenrechtsverletzungen geben? Nicht 
hur für die Helsinki-Föderation, auch für 
jeden von uns muß das Kosovo eine euro­
päische Verantwortung sein!

sk sH H«
Was jahrzehntelanger Zwang zur Erler­
nung der russischen Sprache bewirkte, 
zeigte sich ebenfalls sehr deutlich bei die­
sem Symposion: der polnische Senats­
marschall, der jüngste freigewählte unga­
rische Abgeordnete, die Universitätsdo­
zentin für Europarecht aus Zagreb, sie 
alle sprechen, diskutieren in ... deutscher 
Sprache. Nur eine Geste der Höflichkeit 
gegenüber Gastgebern? Oder ist doch 
deutsch die lingua firanca Mitteleuropas? 
„Wir Ungarn sind ein kleines Volk, wir 
müssen daher Sprachen lernen“, antwor­
tete der Dozent aus Budapest auf meine 
diesbezügliche Frage. Und was tun wir

Österreicher, bevor wir dem Vereinten 
Europa angehören?

* 5k *
Gibt es schließlich nicht nur eine rest- 
österreichische, sondern auch eine 
„mitteleuropäische“ Seele, das kollektive 
Unterbewußtsein einer Gemeinsamkeit 
zwischen Lwow/Lemberg und Trieste/ 
Trst, zwischen Kraköw/Krakau und 
Zagreb/Agram? Geht es nicht um die Be­
schwörung der Geister aus der Kapuzi­
nergruft, wird sehr schnell klar: es ist das 
„allgemein Menschliche“, das Vorrang 
gegenüber Ausgrenzungen und Abwer­
tungen des Anderen hat. Es ist die Würde 
des Individuums, der menschlichen Per­
son, die der größte gemeinsame politi­
sche Nenner ist. Das polnische KOR, die 
Charta 77 und alle Bürgerforen haben in 
ihrem Kampf gegen die politische Herr­
schaft kommunistischer Parteien diesen 
einen Begriff genau zweihundert Jahre 
nach der Großen Revolution wieder ins 
Zentrum des politischen Handelns ge­

stellt: Es ist die Renaissance des cityoen, 
des mündigen Bürgers, der politisch aktiv 
gemeinsam mit anderen sein „Schicksal“ 
fremdverschuldeter Unmündigkeit ab­
schüttelt und zum Ende zwar nicht der, 
aber dieser Geschichte geführt hat. Vor 
lauter „post“ dürfen wir daher auf die 
zivilisatorische Errungenschaft der Mo­
derne nicht vergessen, wie sie so unüber­
trefflich 1776 in der amerikanischen 
Unabhängigkeitserkiärung auf den Be­
griff gebracht wurde: „We hold these 
truths to be self-evident, that all men are 
created equal, that they are endowed by 
their Creator with certain unalienable 
Rights, that among these are Life, Liberty 
and the pursuit of Happiness.“ Die neue 
Ethik der Freiheit gegenüber dem Slogan 
„Ich bin nichts ohne die Partei“, wie sie 
in den demokratischen Revolutionen in 
Ostmitteleuropa vorgelebt wurde, wäre 
diese nicht auch für Österreich zumindest 
nach-denkenswert?
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STAINZER ERKLÄRUNG
Das annus mirabilis 1989 hat Europa ungeahnte neue Chancen und Perspektiven eröffnet. Zugleich 
werden neue Verantwortungen, Verpflichtungen und drängende Probleme sichtbar, die uns alle zu dy­
namischer und offensiver Gestaltung herausfordern.
Die Teilnehmer des Stainzer Symposions „Kultur, Wirtschaft und Politik im Wandel“ stellen daher 
fest:
1. Europa tritt in eine historische Phase der Selbstbestimmung. Der Kommunismus in den Ländern 
des östlichen Mitteleuropa ist gescheitert. Er hat unverantwortliche Schäden in der wirtschaftlichen 
und sozialen Struktur dieser Länder hinterlassen und das ökologische Gleichgewicht bis an die Gren­
ze des Reparablen zerstört. In das entstandene Vakuum drohen nationalistische und chauvinistische 
Strömungen einzudringen. Dies umso mehr, wenn es nicht gelingt, die beträchtlichen ökonomischen 
Hoffnungen der Völker dieser Länder in angemessener Zeit zu erfüllen. Ähnliches gilt für das westli­
che-Europa. Dort führen die neuen Wanderungsströme zu Verunsicherungen und Xenophobien, die 
gleichfalls in Nationalismus münden können.
Es ist daher notwendig, daß sich die OECD-Staaten zu einem MARSHALL-PLAN für das östliche 
Mitteleuropa entschließen, mit dem die gewaltigen sozialen und ökologischen Altlasten bewältigt 
werden können. Nur dann wird Platz für unternehmerische Initiativen, hat die ökosoziale Marktwirt­
schaft eine reelle Chance.
2. Eine positive Folge der mitteleuropäischen Umwälzungen ist die Wiederentdeckung geschichtli­
cher Räume und Kulturen innerhalb der weitaus jüngeren Nationalstaaten. Mit dem Ende der Blöcke 
ist eine neue Vielfalt entstanden, die den patriotischen Gefühlen der Bevölkerung Geborgenheit und 
Heimat bietet.
Es ist die Überzeugung der in Stainz versammelten Politiker und Experten, daß diese Vielfalt in ein 
Europa der Subsidiarität und der Regionen eingebracht werden muß. Diese Prinzipien sind im Sinne 
der Resolutionen der Versammlung und der Konferenz der Regionen Europas in die Römer-Verträge 
einzubauen. Sie stellen nicht zuletzt die Teilnahme des Volkes an der europäischen Entwicklung 
sicher.
3. Gerade ein Europa der Regionen und der kulturellen Vielfalt kann den dynamischen Prozeß der 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Einigung befruchten und verstärken (Einheit in Vielfalt). 
Mit den USA bleibt ein solches Europa in einer transatlantischen Wertegemeinschaft verbunden, die 
auf Demokratie, Pluralismus, Schutz der Menschenrechte, soziale Marktwirtschaft und freie Entfal­
tung des civis europeus baut.
4. Zur Verstärkung der Wertegemeinschaft der Menschenrechte soll das System des Straßburger 
Menschenrechtsschutzes so rasch wie möglich auf die Staaten des östlichen Mitteleuropas ausgewei­
tet werden.
Dieses System ist durch einklagbare kollektive Menschenrechte zu ergänzen.
5. Österreich hat in diesem neuen Europa neben seinem Bemühen um EG-Mitgliedschaft eine Reihe 
von weiteren Aufgaben und Verpflichtungen. So sollen
• Inhalt und Auslegung der österreichschen Neutralität den neuen Entwicklungen gerecht werden;
• die traditionelle österreichische Nachbarschaftspolitik mit den Ländern des östlichen Mitteleuropa 
vor allem im wirtschaftlichen, ökologischen und bildungspolitischen Bereich qualitativ und quantita­
tiv verstärkt werden. 
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Stefan KARNER, Gerald SCHÖPFER 
(Herausgeber); ALS MITTELEUROPA 
ZERBRACH, 235 Seiten, 59 Abbüdun- 
gen, Band 1 der Reihe: Unserer Zeit 
Geschichte, Veröffentlichungen des Insti­
tuts für Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
der Karl-Franzens-Universität Graz, Ver­
lag Leykam, Graz 1990, 298,— Schilling. 
Ein Team von 13 Autoren rezipiert in 13 
Beiträgen ihre Sicht zur Wende vom alten 
Mitteleuropa Österreich-Ungarns- zum 
neuen Mitteleuropa der Zwischenlcriegs- 
zeit. Der Untertitel dieser Publikation 
„Zu den Folgen des Umbruchs in Öster­
reich und Jugoslawien nach dem Ersten 
Weltkrieg“ engt den Bearbeitungsraum 
notwendigerweise ein. Die Spezialisie­
rung der Beiträge, wie die Darstellung 
des Schicksals des Mürzzuschlager Ham­
merwerkes Nierhaus im Jahre 1918 durch 
Wolfgang Seidl, ermöglicht nun einer­
seits jene Bearbeitungstiefe, die das fach­
liche Interesse des Lesers motiviert, 
kostet aber natürlich andererseits den ge­
meinsamen Rahmen der zeitgeschicht­
lichen Inszenierung der Staatenwende 
nach dem Zerfall der Österreich-Ungari- 
sehen Doppelmonarchie.
Die Idee, daß etwas, das zerfallen kann, 
auch wieder — in welcher Form auch 
immer — zusammenwachsen kann, ist — 
gestützt auf die aktuellen Ereignisse — 
eine der Grundlagen dieser Publikation. 
Über die redliche Pflichterfüllung retro­
spektiver Forschung im Sinne der Ge­
schichtswissenschaft hinaus ist auch die 
Aufarbeitung der jüngeren Vergangenheit 
ein Schlüssel zur möglichen Bewältigung 
nachbarschaftlicher Zukunft. In diesem 
Sinne ist auch das gemeinsame Vorwort 
der beiden Herausgeber zu verstehen. So 
hat der Beitrag des Triestiner Slowenen 
Joze Pirjevec über die Entstehungsphase 
des SHS-Staates der Südslawen geradezu 
erschreckende Aktuahtät in bezug auf die 
auch von uns diagnostizierte Existenz­
krise des Nachfolgestaates. Gleiche Inter­
pretationen können der Darstellung der 
Gründung jenes SHS-Staates unterstellt 
werden — ein Beitrag des Laibacher 
Univ.-Prof. Janko Prunk.
Der Wiener Univ.-Doz. und Südosteuro­
paexperte Arnold Suppan faßt auf 11 
Seiten seine Konzeption vom Untergang 
der Donaumonarchie zusammen. Er setzt 
damit.den Rahmen für die mit Detail­
fragen befaßten Beiträge. Auch der Arti­
kel „Problemfelder des wirtschaftlichen 
Aufbaus in Österreich 1918/19“ des Mit­
herausgebers und Zeithistorikers Stefan 
Karner argumentiert auf der Staatsebene. 
In einer zweiten Arbeit analysiert Karner 
die personelle Zusammensetzung der 
untersteirischen Wirtschaftsführung und 
ihren Wandel zwischen 1917 und 1920. 
Mit der Steiermark befassen sich auch 
vier andere Autoren. Der Historiker und 
Generalkonsul Österreichs in Krakau, 
Emil Brix, stellt die sprachlich-ethnische

EX LIBRIS
Bevölkerungszusammensetzung und de­
ren Wandel in der (ehemaligen) Unter­
steiermark dar. Die beiden Grazer Histo­
riker Beer und Staudinger dokumentieren 
in Urkundentexten die „Miles Mission“, 
die im Jänner 1919 über die steirisch­
slowenische Grenzsituation berichtete. 
Gerhard Dienes, Direktor des Grazer 
Stadtmuseums und Leiter der Südbahn- 
ausstellüng 1987, schreibt über die Folgen 
des Endes der klassischen Südbahn, ins­
besondere für den Grazer Raum. Peter 
Teibenbacher, Assistent an Schöpfers In­
stitut ; für Wirtschafts- und Sozialge­
schichte, analysiert die ersten Grazer 
Wahlen in der neuen Republik 1919. Auch 
hier ergeben sich aktuelle Bezüge.
Zwei weitere Beiträge (Claudia Fräss- 
Ehrfeld und Theodor Domej) befassen 
sich mit der Berichtszeit dieses Buches in 
Kärnten und konzentrieren sich auf die

Zusammenhänge von Selbstbestim­
mungsrecht und Volksabstimmung. Der 
Grazer Germanist Uwe Bauer schließlich 
stellt Leben und Werk des Dichters Fried­
rich von Gagern (1882—■ 1947) dar, der in 
seinen mythisierten Interpretationen zum 
Spiegelbild des Zeitgeistes wurde.
Ein Orts- und ein Personenregister geben 
dem stark diversifizierten Inhaltspro­
gramm der Gesamtpublikatipn eine 
Orientierungshilfe. Warum haben nicht 
alle ähnlich konzipierten Sammelwerke 
solche Verzeichnisse? Sie sind ehrlich 
und geben jene Überschaubarkeit, die 
sonst verlorenzugehen droht. Die inhalt­
liche Kürze der Beiträge, im Durchschnitt 
sind es 14 Seiten pro Beitrag, lädt auch 
durch die neue Fülle an Mitteleuropa­
analysen geplagte Leser ein.

K. A. Kubinzky

Mitteleuropa — eine Mode
Die Chaostheorie ist out, Mitteleuropa hieß der wissenschafthche Schla­
ger des Jahres 1990.
Vom Ornithologen bis zum Byzanthinisten, vom Numismatiker bis zum 
Immunologen: Jeder der heute wissenschaftlich etwas auf sich hält, hat 
auch ein paar schlaue Sätze zum Thema Mitteleuropa parat. Und er ver­
gißt dabei nicht den dezenten Hinweis auf seine guten Kontakte zum ein­
stigen Osteuropa. Freilich konnte man über den Eisernen Vorhang hin­
weg nicht so unbeschwert miteinander kommunizieren. Jetzt aber, wo die 
Grenzen offen sind, zeigt sich die wahre Freundschaft. In guten Zeiten 
wankt diese bekanntlich nur selten.
„Traumland Mitteleuropa“ heißt ein Essayband aus dem Jahre 1988. Un­
ter den zwölf Autoren findet sich ein einziger Österreicher — er galt da­
mals als Utopist. In diesem Heft schreibt er nur (mehr) kurz zu dem The­
ma. Die Nachreiter brauchen keinen Vorreiter mehr. Eine gute Idee darf 
nicht monopolisiert werden. Im Gegenteil: Sie soll von möglichst vielen 
weiter getragen werden.
Bei der plötzlichen „Entdeckung“ Mitteleuropas sei jedoch die Frage 
nach der Motivation der zahllosen „Entdecker“ gestattet. Wo waren sie 
vor zwei, drei Jahren, als unsere östlichen Nachbarn noch tatsächlich.be­
droht waren? Damals galt Mitteleuropa als eine Vision, mit der nur weni­
ge Wissenschaftler ihre Zeit verschwenden wollten. Heute ist Mitteleuro­
pa eine greifbare Realität, die Profit in Aussicht stellt.
Reputation und Subvention auf Kosten von Menschen, die verzweifelt 
nach einer neuen Identität suchen und um’s Überleben kämpfen?
Die wissenschaftlichen Voyeure und Trittbrettfahrer mögen doch bei ih­
rer Chaostheorie bleiben!
Die Lage ist zu ernst, um sie für wissenschaftliche Lorbeeren zu benut­
zen. Die Zeit der mitteleuropäischen Festreden ist out.
Mitteleuropa ist in — für all jene, die wirklich etwas tun wollen und nicht 
hinnehmen können, daß Österreich seine Grenzen versperrt, Flüchtlinge 
abschiebt...
An diesem Verhalten zeigt sich unser tatsächliches Verhältnis zu Mittel­
europa, für das wir verbal so gern die Fahne schwingen.

Elisabeth Welzig



ANNUS MIRABILIS 1989
Jänner:
Jugoslawien: Erste Parteigründungen 
neben der Kommunistischen Partei in 
Slowenien und Kroatien.
Ungarn: Am 10. Jänner stimmt das Un­
garische Parlament der Zulassung von 
unabhängigen Parteien zu.
Polen: Das Zentralkomitee billigt ein 
Programm des gewerkschaftlichen und 
politischen Pluralismus in einer „soziali­
stischen, parlamentarischen Demokra­
tie“. Dies bedeutet die Wiederzulassung 
der Solidarnosc. In der Folge werden 
etliche neue Parteien gegründet.

Februar:
Polen: Am 6. Februar beginnen Gesprä­
che unter Einbeziehung von Regierung, 
Solidarität und katholischer Kirche.

März:
Polen: Die neue Offenheit macht sich 
breit: Das Massaker an 40.000 polnischen 
Offizieren in Katyn durch den stalinisti- 
schen Geheimdienst wird aufgedeckt. 
Jugoslawien: Ausnahmezustand im Ko­
sovo nach Einschränkung der Selbst­
verwaltung und Demonstrationen der 
Albaner. Die Gegensätze zwischen den 
nördlichen Republiken und Serbien ver­
schärfen sich.

April:
Polen: Am, 5. April beschließen die Ver­
treter der Solidarität und die Regierung 
die Abhaltung freier Wahlen und die 
Legalisierung der Union nach 9wöchiger 
Beratung am Runden Tisch. Es wird ein 
Zwei-Kammem-System beschlossen 
(Sejm und Senat). Auflösung des Staats­
rates, stattdessen Präsident mit Exekutiv­
vollmachten. Erweiterung der Rechte der 
Religionsgemeinschaften. Richter dürfen 
nicht mehr durch staatliche Behörden 
entlassen werden. Die Opposition ist 
wieder in den Medien vertreten.

Mai:
Ungarn: Am 2. Mai beginnen ungarische 
Soldaten mit dem Abbau des Eisernen 
Vorhangs. Am 30: Mai rehabilitiert die 
Kommunistische Partei Ungarns den 
früheren Premier Tmre Nagy, der 1956 
wegen seiner Rolle beim Volksaufstand 
hingerichtet wurde. Der damals einge­
setzte Staatspräsident Janos Kadar wurde 
schon am 8. Mai abgesetzt.
Polen: Am 17. Mai anerkennt Polen offi­
ziell die Römisch-Katholische Kirche.

Juni:
Polen: Am 4. Juni erzielt die Solidarität 
einen überwältigenden Erfolg bei den 
freien Wahlen.
Jugoslawien: Am 16. Juni wird im slowe­

Jahren bestehende Vereinbarung mit der 
DDR und erlaubt DDR-Bürgern die Aus­
reise in den Westen.
Am 11. September öffnen sich um Null 
Uhr die Schlagbäume an der Grenze zu 
Österreich; mehr als 57.000 Ostdeutsche 
nützen die Gelegenheit, unterstützt von 
der österreichischen Regierung, versorgt 
vom Roten Kreuz.
DDR: Eine neue Oppositionspartei — 
Neues Forum — gibt ihr erstes Parteipro­
gramm am 12. September bekannt.

Oktober:
DDR: Am 3. und 4. Oktober hindern 
tausende Ostdeutsche die Polizei am Be­
steigen der Flüchtlingszüge, die von Prag 
über Dresden in die BRD fahren. Am 7. 
und 8. Oktober werden Protestmärsche in 
Dresden, Leipzig und Ostberlin gewalt­
sam aufgelöst. Am 18. Oktober tritt Erich 
Honecker zurück, sein Nachfolger wird 
Egon Krenz, der später von Hans 
Modrow abgelöst wird.
Ungarn: Am 7. Oktober distanziert sich 
Ungarns Regierungspartei vom Kommu­
nismus. Am 23. Oktober erklärt sich 
Ungarn zur unabhängigen Republik.
Am 25. Oktober erklärt Gorbatschow in 
Helsinki, daß die Breschnew-Doktrin 
keine Gültigkeit mehr habe.

nischen Parlament eine Verfassungsände­
rung beschlossen, in der das Recht der 
Republik auf Austritt aus dem Bund ver­
ankert wird. Trotz der Verschärfung der 
nationalen Gegensätze bekommt Jugo­
slawien den Beobachterstatus im Europa­
rat verliehen.

Juli:
Polen: Am 25. Juli lädt der mit nur einer 
Stimme Mehrheit gewählte Präsident 
Jaruzelski die Solidarität zur Bildung 
einer Koalitionsregierung ein. Im Gegen­
satz zum demokratischen Aufschwung 
verschlechtert sich die wirtschaftliche 
Lage Polens drastisch.

August:
Polen: Tadeusz Mazowiecki wird am 19. 
August erster nicht-kommunistischer 
Regierungschef Polens seit dem Zweiten 
Weltkrieg,
Ostdeutsche Urlauber füllen die west­
deutschen Botschaften in Budapest, Prag 
und Ostberlin.
Die ersten Demonstrationen der Studen­
ten in Prag werden noch von der Polizei 
auseinandergeprügelt.

September:
Ungarn: Budapest bricht eine seit 20



November:
Tschechoslowakei: In Prag kommt es zu 
Massendemonstrationen. Die Kommuni­
kationszentren der Opposition sind hier 
nicht wie in der DDR und in Polen die 
Kirchen, sondern die Theatersäle, hier 
probt man den Aufstand. Studenten- und 
Künstlerstreiks sind so massiv, daß der 
Gedanke der Regierung, Arbeitermilizen 
einzusetzen, fallengelassen wird. Das 
neugegründete Bürgerforum mit dem 
Dichter Vaclav Havel und dem Außenmi­
nister des Prager Frühlings, Jiri Hajek, 
untermauert die Demonstrationen theo­
retisch. Zu Ende des Monats und Anfang 
Dezember kommen die ersten Reformen: 
Die Führungsrolle der KP wird aus der 
Verfassung gestrichen, genauso wie der 
Verfassungsartikel über die Erziehung 
der Jugend im marxistisch-leninistischen 
Denken. Als drittes Land nach Polen und 
Ungarn baut die Tschechoslowakei den 
Eisernen Vorhang ab.
DDR: Am 7. November wird bei der Sit­
zung des Politbüros der Staatspartei SED 
der Rücktritt der Regierung beschlossen. 
Der Druck der Massendemonstrationen 
wird immer stärker. In der Nacht vom 
6. auf den 7. November demonstrieren 
allein in Leipzig 500.000 Menschen für 
freie Wahlen, den Rücktritt der Regie­
rung und den Abriß der Berliner Mauer. 
In der Nacht vom 9. auf den 10. Novem­
ber öffnen sich die Grenzstationen in 
Berlin. Ostberlin hebt den Schießbefehl 
auf und beginnt den Todesstreifen zu ent­
schärfen.
Bulgarien: Staats- und Parteichef Todor 
Schiwkow tritt zurück, der Reformer 
Petar Mladenow wird sein Nachfolger.
Ungarn: Am 26. November kommt es 
zur ersten Volksabstimmung, bei der die 
Kommunisten eine Niederlage erlitten. 
Die Betreiber der Abstimmung sind die 
Freien Demokraten, der Bund Junger 
Demokraten (FIDESZ), die Kleinland­
wirte und Sozialdemokraten, die soge­
nannte Kleine Koalition.

Dezember:
Tschechoslowakei: Die Koalitionsge­
spräche führen zu einer für die Opposi­
tion unbefriedigenden Lösung, da 16 von 
21 Ministern Mitglieder der KP sind. Am 
4. Dezember erzwingen erneute Demon­
strationen eine neue Regierung, in der die 
Nichtkommunisten in der Mehrheit sind. 
Millionen jubeln im ganzen Land, 
Kirchenglocken läuten, Fäbrikssirenen 
heulen und Autos hupen. Die Wahl des 
Staatspräsidenten wird für den 29. De­
zember festgelegt. Alexander Dubcek ist 
neuer Parlamentspräsident. Der Wunsch 
der Demonstranten „Havel na hrad! “ er­
füllt sich; Der Schriftsteller, wesentlicher 
Aktivist des Bürgerforums und Mitbe­
gründer der „Charta-77-Bewegung“ wird 
Staatspräsident. .
Jugoslawien: Die für den 1. Dezember in 
Laibach von den Serben geplanten De­
monstrationen werden von den Slowenen

geschickt verhindert. Am 8. Dezember 
schließt sich die slowenische Opposition 
zur Wahlkoalition „DEMOS“ zusam­
men. Sie besteht aus der Christlich- 
Demokratischen Partei, der Demokrati­
schen Partei, dem Bauernverband, den 
Freien Unternehmern, den Grünen, der 
Vereinigung der Italiener. Auf dem Par­
teitag der kroatischen KP erklären sich 
die Vertreter der Partei bereit, Parteien 
zuzulassen und freie Wahlen in Kroatien 
vorzubereiten. Es kommt zu einer Art 
Handelskonflikt zwischen Serbien und 
Slowenien. Seit 29. Dezember gibt es in 
Slowenien ein Wahlgesetz, nach dem 
auch die Oppositionsparteien kandidieren 
können.
Rumänien: Am 18. Dezember beginnt 
auch hier eine Welle des Protests, blutig

niedergeschlagen von der Geheimpolizei. 
Auslösender Faktor ist die Verhaftung des 
regimekritischen evangelischen Pastors 
Laszlo Tökes. Es kommt zu öffentlichen 
Verbrennungen von Ceausescu-Bildern. 
Das Volk leidet unter den Versorgungs­
engpässen. Die Demonstrationen in 
Temesvar, Arad und Bukarest nehmen zu. 
Am 13. Dezember werden die flüchtenden 
Ceausescus verhaftet, von einem Schnell­
gericht verurteilt und sofot exekutiert. Ar­
mee und Securitate liefern sich einen bluti­
gen Kampf. In vielen Ländern Europas 
laufen Hilfsaktionen an, auch zu dem 
Zweck, die neue provisorische Regierung 
zu unterstützen. Die Chancen für eine De­
mokratie sind jedoch ungewiß.

Alexandra Göbhart
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C ULTUR politicum
Heimo Widtmann

NOCH IMMER GETEILTES 
MITTELEUROPA

Als schlichter Österreicher ist man 
überrascht und hat es dennoch 
schwarz auf weiß vor sich; Zwei 
Spitzelakte wurden angelegt, einer von 

der STAPO, einer von der STASI. Die 
amtlichen Mitteilungen kamen vom öster­
reichischen Innenministerium bzw. von 
einem ehemaligen DDR-Staatssekreta- 
riat. Der spitzelwürdige Tatbestand war 
nicht von ungefähr in beiden Fällen der 
gleiche, nämlich das langjährige, ebenso 
riskante wie engagierte Bemühen um 
frühe Kontakte mit Menschen und Hoch­
schulen DRÜBEN, im Osten, weil man 
schon 1968 und noch vorher an ein gan­
zes Europa geglaubt hat. Heute — nach 
der Wende — wissen es alle jene besser, 
die jahrzehntelang bequem und feig den 
Eisernen Vorhang gescheut haben, ohne 
sich vor Ort um DRÜBEN z;u kümmern 
und die Angst mit den Menschen im 
Osten zu teilen. Heute fahren sie mit 
Rucksäcken voll guter Ratschläge quer 
durch Osteuropa und bleiben dennoch 
ahnungslos, machen vieles falsch, weil 

82 sie die Situation nie richtig kennengelernt 
haben, weil sie nicht wissen, was es 
heißt, 45 Jahre lang in einer menschen­
verachtenden Diktatur zu leben, weil sie 
nicht bereit waren, immer wieder das 
bestürzende Leben mit den Menschen 
DRÜBEN über Jahrzehnte hin zu teilen 
und weil sic daher keine Ahnung von der 
verletzlichen Psyche eben jener Men­
schen in Osteuropa haben können.
Die Ängste einer Seele heilen nicht über 
Nacht.
Umso peinlicher ist das ahnungslose 
Schulterklopfen, das die bisher im siche­
ren österreichischen Haus Gebliebenen 
gratis im Osten verteilen; Die selbst­
bewußten Stadtmeister, die bisher verbor­
genen Kulturmacher, die emsigen profes­
soralen Städtevereine, manche Journali­
sten und späte Hochschulvertreter. Was 
wissen sie von den Menschen DRÜBEN 
wirklich? Einen Schmarren!
Man muß einmal in einer „Friedens­
demo“ in Dresden oder Leipzig mitge­
gangen sein, um dieses schreckliche Mit­
einander von Angst, Mut, Verzweiflung 
und Entsetzen gespürt zu haben.
Dann verfaßt man vielleicht weniger 
großartige und weniger leichtsinnige Ma­
nifeste und Deklarationen über Osteuro­
pa, wie sie jetzt so beliebt geworden sind. 
Um die Erinnerung an die vergangene 
böse Zeit wieder wachzurufen, scheint

der Bericht über ein Ereignis jener be­
sonderen Art geradezu notwendig zu 
sein:

Der geteilte Frieden
„Gerade als die Kirche auf allen Ge­
bieten zum Rückzug blies, sah man 
den Klerus seine autoritativen, ag­
gressiven Bauwerke errichten.“
Pere Regamey, der französische Do­
minikaner, bezeichnet damit die bom­
bastisch-aufdringlichen Kirchenbau­
ten zur Zeit des ausgehenden 19. Jahr­
hunderts.
Vielfach umgeben von den Wohnbau­
ten der Gründerzeit und deren lichtlo­
sen Hinterhöfen stellen diese „Kathe­
dralen“ einen stolzen Kontrast zu den 
Behausungen der Menschen dar. Sie 
ragen wie maßlose Architektur-Fossi­
lien in unsere Zeit herein: Die Votiv­
kirche in Wien etwa, die Herz- 
Jesu-Kirche in Graz, der Dom in Ost­
berlin.
Von weltlichem Ruhm künden sie — 
weniger vom Reich Gottes. So sind 
sie Zeichen des Widerspruchs geblie­
ben.
Am Dresdner Altmarkt findet man 
die evangelische Kreuzkirche: Ein 
baukünstlerischer Rest inmitten der 
nahezu ausgelöschten Stadt. Das In­
nere des Gotteshauses verweist schon 
auf eine andere, eine neue Möglich­
keit christlich gebundener Raumge­
staltung. Nach einem zerstörenden 
Brand wurde dem Innenräum zur 
Jahrhundertwende die weit in die 
Zukunft weisende Gestalt des stren­
gen sächsischen Sezessionismus ge­
geben.
Die Einfachheit dieses Raumes mit 
seinen weit umgreifenden Emporen 
und die mit schlichten Mitteln gestal­
tete Möglichkeit des Beteiligtseins — 
für die feiernde Gemeinde ebenso wie 
für den einzelnen in seiner Hilfsbe­
dürftigkeit — verleiht dem Raum et­
was unbestechlich Demokratisches. 
Nach den Kriegsschäden zeigt sich 
das Innere der Kreuzkirche heute im 
schlichten Rohputz. Für die jungen

Menschen Dresdens aber erhielt sie 
damit nur ein Mehr an „evangelischer 
Glaubwürdigkeit“.
Viel Jugend kommt auch zu der sehr 
innerlich gestalteten Vesper.
Der Dresdner Kreuzchor ist hier zu­
hause und klärt durch seine Kunst das 
abendliche Beisammensein. Der 
Chor baut den musikalischen Rahmen 
für den Gemeindedienst und ist ge- 
stakhafter Teil der Gemeinde.
Von der Musik des Bach künden die 
Stimmen, aber auch von Bartok oder 
Britten, von Hindemith oder Messia- 
en. Und von Mozart, ja Mozart!
Viel Not, Angst und Hoffnung unse­
rer Zeit wird, in der Kreuzkirche von 
der Musik ergriffen und umfangen. 
Dazwischen spricht der evangelische 
Bischof von Dresden: Gefordert von 
der Qualität der Musik, gefordert von 
der Angst der Menschen, gefordert 
auch von den amtlichen Beobachtern 
der Deutschen Demokratischen Re­
publik.
Sorgfältig also spricht der Bischof, 
genau wählt er die Worte, und kurz ist 
sein Reden.
Keine „Geschwätzigkeits-Predigt“ er­
warten die Menschen hier von ihm, 
keine leeren Worthülsen. 
Sinnentleerte Phrasen verwüsten oh­
nedies die Straßen und Plätze des 
„anderen Deutschland“:
An Bahnhofs- und Fabrikshallen lau­
ern die großen roten Buchstaben, auf 
Gerüsten schwanken die militanten 
Sprüche der Volksarmee neben den 
glatten Gesichtern der Mächtigen. 
Doch kein Bischof der östlichen Hälf­
te Europas spricht heute mehr von ge­
rechter Gewalt:
Im „anderen Deutschland“ ist das an­
ders.
Es war auch anders an einem Fe­
bruartag des Jahres 1982 in der 
Dresdner Kreuzkirche, der kein ge­
wöhnlicher Februartag war; Es war 
der Sterbetag Dresdens:
Am 13. Februar 1945, vor achtund­
dreißig Jahren, wurden Dresden und 
seine Menschen zerstört, verbrannt, 
unkenntlich gemacht.



Das Florenz an der Elbe verlor seine 
Gestalt, die vielen Toten konnten 
nicht mehr gezählt werden.
Und während jenseits des „anderen 
Deutschland“ heute die Menschen in 
freier Entfaltung, engagiert, manch­
mal auch haltlos lärmend der Welt 
ihre Empörung über Krieg und ge­
waltsamen Tod mitteilen können, zog 
die Jugend Dresdens an jenem einsa­
men Februartag des Jahres 1982 still 
und mutig, umhüllt aber auch von 
Angst und Gelähr, zur Kreüzkirche, 
um im Schutz des Kircheninnereri der 
Vernichtung zu gedenken und vom 
Frieden zu reden:
Auch wenn es der geteilte Friede Eu­
ropas war, denn die Freiheit in der 

■ Stadt Bonn ist nicht die Freiheit in der 
Stadt Dresden.
Veronika ging vorsichtig zur Kreuz­
kirche. Auf dem Arm trag sie ihr 
Kind, für das sie eine gute Zeit er­
sehnte. An ihrem Blusenärmel waren 
die einfachen Buchstaben befestigt, 
wie bei den anderen auch:
„Schwerter zu Pflugscharen“.
Dieses Wort entstammt nicht dem 
seltsamen Repertoire westeuropäi­
scher Militärkapläne. Es ist das Wort 
der Bibel.
Mit den jungen Christen glitten und

schlängelten sich die Ledermäntel des 
STASI, des Staatssicherheitsdienstes, 
in den Kirchenraum.
Man erkannte sie an ihren unanstän­
digen Bewegungen, an den Augen. 
Manche rieben sich am Rohputz, wie 
Hunde es tun. Spitzel.
Mehr als 5000 Menschen füllten die 
Kreuzkirche mit . Angst und Erwar­
tung. Und noch einmal 5000 Men­
schen warteten vor den Toren der vol­
len Kirche.
Für die vielen brennenden Kerzen 
war der grob strukturierte Raum mehr 
als nur ein faszinierender Rahmen, 
und Veronika hob ihr Kind empor, als 
sollte das Licht es vor Schaden be­
wahren.
Der Bischof von Dresden redete mit 
den vielen, er hörte zu und antworte­
te, er tröstete und warnte.
Die Menschen saßen dicht, standen 
eng. Über ihnen kreuzten sich die 
Stimmen des Kreuzchores — den 
Greifern entzogen — so unschuldig 
und stark zugleich, wie nur Musik es 
sein kann.
Eine kostbare Nacht lang war die 
Angst von den Fünftausend im Osten 
genommen, durften sie sich der Sehn­
sucht nach Frieden furchtlos ergeben. 
Am nächsten Tag schon holten sich

die unanständigen Ledermäntel des 
STASI die furchtlosesten Bekenner 
von den Schulen und Arbeitsplätzen. 
Schnell auch bedrohte Gewalt das 
Tragen der aufgenähten Worte des 
Friedens.
Es war die Antwort der Herren des 
„anderen Deutschland“ auf den Frie­
densmut von Dresden: In ihren Dok­
trinen war nur Platz für einen geteil­
ten Frieden.
Doch noch tagelang war der Aufnäher 
zu sehen; „Schwerter zu Pflugscha­
ren“. Ganz alte Frauen trugen ihn und 
die Mütter mit den kleinen Kindern. 
Denn am meisten fürchtet Gewalt 
die Wehrlosen.
Zur großartigen Raumgestalt der 
Kreuzkirche hat sich seither eine neue 
Dimension gefügt:
Die Dimension des gelebten, gewalt- 
freien Widerstandes.
Veronika aber ist dennoch in der 
Angst gebheben.
Vom geteilten Frieden wurde ihr nur 
wenig zuteil:
Ein wenig Hoffnung.
Mit dieser Hoffnung wird Veronika 
weiterleben.

aus: „Drüben“ von Heimo Widtmann und Fritz Panzer, 
Verlag für Sammler, Graz, 1983.



Mitteleuropa
Welch geharnischtes Wort 
An wen haben wir unsere Ängste verkauft 
Und an wen die andere Seite 
Ihren Stacheldraht?
Ich tausche Dir meinen Säbel 
Gegen Deine Krücke 
Pflüge für Heerscharen 
Werte zu Lügen 
Verkaufen sie mir Ihre Utopie?
Rien deja vü!
Faites notre jeu!
Oder wissen sie was besseres?

Gerhard Leixl



Die Brücke
Ich kenne eine Brücke
Sie setzten den ersten Stein
Ich weiß nicht mehr wo es begann
An der Donau oder am Rhein
Munter spannte sich der Bogen
Bis unter das Himmelszelt
Und jeder hätte gelogen
Der behauptet, das kostet kein Geld
In eifriger Euphoria
Schritt das Werk wohl zügig voran
Doch Jesus Maria
Die Physiognomia
Entlarvt den latenten Tyrann!
Von beiden Ufern begonnen 
Die Arbeit war mühvoll und schwer 
Ohn’ Unterlass schienen die Sonnen 
Die Statik gab nichts mehr her 
Vereint war die Mühe, der Stolz 
Wer es kann, mach, sich seinen Reim 
Die einen hatten das Holz 
Die anderen hatten den Leim 
Einer, der ließ sich nicht blenden 
Von zunehmend einig Gewähr 
Ein Reisender sah die zwei Enden 
Er lebt nun schon lange nicht mehr 
Trotz aller Schwüre Insbrunst 
Sah er das Gebilde nicht eben 
Zur Vereinigung drängt 
Am Gelde hängt 
Das Leben!
Die einen konnten nicht sehen 
Die anderen spürten nicht mehr 
Der wichtigste Stein für den Bogen, 
Der Schlußstein 
War allen zu schwer

Gerhard Leixi



safiricnm
von Bernd Schmidt

Motto: „In fernem Land, unnahbar euren 
Schritten...“

(R. Wagner, „Lohengrin“, HI/3)

A) Mitteleuropa — ein Versuch 
einer Versuchung.

Leda hat — vermutlich — dem zudring­
lichen Schwan irgendwann etwas erwi­
dert. Und Elsa dem Lohengrin, bevor er 
seinerseits den Schwan zur Weiterfahrt 
buchte. Verwirrung schwant mir. Da lau­
ert er, der stabreimende Richard, wo­
möglich als venezianischer Leu getarnt 
(denn wo du stirbst, dort laß dich ruhig 
nieder!)... Oder bläst — blaßblondblau­
äugig nunmehr jede mit jedem ins selbe 
Hom? (Man vergebe, mir scheint die 
Alliteration abhanden gekommen zu sein! 
Gottlob, hol er sie mir wieder!) 
Obenerwähnte Leda (in Plüsch ge- und 
wohl auch mitunter un-gehalten), mag 
nun, sich dem Wust antiken Schwanen- 
sees entwringend, durchaus guter Dinge 
sein. Und auch Elsa bringt manch Hüb­
sches über den herzerfrischend roten 
Mundrand (etwa: „Was er verbirgt, wohl 
brächt’ es ihm Gefahren, / vor aller Welt, 
spräch’ es hier aus sein Mund“). Und 
eins sind die früher geteilten Staaten. 
Doch — was hat das mit uns, mit Mittel­
europa zu tun?
Hat es überhaupt?
Und was ist Mitteleuropa?
Es hat. — „Es gibt törichte Wiener, die 
sich mit dem Zerfall des alten großen 
Österreich-Ungarn abgefunden haben, 
sich mit dem winzigen Restreich-Öster- 
reich bescheiden, die „froh sind“, nichts 
mehr vom gemischtsprachigen Kreis­
gericht in Trautenau zu hören, dem viel 
umstrittenen Sandschak und Trentino. 
Wie das alles hinter uns liegt! Als wäre es 
nie gewesen“, schreibt Roda Roda in sei­
ner Meister-Humoreske „Die Gans von 
Podwolotschyska“. Wie das alles hinter 
uns liegt. Liegt es wirklich hinter uns? 
Oder doch auch vor — ?

B) Mitteleuropa — ein Gewinn. 
Für wen?

Leda und Lust — Lust und Laune — 
Schuld und Sühne. Von Stabreim ist sogar 
wieder die Rede (und Widerrede), Ri­
chard W. erbarmt, sich unser. Auch Elsa 
deklariert sich schier. Dir Satz hat Wie­
dervereinigungs-Format: „Wie soll ich 
Ärmste glauben, / dir g’nüge meine 
Treu’?“
Wir sitzen eng im Boot, im selben. Und 
ergo: Lauter Ruderer. Und wähnen uns 
auf der Hoch-See der neuen Zeiten.
Es scheint angezeigt, sich den Kompaß — 
bei aller pohtischen Großwetterlage

(oder: Groß-Vettern-Lage?) — gründlich 
anzusehen. Ja, ihn sich einzuverleiben. 
Immerhin — wir machen uns auf die 
Wette mit den Wellen. (Das ist kein 
Druckfehler in Richtung Wahlen. Oder 
Quallen etc. Und überhaupt.)
Doch noch immer beugt sich, wie ko­
send, Zeus über Leda. Ihr schwant Böses. 
Sein Schwanenhals wendet sich. Zeus als 
Wendehals also? Wie wende-halsbreche­
risch. Solches hörend, wird der Götter- 
Über-Vater selbstredend von der Leda 
ziehen (o welch ein Kalauer!)...
Doch was hat Zeus mit Mitteleuropa im 
Sinn?

C) Mitteleuropa — Paradies des 
Mittelmaßes?

„Ach, dich an mich zu binden, / wie 
sollt’ ich mächtig sein?“ Man darf Elsen, 
der Wagner-Heroine, ihren Ausspruch — 
auch wenn er aufs erste Hinhören nicht 
eben besonders geistreich wirkt — nicht 
verdenken. Die Gute hat nachgerade viel 
Böses erdulden müssen. Und daß Richard 
W. allem Anschein nach wenig (oder 
nichts) von Voodoo gewußt hat, mag 
Ortruden vor entsprechendem Schaden 
bewahrt haben, wäre Elsens Gedulds­
faden endlich gerissen... Apropos Voo­
doo; Die Nadelstiche, nicht in wächserne 
Püppchen, sondern in diverse politische 
Richtungen — vornehmlich vom früheren 
Westen in den früheren Osten — versetzt, 
lassen zumindest für ein „neues“ Europa 
nicht durchaus Gutes ahnen. Und für ein 
„neues“ Mittel-Europa? Kaufkraft und 
Käuflichkeit werden Hieb- und Stich­
worte. Erste Inter-Essenskonflikte vor 
dichten Rolladen. Ehemalige DDR-Lite- 
raten, die plötzlich kaum mehr (West-) 
Marktwert haben, Ausverkauf sogar auf 
dem Seelen-Sektor.
Ich weiß, wenn wir von Mitteleuropa 
sprechen, denken wir eher alpen-adria- 
tisch. Von Triest aufwärts, der Südbahn 
(Gott hab’ sie selig!) entlang. Ein bißchen 
auch noch ungarisch und vielleicht süd­
deutsch. Ob das aber letztlich das Mittel- 
Europa zum Zweck sein kann? Ob es 
nicht doch besser wäre, großräumiger zu 
formulieren? Und — quasi als Einübung 
— im kleinräumigen Bereich Vorurteile 
auszuräumen. Denn Slavko, der Haus­
meister, hat nicht mehr oder weniger 
Slivo-Fahne als der Hausherr (nennen 
wir ihn Müller). Und ist „esterreichi- 
scher Staatenbirger“. In der Tat, auch 
wenn’s sprachlich nicht ganz Burgtheater­
reife hat, was er sagt.

D) Mitteleuropa — die Chance.
Ich weiß nicht so recht, was Chancen

sind. Daher bin ich persönlich solchen 
gegenüber vorsichtig. Sie haben etwas 
von Hab-Seligkeiten an sich, nicht wahr? 
Zugegeben, wenn — wie in Österreich 
nicht selten der Fall — die Großeltern 
noch aus der Bukowina, ein Teil der Ver­
wandtschaft aus Galizien oder ein paar 
Onkeln aus dem Karst kommen: Dann hat 
Mitteleuropa eine persönliche Dimen­
sion. Da gibfs keine Natio-Ba-Nalitä- 
ten... Aber wenn einem vielleicht eine 
Tante in Bukarest schmachtet — noch im­
mer, oder dem Cousin irgendwo anders 
alles weggenommen worden ist, dann —
------Ja, dann fällt es nicht ganz so leicht,
an den Wechsel in den politischen Ver­
hältnissen zu glauben. Und Sorge bereitet 
wohl auch der etwas überfallsartige „Um­
schwung“ in den Dingen — besonders in 
den ehemals zwei Deütschländern. Neu­
anfang — schön und gut, aber wie? Von 
den Ketten direkt und mit Hui in die Dis­
ketten? Im großen Land, wo jetzt die 
Kohlsprossen treiben?

E) Mitteleuropa — Zu-Land mit 
Hintertürin.

„Wir leben hier“, sagen die Leute in und 
um San Francisco, „obwohl wir wissen: 
Das große Erdbeben kommt...“ Und tat­
sächlich rüttelt es sie auch alle zwei, drei 
Monate ordentlich durch. Doch: „Wer 
hier lebt, weiß, daß er in einem der 
schönsten Länder der Welt lebt. Sterben 
muß man überall!“ Haben die Kalifömier 
mehr Mut als wir? Oder isfs Über-Mut? 
Sind sie offener, leben sie in keinem Zu- 
Land...? Oder schwimmen wir tatsäch­
lich nur im geistigen Erbe wie in einem 
zu groß ausgefallenen Swimmingpool? 
Jubeln unsere Nobelpreisträger (von 
früher) zu Lobeipreisträgem hoch, ver­
gessend, daß ihrer viele vormals in die 
Emigration oder in den Tod gehetzt wur­
den. Und würden uns vermutlich auch 
gern einen Marzipanabguß des Branden­
burger Tors anfertigen.
Solcherart durch’s Hintertür! Mittel­
europa nach Europa vorstoßend. Prost. 
Mahlzeit.

POSTSCRIPTUM:
Leda darf natürlich nicht im Regen ste­
hen, allein. Sie, des Zeus’ Gespielin, 
muß unbedingt (und wenn nur im entfern­
teren Denken) eingebunden werden ins 
Mitteleuropäische. Und auch Elsa (plus 
Lohengrin und Schwan) paßt schließlich 
in unser Schema. Denn immerhin stehen 
sie ja am Beginn dieses satiricums.



Mitteleuropa

Das PROJEKT MITTELEUROPA 
im Josef-Krainer-Haus
Das „Projekt Mitteleuropa“ begann im Herbst 1987 unter dem Protektorat von 
Stadtrat Dipl.-Ing. Helmut Strobl und unter der Leitung von Mag. Rembert J.

Schleicher seine Arbeit. Eine kleine Arbeitsgruppe setzte sich zum Ziel, 
die Mitteleuropadebatte auch für die Steiermark fruchtbar zu machen. Gleich 

zu Beginn wurde vereinbart, das Projekt mit der Herausgabe eines politicum- 
Heftes abzuschließen. Mitteleuropäische Erkundungsfahrten in kleinen Gruppen 

(bis zu neun Personen) und Veranstaltungen in loser Folge waren die wichtigsten
Aktivitäten der Projektgruppe. Es ging dabei nie um büchernes Wissen, sondern um konkretes Begreifen und 
Erfehren. Eine kommentarlose Auflistung der Fahrten und Veranstaltungen macht Tendenz und Absicht des 
Projektes nochmals deutlich:

18. 10. 1987: Gespräch mit Artur Hajnisz (Warschau) über „Opposition in Polen heute“.
29. 10. 1987: Caspar MiMos Tamas (Budapest): „Das Erbe der Doppelmonarchie und die gegen­
wärtige Teilung Europas“.
30. 10. — 2. 11. 1988: Pioniersfahrt in das jugoslawische und rumänische Banat (Belgrad, Vrsac,
Reschitz, Temesvar).
29. 11. 1988: Taras Kermauner (Ljubljana); „Für ein neues Modell des Zusammenlebens in 
Mitteleuropa“.

13. 12. 1988; Lesung Walter Prettenhofer: „Das Wohnen ist kein Ort — Winter in 
Rumänien: Texte und Zeichen aus Siebenbürgen und dem Banat“.

25. 1. 1989: Zoran Djindjic (Belgrad) und Zdzislaw Piotr Gwözdz (Wien):
„Jugoslawien — ein Staat in Gärung“.

21. — 23. 4. 1989: Erkundungsfahrt nach Südwestungam (Pecs).
26. 6. 1989: Diskussion mit Vertretern des Bundes Junger Demokraten 
FIDESZ: „Die aktuelle politische Entwicklung in Ungarn“.

9. 10. 1989: Emil Brix (Krakau/Wien): „Vorwärts! Nach Europa zurück! - 
Ein Plädoyer gegen den kulturellen Binnenmarkt“.

27. — 10. 10. 1989: Erkundungsfahrt nach Slowenien (u.a. Gespräch mit 
Lojze Peterle), Triest und Görz (Istituto per gli incontri Culturali 

Mitteleuropei).
27. — 29. 3. 1990: Symposium „Polen 1990. Eine Bestandsauf­
nahme“, mit Referaten von Artur Hajnisz, Kazimierz Woycicki,

Wojciech Kostrzewa und anderen.
27. 3. — 20. 4. 1990: Fotoausstellung Tomasz Tomarzewski 

„Die letzten Juden in Polen“; bei der Vernissage jiddische Musik 
mit „10 saiten und 1 bogen“ (Linz).

Im Juni 1990 begannen die Arbeiten für das vorliegende Heft des 
„politicum“ über die Zukunft Mitteleuropas. Mit dem Mittel­
europafest am 12. Jänner 1991, bei dem dieses Heft präsentiert 
wird, findet das PROJEKT MITTELEUROPA im Josef-Krainer- 
Haus seinen sinnenfalligen Abschluß und wartet zugleich auf 
vielfältige Fortsetzung.
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Die Karte hat uns Thomas Götz aus Prag geschickt.
Die Übersetzung:
„Wie oft hab’ ich Ihnen das schon gesagt, Mensch; Nicht Ost! Mittel!! — Mitteleuropa!“

Zeichnung von Miroslav Bartök, Decin



AUTOREN DIESER NUMMER
Atilla ARA-KOVACS
Geboren in Rumänien, 1983 ausgewiesen, Verlagslektor und 
freier Journalist in Budapest
Anzelm BÄRÄNY
FIDESZ — Bund der jungen Demokraten, Budapest

Mag. Gerhard W. BAUMGARTNER
Historiker, Mitarbeiter der Außenpolitischen Redaktion des
ORF, Wien

Mag. Dr. Wolfgang BENEDEK
Unversitätsdozent, Institut für Völkerrecht und Internationale 
Beziehungen an der Universität Graz

Dr. Emil BRIX
Generalkonsul der Republik Österreich in Krakau 

Dr. Erhard BUSEK
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung, Wien 

Miro CERAR
Universitätsassistent, Juridische Fakultät der Edward-Kardelj- 
Universität in Ljubljana

Dr. Fritz CSOKLICH 
Chefredakteur, Kleine Zeitung, Graz

Dr. Gerhard FELTL 
Geschäftsführer der EXPO Vienna AG

Dr. Konrad GINTHER
Universitätsprofessor, Institut für Völkerrecht und Internatio­
nale Beziehungen, Universität Graz

Alexandra GÖBHART
Historikerin und freie Journalistin, Graz

Dr. Thomas GÖTZ
Redakteur der Kleinen Zeitung, dzt. in Prag 

Fabjan HAFNER
Schriftsteller, Übersetzer, Universitätslektor an der Universi­
tät Graz

Dr. Bernhard HOFFMANN-WELLENHOF 
Universitätsprofessor, Technische Universität Graz
Herwig HÖSELE
Chefredakteur der Wochenzeitung „Die Steirische“; 
Pressereferent des steirischen Landeshauptmannes

Janisz HORVATH
Freischaffender Grafiker in Budapest; studierte in Leipzig an 
der Hochschule für Grafik und Buchkunst. Ausstellungen in 
Berlin, Budapest, Krakau, Leipzig, Halle, Dresden

Dr. Hubert ISAK
Universitätsassistent, Institut für Völkerrecht und Internatio­
nale Beziehungen an der Universität Graz

Dr. Gottfried KELLERMAYR
Koordinator des Landes Steiermark für die Weltausstellung 
Wien — Budapest

Alena KLEINOVA
Freie Journalistin in Budweis, CSFR 

Dr. Zoran KONSTANTINOVIC
Universitätsprofessor für vergleichende Literaturwissenschaft 
an der Universität Innsbruck

Dr. Josef KRAINER 
Landeshauptmann von Steiermark’

Mag. Josip KREGAR
Universitätsassistent an der Juridischen Fakultät der Universi­
tät Zagreb, Jugoslawien

Prof. Richard KRIESCHE 
Bildender Künstler, Graz

Florian KUNTNER
Weihbischof der Erzdiözese Wien, Vorsitzender der österrei­
chischen Kommission lustitia et Pax

Gerhard LEIXL
Freischaffender Künstler, Radkersburg und Wien 

Dr. Wolfgang MANTL
Universitätsprofessor, Institut für Öffentliches Recht, 
Politikwissenschaft und Verwaltungsiehre an der Universität 
Graz

Dr. Joseph MARKO
Universitätsassistent am Institut für Öffentliches Recht, Poli­
tikwissenschaft und Verwaltungslehre an der Universität Graz

Dr. Manfred PRISCHING
Universitätsdozent, Institut für Soziologie an der Universität 
Graz

Dr. Willibald POSCH
Universitätsprofessor, Institut für Bürgerliches Recht an der 
Universität Graz

Dr. Reinhard RACK
Universitätsprofessor, Institut für Öffentliches Recht, Politik­
wissenschaft und Verwaltungslehre an der Universität Graz

Gabor ROSZIK
Pastor, erster freigewählter Abgeordneter des ungarischen 
Parlaments, Gödöllö

Mag. Rembert J. SCHLEICHER
Geschäftsführer des Kirchlichen Kontaktbüros EXPO, Wien 

Bernd SCHMIDT
Leiter der Kulturredaktion der Kronen-Zeitung und Schrift­
steller, Graz

Dr. Ivan SIMONOVIC
Universitätsassistent an der Juridischen Fakultät der Universi­
tät Zagreb, Jugoslawien

Dipl.-Ing. Helmut STROBL 
Kulturstadtrat in Graz

Prof. Dr. Jözef TISCHNER
Prälat, Unversitätsprofessor an der Jagiellonischen Universität 
und an der Päpstlichen Theologischen Akademie in Krakau, 
Präsident des Instituts für die Wissenschaft vom Menschen in 
Wien

Dr. Elisabeth WELZIG 
Redakteurin der Kleinen Zeitung, Graz

Dr. Heimo WIDTMANN
Universitätsprofessor, Technische Universität Graz

Redaktion dieses Heftes:

Dr. Wolfgang BENEDEK 
Mag. Rembert J. SCHLEICHER

Grafische Gestaltung:
Janisz HORVATH




